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Vorwort

Nach dem Jugendgerichtstag ist vor dem Jugendgerichtstag … wenn dieser Band 
erscheint, ist die Erinnerung an den produktiven und spannenden 26. Deutschen 
Jugendgerichtstag in Leipzig noch präsent, während der 27. Deutsche Jugendge-
richtstag, der in Freiburg statt“ nden wird, schon in den Blick gerät. Das Kontinuum 
der Jugendgerichtstage, die im Abstand von drei Jahren statt“ nden, mindert jedoch 
nicht die Bedeutung der Einzelveranstaltung … im Gegenteil: schärft doch der Ver-
gleich der jeweiligen zeitlichen Einbettung den Blick für die rechtspolitische Ent-
wicklungen und Klimaveränderungen. 
 Der Leipziger Jugendgerichtstag stand unter dem Motto ŒVerantwortung für Ju-
gend• und fand vom 25. bis 28. September 2004 statt. Das Motto drückt eine persön-
liche Haltung aus, die wir bei all jenen vermuten und erwarten, die mit Herz und 
Verstand engagiert in der Jugendkriminalrechtsp” ege und der Jugendhilfe arbeiten. 
Zugleich hat die DVJJ mit diesem Motto den Fingerzeig auf die Seite der gesellschaft-
lichen Verantwortung für alle Teile der Jugend gelegt, insbesondere auch für solche, 
die mit den Strafgesetzen in Kon” ikt geraten sind, … und auf die Verantwortung für 
Lebensbedingungen, die die Entstehung von Delinquenz nicht noch fördern. 
 Das Motto der Verantwortung für Jugend bildet damit den Gegenpol zu jenen 
Zeittendenzen, die die Verantwortung eines jeden für sein eigenes Leben in den 
Vordergrund stellen und die gesamtstaatliche Gestaltungsverantwortung vergessen 
machen wollen. Hier soll nicht das Schuldprinzip in Frage gestellt werden, aber doch 
in Erinnerung gerufen werden, dass kriminologische Untersuchungen immer wie-
der Zusammenhänge zwischen delinquentem Verhalten und den sozialen Lebens-
bedingungen belegen. 
 Verantwortung für Jugend drückt sich im Zusammenhang mit der Delinquenz 
junger Menschen zugleich in einer rationalen Gestaltung des Jugendstrafrechts aus. 
Dies umfasst die De“ nition angemessener Ziele des Jugendstrafrechts und die Be-
rücksichtigung von Erfahrungswissen und wissenschaftlichen Erkenntnissen über 
die Entstehung und Beendigung von (Jugend-) Delinquenz einerseits und die Folgen 
jugendkriminalrechtlicher Interventionen andererseits. Den Fragen nach Können 
und Kenntnissen ist der Jugendgerichtstag in den beiden Foren nachgegangen: ŒWas 
können wir? Handlungsfelder, Perspektiven und Qualitätssicherung• und ŒWas wis-
sen wir? Theorie und Methoden•. Jedes Forum hat acht Arbeitskreise zusammenge-
fasst, in denen der Stand der Praxis und Wissenschaft zu den jeweiligen Einzelthe-
men erörtert wurde. 
 Wie aktuell diese thematische Festlegung war, zeigen die jüngsten Urteile des 
Bundesverfassungsgerichts zur (fehlenden) gesetzlichen Grundlage des Jugendstraf-
vollzugs sowie zur Sicherungsverwahrung, in denen das Gericht vom Gesetzgeber 
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die Berücksichtigung kriminologischer und anderer wissenschaftlicher Erkenntnis-
se bei der Vollzugsgestaltung verlangt und den Gesetzgeber auch zur Generierung 
entsprechender Erkenntnisse durch Forschung und Evaluation verp” ichtet.
 Der Jugendgerichtstag ist eine große Arbeitstagung: denn nicht nur in den Ar-
beitskreisen werden Thesen erarbeitet, die die Haltung der Fachwelt re” ektieren. 
Diese wurden in den beiden Foren zusammengefasst, Œverdichtet• und auf der 
Abschlussveranstaltung dem Gesamtplenum zur Diskussion und Verabschiedung 
vorgestellt. So wurden insgesamt 19 Thesen … bei einer Stimmenthaltung ansonsten 
einstimmig … am Ende der Tagung verabschiedet, die die Haltung der versammelten 
Praktiker und Wissenschaftler zu den kriminalpolitischen Problemen der Zeit und 
den Herausforderungen (und Versuchungen) der Jugendkriminalrechtsp” ege präg-
nant beschreiben (dokumentiert ab S. 550).
 Die Thesen der Arbeitskreise (dokumentiert ab S. 556) behalten ihre Bedeu-
tung als Orientierungswerte, setzen sie sich doch ungleich umfassender mit der 
betreffenden Thematik auseinander. Darüber hinaus versammelt dieser Dokumenta-
tionsband die in den Arbeitskreisen gehaltenen Referate sowie selbstverständlich die 
Grußworte und Eröffnungsvorträge.
 Den Jugendgerichtstagen kommt die Funktion zu, nicht nur den Austausch in-
nerhalb der jeweiligen Professionen zu fördern, sondern darüber hinaus interdiszi-
plinären Fachaustausch unmittelbar, konzentriert und lebendig möglich zu machen. 
Die hier versammelten Beiträge können die spezi“ sche Dynamik einer solchen Ver-
anstaltung nur andeuten. 

Juli 2006              Jochen Goerdeler
Geschäftsführer der DVJJ
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Eröffnung

Begrüßung und Grußworte





Eröffnungsrede des 1. Vorsitzenden

Bernd-Rüdeger Sonnen

Für die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendhilfen  (DVJJ) 
eröffne ich den 26. Deutschen Jugendgerichtstag zum Thema ŒVerantwortung für 
Jugend• und begrüße Sie auf das Herzlichste.

Auf zwei Neuerungen möchte ich hinweisen. Dieser Jugendgerichtstag “ ndet in Ko-
operation mit der Stadt Leipzig, der Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur 
Leipzig und der Universität Leipzig statt. Da die DVJJ Gast in Leipzig ist, erfolgen die 
Begrüßungen zunächst durch unsere Kooperationspartner:

r  für die Stadt Leipzig durch den Beigeordneten Herrn Burkhard Jung ,

r   der Oberbürgermeister der Stadt Leipzig Wolfgang Tiefensee  wird heute 
Abend im Neuen Rathaus für uns einen Empfang ausrichten und zu uns spre-
chen,

r   für die Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur durch den Rektor Herrn 
Prof. Dr. Manfred Nietner  und 

r   für die Universität Leipzig während des abendlichen Empfangs durch den Kanz-
ler Herrn Peter Gudjahr-Löser .

Ich begrüße Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer, Mitglieder und Freunde der DVJJ hier im Gewandhaus. Die Ehren-
gäste unseres Jugendgerichtstages bitte ich um Verständnis, dass ich sie nicht alle 
namentlich begrüßen kann. Stellvertretend möchte ich aber nennen:

r   aus dem Bundesjustizministerium Frau Justizministerin Brigitte Zypries  und 
Herrn Dr. Michael Gebauer , 

r   aus dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend Frau 
Christel Riemann-Hanewinckel  und Herrn Prof. Dr. Reinhard Wiesner,

Beiden Ministerien sei hier an dieser Stelle noch einmal ganz herzlich für die 
Unterstützung des Jugendgerichtstages und der DVJJ gedankt.

r   aus dem Deutschen Bundestag Herrn Jerzy Montag  (Rechtspolitischer Spre-
cher der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) und Frau Erika Simm (Fraktion der 
SPD),

r   aus Sachsen den Staatsminister für Justiz Herrn Dr. Thomas de Maizière  und 
den Staatssekretär Herrn Geert Mackenroth ,

r  aus Berlin die Justizministerin Frau Karin Schubert ,
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r   aus Niedersachsen den ehemaligen Justizminister Herrn Prof. Dr. Christian 
Pfeiffer , Direktor des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen.

Was wäre im Zeitalter der Europäisierung und Internationalisierung ein nationaler 
Jugendgerichtstag ohne internationale Beteiligung. Wir freuen uns ganz besonders, 
dass auch zahlreiche internationale Gäste aus dem europäischen und außereuropäi-
schen Ausland unsere Tagung bereichern. Wir begrüßen unter anderem

r  aus Japan die Herren Prof. Dr. Yasumitsu Higa , Drs. Yukido Okada  und Kenji 
Takeuchi , 

r   aus Österreich Herrn Dr. Norbert Gerstberger , Herrn Prof. Dr. Udo Jesionek 
und Frau Dr. Christa Pelikan ,

r   aus der Schweiz Herrn Dr. Christoph Bürgin  und Herrn Dr. Christoph Hug  
und

r  aus Tschechien Frau Prof. Dr. Helena Válková .

Als Überraschungsgast ist Herr Prof. Dr. Leoluca Orlando  unter uns, Ex-Bürger-
meister von Palermo, der als ŒPate des Positiven• Respekt für Menschenrechte und 
Zivilcourage einfordert als Chance gegen Korruption, ma“ öse Strukturen und Ter-
ror.
 Die zweite Neuerung ist, dass wir mit einem farbigen Bildplakat für den Jugend-
gerichtstag geworben haben. Dieses hier aushängende Plakat zeigt ausgehend von 
einem grünen Grund einen Jugendlichen auf einem Skateboard, der Œins Blaue• ab-
hebt. Lassen Sie uns bitte einen Moment frei assoziieren:
 Der Jugendliche auf dem Bild symbolisiert, wer bei Jugendgerichtstagen im Mit-
telpunkt stehen sollte. Das Skateboard als Fortbewegungsmittel und Sportgerät ist 
uns eher unvertraut. Es steht für jung, sportlich und dynamisch. Man kann mit ihm 
über Stufen springen oder auf der ŒHalf-Pipe• Artistisches leisten. Früher hätte man 
vielleicht gesagt Œüber Tische und Bänke•. Auf der anderen Seite zeigen plötzliche 
Kehrtwendungen, wie unberechenbar und manchmal auch angstein” ößend der Be-
wegungsablauf ist. Man kann den Halt verlieren und stürzen, aber auch abheben. 
Dabei steht abheben für die Überwindung von Grenzen bis hin Œins Blaue• bei-
spielsweise nach dem Motto Œüber dem Himmel muss die Freiheit wohl grenzenlos 
sein•. 
 Warum ist dieser Jugendliche auf dem Bild kop” os? Im positiven Sinne unter-
streicht das die Dynamik und die Möglichkeit, überraschend Neues zu entdecken. 
Negativ wäre die Assoziation orientierungslos, den Rahmen sprengend und aus 
dem Blick geratend. Das Blau könnte demgegenüber für die Lebenssituation und 
die Jugendbewegung stehen, sprach man doch Anfang des 20. Jahrhunderts von der 
Suche nach der blauen Blume. In der Romantik (z.B. bei Novalis ) sollte die Wunder-
blume die Augen öffnen und bisher verborgene, gleichsam neue Wege erschließen. 
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Überträgt man diese Assoziationen auf unser Thema ŒVerantwortung für Jugend•, 
so bedeutet das zunächst, jugendliche Fähigkeiten anzuerkennen und jugendli-
che Kompetenzen zu fördern. Es bedeutet aber auch, bei Grenzüberschreitungen 
Grenzen aufzuzeigen, ohne aber auszugrenzen. Letztlich geht es um einen Beitrag 
zur Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit, wobei die Akzente auf Verantwortlichkeit und Gemeinschaftsfähigkeit zu 
setzen sind. 
 Im Schnittstellenbereich zwischen Jugendhilfe und Jugendstrafrecht benötigen 
wir eine klare Zielsetzung einerseits des soeben genannten Kinder- und Jugendhilfe-
rechts und andererseits im jugendstrafrechtlichen Bereich. So soll nach den Entwür-
fen des Jahres 2004 die Anwendung des Jugendstrafrechts vor allem erneuten Straf-
taten eines Jugendlichen oder Heranwachsenden entgegenwirken und das Ziel des 
Vollzuges der Jugendstrafe soll eine Lebensführung des Gefangenen ohne Straftaten 
sein. Inwieweit diese Ziele erreicht werden, bleibt kritisch zu überprüfen. Es geht 
um Zielerreichungsprozesse und um Qualitätssicherung auf der Struktur-, der Pro-
zess- und der Ergebnisebene. Gefragt sind kreatives Denken und Handeln, folgen-
orientiert und Alternativen berücksichtigend, insoweit also um Erfolgsperspektiven. 
Damit sind die beiden Untertitel Qualitätssicherung und Erfolgsperspektiven zum 
Hauptthema ŒVerantwortung für Jugend• genannt. Unter diesen Aspekten hoffen wir 
auf einen ebenso interessanten wie spannungsgeladenen und ergebnisorientierten 
Jugendgerichtstag.



Grußwort der Bundesministerin der Justiz

Brigitte Zypries

Sehr geehrter Herr Professor Sonnen ,
sehr geehrte Frau Staatssekretärin Riemann-Hanewinckel ,
sehr geehrter Herr Kollege de Maizière ,
sehr geehrter Herr Professor Hassemer,
meine sehr geehrten Damen und Herren,

mit der sehr wichtigen Frage nach der ŒVerantwortung für Jugend• haben sie sich auch 
eine sehr komplexe Frage gestellt. Sie betrifft nicht nur das Feld der Jugendkrimi-
nalrechtsp” ege, sondern auch die Fragen nach Erziehung, nach Ausbildung, nach 
ihrem Schutz und nach den Lebensbedingungen für Familien und für Kinder. Nicht 
nur Eltern, Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen oder Lehrer tragen diese Ver-
antwortung. Wir alle … vor allem auch der Staat … müssen die Rahmenbedingungen 
schaffen, damit junge Menschen Mitglieder unserer Gesellschaft werden … und das 
auch bleiben. Junge Menschen dürfen sich nicht Œausklinken• aus der Gesellschaft. 
Sie brauchen Chancen und Perspektiven, damit sie etwas aus ihrem Leben machen 
können. Sie müssen aber auch lernen, dass sie selbst für sich und ihr Leben Verant-
wortung tragen, die ihnen niemand abnehmen kann. 
 Meine Damen und Herren, gegenüber jungen Menschen, die durch Straftaten 
mit unserer Rechtsordnung in Kon” ikt geraten sind, besteht eine besondere Ver-
antwortung. Wir können zurzeit erfreulicherweise zwar eine Stabilisierung der 
Kriminalitätszahlen bei Jugendlichen und Heranwachsenden feststellen. Die starke 
Zunahme der jugendlichen und heranwachsenden Tatverdächtigen in der Kriminal-
statistik der 90er Jahre hat sich in den letzten Jahren also nicht fortgesetzt. Bei den 
Jugendlichen sind nach 1998 teilweise sogar wieder leicht sinkende Zahlen zu ver-
zeichnen. 
 Gleichwohl handelt es sich aber um eine Stabilisierung auf erhöhtem Niveau. 
Besorgnis erregend bleibt auch, dass die Anzahl der Gewaltdelikte weiterhin ange-
stiegen ist … und zwar sowohl bei Jugendlichen als auch bei Heranwachsenden. Zwar 
machen diese Delikte nur einen kleineren Anteil im Gesamtspektrum der Jugendde-
linquenz aus und der Anstieg fällt auch weitaus geringer aus als insbesondere in den 
Jahren 1994 bis 1997. Dennoch müssen wir dies weiter aufmerksam beobachten 
und entsprechend darauf reagieren. 
 Aber worin besteht die beste, das heißt, die sinnvollste und vernünftigste Reak-
tion? Vielfach werden, wir alle wissen das, ein härteres Durchgreifen und Verschär-
fungen im Jugendstrafrecht gefordert. 
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Zunächst einmal: Höhere und drastischere Strafen sind sicherlich kein Allheilmittel. 
Das ist eine Erkenntnis, die nicht nur für das Jugendstrafrecht gilt. Meine Damen 
und Herren, hat sich tatsächlich soviel geändert, dass wir mit den bestehenden In-
strumentarien scheitern? Sorgen wegen steigender Jugendkriminalität und Klagen 
über eine schlimmer werdende Jugend gab es zu allen Zeiten. Entsprechende Zitate 
von Sokrates bis Shakespeare werden, wie ich höre, in Vorträgen zum Jugendstraf-
recht immer wieder gern angeführt. Auch in der Einleitung des Kommentars zum 
ersten deutschen Jugendgerichtsgesetz von 1923 lesen wir, dass die Zahl straffälliger 
Jugendlicher seit Erscheinen der Reichskriminalstatistik 1882 beständig zugenom-
men habe. Es ist sogar von einem Œbeängstigenden Anschwellen der Jugendkrimina-
lität• die Rede. Untersuchungen über die Rückfälligkeit hätten zudem den Eindruck 
von der Unzulänglichkeit des geltenden Rechts verstärkt. 
 Welche Konsequenzen zog der Gesetzgeber damals aus dieser Œbeängstigenden• 
Entwicklung? Er schuf ein besonderes Jugendgerichtsgesetz … geleitet von den noch 
jungen Erkenntnissen aus Pädagogik, Psychologie und Kriminologie und auch in 
der erkannten ŒVerantwortung für die Jugend•. Darin wurde das Strafmündigkeitsalter 
heraufgesetzt und vor allem der Strafgedanke zugunsten des Erziehungsgedankens 
zurückgedrängt. Strafen konnten durch Erziehungsmaßregeln ersetzt werden, die 
bessere Aussichten für eine positive Einwirkung auf gefährdete Jugendliche boten.
 Lag der Gesetzgeber damals falsch? Ganz sicher: Nein. Auch wenn wir heute, bei-
nahe hundert Jahre später, ganz andere Reaktionen auf Entwicklungen und Erschei-
nungen der Kriminalität junger Menschen erleben und Verschärfungsforderungen 
Konjunktur haben: Es bleibt dabei, dass es die Aufgabe des Jugendkriminalrechts 
ist, den Schutz der Allgemeinheit in einen angemessenen Ausgleich mit der ŒVer-
antwortung für die Jugend• zu bringen. Unser Ziel muss weiterhin darin bestehen, in 
vernünftiger und sinnvoller Weise auf Straftaten junger Menschen so zu reagieren, 
dass sie in Zukunft möglichst nicht mehr straffällig werden. Deshalb steht der Er-
ziehungsgedanke zu Recht nach wie vor im Vordergrund des Jugendstrafrechts. Wir 
müssen das daraus abgeleitete besondere Instrumentarium des Jugendstrafrechts 
auch in Zukunft nutzen, um der Jugendkriminalität angemessen und wirkungsvoll 
zu begegnen. 
 Das soll aber nicht heißen, dass Freiheitsstrafen ganz generell falsch für Jugend-
liche sind. Wir brauchen als Ultima Ratio auch die Möglichkeiten, durch Bewäh-
rungsstrafen oder durch Strafvollzug auf Jugendliche einwirken zu können. Wir 
müssen den Jugendlichen Grenzen setzen und ihnen zeigen können, dass sie nicht 
allein auf der Welt leben, sondern dass sie auch für andere verantwortlich sind und 
ihr Handeln durchaus harte Konsequenzen haben kann.
 Sie wissen, dass die Forderungen nach Verschärfungen, wie z.B. nach einem 
Warnschussarrest und nach der weitgehenden Herausnahme von Heranwachsen-
den aus dem Jugendstrafrecht auch von den Fachleuten ganz überwiegend abgelehnt 
werden. Der letzte Jugendgerichtstag in Marburg hat sich ebenso dagegen ausge-
sprochen wie der 64. Deutsche Juristentag 2002 in Berlin oder die 2. JGG-Reform-
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Kommission der DVJJ. Zu Recht, wie ich meine. Denn auch wenn die überschwäng-
lichen Erwartungen der 70er Jahre an den Erfolg von Resozialisierungsbemühungen 
teilweise zurückgeschraubt werden mussten: Es gibt derzeit keine wissenschaftliche 
Rechtfertigung dafür, dass der Gesetzgeber gegenüber Jugendkriminalität heute ei-
ne grundsätzlich andere Richtung einschlagen müsste als vor fünfzehn oder bereits 
vor hundert Jahren. 

Dies ist auch die Meinung der Mehrheit des Bundestages.

Meine Damen und Herren, 
die meisten jugendlichen Straftäter treten in ihrem Leben nur einmal strafrecht-
lich in Erscheinung und danach nicht wieder. Die vom Bundesjustizministerium 
in Auftrag gegebene Rückfallstatistik hat das belastbar belegt. Auffallend hoch ist 
allerdings die Rückfallquote derjenigen Jugendlichen und Heranwachsenden, die 
schon eine Jugendstrafe verbüßt haben. Die Rückfälligkeit nach einem Jugendarrest 
fällt zudem noch deutlich höher aus als nach einer Jugendstrafe, die zur Bewährung 
ausgesetzt wurde.
 Natürlich darf man es sich beim Vergleich der Rückfallquoten nicht zu einfach 
machen. Gerade in den Fällen, in denen eine Jugendstrafe nicht zur Bewährung aus-
gesetzt wird, haben wir es wahrscheinlich mit einer besonderen ŒNegativauswahl• 
zu tun. Betroffen sind überproportional junge Menschen mit besonders hoher Be-
lastung und schlechter Prognose. Gleichwohl wird sichtbar, wo es zu handeln gilt. 
Wenn wir junge Menschen einsperren, dann müssen wir während des Vollzugs 
noch stärker die Möglichkeiten zur positiven Einwirkung und zur Verbesserung der 
Chancen auf ein künftig straffreies Leben nutzen. 
 Der von der Bundesregierung erarbeitete Entwurf eines Jugendstrafvollzugsge-
setzes spricht deshalb in seinen Grundsätzen zur Ausgestaltung des Vollzugs be-
wusst von ŒFörderung•. Der Begriff bringt das Grundanliegen zum Ausdruck, dass 
die Gefangenen im Jugendstrafvollzug aktiv an dem Prozess der persönlichen Wei-
terentwicklung mitarbeiten sollen. Sie sollen Eigenverantwortung für sich und ihr 
Leben übernehmen und dabei die Rechtsordnung beachten. Der Vollzug hat dafür 
die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, indem er therapeutische, schulische, 
pädagogische und berufsfördernde Angebote bereitstellt. Im Rahmen der alltägli-
chen Lebensgestaltung sollen zudem Übungsfelder zur konstruktiven Bewältigung 
von Kon” ikten entwickelt werden. All dies soll dazu beitragen, alternative Verhal-
tensweisen einzuüben und zu stabilisieren.
 Ein anderes Gesetzgebungsverfahren betrifft das 2. JGG-Änderungsgesetz. An-
lass für dieses Vorhaben war eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Die 
bis dahin bestehende Regelung, Eltern von der Hauptverhandlung gegen Jugendli-
che ausschließen zu können, wurde wegen ungenügender Bestimmtheit für verfas-
sungswidrig erklärt. Unser Entwurf fasst neben einigen weiteren Änderungen vor 
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allem daher diese Bestimmungen neu. Außerdem will er eine ausdrückliche Zielbe-
stimmung des Jugendstrafrechts in § 2 JGG aufnehmen. Ich denke, dass Sie darüber 
sicherlich auch auf diesem Jugendgerichtstag sprechen werden. 
 Es geht uns bei diesem Vorhaben nicht etwa um einen Reformentwurf im gro-
ßen Stil. Der Titel ist rein rechtsförmlich bedingt und bedeutet nicht die inhaltliche 
Weiterführung des 1. JGG-Änderungsgesetzes von 1990. Eine umfassende und 
weiterführende Reform des Jugendkriminalrechts bedürfte eines breiten Konsen-
ses, wie er vor 15 Jahren beim 1. JGG-Änderungsgesetz bestand. Von einem solchen 
übereinstimmenden Verständnis sind wir aber heute leider deutlich entfernt. Wenn 
also einzelne Länder meinen, dass der Entwurf hinter weiteren Reformerfordernis-
sen zurückbleibe, hat das etwas mit divergierenden inhaltlichen Vorstellungen zu 
tun. Was diese Länder unter Reform verstehen, will der Bund nicht. Für eine umfas-
sende Reform sehe ich gegenwärtig keine zwingende Notwendigkeit. Trotz einiger 
Verbesserungsmöglichkeiten und gewisser Schwachstellen hat sich das geltende Ju-
gendstrafrecht, wie es im Jugendgerichtsgesetz geregelt ist, im Großen und Ganzen 
bewährt. Wir beschränken uns deshalb hier auf das Notwendige und aktuell Sinn-
volle. 

Meine Damen und Herren,
die wichtigsten Handlungsfelder im Bereich des Jugendstrafrechts bestehen ohne-
hin nicht im Bereich der Gesetzgebung, sondern bei der Umsetzung des rechtlichen 
Instrumentariums in der Praxis. Es geht etwa um die bessere Kooperation und Ver-
netzung der Beteiligten im Jugendstrafverfahren, aber vor allem auch geht es um 
Prävention. 
 Denn ŒVerantwortung für die Jugend• setzt nicht erst ein, wenn Straftaten began-
gen worden sind. Wir alle sind aufgerufen, unseren Teil dazu beizutragen, dass die 
Lebensbedingungen und die Umstände für das Aufwachsen junger Menschen för-
derlich sind. 
 Dabei geht es nicht nur um ŒVerantwortung•, sondern auch um ŒVerantwortlich-
keit• in unserer erwachsenen Gesellschaft. Denn es gibt viele Umstände, die Krimi-
nalität begünstigen. Ich nenne als Beispiel nur gewaltverherrlichende Medien und 
Spiele oder speziell auf Jugendliche ausgerichtete alkoholische Getränke … all das 
sind Dinge, an denen Erwachsene mitunter nicht schlecht verdienen. Auch fremden-
feindliche Einstellungen zum Beispiel wachsen nicht allein in den Köpfen junger 
Menschen, sondern werden vielfach durch Vorurteile des erwachsenen Umfeldes 
transportiert oder bestärkt. In diesen Bereichen muss das Verantwortungsbewusst-
sein aller noch gestärkt werden.

Meine Damen und Herren,
das Jugendstrafrecht kann nur einen bescheidenen Beitrag gegenüber der Delin-
quenz junger Menschen leisten. Deshalb ist es richtig und wichtig, dass das The-
menspektrum dieses Jugendgerichtstages weit über die Erörterung rechtlicher 
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Fragen hinausgeht. Auf dem Berliner Juristentag 2002, dessen strafrechtliche Ab-
teilung unter der Frage stand: ŒIst das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?• 
äußerte sich Herr Professor Streng  in der Diskussion sinngemäß: ŒWenn der heute 
von Verschärfungsforderungen geprägte Zeitgeist ausdrückte, was zeitgemäß ist, 
dann wäre ich froh, wenn das Jugendstrafrecht nicht zeitgemäß wäre.• In diesem 
Sinne ermutige ich Sie, trotz eines vielfach von populären Vorstellungen geprägten 
Zeitgeistes Ihrer fachlichen Verantwortung gerecht zu bleiben. Ich wünsche Ihnen 
spannende Diskussionen und eine ertragreiche Veranstaltung!



Grußwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
bei der Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend

Christel Riemann-Hanewinckel

Frau Bundesministerin der Justiz Dr. Zypries,
Herr Landesjustizminister Dr. de Maizière,
Herr Professor Sonnen ,

die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen  
kann Stolz darauf sein, mit dem Jugendgerichtstag die größte Veranstaltung in der 
Jugendkriminalrechtsp” ege auszurichten. Die große Zahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer bei dem diesjährigen Jugendgerichtstag 2004 hebt die Bedeutung dieser 
bundesweiten Veranstaltung hervor. Das Interesse macht aber auch deutlich, dass 
diese Veranstaltung viele wichtige und aktuelle Fragen, Probleme und Herausforde-
rungen in der Arbeit mit straffälligen jungen Menschen aufgreift. 
 Das für diesen Jugendgerichtstag gewählte Thema ŒVerantwortung für Jugend•, 
die Themen der angebotenen Arbeitskreise macht deutlich, dass die Jugendgerichte 
ihre breite Verantwortung wahrnehmen. Sie mischen sich ein, ergreifen Partei für 
Jugendliche, indem sie sich mit der ganzen Bandbreite der Interventionsmöglichkei-
ten für problematisch straffällig gewordene Jugendliche auseinandersetzen. 
 Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend nimmt sei-
ne Verantwortung für Rahmengesetzgebung wahr. Wir wollen und werden Eltern 
stärken in ihrer Verantwortung für das Aufwachsen und die Erziehung und Bildung 
ihrer Kinder.

Familien brauchen heute andere Rahmenbedingungen für diese elementaren Auf-
gaben.

r   Das sind verlässliche und qualitätsvolle Bildungseinrichtungen für den Nach-
wuchs vom Kleinkind bis zum Jugendlichen,

r   das sind ” exible, an den Familien orientierte Arbeitszeiten und Arbeitsbedin-
gungen, die … wie die Prognos-Studie gezeigt hat … für die Betriebe nicht teurer 
werden, sondern Rendite bringen,

r   das sind Kommunen, die mit Kindern, Jugendlichen und Familien rechnen 
… nicht mit dem Rotstift, sondern einem lokalen Bündnis möglichst vieler: 
von den Verkehrsbetrieben bis zu den Schulen, von den Wohnbaugesellschaften 
bis zu den Jugendclubs.



Riemann-Hanewinckel  |  Grußwort22

r   Bildung, Erziehung und Betreuung … das sollten eigentlich feste Größen sein, 
mit denen Kinder und Jugendliche rechnen können!

Sehr geehrte Damen und Herren,
Verantwortung für Jugend hat auch etwas mit den Prinzipien 

r  ŒFördern und Fordern•,

r  ŒPrävention statt Repression•,

r  ŒHilfe statt Strafe•

zu tun.

Diese Prinzipien brauchen Ideen, Engagement, belastbares Datenmaterial und na-
türlich auch Geld. Gerade die Arbeit mit den so genannten Œschwierigen Jugendli-
chen• ist davon abhängig, dass vor Ort die erforderlichen Ressourcen zur Verfügung 
gestellt werden. Ob ein Jugendamt in der Kommune mit ausreichenden Mitteln für 
Personal, Organisation und Angebotsstrukturen ausgerüstet ist, merken nicht nur 
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Jugendamt, sondern direkt die betroffenen 
jungen Menschen und ihre Familien.
 Bei allem Verständnis für Regionalisierung und föderale Strukturen, eines ist 
und bleibt die Zuständigkeit der Bundesregierung: Den Rahmen für gerechte Le-
bensverhältnisse in ganz Deutschland zu setzen. Es muss sichergestellt sein, dass 
überall eine präventive Jugendhilfepolitik statt“ ndet, die letztendlich Geld spart und 
… was viel wichtiger ist … jungen Menschen ein vernünftiges, selbstbestimmtes Le-
ben ermöglicht. Einheitlichkeit durch verbindliche Bundesgesetzgebung und Frei-
heit und Vielfalt in der Umsetzung … nur so schaffen wir Chancengerechtigkeit und 
sichern den Standort Deutschland. Das heißt nicht, sich berechtigten Wünschen zu 
verweigern, Fehlentwicklungen, die sich im Laufe von mehr als einem Jahrzehnt 
ergeben haben, gegenzusteuern. 
 Deshalb machen die vorgesehenen Änderungen und Ergänzungen des SGB VIII 
… das Kinder- und Jugendhilferecht … Sinn. Sie greifen sowohl Forderungen von Sei-
ten der Länder als auch Ergebnisse der Fachdiskussionen der vergangenen Jahre auf 
und eröffnen den Ländern und Kommunen weitere Gestaltungsspielräume. 
 Es ist notwendig, die kommunale Jugendhilfe zu stärken und nicht zuzulassen, 
dass sich Betroffene Leistungen selbst beschaffen oder Jugendgerichte über die 
Köpfe der Jugendämter hinweg entscheiden. Damit würde die Jugendhilfe zum Kos-
tenträger degradiert. Die Steuerungskraft der Jugendämter und Kommunen muss 
sicher gestärkt werden … ich werde aber massiv die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes für das SGB VIII … die Kinder- und Jugendhilfe … bei allen berechtigten For-
derungen nach einer Föderalismusreform verteidigen. 
 Diese Einheitlichkeit im Rahmen der Bundesgesetzgebung hat sich bewährt, sie 
kommt Kindern und Jugendlichen und deren Familien vor Ort zugute. 
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Meine Damen und Herren,
Kriminalprävention ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Neben Polizei und Jus-
tiz sind Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, Kinder- und Familienpolitik ebenso gefor-
dert wie zum Beispiel die Bildungs-, Gesundheits- und Medienpolitik. 
 Darüber hinaus ist Kriminalprävention bei Kindern und Jugendlichen ohne Be-
teiligung der Eltern nicht vorstellbar. In den vergangenen Jahren haben die Kinder- 
und Jugendhilfe, die Polizei, aber auch Schulen und die Justiz eine Vielzahl präven-
tiver Projekte entwickelt. Besonders erfolgreich sind dabei Kooperationen zwischen 
den einzelnen Institutionen. Vor diesem Hintergrund haben sich die Regierungs-
chefs der Länder und die Bundesregierung dazu entschlossen, die verschiedenen 
Ansätze zu bündeln. Wir brauchen eine gesellschaftliche Allianz zur Ächtung von 
Gewalt. Mit der Umsetzung von konkreten Maßnahmen haben wir das Deutsche Fo-
rum für Kriminalprävention beauftragt. Es arbeitet zusammen mit der polizeilichen 
Kriminalprävention und dem Deutschen Jugendinstitut. Die gemeinsame Arbeit 
basiert auf dem Bericht der länderübergreifenden Arbeitsgruppe zur Ächtung der 
Gewalt und Stärkung der Erziehungskraft von Familie und Schule. Er umfasst alle 
Themenfelder, die in der Gewaltprävention eine Rolle spielen.

Hierzu gehören:

r  die Stärkung der Erziehungsverantwortung in der Familie,

r   die vorschulische und schulische Erziehung zu einem gewaltfreien
Miteinander,

r  genauso wie Maßnahmen zur Integration junger Menschen in die Gesellschaft,

r  die Verantwortung der Medien, der Kultur und der Politik

r  sowie die repressive Gewaltbekämpfung und der Opferschutz.

Dass eine rein repressive Kriminalpolitik zum Scheitern verurteilt ist, liegt auf der 
Hand. Wichtig dagegen ist, Kindern und Jugendlichen Zukunftsperspektiven auf-
zuzeigen. Beim Deutschen Jugendinstitut gibt es mittlerweile eine zentrale Arbeits-
stelle, die verschiedene Praxisansätze in der präventiven Arbeit dokumentiert. Diese 
Arbeitsstelle stellt Informationen über Konzepte, Handlungsstrategien und Arbeits-
formen in der Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention zur Verfügung. Auf diese 
Weise können bewährte und innovative Ansätze gefördert werden. Es wird möglich, 
Qualitätsstandards zu erarbeiten und zugleich Kooperationen zu unterstützen. Der 
beste Schutz vor Kinder- und Jugendkriminalität ist, Kindern und Jugendlichen Ge-
hör zu verschaffen und sie schon früh an Entscheidungen in ihrer Lebensumwelt zu 
beteiligen. Um das zu erreichen, hat die Bundesregierung in den letzten Jahren eine 
ganze Reihe von Initiativen ins Leben gerufen. 
 Erst vor kurzer Zeit startete das Projekt ŒP … misch dich ein•. Kinder und Ju-
gendliche werden ermutigt, ihre Ängste, Vorstellungen und Hoffnungen in Ent-
scheidungsprozesse einzubringen. Gleichzeitig will es neue Beteiligungsformen 
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entwickeln und erproben. In den Neuen Bundesländern läuft seit Herbst 2003 Œwir 
... hier und jetzt•. Dieses Programm soll ostdeutschen Jugendlichen Perspektiven 
und Möglichkeiten in ihrer Heimat aufzeigen und zu mehr Eigeninitiative anregen. 
Es ergänzt arbeitsmarkt- und bildungspolitische Aktivitäten der Bundesregierung 
und läuft zusammen mit den Bundesprogrammen ŒDie soziale Stadt•, ŒRegiokom•, 
ŒTeamArbeit für Deutschland• oder ŒLokales Kapital für soziale Zwecke•. 
 Das Projekt wird vor Ort mit lokalen Akteuren umgesetzt. Dazu gehören die 
lokale Wirtschaft, Kommunen, Jugendhilfe, Schulen, Arbeitsämter, Kirchen und 
Vereine. ŒWir ... hier und jetzt•, ist übrigens eine Initiative des BMFSFJ, der Stiftung 
Demokratische Jugend und der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung. Ein ganz 
wesentlicher Schwerpunkt unserer Jugendpolitik ist in jedem Fall die Bekämpfung 
von Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit.
 Seit 2001 gibt es das Aktionsprogramm ŒJugend für Toleranz und Demokratie … ge-
gen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus•. Mit diesem umfas-
senden Programm wird demokratisches Verhalten und ziviles Engagement gestärkt. 
Es will Toleranz und Weltoffenheit fördern. Das Aktionsprogramm besteht aus drei 
Teilen:

r  ENTIMON,

r  CIVITAS

r  und XENOS.

ENTIMON fördert Maßnahmen zur Stärkung von Demokratie und Toleranz und zur 
Prävention und Bekämpfung von Rechtsextremismus und Gewalt. Seit 2001 konn-
ten in diesem Programmteil über 2.200 Projekte gefördert werden.

CIVITAS ist eine Initiative gegen Rechtsextremismus in den neuen Bundesländern 
und soll dort zivilgesellschaftliche Strukturen aufbauen, stärken und vernetzen. 
Über 1.200 Projekte sind bisher in diesem Projektteil gefördert worden, und das in 
nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen.

XENOS fördert Projekte zum gegenseitigen Verständnis von deutschen und aus-
ländischen Jugendlichen und Erwachsenen. XENOS verknüpft Maßnahmen am Ar-
beitsmarkt mit Aktivitäten zur Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Intoleranz. Bisher konnten 225 Maßnahmen gefördert werden.

Kinder- und Jugendhilfe braucht dabei viel mehr als nur einen verlässlichen gesetzli-
chen Rahmen. Sie braucht vor allem Menschen, die sich auf die betroffenen Kinder 
und Jugendlichen einlassen und ihr Vertrauen in die Gesellschaft und in die Zukunft 
zurückgewinnen. Diese Arbeit ist zum einen wertvoll, auf der anderen Seite ist sie 
auch sehr belastend.
 Meine Anerkennung gilt deshalb allen Frauen und Männern, die in der Jugend-
kriminalrechtsp” ege tätig sind und jungen Menschen dabei helfen, Vertrauen in 
sich selbst und unsere Gesellschaft zu “ nden.
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Den Teilnehmern und Teilnehmerinnen an diesem Jugendgerichtstag wünsche ich 
viele anregende Diskussionen und viel Kraft, Engagement aber auch Freude bei der 
Arbeit vor Ort.

Den Veranstalterinnen und Veranstaltern wünsche ich gutes Gelingen.



Eröffnung des Marktes der Möglichkeiten

Reinhard Wiesner

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Programmheft für diese Tagung schreibt der 1. Vorsitzende:

ŒVerantwortung für Jugend ist der kleinste gemeinsame Nenner aller
in der Jugend krimi nalitäts rechtsp” ege Tätigen.•

Verantwortung für Jugend … ich fasse weiter: für Kinder und Jugendliche … ist eine 
gesamtge sellschaftliche Aufgabe ersten Ranges. In unserer Zeit, in der fast nur noch 
von mehr Eigeniniti ative, mehr Eigenverantwortung die Rede ist, scheint die Forde-
rung, Verantwortung für andere zu übernehmen, zunehmend zum Fremdwort zu 
werden, scheint die (Mit)Verantwortung des Staates für Erziehung und Bildung in 
Vergessenheit zu geraten.
 Dabei ist es doch eine Binsenweisheit, dass Kinder und Jugendliche nicht als 
kleine Erwach sene zur Welt kommen, sondern als schutzlose und hilfebedürftige 
Wesen, die der P” ege, Unterstützung, Erziehung bedürfen, um zur Selbstbestim-
mung und Selbstverantwortung zu gelangen. Verantwortungsübernahme für Kinder 
und Jugendliche ist deshalb die zentrale Voraus setzung dafür, dass junge Menschen 
sich zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten entwi-
ckeln, wie es im § 1 SGB VIII heißt, dass sie … auf einen kurzen Nenner gebracht 
… gesellschaftlich integriert werden. Wie wichtig gesellschaftliche Integration für die 
Stabilität und die Weiterentwicklung einer Gesellschaft ist, dies wird uns auch in der 
aktuellen Debatte über die Erwartungen an die Integration von Menschen aus ande-
ren Kulturen, die mitten unter uns oder neben uns leben, deutlich.
 Bei den einen vollzieht sich dieser Prozess der Persönlichkeitsentwicklung 
schneller … mit weniger Brüchen in der Biographie …, bei den anderen ist diese Ent-
wicklung mit Rückschlägen verbunden. Verantwortung dafür tragen nach unserer 
Verfassung zuallererst die Eltern, darüber hinaus aber auch die staatliche Gemein-
schaft im Rahmen des staatlichen Wächteramtes und schließlich die Gesellschaft 
als Ganze. Es ist kein Geheimnis, dass Erziehung und Bildung in unserer Wissens-
gesellschaft einen zentralen Stellenwert bekommen haben und damit diejenigen, 
die Erziehungsverantwortung tragen, vor höhere Anforderungen stellen. Dement-
sprechend sind Eltern … wollen sie ihrer Verantwortung als Partner, Arbeitnehmer 
und Erzieher ihrer Kinder … gerecht werden, bei dieser Aufgabe gefordert und nicht 
selten überfordert. Umso stärker rückt deshalb die staatliche (Mit)Verantwortung für 
Erziehung und Bildung in den Vordergrund. 
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Der Staat nimmt diese Aufgaben wahr im Rahmen der Schule und im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Wie es um die Schule in Deutschland bestellt ist, davon 
erfahren wir in internationalen Untersu chungen, zuletzt im zweiten Teil der PISA-
Studie. Anstatt stärker über nationale Bildungsstandards und die Reform des drei-
gliedrigen Schulsystems zu reden, kündigen Ministerpräsidenten den Austritt aus 
nationalen Bildungsgremien wie der Kultusministerkonferenz an. Ist dies zukunfts-
orientierte Verantwortungsübernahme oder nicht eher die Rolle rückwärts in die 
bildungspolitische Kleinstaaterei? 
 Aber … meine Damen und Herren … sieht es in der Kinder- und Jugendhilfe 
besser aus? Die Länder werden nicht müde zu betonen, dass sich das Kinder- und 
Jugendhilferecht bewährt habe, um im gleichen Atemzug rigide Einschnitte in das 
Leistungsspektrum der Jugendhilfe zu fordern. Ihr erklärtes Ziel dabei ist die Ent-
lastung der Kommunen. Der Ministerpräsident eines südlichen Bundeslandes hatte 
… so konnte man es im SPIEGEL lesen … schon vor Monaten die angeblich viel zu 
hohen Standards in der Jugendhilfe beklagt. Nun macht er Ernst: Im inzwischen 
vorgelegten Entwurf eines Kommunalen Entlastungsgesetzes (KEG) “ ndet sich 
neben drastischen Einschnitten in das Leistungsrecht eine Generalklausel, die den 
Kommunen die Möglichkeit eröffnet, alle fachlichen Standards der jeweiligen Haus-
haltslage anzupassen. Sie werden vielleicht einwenden … dies sei bei Ihnen ohnehin 
schon Praxis. Trotzdem: Die Realisierung dieser Forde rung wäre der Bankrott jeder 
bundesrechtlichen Steuerung der Kinder- und Jugendhilfe und die Legitimation für 
eine ŒKinder- und Jugendhilfe nach Kassenlage•.
 Interessant ist die Begründung für diesen Vorstoß: Nur mit einer raschen Haus-
haltskonsolidierung könnte eine nachhaltige Politik für künftige Generationen be-
trieben werden. Nun … meine Damen und Herren … niemand, auch nicht der Staat 
kann auf Dauer über seine Verhältnisse leben … aber ich halte es doch für zynisch, 
jungen Menschen, die heute der Hilfe bedürfen, diese mit dem Argument vorzuent-
halten, man brauche die notwendigen Mittel, um künftigen Generationen helfen zu 
können. Wenn wir uns die demographische Entwicklung in Deutschland ansehen, 
dann wird es diese künftige Generation möglicherweise gar nicht mehr oder eben 
nur noch in Spurenelementen geben, weil versäumt wird, heute dafür die Rahmen-
bedingungen zu schaffen:

r  durch Investitionen in Bildung und Erziehung;

r  durch bessere Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie.

Was hat dies alles mit dem Jugendgerichtstag, mit dem Markt der Möglichkeiten, 
mit Qualitäts entwicklung und Evaluation zu tun?

Ich befürchte, dass der neoliberale Zeitgeist die Schere zwischen den so genannten 
Leistungs fähigen und den Leistungsunwilligen, den Winnern und Loosern wei-
ter öffnet und einer gesell schaftlichen Spaltung Vorschub leistet. Jugendliche, die 
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straffällig geworden sind, gehören dabei zu den ersten, die durch den Rost fallen. 
Nicht viel besser geht es den jungen Menschen, denen in rigider Form Leistungen 
gekürzt werden, weil sie ein Eingliederungsangebot nach Hartz IV abgelehnt haben. 
So richtig es ist, junge Menschen nicht nur zu fördern, sondern auch zu fordern, so 
wenig darf es andererseits eine Sanktionspraxis geben, die zur Ausgrenzung junger 
Menschen führt.

Umso wichtiger ist es,

r   dass die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichts-
hilfen  beharrlich … und gewissermaßen gegen den Strom schwimmend … die 
Lebenslagen dieser jungen Menschen aber auch derjenigen, die Opfer einer 
Straftat geworden sind, in den Blick nimmt und versucht, die populistische Dis-
kussion über den Umgang mit jungen Straftätern durch sachliche Argumente zu 
stören, 

r   dass sie in der Verantwortung für die Verwendung öffentlicher Mittel die Fra-
ge nach der Wirkung, nach dem Erfolg der jeweiligen Konzepte und Methoden 
stellt.

r   dass vor Ort Frauen und Männer in Jugendämtern und bei freien Trägern, in Ak-
tionen und Projekten versuchen, Brücken zwischen der Welt der Justiz, der Welt 
der Jugendhilfe und dem gesellschaftlichen Diskurs zu schlagen.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit den anwesenden Damen und Herren stellvertre-
tend für alle, die in der Jugendgerichtshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe insge-
samt aktiv sind, für ihr Engagement für junge Menschen danken. Der Bund begreift 
die Arbeit der Deutschen Vereini gung für Jugendgerichte und Jugendge-
richtshilfen  als ein zentrales bundespolitisches Anliegen und wird sie auch in 
Zukunft nach Kräften fördern.



Eröffnungsvortrag 
und 

wissenschaftliches Hauptreferat





Jugend im Strafrecht

Winfried Hassemer

I.  Ausgangspunkte

1  Ein ganz normaler Fall
Zu Anfang des Sommers 2004 hat eine Frankfurter Tageszeitung1 unter der Schlag-
zeile ŒZwölfjährige prahlt mit 300 Taschendiebstählen• Folgendes berichtet:

ŒDie Kampagne der Polizei in Darmstadt gegen Trick- und Taschendiebstäh-
le hat jetzt einen Erfolg gebracht. Am Dienstagnachmittag beobachteten 
Polizeibeamte, die gezielt gedeckt (sic!) ermitteln, einen Taschendiebstahl 
in einem Kaufhaus am Ludwigsplatz und nahmen die zwölfjährige Diebin 
... sowie eine 42 Jahre alte Frau aus Osteuropa, die eine zuvor gestohlene 
Geldbörse einstecken wollte, fest. Das Mädchen habe geprahlt, so die Polizei, 
bereits mehr als 300 Taschendiebstähle begangen zu haben. Es sei der Poli-
zei bereits mit 31 verschiedenen Namensangaben und 159 ähnlichen Fällen 
bekannt. Die Frau, die einen Wohnsitz in Dietzenbach hat, ist bei der Polizei 
bereits wegen 29 Diebstählen registriert. Auch einen zwölfjährigen Jungen, 
der bei der Aktion mit von der Partie gewesen ist, kennt die Polizei wegen 
ähnlicher Delikte.
 Nach Erkenntnissen der Beamten werden strafunmündige Kinder als Ta-
schendiebe ausgebildet und vor allem in Fußgängerzonen, Bussen und Stra-
ßenbahnen eingesetzt. Hier handele es sich nicht nur um Diebstahl, sondern 
um organisierte Kriminalität. Die drei Festgenommenen wurden nach ihrer 
Vernehmung wegen fehlender Haftgründe wieder entlassen.•

Einen Tag später hat eine andere Frankfurter Tageszeitung, ohne jeglichen Bezug 
auf diesen Fall, in ihrem Lokalteil einer Diskussion über die Herabsetzung der Straf-
mündigkeitsgrenze von vierzehn auf zwölf Jahre Raum gegeben,2 wie sie schon der 
Frankfurter Polizeipräsident zwei Tage zuvor gefordert hatte. Die Positionen sind 
bekannt: Einerseits Œhysterische Überreaktion• auf wachsende Populationen min-
derjähriger Tatverdächtiger, andererseits Entrüstung über 13-Jährige, die Œdie Polizei 
angrinsen und sagen: •Ätsch, ihr könnt mich nicht bestrafen•.• Und wiederum einen 
Tag später informierte dieselbe Tageszeitung3 über das hessische Landes“ nale von 

1 Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 22.04.2004.
2 Frankfurter Rundschau (FR) vom 23.04.2004.
3 FR v. 24.04.2004.
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ŒJugend debattiert•, das sich im Sendesaal des Hessischen Rundfunks um die Frage 
drehte: ŒSoll das Strafmündigkeitsalter auf zwölf Jahre gesenkt werden?•; von den 
vier Finalisten des Diskussionsforums waren übrigens drei dafür, einer dagegen.
 Normaler Alltag also für die Polizei und die Presse und deshalb auch für die 
Menschen, die sich aus den Medien informieren … kein normaler Alltag aber für 
die Jugendgerichte und andere Experten des Jugendstrafrechts. Auch auf diesem 
Jugendgerichtstag kommt dieser Art Alltag expressis verbis nicht vor. Ich bin mir 
aber sicher, dass er die Diskussionen in vielen Arbeitsgruppen begleiten, leiten oder 
gar entzünden wird, jedenfalls hoffe ich das. Er erlaubt nämlich, wie unter einem 
Brennglas, einen Blick in die gestörten, ja verzerrten Verbindungen von Jugend und 
Strafrecht in unseren Tagen.
 Gerade weil solche Berichte und Diskussionen so iterativ sind, dass man sie 
schon nicht mehr hören mag, gerade weil ein Mehmet, und wie die kindlichen ŒIn-
tensivtäter• sonst noch heißen, immer wieder von neuem durch die Gazetten stapft, 
durch die Hirne geistert, die Emotionen und deshalb auch die Institutionen auf Trab 
bringt, gerade weil es den Medien mühelos gelingt, die Leser, Hörer und Zuschauer 
auf diesem Felde einzufangen und aufzuregen: gerade deshalb muss, wer sich … an 
welchem Platz auch immer … mit dem Verhältnis von Jugend und Strafrecht befasst, 
genau hinschauen, was hier passiert. In meinen Augen passiert hier Schlimmes; 
wenn es nicht gelingt, die Dinge substantiell und nachhaltig zu ändern, wird es nicht 
gelingen, die menschenfreundlichen und rechtsstaatlichen Züge zu bewahren, die 
unser Jugendstrafrecht in Theorie und auch in Praxis immer noch auszeichnen.

2  Fünf Annahmen
Ich nenne in aller Kürze die fünf Annahmen, auf die ich mein Urteil baue. Ich be-
zeichne sie vorsichtig als Annahmen, weil ich sie nicht sämtlich more geometrico 
belegen kann; sie sind Ergebnisse meiner Wahrnehmungen oder auch nur Überzeu-
gungen, also zarte Gebilde.4 
 Dass sie andere Wahrnehmungen und Überzeugungen nicht aus dem Felde 
schlagen wollen (und das auch gar nicht können), ist kein hinreichender Grund 
dafür, nicht auf sie zu bauen oder sie gar zu verschweigen; sie haben nämlich ein-
schneidende Folgen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob sie sich vollständig bele-
gen lassen oder nicht. Sie begleiten unseren Alltag und konstituieren ihn; am Ende 
entscheiden sie über die Wirklichkeit von Kinderhilfe, Jugendhilfe und Jugendstraf-
recht. Permanent … und gerade in den wichtigsten Fragen für Personen, Gesellschaft 
und Staat … setzen wir auf solche Annahmen; Entscheidungen unter Unsicherheit 
sind unser täglich Brot. Wer als Grundlage seiner Entscheidungen auf Sicherheit 

4 Vgl. damit auch die Deutung bei Walter , 2003.
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wartet, wartet auf den Sanktnimmerleinstag.5 Wer sich frühzeitig über Entwicklun-
gen orientieren oder sie gar mit beein” ussen will, muss Augen und Mund aufma-
chen, bevor alles schwarz auf weiß in den Büchern steht. 
 Wer meine Annahmen nicht teilt, wird natürlich zu anderen Schlüssen kom-
men; wer sie aber teilt, wird den Streit um die Konsequenzen führen müssen, die 
von diesen Annahmen nahe gelegt werden:

(1)  Auffällige oder deviante Jugendliche stehen derzeit unter intensiver öffentlicher 
Beobachtung, sowohl von Seiten der Politik als auch von Seiten der Gesellschaft. 
Bedrohliche Fremdheit von Jugendlichen, Gewalt unter Jugendlichen und durch 
Jugendliche gehören mit zu den Konstellationen, die unserer Risikogesellschaft6 
und deshalb unserem ängstlichen Herzen nahe liegen; auf sie achten wir, wann 
immer sie sich zeigen.

(2)  Diese Beobachtung auffälliger Jugendlicher hat eine Richtung und ein Ziel, sie 
ist nicht analytisch und neutral, sondern synthetisch und politisch. Sie will Ver-
schärfungen von Kontrolle und Sanktion, sie will Vermehrung von Sicherheit. 
Die Gegenpole Erleichterung, Freiheit und Entpönalisierung stehen derzeit als 
Wegweiser nicht zur Debatte; sie werden von Anhängern der überkommenen 
Jugend-, Jugendrechts- und Jugendstrafrechts-Politik nur noch defensiv ins Feld 
geführt, sie sind, außerhalb von Expertenzirkeln, Rückzugspositionen.

(3)  In der parlamentarischen Demokratie entscheidet über Stand und Veränderun-
gen auch des Jugendrechts und des Jugendstrafrechts das Volk durch seine ge-
wählten Vertreter. Sowohl das Volk als auch die Parlamentarier entscheiden nach 
Bildern, Hoffnungen, Informationen, Erwartungen oder Ängsten, die sowohl 
personal gegründet sind als auch, in der vergesellschafteten Welt, kollektiv ver-
mittelt; sie sind veränderlich und von verschiedenen, wiederum veränderlichen, 
Faktoren abhängig, sie können manipuliert werden.7

(4)  Zu den Faktoren, welche die Entscheidungen über Jugendrecht und Jugend-
strafrecht mit bedingen, gehören immer auch und heute vor allem Annahmen 
über die Gefahren, die von Jugendlichen ausgehen, und die Möglichkeiten, diese 
Gefahren zu beherrschen oder zu bannen. Diese Annahmen sind kein getreues 
Spiegelbild der Œwirklichen• Gefahren und ihrer Œtatsächlichen• Beherrschung; 
sie sind vielmehr deren Konstituanten. Auf den Punkt gebracht: Nicht die Ver-
brechensgefahr treibt die Politik des Jugendstrafrechts, sondern die Verbrechens-
furcht; die Verbrechensfurcht ist das kriminalpolitische Movens.

5 Ich habe das ausführlicher begründet in Religiöse Toleranz, Hassemer, 2004b, S. 20 ff.
6 Zum Konzept der Risikogesellschaft und dessen Zusammenhang mit Innenpolitik und Straf-

rechtsp” ege gibt es mittlerweile eine ausgedehnte Literatur; vgl. nur die Habilitationsschriften 
von Herzog , 1991, und Prittwitz , 1993; auch Damm, 1993; Beck, 2003.

7 Vertiefend Naucke, 1999, S. 225 ff.
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(5)  Dass personale und kollektive Annahmen über deviante Jugendliche, über die 
Gefahren, die von ihnen ausgehen, und über die Möglichkeiten, mit diesen Ge-
fahren zurechtzukommen, für die Jugendstrafrechtspolitik von zentraler Bedeu-
tung sind, folgt nicht nur aus dem Konzept der parlamentarischen Demokratie, 
sondern auch aus den Besonderheiten des Strafrechts. Das Jugendstrafrecht ist, 
wie alles Strafrecht, in hohem Maße kommunikativ konstituiert, es ist auf Vor-
stellungen, Annahmen, Gefühle angelegt und angewiesen: nicht erst wegen des 
Konzepts der Resozialisierung, die ohne Kommunikation schon nicht gedacht 
werden kann, sondern wegen der Aufgabe jeglichen Strafrechts, das Norm-
vertrauen der Bevölkerung zu erhalten. Auch das Jugendstrafrecht muss sich 
verständlich machen, wenn es wirken und überleben will, und das Verständnis 
dessen, was dieses Recht ist und was es tut, muss nicht nur wahr, sondern auch 
normativ akzeptabel sein. Auf Deutsch: Das Jugendstrafrecht kann daran schei-
tern, dass es nicht verständlich und nicht vermittelbar ist; normale Fälle wie der 
gerade erzählte8 sind eine lebhafte Hilfe auf dem Weg zum Scheitern.

3  Gefahren
Diese fünf Annahmen werfen Fragen auf nach einer akuten Gefährdung des Jugend-
strafrechts und seiner derzeit absehbaren Zukunft. Die Fragen wurzeln sämtlich in 
der Überzeugung, dass für Bestand und Entwicklung jeglichen Rechts, insbesonde-
re aber des Strafrechts, die Vorstellungen der Menschen über die Gefahren und über 
die Möglichkeiten der Gefahrbeherrschung die treibende Kraft sind und dass Straf-
rechtspolitik mit diesen Vorstellungen rechnen und mit ihnen arbeiten muss; sie be-
haupten implizit und nebenbei, dass diese das Strafrecht betreffende Überzeugung 
für das Jugendstrafrecht eher noch nachdrücklicher gilt, jedenfalls nicht minder. Ge-
wiss vermitteln sich auch im Jugendstrafrecht gesetzliche und justitielle Entschei-
dungen über äußere Daten, über komplexe überindividuelle Programme, gewiss 
gibt es petri“ zierte ŒObjektivitäten• wie Kosten, Zuständigkeiten und Laufbahnen 
… das aber ändert nichts an der zentralen Bedeutung von personalen Faktoren, von 
Wahrnehmung, Kommunikation und normativer gesellschaftlicher Verständigung9 
auf diesem Feld.10

a. Angriffe auf Garantien 
Wenn das auch nur im Groben richtig ist, dann ist unser ganz normaler Fall11 außer-
ordentlich lehrreich und zugleich alarmierend. Er mutet mich an wie ein Märchen, 
das von weit her kommt, obwohl ihn mir die Medien, wie ja auch Ihnen, Tag für 

8 Oben unter I.1.
9 Zu diesem Konzept und seiner Bedeutung für die Kriminalpolitik schon Hassemer, 1973/1980, 

S. 25 ff., S. 151 ff., S. 221 ff.
10 Ähnlich Pfeiffer , 2004.
11 Oben unter I.1.
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Tag in dieser oder jener Form erzählen: Ein zwölfjähriges Kind mit 31 registrierten 
Aliasnamen und 159 erwischten Diebstahlsfällen, das sich dieser seiner Fähigkeiten 
und seiner Karriere auch noch rühmt, wird von der Polizei, die das Ganze als Orga-
nisierte Kriminalität einordnet, nach der Vernehmung wegen fehlender Haftgründe 
wieder auf die Straße geschickt. Welche Geschichte wird uns da eigentlich erzählt, 
und zu welchem Ende? Gibt es, auch nur theoretisch, eine andere Botschaft als die, 
das Jugendstrafrecht sei nun endgültig durchgedreht? Können die Polizisten, von 
denen die Zeitung berichtet, auch nur potentiell eine andere Perspektive haben als 
die, da sähe man es also wieder, wohin falsche Rücksichtnahme führt … falls sie, was 
nicht sicher ist, überhaupt noch eine Perspektive haben? Und können die Zeitung 
lesenden Wähler, auch nur theoretisch, annehmen, das sei keine Groteske und müs-
se nicht sofort abgestellt werden?
 Ich bin überzeugt, dass Journalisten, Polizisten und Leser das in der Tat für 
nichts anderes als eine Groteske halten; deshalb steht es ja auch immer wieder in 
der Zeitung, und deshalb ist es ein Anlass für Aufmerksamkeit. Fragt man nur ein 
paar Zentimeter weiter und stellt den Fall vor die vorhin genannten12 fünf Annah-
men, dann ist der Eindruck unausweichlich, dass hier an der Demontage des über-
kommenen Jugendstrafrechts gearbeitet wird. Die Muster dieser Demontage sind 
wohlbekannt und gut erforscht.13 Sie kommen darin überein, an beunruhigenden 
Fällen oder Konstellationen augenfällig zu demonstrieren, dass 

r   das Strafrecht nichts nutzt oder jedenfalls nicht so ef“  zient arbeitet wie es leicht 
könnte und unbedingt müsste, 

r   dieser Ausfall den unschuldigen Opfern und der Allgemeinheit schmerzliche 
Kosten verursacht und 

r   dafür bestimmte normative Rücksichten, Garantien oder Prinzipien verantwort-
lich sind. 

So ist es auch hier.

Welche Rücksichten und Garantien für die Inef“ zienz des Strafrechts jeweils ange-
prangert werden können, ist von Fall zu Fall auswechselbar und immer wieder neu 
zu bestimmen; die Fälle haben aber einen gemeinsamen Nenner. Dieser Nenner ist 

12 Oben unter I.2.
13 Etwa Arzt , 1976, passim, bes. S. 38 ff., S. 60 ff., S. 132 ff.; ich habe in Strafrechtsdogmatik (Has-

semer, 1974, S. 80 ff.) die erfolgreichen Versuche nachgezeichnet, die herkömmlich strenge 
Orientierung des Rechts der Untersuchungshaft an der Sicherung des Verfahrens als kontra-
produktiv zu brandmarken, indem Fälle von Serientätern das Publikum davon überzeugt haben, 
dass ein ef“ zientes Strafrecht die Untersuchungshaft nicht nur auf das Verfahren, sondern auch 
auf Ziele des materiellen Strafrechts, wie etwa die Bekämpfung einer Wiederholungsgefahr, ver-
p” ichten muss. Das hat das Gesetz zur Änderung der StPO v. 07.08.1972 dann auch gemacht. 
Vgl. zum Ganzen auch AK StPO, 1983, S. 25 ff., S. 32 ff.
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die feste Überzeugung, Rücksichten und Garantien seien nichts anderes als Fesseln 
eines wirkungsvollen Eingriffsrechts und Hindernisse seiner vernünftigen Verwen-
dung. Steht der Pranger auf dem Feld der Parteienpolitik, so rät es sich an, für die 
beklagte Inef“ zienz bestimmte Gruppen oder gar Personen namhaft zu machen. 

b. Beispiele
Ein paar Beispiele: Ein guter Kandidat ist der Datenschutz mit seinem Verbot, ein-
griffsrelevante Erkenntnisse einfach von der einen an die andere Sammelstelle wei-
terzureichen (Grundsatz der Zweckbindung)14; dem kann man beikommen mit der 
entwaffnenden Frage, warum der Staat sich denn künstlich dumm stellen müsse in 
Situationen, in denen schnelles und informiertes Handeln dringlich angezeigt wäre. 
Kandidat hemmender Rücksichten kann auch das Tatstrafrecht sein mit dem Gebot, 
den Einsatz strafrechtlicher Mittel von einer äußerlich erkennbaren Veränderung der 
Welt abhängig zu machen; dem kann man die Lebensweisheit entgegenhalten, man 
solle das Kind, wenn möglich, nicht erst in den Brunnen fallen lassen, bevor man 
etwas zu seiner Rettung tut. Das kann das Schuldprinzip sein mit seiner Anweisung, 
das Ob und das Wieviel einer Strafe auch nach personalen Maßstäben zu bemessen 
(und die vorher auch lege artis aufzuklären und festzustellen); dem kann man bei 
Bedarf mit der Erfahrung begegnen, kollektiv getroffene kriminelle Entscheidun-
gen ließen sich eben nicht säuberlich in persönliche Scheibchen auseinanderlegen. 
Und so geht es fort mit der Kausalität als Schranke der Haftung für Folgen, mit dem 
Tatverdacht als Eingriffsschwelle im Ermittlungsverfahren oder mit der Unterschei-
dung von Täterschaft und Teilnahme als gerechter Abstufung von Stufen der indivi-
duellen Einmischung … alles Kandidaten für Förmlichkeiten, die der common sense 
nur als hinderliche Förmelei, als juristische Prinzipienreiterei einordnen kann, und 
alles Gelegenheiten zum Erzählen Œnormaler Fälle•, die offensichtlich wegen dieser 
Förmlichkeiten aus dem Ruder gelaufen sind.
 Im Fall unserer kindlichen Diebin war es die explosive Mischung von Strafmün-
digkeitsgrenze und Haftgründen als Voraussetzung von Untersuchungshaft; beides 
sind Garantien, welche den strafrechtlichen Eingriff an Voraussetzungen binden, 
ihn, wenn man so will, hemmen. Ohne diese Garantien hätte es der eingreifende 
Staat viel leichter, Remedur zu schaffen: Verliefe die Grenze bei zwölf Jahren oder 
nähme die Strafprozessordnung die Wiederholungsgefahr weniger anspruchsvoll 
… was rechtsdogmatisch und rechtspolitisch ja keineswegs aus der Welt wäre …, so 
hätte die Zeitung keinen Fall, hätte das Mädchen keinen Grund zum Prahlen und ich 
keinen Aufhänger für meinen Vortrag gehabt. So aber liefert all das zusammen den 
Stoff für eine Groteske.

14 BVerfGE 65, 1 (S. 46, S. 47 ff.; schon auf S. 45 ist vom Zweck die Rede).
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II.  Lehren
Was lässt sich daraus lernen für Jugend im Strafrecht heute? Eine ganze Menge. Ich 
hebe zweierlei heraus und beginne mit dem, was sich daraus nicht lernen lässt; denn 
auch das kann ein kostbares Ergebnis von Denkprozessen sein.

1  Presseschelte
Nicht lernen lässt sich daraus, dass das Problem bloß in seiner Vermittlung begrün-
det sei, dass insbesondere die Presse (oder besser: eine bestimmte Presse) das Di-
lemma verschuldet habe, weil sie eine garantistische, eine humane oder auch nur 
liberale Kriminalpolitik kaputt machen kann und hier bei einem tückischen Versuch 
der Hetze gegen ein prinzipienorientiertes und deshalb leerlaufendes Jugendstraf-
recht ertappt worden ist. Diese Presseschelte mag im Einzelfall und im Ergebnis 
berechtigt sein;15 ich habe keinen Zweifel, dass die Presse zu solcher Art Hetze 
imstande ist, und wir alle sehen, dass sie davon auch Gebrauch macht.16 Als Erklä-
rungsmuster für das Scheitern von Rechtspolitik im Jugendstrafrecht oder sonst wo 
ist das Argument freilich unbrauchbar.
 Es lässt sich weder mit der verfassungsrechtlichen Ausstattung der Pressefreiheit 
noch mit einem professionellen Journalismus vereinbaren, der Presse nahe zu le-
gen oder gar abzufordern, sie solle Nachrichten unterlassen oder schönen, die einer 
gut gemeinten oder vielleicht sogar guten Politik Schwierigkeiten machen könnten. 
Die Presse erfüllt ihre Aufgabe (und wahrt, nebenbei, ihre legitimen Interessen) 
durch eine wahrheitsgemäße Berichterstattung. Die Gegenstände und die Gren-
zen dieser Berichterstattung sind weithin ihrer eigenen Disposition unterstellt;17 
negative Folgen der Berichterstattung liegen nur unter bestimmten Voraussetzun-
gen im Herrschaftsbereich und im Verantwortungsbereich der Presse.18 Das macht 
ihre Freiheit aus, und ohne diese gelebte Freiheit würde Staat und Gesellschaft ein 
Element fehlen, das sie brauchen. Eine Presse, die von außerhalb ihrer selbst von 
bestimmten Gegenständen, wie etwa unserem ganz normalen Fall, abgelenkt und zu 
anderen Konstellationen hingelenkt würde … eine so gelenkte Presse hinterließe eine 
schmerzliche und auf Dauer gefährliche Lücke im freien Diskurs einer Demokratie 
und einer offenen Gesellschaft, sie hielte eine Stelle unbesetzt, die in Demokratie 
und Gesellschaft professionell besetzt sein muss: die Information über jedwede 
berichtenswerte Situation (und sei das auch kontraproduktiv, kurzsichtig oder ver-

15 Vgl. etwa, zum Fall Metin Kaplan, das Interview mit Hans-Jörg Lieberoth-Leden , dem Vorsit-
zenden des Bundes deutscher Verwaltungsrichter, in: FR v. 07.06.2004: ŒKaplan ist nicht ver-
gleichbar mit anderen Fällen.•

16 Lesenswert immer noch Treiber , 1973, passim.
17 Hassemer, 2004a, passim.
18 Zahlreiche Leitentscheidungen zu diesem Problem bei Berg, Kohl & Kübler , 1992, S. 825 ff.
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letzend) in den Grenzen des Rechts. Es gibt keine prästabilierte Informationswelt, 
die der Presse vermitteln könnte, welche Nachricht berichtenswert ist und welche 
nicht. Es verhält sich genau anders herum: Eine … natürlich kontingente … Informa-
tionswelt ergibt sich erst aus den Nachrichten, die sich in der Presse (und in den 
vergleichbaren Medien) “ nden.
 Also liegt es nur in einem instrumentellen, nicht aber in einem normativen Sinn 
vor allem an der Vermittlung gegenüber der Öffentlichkeit, wenn das Jugendstraf-
recht unter Beschuss gerät und seine Garantien in Gefahr. Daraus folgt nebenbei, 
dass sich für die Kriminalisten und die Experten des Jugendstrafrechts eine Presse-
schelte erst dann rechtfertigt, wenn die Berichterstattung falsch, nicht schon dann, 
wenn sie untunlich ist oder kontraproduktiv. Vor allem aber folgt, dass … sollte der 
Spiegel der Presseberichte nach einem Zerrspiegel aussehen … die Frage auf dem 
Tisch liegt, ob die Verzerrung den Berichten geschuldet ist oder dem Gegenstand. 

2  Sprengsätze
Lernen lässt sich an unserem Fall19 sowie an den Annahmen20 und den Gefahren,21 
die sich an ihm zeigen, was eigentlich der Sprengsatz ist, der solche Nachrichten in 
eine veritable Umlaufbahn schleudert und sie dann unvermittelt ins Herz der Bür-
gerinnen und Bürger schickt, Aufregung und Empörung im Gefolge. Das ist nicht 
unwichtig; denn nur wenn man den Sprengsatz kennt, hat man eine Aussicht, ihn 
zu entschärfen. Der Sprengsatz hier besteht, kurz gesagt, im Eindruck einer Selbst-
widersprüchlichkeit des Jugendstrafrechts. 
 Um klar zu sein: Das Jugendstrafrecht ist nicht das einzige Feld, auf dem solche 
Sprengsätze gerne gezündet werden; es ist derzeit aber eine außerordentlich belieb-
te Experimentier” äche; es steht, wie man sehen kann, für Skandalisierungen einer 
bestimmten Art weit offen; deshalb rede ich ja auch davon. Viel spektakulärer, klarer 
und weiter reichend als an unserem ganz normalen Fall konnte man in diesem Früh-
sommer studieren, was sich in solchen Konstellationen immer wieder abspielt. Ich 
meine den ŒFall Kaplan•, dem nicht nur der SPIEGEL seine konzentrierte Aufmerk-
samkeit gewidmet hat.22 Beide Fälle unterscheiden sich grundsätzlich voneinander 
in vielen Hinsichten; sie ähneln einander aber genau in dem Punkt, auf den es mir 
hier ankommt;23 im Angriff auf das bürgerliche Gefühl für Rechtlichkeit, nämlich 
für Gleichmäßigkeit und Beständigkeit des Rechts und seiner Anwendung. Die all-

19 Oben unter I.1.
20 Oben unter I.2.
21 Oben unter I.3.
22 Titel in Nr. 24 v. 07.06.2004: ŒDer Fall Kaplan oder: Wie der Staat sich von seinen Gegnern vor-

führen lässt•; dazwischen: ŒDer Fall ... entlarvt absurde Schwächen des Rechtsstaats• und ŒKa-
plan provoziert den Rechtsstaat•; vgl. in derselben Richtung auch TAZ, FR und Focus, alle vom 
07.06.2004.

23 Zum vergleichbaren ŒKölscher Klau-Klüngel• der SPIEGEL, 49/2003, S. 68 ff.
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tagssprachlichen Wendungen von Œauf der Nase herumtanzen• oder Œvorführen• 
oder Œprovozieren•, die dem juristisch noch nicht völlig vermummten Betrachter 
bei solchen Fällen ebenso wie der Presse sofort einfallen, bringen ganz gut zum 
Ausdruck, worum es geht: um die Demonstration eines Scheiterns des Rechts aus 
Rechtsgründen, um die rechtlich angeordnete Verweigerung einer Implementation 
selbstverständlicher Rechtsgrundsätze, um ein strukturelles De“ zit der Rechtsver-
wirklichung … strukturell deshalb, weil nicht der kontingente Einzelfall verfehlt wird 
(das passiert jeden Tag und wird hingenommen), sondern weil die Verfehlung vom 
Recht selber angeordnet, ihm jedenfalls systemisch geschuldet ist. Die Empörung 
speist sich in diesen Konstellationen nicht aus falscher Rechtsanwendung, sondern 
aus falschem Recht:
 Kinder, die sich geben wie kriminelle Jugendliche und das auch eindrucksvoll 
demonstrieren können, tanzen der Rechtsordnung auf der Nase herum, wenn und 
solange sie vorführen dürfen, dass sie aus Rechtsgründen sakrosankt sind. Der Be-
obachter einer solchen Konstellation, dem an der Gerechtigkeit der Rechtsordnung 
und an der materiellen Gleichmäßigkeit der Rechtsanwendung noch etwas liegt, hat 
nur die Option, gegenüber dieser Art Recht in Lethargie zu verfallen oder es wild zu 
bekämpfen. Der Witz dieser Konstellationen ist doch der: Der Beobachter nimmt, 
medial angeleitet, das Kind nicht als ŒKind• im Sinne des § 19 StGB wahr, das nicht 
schuldfähig, das im Wortsinne Œunschuldig• ist, sondern … ganz im Gegenteil … als 
ein Wesen, welches die allgemeine rechtliche Ordnung zum eigenen Besten strate-
gisch aushebelt und die biederen Rechtsgenossen frech verhöhnt. Dass solche Kon-
stellationen typischerweise überdies das Begleitgefühl des Fremden erwecken (ŒKap-
lan•, ŒMehmet•, ŒOsteuropa•)24, des Fremden, das sich hier auch normativ einnistet, 
das unser Rechtsgefühl beleidigt und unsere Rechtsordnung aushöhlt, macht den 
Sprengsatz erst richtig scharf (und offenbart nebenbei, dass die Explosionsgefahr 
über Jugendstrafrecht und Strafrecht weit hinaus reicht in die Ge“ lde normativer 
gesellschaftlicher Verständigung und staatlicher Innenpolitik).

3  Kriminalpolitik und normative gesellschaftliche Verständigung
Heißt das, man solle die Flanken des Jugendstrafrechts, die immer wieder Verletzungen 
dieser Art ausgesetzt sind, schließen, also

r   das Mindestalter strafrechtlicher Verantwortlichkeit herabsetzen,25

r   die Œpräventiven Maßnahmen zur Bekämpfung der Kinder- und Jugenddelin-
quenz ... intensivieren,

r   die jugendstrafrechtlichen Handlungsmöglichkeiten ... erweitern•,

24 Siehe die Informationen oben unter I.1.
25 Paul , 2003, S. 204 ff.
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r   einen ŒWarnschuss-Arrest• zulassen,

r   ein allgemeines Fahrverbot für Jugendliche als Jugendstrafe ohne Bezug des De-
likts zum Straßenverkehr einführen,

r   Vorführungs- und Sicherungshaftbefehl vorsehen,

r   das Jugendstrafrecht auf Heranwachsende nur im Ausnahmefall26 anwenden 
oder

r   die Höchststrafe für Heranwachsende von zehn auf 15 Jahre anheben,

wie es einige Länder für richtig halten?27

Man wird kaum bestreiten können, dass solche Antworten … sie repräsentieren die 
Ziele einer konservativen Reform des Jugendstrafrechts im Sommer 200428 … wie 
der Topf zum Deckel auf die Fragen passen, die heute im Zentrum der öffentlichen 
Wahrnehmung und Aufregung stehen. Grotesken wie die gerade geschilderte schrei-
en nach einer Vervollständigung und Verschärfung der jugendstrafrechtlichen Ein-
griffsinstrumente; das ist ja geradezu ihre Botschaft in der kriminalpolitischen Aus-
einandersetzung.29 Ich habe auch keine Zweifel, dass sich die verletzlichen Flanken 
des Jugendstrafrechts in der öffentlichen Wahrnehmung wirklich schließen ließen, 
würde die Kriminalpolitik diese Vorschläge umsetzen; das Rechtsgebiet käme zur 
Ruhe. 
 Man wird aber bestreiten müssen, dass diese Ruhe produktiv oder auch nur ver-
dient wäre. Das Verhältnis von Recht, Rechtspolitik und Öffentlichkeit ist nämlich 
nicht so simpel, wie es diesem Modell zugrunde liegt, und deshalb könnte man ei-
nem so gewonnenen Ergebnis schon von vorneherein nicht trauen. Gewiss lässt sich 
Kriminalpolitik … weder tatsächlich noch, wie ich meine, verfassungsrechtlich … auf 
Dauer gegen die normative gesellschaftliche Verständigung machen, gewiss sind 
die Einstellungen der Bevölkerung von rechtspolitischer Bedeutung, auch wenn sie 
aus Verängstigung oder Vereinseitigung resultieren. Für die umstandslose Verlän-

26 Hierfür plädieren u.a.: Kornprobst , 2002, S. 312; Hinz , 2001, S. 106; Dünkel , 2003, S. 19. 
Ähnlich auch der BGH in BGHSt 36, 37 (39) = NJW 1989, S. 1490: ŒAuch war der Gesetzgeber 
wohl der Auffassung, nur ausnahmsweise würden bei der Gruppe der Heranwachsenden Reife-
verzögerungen zur Anwendung des Jugendstrafrechts führen.•

27 So ein vom Bundesrat auf Initiative der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen und 
Thüringen eingebrachter Gesetzesentwurf zur Verbesserung der Bekämpfung der Jugenddelin-
quenz, in: NJW-Spezial, Heft 3, 2004, S. 139 ff. Hierzu auch Werwigk-Hertneck & Rebmann , 
2003, S. 225.

28 Vgl. auch schon Werwigk-Hertneck & Rebmann , 2003; dagegen die Leserbriefe von Lütkes & 
Rose und Sonnen , in: Zeitschrift für Rechtspolitik, 2003, S. 472 ff.

29 Vgl. nunmehr den Gesetzesentwurf des Bundesrates ŒEntwurf eines Gesetzes zur Stärkung des 
Jugendstrafrechts und zur Verbesserung und Beschleunigung des Jugendstrafverfahrens•, BT-
Drs. 15/4322.
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gerung dieser Einstellungen in gesetzliche und justitielle Praxis aber gibt es weder 
einen Grund noch gar ein Recht. Ergebnisse in der Rechtspolitik folgen nicht aus 
Deduktion, sondern aus Auseinandersetzung; sie werden nicht abgebildet, sondern 
hergestellt. Es entscheiden zwar die Mehrheiten; sie entscheiden aber, wenn es gut 
geht, nicht am Anfang, sondern am Ende eines Prozesses der Verständigung. 
 Und die Entscheidung ist, jedenfalls in meinen Augen, umso belastbarer, je wei-
ter und tiefer der Prozess der rechtspolitischen Auseinandersetzung die Fakten und 
Argumente in sich aufgenommen und verarbeitet hat, die mit dem Gegenstand der 
Entscheidung in Zusammenhang stehen, und je einfacher und gleichmäßiger diese 
Auseinandersetzung für alle diejenigen zugänglich war, die sich an ihr beteiligen 
wollten. Natürlich gehören die Œnormalen Fälle•30 zu den für das Jugendstrafrecht 
relevanten Fakten und Argumenten, und zweifellos hat die kriminalpolitische Rhe-
torik … nicht nur auf Seiten der Presse … das Recht zur einseitigen und emotiven Be-
eindruckung. Aber jeder andere hat das Recht, diese Rhetorik zu brandmarken und 
das Monströse in den Œnormalen Fällen• zu entlarven. 
 Vor diesem Hintergrund würde ich gerne wiederholen,31 dass rationale Kriminal-
politik das Irrationale in der gesellschaftlichen Verständigung … vorausgesetzt, man 
kann die Gütezeichen Œrational• und Œirrational• klar und begründet zuteilen … nicht 
übersieht oder verdrängt, sondern es zur Kenntnis nimmt und verarbeitet: dass das 
Konzept eines guten Jugendstrafrechts das Irrationale aufnimmt und bewertet, dass 
es vor diesem Hintergrund diejenigen Schritte bedenkt und dann auch geht, die zu 
einer vollständigeren Rationalität führen können.
 Unser Œganz normaler Fall• gehört folglich zum Diskurs um ein gutes Jugend-
strafrecht.

III.  Das gute Jugendstrafrecht

Was aber kann ein gutes Jugendstrafrecht heute sein? 

Sie werden von mir nicht erwarten, dass ich Ihnen jetzt ein ideales Gesetzbuch he-
runterlese, und sie dürfen von mir nicht erwarten, dass ich Ihnen Einzelheiten vor-
trage, die als Bumerang zur verfassungsrechtlichen Prüfung auf meinem Karlsruher 
Schreibtisch landen könnten. Vielmehr möchte ich im Allgemeinen bleiben und 
nur an Beispielen konkret werden; mich interessieren eher Bilder als Strukturen, 
eher Entwicklungen als Lagen, eher Bewertungen als Analysen. Natürlich werden 
es diejenigen Bilder, Entwicklungen und Bewertungen sein, an denen sich derzeit 
der Streit entzündet und welche die Foren und die Arbeitskreise des 26. Deutschen 
Jugendgerichtstags inhaltlich bestimmen. So versuche ich, die guten Traditionen des 

30 Oben unter I.1.
31 Ausführlich entwickelt und an Beispielen diskutiert in meiner Arbeit Strafrechtsdogmatik 

(Hassemer, 1974, S. 192 ff., S. 242 ff.).
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Jugendstrafrechts in ihrem Sinn zu beleben und in ihrer Kraft zu stärken … unter den 
Vorzeichen unserer Zeit. Sie müssen ja, wie jede Tradition, immer wieder neu ge-
bildet, ausgemalt und ins Licht gerückt werden. Gerade unter dem Feuer der Kritik 
erweisen sie sich als beständig. 

1  Angriffe
a. Abschaffung des Jugendstrafrechts
Nur eine kleine Weile möchte ich mich aufhalten bei der Vorstellung, das Jugend-
strafrecht gehöre abgeschafft. Diese Vorstellung kann sich allenfalls noch vom mat-
ten Schwung des 68er Abolitionismus nähren, der weiland das gesamte Strafrecht 
als irrationale Zwangsinstitution entlarvte und die inhumanen Strafen durch ratio-
nale Maßregeln der Verhaltensprävention ersetzen wollte.32 Das war schon damals 
kurzsichtig,33 und diese Begrenzung kann man heute deutlich erkennen; aber dieses 
Erkennen hilft zugleich dem Sinn des Jugendstrafrechts auf, und deshalb rede ich 
ein wenig davon.

aa. Abolitionismus im Strafrecht
Heute nämlich hat sich eine Ahnung davon verbreitet, dass Maßregeln keineswegs 
die menschlichen Schwestern der unmenschlichen Strafen sind,34 sondern dass sie, 
ganz im Gegenteil, eher das Zeug zum Staatsterror in sich haben … jedenfalls in den 
immer noch verbreiteten archaischen Formen normativer Verständigung, die Staat 
und Gesellschaft darauf verp” ichten wollen, die Kriminalität auszurotten, anstatt so 
gut es geht mit ihr zu leben. Maßregeln neigen von Haus aus zur Maßlosigkeit, zur 
Ausdehnung in der Zeit und in der Einwirkungsintensität, die man zu brauchen 
glaubt, bis endlich die Ziele der verlässlichen Eingliederung des Straftäters und der 
langfristigen Abschreckung aller anderen erreicht sind … Ziele, deren Unerreichbar-
keit eine aufgeklärte Gesellschaft mittlerweile eingesehen hat. Nicht erst die Zieler-
reichung also darf der Maßregel ihre Grenze setzen (dann gäbe es diese Grenze nie), 
sondern schon das Gebot der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs … und das ist schwer 
abzuwägen und schwer durchzusetzen, und daran zweifeln und scheitern wir im-
mer wieder. Angesichts unserer heutigen Orientierung an Effektivität und Kontrolle 
leuchtet es uns nämlich nicht ein, eine Maßregel, die ihren Sinn ja einzig und allein 
in ihrer Wirksamkeit als Gefahrenabwehr hat, abzubrechen, bevor sie diese Wirkung 
sicher erreicht hat; Maßregeln haben sich in der Risikogesellschaft zu gefährlichen 
Instrumenten entwickelt. Der Strafe hingegen ist ihr Maß eingeschrieben durch ihre 
Bindung an Unrecht und Schuld der Tat (genau das macht sie ja für ein modernes, 
präventionsgeneigtes und ” exibles Strafrecht so sperrig). 

32 Ein gutes Beispiel ist das Plädoyer von Plack, 1974.
33 Ich habe das etwas ausführlicher nachgezeichnet in meiner Einführung (Hassemer, 1990, 

S. 329 ff.).
34 Vgl. auch die Überlegungen bei Naucke, 2002, § 3 Rn. 48 ff.
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Vor allem aber hatten und haben die Abolitionisten einen schmerzlich verkürzten 
Begriff von ŒStrafrecht•: ŒStrafrecht• ist ihnen nur der Besondere Teil des Strafge-
setzbuchs mit seinen Strafdrohungen für Fehlverhalten; deren Abschaffung könnte 
man immerhin theoretisch mit einer Befreiung von staatlichem Zwang assoziie-
ren … auch wenn das ein zweifelhaftes und zweischneidiges Unterfangen wäre. In 
Wahrheit aber ist ŒStrafrecht• viel mehr: auch die Garantien und Grundrechtsver-
bürgungen der Strafprozessordnung und des strafrechtlichen Verfassungsrechts 
gehören dazu … Muster einer prinzipienorientierten und rechtsgebundenen Sozial-
kontrolle abweichenden Verhaltens.35 Wer dieses ŒStrafrecht• abschafft, schafft Er-
rungenschaften eines funktionierenden Rechtsstaats ab; diese Errungenschaften 
müsste er, will er nicht in einem normativen Chaos enden, danach wieder neu zu-
sammensetzen … aber aus welchen anderen Einzelteilen und nach welchem neuen 
Bauplan?
 So gesehen ist der Abolitionismus im Strafrecht das schiere Gegenteil einer 
menschenfreundlichen und menschenrechtsfreundlichen Strategie. Und so lasse 
ich mich auf einen Diskurs mit den strafrechtlichen Abolitionisten nur dann ein, 
wenn sie versprechen, mit dem Strafrecht auch das Verbrechen und damit die sozi-
ale Kontrolle des Verbrechens abzuschaffen; denn nur dann haben sie die Probleme 
gelöst, auf die das Strafrecht eine Antwort versucht … eine verbesserungsfähige zwar, 
aber doch eine recht kluge und auch anständige Antwort.

bb. Sinn der Jugendstrafrechts
Diese Überlegungen helfen bei dem Versuch, den Sinn des Jugendstrafrechts zu 
beleben; sie haben nämlich für dieses Recht noch viel mehr Aussagekraft als für das 
allgemeine Strafrecht.
 Zur Entstehungslogik des Jugendgerichtsgesetzes gehören zwei Stränge, die 
noch heute lebendig sind und die alle Bereiche des Strafrechts berühren und tragen: 
Zweckverfolgung und Erziehung;36 sie verkörpern, wie ich meine, eher die helle 
Seite der strafrechtlichen Traditionen. Gewiss hat der Zweckgedanke im Strafrecht 
nicht nur Gutes angerichtet,37 gewiss hatte er zu Beginn und im Verlauf seiner Kar-
riere nicht nur das Charisma der abgemessenen Vernünftigkeit, sondern auch den 
Ruch der harten Verbrechensbekämpfung,38 und gewiss ist das Erziehungsziel im 
Jugendstrafrecht kein rechtspolitisches Ruhekissen39 … ich komme darauf zurück.40 

35 Auch dazu ausführlicher Hassemer, 1990, S. 323 ff.
36 Schüler-Springorum , 2001, S. 832 ff.; Schaffstein & Beulke , 2002, S. 38 ff.
37 Naucke, 2000, S. 223 ff.
38 Zur Bedeutung der aufkommenden Kriminalstatistiken für die Entstehung des Jugendstraf-

rechts Fritsch , 1999, S, 28 ff.
39 Vgl. einstweilen die Argumente und Nachweise bei Albrecht , 2002, S. 97 ff.
40 Unten III.2.a.
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Gleichwohl wurden Zweckverfolgung und Erziehung in der Zeit, von der wir 
sprechen, als Abkehr von einer schlechten Vergangenheit verstanden und ins 
Werk gesetzt, waren sie ein Fanal für ein neues, ein eher menschenfreundli-
ches und erfahrungsgesättigtes Verhältnis des Staates zu Straftaten und Straftä-
tern. Das theoretische, aber auch das politische Konzept des Strafrechts wandelte 
sich gegenüber den Jugendlichen von kalter, vergangenheitsorientierter Ver-
geltung zu engagierter, zukunftsorientierter Zweckverfolgung.41 Mit dem Erzie-
hungsgedanken lud sich der verfolgende und strafende Staat eine P” icht auf, deren 
Erfüllung nunmehr nicht nur in gewisser Weise nachprüfbar wurde, sondern die 
auch darauf gerichtet war, einer Person gerecht zu werden, nämlich dem straffälli-
gen Jugendlichen. Im Jugendstrafrecht hat Prävention immer noch den guten Klang 
von Zuwendung und Zukunft. Das ist im historischen Kontext viel, und es ist auch 
für das allgemeine Strafrecht folgenreich.42 Trotz unserer skeptischen Distanz ge-
genüber großen Worten im Strafrecht ist es nur verblasst, aber nicht verschwunden: 
Das Jugendstrafrecht steht als strafrechtlicher Sonderweg immer noch für Behut-
samkeit der Eingriffe, für die Wichtigkeit der tatsächlichen Umstände von Tat und 
Täter und für die Hoffnung auf eine bessere Zukunft.

cc. Zusammenfassung
Wer das Jugendstrafrecht abschaffen will, dient nicht dem Freiheitsgrundrecht. Er 
greift vielmehr auf zwei Traditionen zu, von denen ein Rechtsstaat und eine Zivilge-
sellschaft heute normativ zehren: Garantien und Grundrechtsverbürgungen einer-
seits, ein Konzept von Vernünftigkeit und Rücksicht auf die Person andererseits.

b. Entdifferenzierung des Jugendstrafrechts
Ähnlich abwegig wie Vorstellungen von einer Abschaffung des Jugendstrafrechts 
scheint das Konzept zu sein, im Jugendstrafrecht auf Differenzierungen nach per-
sönlichen Merkmalen wie Alter, Einsichtsfähigkeit oder Reife zu verzichten, aus 
denen sich bislang differente Regelungsweisen im materiellen und im formellen 
Jugendstrafrecht ergeben und rechtfertigen. Abwegig deshalb, weil das Jugend-
strafrecht sich solchen Differenzierungen doch geradezu verdankt und von ihnen 
lebt, weil es doch, gegenüber dem Erwachsenenstrafrecht, eine andere Antwort auf 
eine andere Wirklichkeit ist; also ist Differenzierung das Proprium des Jugendstraf-
rechts. 
 Im Ergebnis denke ich auch so, aber ganz so gerade ist der Weg zum Ergebnis 
nicht; auch aus ihm aber lässt sich lernen, und deshalb stelle ich ihn vor.

41 Fritsch , 1999, S. 24 ff., S. 42 ff., S. 86 ff.
42 Zu einer Rolle des Jugendstrafrechts als Vorbild des allgemeinen Strafrechts Kilchling , 2002, 

S. 516.
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aa. Typen
Konservative Entwürfe, denen das Jugendstrafrecht mit seinen Rücksichten auf 
die Person und seinen Hoffnungen auf Besserung ein Dorn im Auge ist,43 sinnen 
auf Entdifferenzierung … nicht in einem radikalen, aber doch in einem subtilen 
Verständnis. Die Ausweitung von Strafrahmen in Richtung des Erwachsenenstraf-
rechts,44 die Absenkung des Strafmündigkeitsalters,45 die prinzipielle Behandlung 
von Heranwachsenden nach dem allgemeinen Strafrecht,46 die Einführung von Vor-
führungs- und Sicherungshaftbefehl gegenüber jugendlichen Beschuldigten47 oder 
die ŒTrendwende• Œunter generalpräventiven Gesichtspunkten•48 … alles Konzepte, 
die auf Entdifferenzierung hinaus wollen, die an der klassischen jugendrechtlichen 
und jugendstrafrechtlichen Absonderung der Kinder, Jugendlichen und Heranwach-
senden von den Erwachsenen rütteln. 
 Es ist vermutlich nicht geradezu bösartig, den Sinn dieser Entwürfe auf diesen 
Punkt zu verdichten: Ihnen geht die Schonung der Nicht-Erwachsenen zu weit; sie 
schreiben ihnen mehr Verantwortungsfähigkeit zu, als das geltende Jugendstraf-
recht es tut, und deshalb wollen sie die Zäune zwischen den Feldern der Erwachse-
nen und der Nicht-Erwachsenen zum Teil einreißen (wie etwa bei den Heranwach-
senden), zum Teil verkleinern (wie etwa bei den Strafrahmen). Das Jugendstrafrecht 
soll mehr Strafrecht werden und weniger Jugendrecht, Differenzen zum Strafrecht 
gelten als kontraproduktiv und sind eher unerwünscht.49

 Das ist Entdifferenzierung in einem subtilen Sinn; sie überzieht die jugendstraf-
rechtlichen Differenzierungen mit dem Generalverdacht übertriebener Schonung, 
lebensfremden Zuwartens auf Besserung und kriminogener Milde. Dass es keine 
radikale Entdifferenzierung ist, verdankt sich ganz trivial schon der Unterscheidung 
von Jugend- und Erwachsenenstrafrecht: Die Entwicklungslogik und der Überle-
benssinn des Jugendstrafrechts, seine raison d•être, bestehen in nichts anderem als 
in seinen Differenzierungen gegenüber dem Erwachsenenstrafrecht, die wir gerade 
besprechen. Wo immer man die differentiellen Verlaufslinien im Einzelnen verorten 
mag: existieren müssen sie jedenfalls, wenn es ein Jugendstrafrecht geben soll. Eine 
radikale Entdifferenzierung des Jugendstrafrechts wäre, in anderen Worten, mit sei-

43 Dazu oben II.3.
44 Paul , 2003, S. 204 ff.
45 Befürwortend etwa Hinz , 2001, S. 107 ff.; Klosinski , 1997, S. 406, sowie Paul , 2003, S. 204 ff. 

(für Intensivtäter).
46 Vgl. die Kleine Anfrage von Mitgliedern der Fraktion der CDU/CSU: ŒVolljährige Personen im 

Jugendstrafrecht•, BT-Drs. 15/2017.
47 NJW-Spezial 3, 2004, S. 139 f.
48 NJW-Spezial 3, 2004, S. 139.
49 Ein Gegenentwurf, der auch die Methodenprobleme einbezieht, “ ndet sich etwa in ASJ Ham-

burg , 1999.
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ner Abschaffung identisch, und das hatten wir schon.50 Also spielt die Musik nicht 
bei der radikalen, sondern bei der subtilen Variante; dort wird heute um die Einzel-
heiten gekämpft und über die Verlaufslinien entschieden. 
 Man muss gleichwohl im Auge behalten, dass auch der subtile Typ ein Typ von 
Entdifferenzierung ist und die Absenkung der Grenzen gegenüber dem Strafrecht 
im Visier hat.

bb. Methodik
Subtile Entdifferenzierung des Jugendstrafrechts ist derzeit das Panier seiner kon-
servativen Reformierung; sie ist eine bedeutsame Strategie. Deshalb ist es hilfreich, 
im Durchgang durch die Sachen kurz innezuhalten und etwas genauer auf die me-
thodologischen Konstruktionsbedingungen und auf die Mechanik der Entdifferen-
zierung zu schauen. Was sind die Vorgegebenheiten, so wäre zu fragen, auf welche 
sich Forderungen nach Entdifferenzierung stützen können, und mit welcher Be-
hauptungsintensität können diese Forderungen vorgetragen werden? Wie komplex 
und voraussetzungsvoll sind ihre argumentativen Grundlagen? Kurz: Wie zwingend 
dürfen sie sich geben?
 Man muss kein Experte sein, um sehen zu können, dass solche kriminalpoliti-
schen Forderungen im Jugendstrafrecht nicht anspruchsvoller begründet sind als im 
sonstigen Strafrecht … also im Ganzen schlecht und heute eher noch schlechter als 
früher. Ein Seismograph ist die argumentative und emotive Zentralität von Monster-
fällen wie dem hier geschilderten im kriminalpolitischen Diskurs,51 ein Indikator ist 
der Umstand, dass subjektive Verletzungsfurcht und objektive Bedrohungsintensität 
nicht mehr viel miteinander zu tun haben, dass öffentliche Verschärfungswünsche 
etwa von einer real abnehmenden Verletzungswahrscheinlichkeit überhaupt nicht 
beeindruckt werden,52 und ein cantus “ rmus methodischer Verheerung sind pau-
schale und nicht aus Sachlagen begründete Hinweise auf die Notwendigkeit einer 
wirksameren Abschreckung oder auf den stärkeren Schutz der unschuldigen Op-
fer.53 Dieser Zustand ist bekannt, gut erforscht54 und oft beklagt.55 Ich halte mich bei 
ihm nicht auf, sondern versuche, ein paar Zusammenhänge namhaft zu machen, 
welche den methodischen Umgang mit Forderungen nach Entdifferenzierung be-
stimmen sollten.

50 Gerade unter III.1.a.
51 Oben I.1.
52 Vgl. H.-J. Albrecht , 2002, S. 26 ff. 
53 Analyse bei Hassemer & Reemtsma, 2002, S. 57 ff., S. 108 ff., S. 112 ff.
54 Arzt , 1976, insb. S. 75-101.
55 Hassemer, 2002a, S. 340: ŒDie Bedrohungsgefühle sind keineswegs ein Spiegel der realen Be-

drohung.• Hassemer, 1997, S. 27: ŒVerbrechensangst und Risikobewusstsein sind innenpoliti-
sche Faktoren, welchen sich die Strafjustiz nicht entziehen kann.•
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Zwei Zusammenhänge stehen im Vordergrund, weil sie nicht zu ändern sind … was 
freilich nicht heißt, dass man aus ihnen keine Lehre ziehen könnte. Ansonsten sind 
sie ganz verschieden voneinander; einer hat systemischen, der andere epistemischen 
Charakter. 
 Zwingend hat jegliches Jugendstrafrecht an einer bestimmten Stelle eine Diffe-
renzierung zu setzen: an der Grenze zur vollständigen Verantwortlichkeit der Per-
son; ohne diese Differenzierung kann es als Jugendstrafrecht schon nicht entstehen. 
An der systemisch entgegengesetzten Stelle, bei der ausgeschlossenen Verantwort-
lichkeit, ist die Differenzierung nicht zwingend, aber zeitgemäß: Ein Strafrecht un-
ter dem Erwachsenenstrafrecht muss zu den Kindern hin nicht notwendig differen-
zieren, tut es heute aber vernünftigerweise; die Gründe dafür stehen außer Streit,56 
und ich lasse sie hier beiseite. Heute ist Jugendstrafrecht Zwischenrecht zwischen 
Kindern und Erwachsenen.
 Die epistemische Selbstverständlichkeit grundiert die systemische: Die Differen-
zen zur ausgeschlossenen und zur vollständigen Reife sind uns nicht gänzlich zur 
Hand. Kindheit, Jugend und Erwachsensein sind nicht empirisch vor“ ndbare Ab-
schnitte im Leben des Menschen, die im Gesetz und in der Judikatur bloß abzubil-
den wären. Sie sind vielmehr gesellschaftliche Konstruktionen, die eine empirische 
Basis haben, aus dieser aber nicht bestehen. Auch wenn dem schnellen Verstande 
vollständig klar ist, dass ein zweijähriges Mädchen, ein pubertierender Junge und 
eine dreißigjährige Frau nicht in gleicher Weise für ihr Handeln verantwortlich ge-
macht werden können, besteht eine nachdenkliche Betrachtung doch auf der Erfah-
rung, dass ŒKindheit• nicht erst in ihren einzelnen Eigenschaften, sondern schon in 
ihrer sozialen Existenz und Wahrnehmung kulturell variabel ist57 und dass es ŒJu-
gend• und ŒErwachsensein• schon deshalb nicht anders ergeht, weil man keinen der 
drei Lebensabschnitte unabhängig von den beiden anderen bestimmen und begrei-
fen kann. Sie sind nicht nur Natur, sie sind auch Kultur und Gesellschaft; und ŒJu-
gend• ist gerade heute eine Projektions” äche für uns andere. Sie ist Ergebnis einer 
normativen gesellschaftlichen Verständigung, die auch anders ausfallen könnte, die 
bei uns früher und heute woanders auch anders ausgefallen ist, und sie hat dezisive 
Bestandteile. 
 Daraus ergeben sich methodische Konsequenzen für ein gutes Jugendstraf-
recht.

cc. Schmerz der Grenze
Es ist wahr, dass die Antwort auf die Frage, wo die Grenze zwischen Kindern und 
Jugendlichen und zwischen Jugendlichen und Erwachsenen verlaufen soll, am Ende 
politisch entschieden werden muss: durch das Volk und seine gewählten Vertreter; 

56 Vgl. etwa Hefendehl , 2000, S. 604 ff.
57 Grundlegend Ariès , 2003, S. 69 ff.
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denn diese Antwort gehört in ein förmliches Gesetz, wir sind im Strafrecht. Es ist 
auch wahr, dass der Gesetzgeber für diese Antwort einen Entscheidungsspielraum 
haben muss, der nicht zu eng bemessen werden darf. Der rechtfertigende Grund 
dafür liegt in der dritten Wahrheit: Die Entscheidung über beide Grenzen ist außer-
ordentlich komplex, und dieser Komplexität muss der Gesetzgeber gerecht werden 
können; dazu braucht er Raum und die Möglichkeit zu Festlegungen, die er nicht 
vollständig und schlüssig begründen, sondern nur einschätzen kann. Der derzeitige 
Reformdiskurs im Jugendstrafrecht wird der Komplexität bei weitem nicht gerecht.
 Differenzierung im Jugendstrafrecht ist nicht nur ein normatives Problem, über 
das Mehrheiten so oder so be“ nden und entscheiden. Differenzierung hat einen ge-
waltigen Bedarf an Empirie, die beschafft werden muss und über die zuerst einmal 
zu lernen und zu argumentieren ist, bevor eine Entscheidung sich rechtfertigen lässt. 
Darüber kann man nur glücklich sein; denn empirische Sätze lassen sich im Zweifel 
widerlegen und stärken so die argumentative Rationalität des Diskurses, in dem sie 
auftreten; sie müssen freilich ernst genommen werden. Die relevante Empirie ist in 
unserem Fall ihrerseits komplex, und sie verändert sich stetig: Es geht nicht nur um 
die biologisch-anthropologischen Faktoren von Reife; es geht auch um die sozialen 
und kulturellen Muster der Zuschreibung von Verantwortlichkeit an Personen. Die-
se Muster stehen keinesfalls fest, sondern entwickeln sich mit dem sozialen Wandel, 
mit den Bildern, die wir von ŒKindern• und ŒJugendlichen• haben, von dem, was 
man ihnen zutrauen und wofür man sie verantwortlich machen kann; unser Œganz 
normaler Fall• von vorhin ist ein Beispiel für solche Bilder.58 ŒStrafrechtliche Reife• 
ist also ein bewegliches Ziel, das von vielen unterschiedlichen Faktoren gesteuert 
wird;59 es ist einfach, darüber durch Verordnung eines Mindest- oder Höchstalters 
zu entscheiden, aber es ist schwierig, es wirklich zu treffen und überdies zu erken-
nen, wann der soziale Wandel zu einer Änderung der Entscheidung drängt. 
 Und endlich geht es, in systemischer Perspektive, auch um die Möglichkeiten 
von Hilfe und Korrektur, die, jenseits der Altersgrenzen des Jugendstrafrechts, für 
Kinder und junge Jugendliche im Sozialgesetzbuch VIII, dem Recht der Kinder- und 
Jugendhilfe, bereitstehen und für ältere Jugendliche und Heranwachsende im Er-
wachsenenstrafrecht. Ich halte es für ausgemacht, dass die Grenzziehung auch auf 
das Gelände achten muss, das sich jenseits der Grenze erstreckt, dass sie nicht dog-
matisch nur das Gebiet des Jugendstrafrechts im Blick haben darf, das begrenzt wer-
den soll: Der Gesetzgeber muss die Folgen bedenken, die eine Ausweitung oder ein 
Rückzug des Jugendstrafrechts angesichts angrenzender rechtlicher Möglichkeiten 
haben werden, und er muss darauf achten, durch seine Grenzziehung in Prozesse 
der Entwicklung von Personen, die ja mehr oder weniger kontinuierlich verlaufen, 
nicht zu tief einzuschneiden. 

58 Vgl. oben I.1., II.2. 
59 Zusammenstellung von Argumenten bei Wolfslast , 1997, S. 277 ff., S. 280 ff.
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Bei der Abgrenzung zur kindlichen Schuldunfähigkeit, die § 19 StGB derzeit, mit 
Folgen für das Jugendstrafrecht, auf 14 Jahre “ xiert, ist der tiefe Einschnitt grund-
sätzlich unvermeidlich. Diese Grenze, die ja einen absoluten Ausschluss strafrecht-
licher Intervention anordnet, muss … schon aus verfassungsrechtlichen Gründen 
… klar und verlässlich sein. Der Schmerz der Grenze wird in § 3 JGG freilich etwas 
gemildert, wenn dort die strafrechtliche Verantwortlichkeit inhaltlich bestimmt und 
für Fälle der Schuldunfähigkeit familien- und vormundschaftsrechtliche Maßnah-
men angeordnet werden. Dass das gleichwohl nicht alle Probleme löst, zeigt unser 
Monster-Fall. Hier helfen, solange an der Strafmündigkeitsgrenze festgehalten wird, 
nur die zahlreichen und differenzierten Instrumente der Kinder- und Jugendhilfe.60 
Die muss man dann aber auch ergreifen, und man muss ihre Eignung in der Öffent-
lichkeit laut verkünden; bei der Gelegenheit könnte man gleich noch mit der verbrei-
teten und störenden Täuschung aufräumen, auf dem Weg vom Erwachsenen- über 
das Jugendstrafrecht bis hin zum Kinder- und Jugendhilferecht breite sich wachsen-
de Milde gegenüber den Betroffenen aus.61

 Beim anderen Pol, der Abgrenzung zum Strafrecht des schuldfähigen Erwach-
senen, hat der Gesetzgeber den Schmerz der Grenze mit der Salbe einer Binnen-
differenzierung gelindert, indem er den Richter in § 105 JGG anweist, bei unreifen 
Heranwachsenden62 das Erwachsenenstrafrecht nur mit jugendstrafrechtlichen Ein-
sprengseln anzuwenden. Das ist ein gut gemeintes, aber auch gefährliches Unter-
fangen, das seit je her zwei kritische Argumente auf sich zieht: Kriminalpolitisch63 
stört das jugendrechtliche Schlup” och, rechtstheoretisch die unbestimmte, altfrän-
kische Redeweise.64 Die Argumente sind bekannt; ich wiederhole sie nicht, sondern 
konzentriere mich auch hier auf die Methodik der Differenzierung.
 Angesichts der fundamentalen Spannung zwischen der empirischen Kontinuität 
von Entwicklungen eines Menschen einerseits und der normativen Notwendigkeit, 
die Strafrechtsanwendung klar zu bestimmen, andererseits ist eine Binnendifferen-
zierung ein kluger Weg; sie verzichtet nicht ganz auf Bestimmtheit und schlägt den 

60 Beunruhigende Analyse des Problemfeldes in der FAZ v. 12.08.2004, S. 7: Œ•Erzieherische Hil-
fen• für immer mehr Deutsche. Um 71 Prozent ist die Zahl der Kinder und Jugendlichen seit 
1991 gestiegen, die besondere Unterstützung vom Staat brauchen.•

61 P.-A. Albrecht , 1993, § 8 V.
62 § 1 Abs. 2 JGG: zwischen 18 und 21 Jahren zur Zeit der Tat.
63 S. etwa Paul , 2003, S. 206 (m.w.N. in Fn. 28); Weber, 2000, S. 298. Für die Abschaffung von 

§ 105 JGG: H.-J. Albrecht , 2002, S. 92 (m.w.N. in Fn. 337).
64 § 105 JGG ordnet die entsprechende Anwendung jugendstrafrechtlicher Regelungen an, wenn 

Œ1. die Gesamtwürdigung der Persönlichkeit des Täters bei Berücksichtigung auch der Umwelt-
bedingungen ergibt, dass er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und geistigen Entwicklung 
noch einem Jugendlichen gleichstand, oder

 2. es sich nach der Art, den Umständen oder den Beweggründen der Tat um eine Jugendverfeh-
lung handelt.•
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unbestimmten Teil ihrer Regelung nicht der belastenden, sondern der entlastenden 
Seite zu. Wann unsere Rechtskultur bei jungen Menschen einen für die strafrecht-
liche Zurechnung hinreichenden Reifegrad annehmen darf, kann der Gesetzgeber 
nur abstrakt und in starker Typisierung festlegen … numerisch eben. Das nimmt 
Ungleichheiten in allen Einzelfällen sehenden Auges in Kauf. Ein kluger Ausweg ist 
es deshalb auch, die Nachbestimmung der Grenze zwischen Jugend- und Erwach-
senenstrafrecht im Einzelfall dem Richter anheimzugeben; denn der, nicht aber der 
Gesetzgeber, kann hinschauen und entscheiden, wie es um diesen Menschen be-
stellt ist, dessen Verhalten er zu beurteilen hat.65 Dass sich der Gesetzgeber klarer 
und moderner ausdrücken könnte, sei zugegeben.66 Dass Kriminalpolitiker, denen 
eine Entdifferenzierung des Jugendstrafrechts am Herzen liegt und die die Her-
anwachsenden den Erwachsenen zuschlagen wollen, sich selber die Fähigkeit zur 
Grenzbestimmung eher zutrauen als dem Strafrichter, verwundert mich.

dd. Zusammenfassung
Das Jugendstrafrecht lebt von klugen und realitätsnahen Differenzierungen; sie sind 
derzeit kriminalpolitisch unter Beschuss. Der Gesetzgeber sollte das Ziel verfolgen, 
die Komplexität dieser Differenzierungen in seinen Entscheidungen abzubilden 
und sie den anthropologischen und kulturellen Entwicklungen anzupassen. Der 
Schmerz der Grenze lässt sich, wie am Beispiel der Heranwachsenden zu sehen ist, 
lindern.

2  Gewissheiten
Traditionen, die sich auch unter dem Feuer der Kritik als beständig erweisen, fallen 
nicht als Geschenk vom Himmel, sondern werden hier unten erwirtschaftet. Sie sind 
Ergebnis eines stetigen Anwendungsprozesses, der die Anpassung der Traditionen 
an den sozialen Wandel im Auge behält. Dieser Prozess braucht nicht nur Normen 
und Institutionen, die sein Fortschreiten anleiten und legitimieren: er braucht vor 
allem Gewissheiten, aus denen sich schließen lässt, in welche Richtung sich das 
Recht und seine Anwendung bewegen sollen. Diese Gewissheiten enthalten nicht al-
le Informationen, die der Prozess benötigt, sie sind eher Wegweiser als Drehbücher 
… freilich erprobt und erfahrungsgesättigt.
 Auf zwei dieser Gewissheiten des Jugendstrafrechts möchte ich zum Schluss 
noch zu sprechen kommen: auf den Erziehungsgedanken, weil dessen Vernünftig-
keit neuerdings zwar nicht zum ersten Mal, aber doch mit größerem Nachdruck an-
gezweifelt wird, und auf den Wert einer Formalisierung des Jugendstrafrechts, weil 
sich hier ein neues Verständnis alter Probleme abzeichnen könnte.

65 Ebenso Rössner & Bannenberg, 2002, S. 80.
66 Weiterführend Busch & Scholz , 2003.
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a. Erziehung im Jugendstrafrecht

aa. Kritik
Dass das Jugendstrafrecht heute in Turbulenzen gerät, wenn es sich, wie herkömm-
lich,67 die Erziehung des Verurteilten zur Aufgabe macht, liegt nahe. Es gibt drei 
starke Gründe, die Erziehungsverheißung mit spitzen Fingern anzufassen: Die Lite-
ratur wird nicht müde, diese Verheißung mit natio nalsozialistischem Gedankengut 
in Zusammenhang zu bringen;68 der Erziehungsgedanke lässt sich als semantisch 
inhaltsarme Kategorie brandmarken, dessen reale Funktion wesentlich in einer Ein-
griffsverschärfung (ŒErziehungszuschlag•) besteht;69 und er lässt sich als falsches 
Versprechen entlarven, das mit der Praxis wenig zu tun hat.70 Die Konsequenzen 
dieser Kritik71 sind im Ergebnis unterschiedlich; sie reichen von der Forderung 
nach einer Neuformulierung und Neupositionierung des Erziehungsprinzips bis zu 
dessen Verabschiedung. In ihrer allgemeinen Zielbestimmung aber stimmen die 
Kritiker, wenn ich das richtig sehe, überein: Sie wollen das Jugendstrafrecht von gut 
gemeinten Verschärfungen frei halten und es in die Nähe des herkömmlichen for-
malisierten Strafrechts rücken.72

 Ich teile die Kritik, kann aber nicht sehen, dass sie die Kraft hätte, den Erzie-
hungsgedanken aus dem Jugendstrafrecht zu entfernen. Die Nähe von Erziehung 
(und zahlreichen anderen, verwandten Konzepten strafrechtlicher Subjektivierung!) 
zu Vorstellungen der Nazis fordert zu relativierender Vorsicht auf, aber nicht zu 
Ausmerzung; ein unverhältnismäßiger ŒErziehungszuschlag• ist unbedingt zu ver-
meiden (er wäre freilich angesichts der strukturellen Offenheit jeglicher Strafzumes-
sung gegenüber Alltagstheo rien und Vorverständnissen auch bei einer Entfernung 
des Erziehungsprinzips nicht auszuschließen73);74 dass Erziehung selten gelingt, 
sollte uns nicht zum prinzipiellen Rückzug aus dem Erziehungskonzept, sondern 
zu dessen praktischer Verbesserung anregen. Das sind matte Widerlegungen, ich 

67 Böhm, 1996, S. 10 ff.
68 Etwa Meier, Rössner & Schöch , 2003, § 2 Rn. 11, § 10 Rn. 28.
69 Paradigmatisch P.-A. Albrecht , 1993, § 8.
70 Paradigmatisch H.-J. Albrecht , 2002, S. 97 ff.
71 S. auch Weyel, 2003.
72 Prägnant H.-J. Albrecht , 2002, S. 108: ŒDie Konsequenz aus diesen Überlegungen kann aber 

nur sein, das Erziehungsprinzip als Grundlage und Erklärung des Jugendstrafrechts aufzuge-
ben und an dessen Stelle in einem gesonderten Jugendstrafrecht ... ein Schuld- und Proportio-
nalitätsprinzip für die Sanktionen nicht anlässlich, sondern wegen einer Straftat zu setzen.•

73 In aller Kürze: Das Urteil, die Verfolgung eines Erziehungsziels habe das Strafmaß im Einzelfall 
oder in einander ähnlichen Konstellationen überschritten, hat zwei Voraussetzungen, die nicht 
leicht zu beschaffen sind: Wo genau verläuft die Grenze der Tatproportionalität, deren Über-
schreitung … außer in den Extremfällen der Œfalschen Oktave• … die Sanktion als unverhältnis-
mäßig falsi“ ziert? Wie misst man das Maß der Einwirkung von ŒStrafe• und ŒErziehungsinter-
vention• und bringt beides, um es vergleichen zu können, auf eine Skala?

74 Einzelheiten und Optionen bei Böhm, 1996, S. 13 ff.
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weiß; man kann alles auch anders sehen. Mein eigentliches Argument aber ist nicht 
die Widerlegung einer Kritik am Erziehungsgedanken, sondern die Überzeugung, 
dass wir ohne diesen Gedanken im Jugendstrafrecht nicht zurechtkommen.75

bb. Notwendigkeit von „Erziehung“

Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung76 das Gebot der Re-
sozialisierung tief begründet und reich ausgestattet. Es hat Œdieses Gebot aus dem 
Selbstverständnis einer Rechtsgemeinschaft entwickelt, die die Menschenwürde in 
den Mittelpunkt ihrer Wertordnung stellt und dem Sozialstaat verp” ichtet ist•, und 
es hat dem einzelnen Gefangenen Œaus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG einen 
grundrechtlichen Anspruch darauf• zugesprochen, Œdass dieser Zielsetzung bei ihn 
belastenden Maßnahmen genügt wird•.77 Aufwendiger geht es kaum. Man sollte 
auch im Blick behalten, dass die Prinzipien von Menschenwürde und Sozialstaat, 
die das Gericht in den Mittelpunkt stellt, von der ŒEwigkeitsgarantie• des Art. 79 
Abs. 3 GG beschützt werden, wobei die Doktrin des Verfassungsrechts das Sozial-
staatsprinzip hier auf die Grundelemente der mitmenschlichen Solidarität, der Vor- 
und Fürsorge und des Schutzes sozial Schwacher erstreckt78 … was durchaus auch 
auf den jugendlichen Strafgefangenen zielt. 
 Dass das Œverfassungsrechtliche Resozialisierungsgebot• den Gesetzgeber ver-
p” ichtet, Œein wirksames Resozialisierungskonzept zu entwickeln und den Straf-
vollzug darauf aufzubauen•,79 ist nicht nur verbindlich, sondern auch vernünftig. 
Und es ist gegenüber jugendlichen Strafgefangenen noch dringlicher als gegenüber 
erwachsenen. Es ist das unverzichtbare sozialstaatliche Gegengewicht zum rechts-
staatlichen Freiheitsentzug, es ist die Verp” ichtung des strafenden Staates zu perso-
naler Achtung, Zuwendung und Hilfe im Rahmen des Möglichen … nicht mehr, aber 
auch nicht weniger. Die distanzierte Kälte der Tatproportionalität ist ein hilfreicher 
Maßstab der eingriffsbegrenzenden Zumessung der Sanktion, nicht aber von deren 
Vollziehung. Die Vollziehung muss ein Ziel haben, nicht nur eine Form und nicht 
nur Grenzen. Und was sollte das Ziel denn sonst sein als ŒErziehung• … bei Men-
schen, die nach dem Selbstverständnis des Jugendstrafrechts gerade durch unabge-
schlossene Reifeprozesse gekennzeichnet sind? 
 Ich sehe auch keine Schwierigkeiten, das Erziehungsziel des Jugendstrafrechts 
im Kontext der allgemeinen Strafziele zu verorten und lebendig zu machen.80 Auch 
für das Jugendstrafrecht bleibt es bei der Aufgabe aller Strafrechtsordnung, zum ei-

75 Im Ergebnis ähnlich Streng , 2003, S. 1242, S. 1253 ff.
76 Vgl. BVerfGE 98, S. 169 (S. 200 f.).
77 BVerfGE 98, S. 200.
78 Dreier , 1998, GG, Art. 79 Abs. 3, Rn. 38.
79 BVerfGE 98, 169 (201).
80 Das ist … in größerem Rahmen … in meinem Aufsatz über Resozialisierung ausgeführt, Hasse-

mer, 2002b, insbes. S. 238 ff.
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nen durch stetige sanktionierende Antwort auf die Normverletzung zu verdeutlichen, 
dass wir an der verletzten Norm kontrafaktisch festhalten und die Normverletzung 
missbilligen, und zum anderen durch Gleichmäßigkeit und Prinzipienbindung von 
Gesetzen und Verfahren der Sanktio nierung das Versprechen einzulösen, alle an 
der Normverletzung Beteiligten gerecht und schonend zu behandeln. Nur in diesem 
Kontext bekommt Erziehung durch den sanktionierenden Staat einen Sinn: Sie ist 
… in den Grenzen verhältnismäßiger Reaktion auf die Normverletzung … die Antwort 
an einen Menschen, dessen Verfehlung wir auch De“ ziten seiner Reife zurechnen. 
Die Antwort meint nicht nur Hilfe, sie meint auch Sanktion und Missbilligung; sie 
liegt deshalb nicht nur im wohlverstandenen Interesse des Jugendlichen (in seinem 
faktischen Interesse regelmäßig sowieso nicht), sondern auch in unser aller, im 
öffentlichen Interesse. Sie ist dem Bild angemessen, welches das Jugendstrafrecht 
vom Jugendlichen hat, ist Normverdeutlichung unter den besonderen Bedingungen 
reduzierter und zugleich wachsender Verantwortlichkeit. Sie wird Erziehungsziele 
nicht maßlos verfolgen, weil die gerechte Behandlung der Betroffenen im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeit schon dem Maßstab dieser Konzeption von positiver Gene-
ralprävention81 eingeschrieben ist.
 Was ŒErziehung• in Einzelheiten bedeutet und mit sich führt, ist damit nur in 
weiten Grenzen ausgemacht und im Wesentlichen Sache der konkreten Konstella-
tion. Diese Unabgeschlossenheit ist, in der Sicht des Jugendstrafrechts, nicht bedau-
erlich, sondern begrüßenswert. Sie öffnet, innerhalb der Grenzen des Rechts, Räu-
me für professionelle Phantasie, für Vielfalt und Problemnähe, die das Jugendge-
richtsgesetz und seine Praxis ja auch durchaus nutzen. Dass es diese Räume gibt, ist 
so lange unbedenklich als sie, wie alle Räume, Grenzen haben, als sie an den Grund-
sätzen von Verhältnismäßigkeit und Belastungsgleichheit enden. Diese Begrenzung 
ist eine schwierige Aufgabe, weil sie eine konkretisierende Zusammenfügung von 
Norm und Konstellation verlangt und damit ein sicheres Gespür sowohl für die reale 
Dimension erziehender Einwirkung als auch für die Botschaft der Norm. Sie bringt 
aber auch die Chance produktiver Veränderung mit sich, wie man an Entwicklungen 
wie Täter-Opfer-Ausgleich,82 anderen Formen der Mediation, Œkonfrontativer Päda-
gogik•83 oder Anti-Aggressivitäts-Training84 studieren kann. Das Erziehungskonzept 
besteht auf der Beistandsp” icht des strafenden Staates auch in schwierigen Konstel-
lationen: notfalls, wenn sonst alles versperrt ist, wenigstens die möglichen Vorkeh-
rungen gegen desozialisierende Wirkungen des Strafvollzugs zu treffen. 

81 Hassemer, 1990, §§ 28-30.
82 Walter , 2004.
83 Berichte in unsere jugend, 3/2004.
84 FR v. 02.07.04 über ein Projekt in der JVA Celle; FR vom 24.02.2004 und FAZ vom 21.07.2004 

über ŒAnti-Bullying-Programme•; Kritik aus kriminologischer und verfassungsrechtlicher Sicht 
bei Rzepka, 2004, bes. S. 129 ff.
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Jedenfalls sollte das Erziehungskonzept im Jugendstrafrecht zu Differenzierungen 
ermutigen: Wer das Konzept nicht als Camou” age eines resignierten Sicherungsvoll-
zugs missbraucht, sondern als Strafziel ernst nimmt, ist gehalten, die unterschied-
lichen Chancen, Bedingungen und Grenzen von Erziehung genau anzuschauen, 
differenzierte und deshalb passende Antworten zu entwickeln. Er könnte beispiels-
weise zur Kenntnis nehmen, dass ŒIntensivtäter•85 nicht nur aus normativen, son-
dern auch aus empirischen Gründen andere Einwirkungen verdienen als Œeinmalig 
Gestrauchelte•, und bei dieser Gelegenheit vielleicht einen Beitrag zur Verbreitung 
der Erkenntnis leisten, dass ein Erziehungskonzept des Jugendstrafrechts nicht da-
durch falsi“ ziert wird, dass es an einigen Personen oder Gruppen scheitert. Es geht 
um zwei einfache, aber befreiende Wahrheiten: Erziehung funktioniert nur durch 
Differenzierung, wenn nämlich Art und Maß der Einwirkung auf den Betroffenen 
und seine Situation passen, und: Undifferenzierte und deshalb scheiternde Einwir-
kung ist heutzutage imstande,86 jahrzehntelang entwickelte Kulturen rechtsstaatli-
cher und humaner Einwirkung zu diskreditieren und politisch zu gefährden.

b. Formalisierung im Jugendstrafrecht

aa. Konzept der Formalisierung

Formalisierung ist die große Leistung des rechtsstaatlichen Strafrechts.87 Sie macht 
aus naturwüchsiger sozialer Kontrolle das Instrumentarium einer zivilisierten Ge-
sellschaft; sie schützt die Grundrechte der an schweren Abweichungskon” ikten Be-
teiligten. Sie richtet neutrale und mächtige Institutionen der Kon” iktverarbeitung 
ein, verkündet ihre Interventionen schon vor der Verbrechensbegehung und hält 
sich später daran, bindet sich an Prinzipien der Zurückhaltung, der Gleichbehand-
lung, der Öffentlichkeit von Verfahren und der Nachprüfbarkeit von Entscheidun-
gen. Formalisierung soll jedes Strafrecht kennzeichnen.
 Dem Konzept der Formalisierung weht im allgemeinen Strafrecht der Wind der-
zeit ins Gesicht. Dieser Wind kommt aus dem mächtigen und immer noch wachsen-
den Bedürfnis nach effektiver Prävention, das uns alle erfasst hat und das sich neben 
dem Polizeirecht vor allem im Strafrecht befriedigt. Ausdehnung und Verschärfung 
von Strafdrohungen und Ermittlungsinstrumenten, Einebnung dogmatischer Diffe-
renzierungen, Verkürzung und Beschleunigung von Verfahren, Abbau von effektivi-
tätshemmenden Rechtspositionen sind die Anzeichen.88 

85 Kritisch gegenüber diesem Begriff und seinem Hintergrund: Walter , 2003; über die Pole der 
Auseinandersetzung und die staatsanwaltschaftliche Praxis siehe v. Bebber in der TAZ vom 
27.02.2004 und A. Molitor in der Berliner Zeitung v0m 07.01.2004; über das kriminalpoliti-
sche Problem: Rössner & Bannenberg, 2002, S. 53; über ein Forschungsprogramm zu diesem 
Gegenstand: Prittwitz , 2003; über ein Modellvorhaben Stahlmann-Liebelt , 2003.

86 Oben unter I.1.
87 Dazu und zum Folgenden Hassemer, 1990, S. 136 ff., S. 316 ff., S. 320 ff.
88 Belege und Nachweise in Hassemer, 2000, S. 248 ff., S. 268 ff.
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Ich bin davon überzeugt, dass der kriminalpolitische Angriff auf das Formalisie-
rungskonzept dem Jugendstrafrecht allenfalls am Rande zuzurechnen ist. Es mag 
sein und liegt nahe, dass das Bedürfnis nach Effektivierung, Beschleunigung und 
Kontrollverschärfung im Strafrecht auch die Debatte um Reformen im Jugendstraf-
recht grundiert und anschiebt, dass es auf dieser Grundierung Milde als ungerecht 
und Zurückhaltung als kriminogen darstellen kann. Bei näherem Zusehen aber 
zeigt sich, dass das Jugendstrafrecht seine ganz eigene und sehr viel tiefer eingegra-
bene Kon” iktlinie mit dem Formalisierungskonzept hat.

bb. Besonderheiten des Jugendstrafrechts
Man kann gut verstehen, dass auch das Jugendstrafrecht zur Formalisierung in ei-
nem spezi“ schen Gegensatz steht.89 Schon der gerade besprochene Erziehungsge-
danke hat ja Kritik aus dieser Ecke auf sich gezogen und dem Jugendstrafrecht die 
Empfehlung eingetragen, sich stattdessen auf Maßstäbe der Proportionalität zu be-
sinnen;90 das ist ein Wegweiser in Richtung Formalisierung. In der Sache konnotiert 
Formalisierung mit Konzepten, die dem Sonderweg des Jugendstrafrechts gerade-
wegs entgegengesetzt sind. Formalisierung steht für Verallgemeinerung und Gleich-
behandlung, strenge Prinzipienbindung, Transparenz, Neutralität, Bestimmtheit in 
allen Bereichen und bis in die Einzelheiten der Regelung, sie steht für gleichmäßige 
Distanz zum Kon” ikt und den Beteiligten. In diesen Konnotationen “ ndet sich das 
Jugendstrafrecht nicht wieder, ja man darf, verschärfend, sagen, dass die emanzipa-
tive Absonderung des Jugendstrafrechts vom allgemeinen Strafrecht gerade an der 
Formalisierungsidee gelingt. Sein Selbstverständnis91 nämlich konnotiert mit Ge-
genkonzepten zur Formalisierung: Konkretheit und Zuwendung, Zweckhaftigkeit, 
Lebendigkeit und Vielfalt, Interesse und Engagement für den einzelnen Menschen; 
Transparenz und Neutralität sind ihm eher fremde Vorstellungen; die Nachprüfbar-
keit von Entscheidungen ist wichtig, aber zweite Wahl, die hinter der Richtigkeit 
der Entscheidungen für Problem und Person verblasst. Aus alle dem folgt, dass das 
Konzept der Formalisierung für das Selbstverständnis des Jugendstrafrechts in sei-
nem Verhältnis und in seiner Abgrenzung zum allgemeinen Strafrecht von zentraler 
Bedeutung ist. 
 Das Verhältnis des Jugendstrafrechts zum Konzept der Formalisierung ist in 
einer rechtsstaatlichen Strafrechtsordnung auf einer abstrakten Ebene einfach und 
überzeugend zu bestimmen; erst bei der Anwendung der Bestimmung auf Einzel-
heiten stellen sich Fragen und bleiben Fragen auch offen.

89 Zu frühen Auseinandersetzungen Fritsch , 1999, S. 137 ff.
90 Oben III.2.a.
91 Dazu schon oben III.1.a.bb.: Zweckverfolgung und Erziehung.
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Abstrakt wird man Formalisierung auch im Jugendstrafrecht als verbindliche Grenz-
bestimmung für Eingriffe verstehen können. Maßstab der Grenzbestimmung ist die 
Verhältnismäßigkeit mit ihren differenzierten Prüfebenen zwischen Unrecht und 
Schuld einerseits und Belastungs- und Eingriffsintensität andererseits; zu diesem 
Maßstab gehören auch grundrechtlich gestützte Grenzen bestimmter Eingriffe wie 
etwa das Gebot menschenwürdiger Behandlung, das beispielsweise bei der Ausein-
andersetzung um Folgen und Rechtfertigung eines ŒEinstiegsarrests•92 ins Gewicht 
fällt. Da das Jugendstrafrecht Strafrecht ist, ist es diesem allgemeinen Maßstab ohne 
Einschränkung unterworfen. Innerhalb seiner verbindlichen Grenzen aber lebt das 
Jugendstrafrecht von Sachnähe, Erfahrung, Vielfalt, Phantasie und auch von Expe-
rimenten. Das betrifft vor allem die Rechtsfolgen und deren Vollzug, aber auch das 
Verfahren. 
 Konkret eröffnen sich bei der Anwendung des Maßstabs neue Fragen, die sich 
den Besonderheiten des Jugendstrafrechts verdanken; diese Besonderheiten sind, 
wie wir gesehen haben, durch Erfahrung, Konkretheit und Vitalität gekennzeichnet. 
Entsprechend zahlreich sind ihre Varianten, und entsprechend rasch entwickeln sie 
sich. Ich mache deshalb nicht den Versuch, sie systemisch oder begrif” ich einzufan-
gen, sondern ” üchte mich in ein Beispiel, das die Möglichkeit und die Schwierigkeit 
adäquater Antworten auf solche Fragen vorführen soll. Das Beispiel stellt einen Zu-
sammenhang her mit den Überlegungen zum Wert von Erziehung im Jugendstraf-
recht,93 erweitert sie und führt sie in einer spezi“ schen Richtung fort.
 Eine der Fragen, an denen die Besonderheiten des Jugendstrafrechts besonders 
sinnfällig werden und die überdies die Geschwindigkeit relevanter Entwicklungen 
auf diesem Felde erfahrbar machen, betrifft die Beteiligung Dritter an jugendstraf-
rechtlichen Problemverarbeitungen. Im allgemeinen Strafrecht ist diese Frage hin-
reichend klar und eng beantwortet, im Jugendstrafrecht nicht, wie sich etwa an der 
Einführung von Weisungen nach § 10 JGG ablesen lässt (ŒBetreuungsweisung•, 
Œsoziale Trainingskurse•)94, die das Jugendstrafrecht zu einer Beteiligung Dritter 
hin zunehmend öffnen, was kritische Fragen nach Zuständigkeit und Kontrolle 
aufwirft. Noch dichter aber zeigen sich die Entwicklungslinien an der Beteiligung 
von Eltern im Jugendstrafverfahren gegen ihr Kind. Hier gibt es, wie das Bundes-
verfassungsgericht jüngst festgehalten hat,95 einen typischen Kon” ikt zwischen dem 
formalisierten Strafanspruch des Staates und dem verfassungsrechtlich gestützten 
Elternrecht, das auch den Schutz der Rechte des Kindes gegenüber dem strafenden 
Staat umgreift und deshalb elterliche Anwesenheitsrechte im Jugendstrafverfahren 
garantiert. 

92 Diskussion und Nachweise bei P.-A. Albrecht , 1993, § 35 Abs. 2 S. 2.
93 Oben III.2.a.
94 Informationen und unterschiedliche Bewertungen bei Schaffstein & Beulke , 2002, § 16 II, III, 

und P.-A. Albrecht , 1993, § 20 II, III.
95 BVerfGE 107, S. 104.
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96 Vgl. Jeanne Rubner in der SZ vom 13.07.2004.
97 Az. B 2/04; Bericht in der Berliner Zeitung vom 13.07.2004.
98 Art. 6 Abs. 2 GG: ŒP” ege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 

zuvörderst ihnen obliegende P” icht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.•

Diesen Kon” ikt zwischen strafrechtlicher Formalisierung einerseits, Eltern- und 
Jugendlichenrecht andererseits kann man durch praktische Konkordanz zum 
Ausgleich bringen: Das Elternrecht auf Anwesenheit und Intervention wird, 
auch zum Schutz des Jugendlichen, ein notwendiger Bestandteil des Jugend-
strafverfahrens, seine Beschränkung aber verlangt ein hinreichend bestimmtes 
Gesetz, also eine formalisierte Grundlage. Ich denke, dass beides zusammen 
existieren kann und so beide Rechte optimiert werden. 
 Strukturell ähnlich, in der Beurteilungssicherheit aber ganz verschieden ist ein 
Kon” ikt, der durch den Erfurter Amoklauf eines 19-jährigen Gymnasiasten in die 
öffentliche Debatte gekommen ist:96 In Reaktion auf dieses Blutbad hatte etwa das 
rheinland-pfälzische Schulgesetz bei gravierenden Problemen eines Schülers eine 
Information der Eltern durch die Schule zugelassen, auch wenn der Schüler volljäh-
rig ist; das hat das Landesverfassungsgericht gebilligt.97

 Dazu habe ich keine feste Meinung … nur eine Neigung. Ich frage mich … und sie …,
ob eine Reformulierung des Erziehungskonzepts in den Grenzen einer strengen 
Formalisierung des Jugendstrafrechts dieses Recht heutzutage nicht stärker machen 
könnte. Ich stelle mir vor, dass … solange und soweit der Freiheitsraum der Betroffe-
nen gesichert ist … die Vitalität, Vielfalt und Entwicklungsfähigkeit des Erziehungs-
prinzips das Jugendstrafrecht nicht nur in der Theorie, sondern vor allem in der 
Praxis in Bewegung setzen, seine Farben zum Leuchten bringen und seine Abwehr 
gegenüber einer feindlichen Übernahme durch das Erwachsenenstrafrecht stützen 
könnte. 
 Das würde für unsere beiden Beispielsfälle bedeuten, die Informationen der 
Schule gegenüber den Eltern über die Gefährdung eines volljährigen Schülers nicht 
” ächendeckend, sondern nur unter den strenger formalisierten Voraussetzungen 
des Polizeirechts zuzulassen und den Schutz der Autonomie der Person nicht allzu 
bereitwillig zu relativieren; denn es geht ja nicht nur speziell um Schulen, sondern 
ganz allgemein um Sicherheit. Das würde auf der anderen Seite aber auch bedeuten, 
nicht nur das Erziehungsrecht, sondern auch die Erziehungsp” icht, die den Eltern 
minderjähriger Kinder von Verfassungs wegen obliegt, wieder in das jugendstraf-
rechtliche Bewusstsein zu rücken und an das Wächteramt zu erinnern, das der Staat 
auch hinsichtlich der Erziehungsp” icht hat.98 Die viel beklagte Missachtung der El-
tern äußert sich in Gesellschaft und Staat heute nicht nur in deren ökonomischer 
Schlechterstellung, sondern etwa auch in der Überzeugung staatlicher Institutionen, 
sie selber seien in der Problemlösung allemal besser als die Eltern, und es dann lie-
ber gleich selber machen, wenn die Eltern nicht auf ihren Rechten bestehen. 
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Das ist kein Ruf nach einem Zwangsrecht gegenüber uninteressierten Eltern und 
auch nicht die scholastische Verirrung, man müsse jede Jugendstraftat als Manifesta-
tion eines Erziehungsde“ zits rekonstruieren.99 Es ist nur die Einladung, über 
Möglichkeiten nachzudenken, jugendstrafrechtliche Probleme mehr mit außer-
strafrechtlicher Hilfe zu lösen und die Isolierung des Jugendstrafrechts von seinem 
Umfeld zu mildern, in die es aufgrund seiner Nähe zum formalisierten allgemeinen 
Strafrecht immer wieder und immer tiefer gerät.

IV.  Zusammenfassung
Das Jugendstrafrecht liegt derzeit unter schwerem Beschuss. Die Kritik will eine 
Annäherung des Jugendstrafrechts an das Erwachsenenstrafrecht und einen Abbau 
traditioneller Differenzierungen; sie bedient sich radikaler Vereinfachungen und 
verweist auf empörende Einzelfälle. Wissenschaft und Praxis des Jugendstrafrechts 
müssen dieser Kritik begegnen und die guten Traditionen des Jugendstrafrechts neu 
bestimmen; zu diesen Traditionen gehört auch der Erziehungsgedanke.
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Was richten Richter an, wenn sie richten? 1

Wolfgang Heinz

Eine notwendige Vorbemerkung
Wenn die Tagung hält, was das Programm verspricht, dann könnte von diesem Leip-
ziger Jugendgerichtstag eine kopernikanische Wende der Jugendkriminalrechtsp” e-
ge ausgehen. Denn so radikal und unbe dingt, so nachdrücklich und drängend hat 
noch kein Jugendgerichtstag von der Ju gend kriminal rechtsp” ege Qualitätsmanage-
ment2 angemahnt, ja gefordert. Auf der Agenda steht also … als Teil eines Quali-
tätsmanagements … das Verlangen, das spezialpräventive Konzept des JGG in nach-
prüfbarer Weise ernst zu nehmen. Dieses nachprüfbare Ernstnehmen setzt erstens 
vor aus, dass der Stand der empirischen Wir kungs forschung bei der Sanktionsprog-
nose berück sich tigt wird, dass zweitens … zur Über prüfung der Sanktionsprognose 
… festgehalten und dokumen tiert wird, welches Ergebnis mit welcher Intervention 
bei wem erzielt wurde, um dadurch drittens die eigene Praxis erforderlichen falls 
korrigieren zu können. 
 Was freilich für manchen, der seine eigene Version der richterlichen Unabhän-
gigkeit3 verinnerlicht hat, revolutionär klingen mag, ist nicht sonderlich revolutionär. 
Der Jugendgerichtstag übernimmt mit dieser Forderung weder Pionier- noch Vorrei-
terfunktion. Denn er fordert nur, was das Mini sterkomitee des Europa rates bereits 
vor einem Jahr den Regierungen empfohlen hatte: Die Ju gend kriminalrechtsp” ege 
Œsollte sich so weit wie möglich auf wissen schaftliche Erkenntnisse stützen, was 
wirkt, bei wem und unter welchen Umständen.•4 Dieser Jugendgerichtstag greift 

1 Überarbeiteter und erweiterter Text des Vortrages auf dem 26. Deutschen Jugend gerichts tag am 
25.9.2004 in Leipzig. Der Vortragsstil wurde beibehalten.

2 Die Themen Qualitätssicherung und Qualitäts management haben in den letzten Jahren in vie-
len Bereichen an Bedeutung gewonnen. Aufschlussreich zur Bandbreite der Ziele, Verfahren 
und Methoden sind beispielsweise die Dokumentationen der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (Band 8: Evaluation … ein Instrument zur Qualitätssicherung in der Gesund-
heitsförderung, Köln 1999; Band 15: Qualitätsmanagement in Gesundheitsförderung und Prä-
vention … Grundsätze und Methoden, Köln 2001) sowie die Expertise von Bissinger & Böllert 
zum Qualitätsmanagement in der Kinder- und Jugendhilfe, 2003, S. 191 ff.

3 Ein Bonmot dieser Version der richterlichen Unabhängigkeit besagt, ŒRichter sind so unabhän-
gig, dass sie nicht einmal der richterlichen Fortbildung bedürfen•.

4 Empfehlung Rec(2003)20 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zu neuen Wegen im 
Umgang mit Jugenddelinquenz und der Rolle der Jugendgerichtsbarkeit, II.5 (Abdruck in deut-
scher Über setz ung in: Bundesministerium der Justiz , 2004, S. 211 ff.; Download: www.dvjj.de 
-> Materielservice -> Downloads).
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auch nur auf, was bereits vor zwei Jahren im 11. Kinder- und Jugendbericht5 von der 
Kinder- und Ju gend hilfe gefordert worden war, nämlich Œsowohl aus Glaubwürdig-
keits- als auch aus fachlichen Grün den ... ihre eigenen Ansprüche und Standards 
ernst zu nehmen und entsprechend in der Pra xis einzusetzen … immerhin implizie-
ren die Interven tionen der Kinder- und Jugendhilfe zumin dest ihrem Selbstverständ-
nis nach, meistens aber auch in der Praxis, nachhaltige Eingriffe in die Bio gra “ en 
der Adressatinnen und Adressaten.•6 Die Sachverständigen kommission bemängel te 
damals, die Kin der- und Jugendhilfe besitze Œzu wenig begründetes Wissen über die 
Aus wir kun gen ihrer eige nen Praxis .... Allerorten fehlt es an entspre chen den Studi-
en und vor allem an dem Bewusst sein, dass Evaluation ein unverzichtbares Moment 
jeglicher professionellen Praxis ist.•7 Der These, diese Feststellungen ließen sich
1:1 auf die Jugendkriminalrechtsp” ege übertragen, wird wohl kaum widersprochen 
werden können.

Vor diesem Hintergrund ist der plakative Titel meines Vortrages zu präzisieren. 

r   Im Kontext dieses Jugendgerichtstages geht es nicht um das Richten im Allge-
meinen, sondern um die Praxis der Jugendrichter. 

r   Da nicht alle, nicht einmal die Mehrzahl derer, die mit dem Jugendstrafrecht zu 
tun bekommen, vor den Richter kommen,8 muss der moderne ŒRichter vor dem 
Richter•,9 der Jugendstaats anwalt, mit einbezogen werden. 

5 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend , 2002, Kap. A.II.1, 
A.III., C.II.

6  Elfter Kinder- und Jugendbericht (Anm. 5), S. 254.
7 Elfter Kinder- und Jugendbericht (Anm. 5), S. 255. Zu den beobachteten Ängsten wie Vorurtei-

len vor einer Evaluation führte die Sachverständigenkommission aus: ŒFast überall trifft man 
auf tiefgreifende Ängste und Befürchtungen hinsichtlich eines mög lichen Missbrauchs von Eva-
luation und auf hart näckige Vorurteile, wie z.B., dass pädago gische Prozesse … da man prinzi-
piell von den Möglichkeiten des lebenslangen Lernens auszuge hen habe … sich ohnehin nicht 
evaluieren ließen. Zwar ist es verständlich, wenn die ständige Betonung von Sparzwängen und 
nicht nachzuvollziehende Mittelkürzungen gerade auch im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
Ängste vor einer fachlichen Bewertung der Praxis schüren; doch sind dies keine hinreichenden 
Argumente dagegen, Evaluation im Sinne einer systemati schen Überprüfung der eigenen Po-
tenziale, Strukturen, Prozesse und Effekte als einen integralen Be stand teil pädagogischer Praxis 
zu verstehen• (a.a.O., S. 255 f.).

8 2003 betrug die Diversionsrate in den alten Ländern 69%, d.h. lediglich 31% der (aus Sicht der 
StA) Anklage- bzw. aus Sicht des Gerichts Verurteilungsfähigen wurden auch verurteilt. Bei 52% 
stellte die StA nach §§ 45 Abs. 1, 2 JGG ein, bei weiteren 4% nach richterlicher Anordnung ge-
mäß § 45 Abs. 3 JGG, bei knapp 13% wurde vom Gericht gemäß § 47 JGG eingestellt (zu der 
Entwicklung bis einschließlich 2002 vgl. Heinz , Das strafrechtliche Sanktionensystem und die 
Sanktionierungspraxis in Deutschland 1882-2002 [Stand: Berichtsjahr 2002 Version: 7/2004] 
<http://www.uni-konstanz.de/rtf/kis/sanks02.htm>, Schaubild 25). 

9 Kausch, 1980.
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r   Richter wie Staatsanwalt sind im Rechtsstaat an Gesetz und Recht gebunden. 
Das bedeutet zugleich die primäre Verantwortung des Gesetzgebers für vernünf-
tige … wie auch für unver nünf tige … Gesetze. Deshalb müssen sowohl geltendes 
Recht als auch die kriminalpolitische Diskus sion um künftiges Recht auf den 
Prüfstand.10

Der Kreis ließe sich natürlich noch wesentlich weiter ziehen bis hin zu den entschei-
denden Antriebskräften der Kriminalpolitik, der Boulevard-Presse.11 Wegen der bei 
Erweiterung des Kreises verbundenen Ufer losig keit der Darstellung soll es indes bei 
dem zuvor genannten kleinen Kreis bleiben.
 Bei der Frage nach dem, was Richter Œanrichten•, soll es nicht um individuelle 
Schicksale ge hen, die durch Richter beein” usst werden … z.B. um den Arbeitsplatz-
verlust infolge von Haft oder U-Haft, um verletzte Gerechtigkeitsgefühle à la Michael 
Kohlhaas, um die als Neben wirkung erfol gen de (Mit-) Bestrafung der Eltern eines 
jungen Menschen oder gar des sen Familie oder um die … zumindest aus Sicht der 
Boulevardpresse … Verletzung des Sicher heits bedürfnisses der Allge mein heit durch 
vermeintlich unangemessen milde Stra fen. Es soll auch nicht darum gehen, wie 
junge Beschuldigte den Kontakt mit Institutionen sozialer Kontrolle wahrnehmen 
und bewerten. Entsprechend der Zielsetzung dieses Jugend ge richts tages geht es 
vielmehr um die zen trale Fragestellung, ob die verhängten Strafen geeignete und 
erfor derliche Mittel sind, um die mit der Bestrafung angestrebten Ziele zu erreichen, 
kurz: um die Qualität der Ju gend kriminal rechtsp” ege. Nochmals anders formuliert: 
Woher wissen wir … Praktiker, Ge setz geber, Kri mi nal politiker …, dass wir nicht nur 
Richtiges tun wollen, sondern es auch tatsächlich tun? 

10 In modernen Zeiten vervielfältigen sich freilich die kriminalpolitischen Akteure. Kriminalpoli-
tik wird nicht nur vom Gesetzgeber (in Bundestag und Bundesrat) betrieben, sondern seit ge-
raumer Zeit auch von der Exekutive. ŒExekutivisches Recht• und damit die Exekutive als neu-
er kriminalpolitischer Ak teur ist u.a. die Folge der Zuweisung von Sanktionskompetenz an die 
Staatsanwalt schaft. Das bekannteste Beispiel hierfür sind die Diversions-Richtlinien von 14 Län-
dern, die z.T. deutlich voneinander abweichen (vgl. hierzu Heinz , 1999, Teil 3, S. 131 ff., Teil 4, 
S. 261 ff.). Die zwischenzeitlich erfolgte Neufassung der Diversions-Richtlinien in einigen Län-
dern (Baden-Württemberg 2004, Berlin 1999, Brandenburg 2003, Hamburg 2001, Mecklen-
burg-Vorpommern 2004, Nordrhein-Westfalen 2004, Sachsen 2001, Sachsen-Anhalt 2002) hat 
an den Unterschieden nichts Wesentliches geändert.

11 Die Kriminalitätsdarstellung in den Medien ist selektiv und dramatisierend. Dass damit auch 
Politik beein ” usst wird, entspricht der Alltagserfahrung. Modelle, wie etwa das des Œpolitisch-
publizi stischen Ver stär ker kreislaufs• (Scheerer , 1978, S. 223 ff.), veranschau lichen die zwi-
schen Medien und Politik bestehenden Zusam menhänge. Der Œdemocracy at work•-These 
(Beckett , 1997, No. 5, S. 1 ff.) zufolge, dient Kri minalpolitik sogar nur noch dazu, medienwirk-
sam Hand lungsfähigkeit und scheinbar wirksame Problemlösungen zu demonstrieren und da-
durch öf fentliche, durch die Medien geweckte oder ver stärkte Erwar tungen zu er füllen und sich 
darin zu erschöpfen.
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Daraus folgt die Gliederung meines Vortrags. Es geht zunächst um die Antwort auf 
die Frage nach Ziel und Zweck jugendkriminalrechtlicher Sanktionierung. Denn 
Qualitäts siche rung wie Evaluation setzen voraus, dass ein Ziel bestimmt wird, hin-
sichtlich dessen geprüft werden kann, ob es erreicht oder verfehlt und in welchem 
Maße es verfehlt wird. Sodann soll an einigen Beispielen gezeigt werden, was wir 
darüber wissen, mit welchen Mitteln derzeit die Jugendkriminalrechtsp” ege diese 
Ziele zu erreichen versucht. Im Anschluss hieran sollen Ergebnisse strafrechtlicher 
Evaluations for schung dar gestellt wer den. Den Schluss wird ein Ausblick auf die sich 
aus diesen Befunden erge benden Konse quenzen für eine rationale Jugendkriminal-
politik bilden.

I.   Wozu strafen wir? Die Antworten von Staatstheorie, Strafrechts-
theorie und Straftheorie

Die in den 60er Jahren wieder aufge” ammte Diskussion um den Erziehungsge-
danken ist seitdem nicht mehr zur Ruhe gekommen.12 Die weit überwiegende Zahl 
aller Reformvorschläge sowie die Mehr heit der publizierten Stellungnahmen geht 
davon aus, das geltende Jugendgerichtsgesetz habe sich grundsätzlich bewährt, so 
dass keine grundlegenden Änderungen, sondern lediglich Weiter ent wicklungen für 
notwendig erachtet werden.13 Als Grundlage wird am Erziehungsgedan ken fest ge-
hal ten.14 Bei Nuancen im Einzelnen hat sich hierbei weitgehend die Ansicht durch-
gesetzt, Erzie hung nicht als Ziel, sondern als Mittel zum Zweck zu sehen, künftiges 
Legalverhalten zu errei chen.15 

 Freilich wird diese Gewissheit, wozu im Jugendstrafrecht sanktioniert wird, im-
mer wieder in Frage gestellt. Ich denke jetzt weniger an die binnenwissenschaftliche 
Diskussion, etwa an das Gut ach ten von Albrecht  zum 64. Deutschen Juristentag,16 
in dem er die Aufgabe des Erziehungs gedan kens gefordert hat, sondern vor allem 

12 Vgl. statt vieler die Nachweise bei Brunner & Dölling , 2002, Einf. II, Rdnr. 2 ff.
13 Vgl. zusammenfassend Dölling , 2001, S. 181 ff. 
14 Zuletzt die strafrechtliche Abteilung des 64. DJT, die mit großer Mehrheit beschlossen hat: ŒDer 

Erziehungsgedanke als Leitprinzip des Jugendstrafrechts hat sich bewährt. Er ist beizubehalten. 
Er sichert ” exible Sanktionsformen und ermöglicht gesellschaftliche Akzeptanz für adäquate 
Reaktionen.• Die Beschlüsse sind abrufbar unter http://www.djt.de/“ les/djt/64/strafrecht.pdf.

15 Vgl. mit jeweils weiteren Nachweisen Albrecht , 2000, § 9 Abs. 2 S. 2; § 33 A Abs. 2 S. 2; 
Brunner & Dölling , 2002, Einf. II, Rdnr. 6; Eisenberg, 2004, § 5 Rdnr. 5; Meier, Rössner 
& Schöch, 2003, § 12 Rdnr. 7; Ostendorf , 2003, Grdl. z. §§ 1-2, Rdnr. 4; Schaff stein & Beul-
ke, 2002, S. 3; Streng , 2003, § 1 Rdnr. 22. Weitergehend aber für den Vollzug der Jugend strafe 
Beulke , 1990, S. 681; Schlüchter , 1988, S. 125 f.

16 Albrecht , 2002, Band I, Teil D. Vgl. hierzu auch die Referate von Landau, Band II/1, N37 ff.; 
Ludwig , Band II/1, N9 ff.; Streng , Band II/1, N69 ff., ferner die zum 64. DJT erschienenen 
Stellungnahmen von Brunner , 2002, S. 418; Goerdeler & Sonnen , 2002, S. 347 ff.; Geisler , 
2002, S. 449 ff.; Heinz , 2002, S. 277 ff.; Heinz , 2002a, S. 519 ff.; Kornprobst , 2002, S. 309 ff.; 
Kreuzer , 2002, S. 2345 ff.; Walter , 2002, S. 431 ff.



Heinz  |  Was richten Richter an, wenn sie richten?66

an aktuelle politische Vorstöße. So hat der baden-württem bergische Justizminister 
unlängst in einer Pressemitteilung kein Verständnis für die Anwendung des Jugend-
strafrechts auf Heranwachsende gezeigt, weil dies dazu führe, dass Œwir sogar den 
schlimmsten Mörder nach spätestens zehn Jahren aus der Haft entlassen müssen 
... Die Opfer fühlten sich hierdurch oft zu Recht verhöhnt.•17 Gegenüber dieser be-
absichtigten Zielver schiebung auf Schuldausgleich und … unterstelltes … Strafverlan-
gen von Opfern sollte klar sein: 

Erstens: Es gibt schlimme Taten, auf die kein Strafrecht eine befriedigende Antwort 
kennt. Jedes rechtsstaatliche Strafrecht stößt bei Extremfällen an seine Grenzen. Ein 
Verbrechen … wie Mord … wird durch keine denkbare Rechtsfolge •ausgeglichen•, 
durch 10 Jahre Freiheitsentzug so wenig wie durch 15 oder noch mehr Jahre.

Zweitens: Die deutsche Kriminalpolitik hat sich bislang zu Recht nicht von vorüber-
gehenden Mehrheitsmeinungen in der Bevölkerung abhängig gemacht … wir hätten 
sonst schon wieder die Todesstrafe18 und möglicherweise auch das Arbeitshaus.

Jenseits und unabhängig von dieser Diskussion, ob der Erziehungsgedanke 
beizubehal ten, zu modi“ zieren oder aufzugeben sei, besteht Einigkeit darin, dass 
… sofern an einem Jugendstrafrecht festgehalten wird … die verfassungsrechtlich 
vorgegebenen (und damit auch für jede strafrechtliche Son der konzeption verbindli-
chen) Grundlagen und Grenzen zu beachten sind für das, was in einem Rechtsstaat 
mit dem Mittel der Strafe bezweckt werden darf. Denn die Auf gabe der Strafe kann 
nur von den Aufgaben des Strafrechts her bestimmt werden. Besteht dessen Aufgabe 
Œinnerhalb einer säkularisierten und freiheit lichen Gesellschaft•19 im Rechtsgüter-
schutz, also in der Verhin derung sozial schädlicher Verhaltensweisen, dann ist der 
Einsatz der Strafe nur dann … und in dem Maße … gerecht fertigt, wenn durch sie 
auch ein (vorbeugender) Zweck verfolgt wird, wenn sie sich also als ein Œwirk sames 
und für den Rechtsschutz unentbehrliches Mittel der Präven tion• erweist.20 Die 

17 Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-Württemberg vom 10.09.2004.
18 Seit 1950 befragt das Allensbacher Institut für Demoskopie regelmäßig die Deutschen zur Todes-

strafe. Während zwischen 1950 und 1963 noch die Mehrheit die Todesstrafe befürwortete, sank 
die Zahl in den Folgejahren auf knapp 30%, zu Zeiten der RAF nahm der Anteil der Befürworter 
in der Be völ kerung deutlich zu (1979: knapp 39%). Zwischen 1983 und 1995 schwankte die Zahl 
zwischen 24 und 30%. Im Jahre 2000 waren es noch 23% der Bevölkerung, die grundsätzlich 
für die Todes strafe wa ren. In Ostdeutschland lag der Anteil der Befürworter mit knapp 40% im 
Jahre 2000 deutlich höher als im Westen (Allensbacher Jahrbuch der Demoskopie , 2002, 
S. 676 f.). Wäre man also in den späten 50er und frühen 60er Jahren populisti schen Strömun-
gen gefolgt, dann gäbe es in Deutschland die (heute von einer überwiegenden Mehrheit nicht 
mehr befürwortete) Todes strafe. Zur Problematik einer derartigen eindimensionalen Erfassung 
der Einstellung zur Todes strafe, die kaum zuverlässige Informationen liefern kann, vgl. Kury & 
Kania, 2004, S. 55 ff.

19 Gallas , 1968, S. 3.
20 Gallas, 1968, S. 3.
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Strafe darf nur dort eingesetzt wer den, wo er stens das Präventionsziel durch Strafe 
überhaupt erreichbar ist (Eignung) und wo es zweitens nicht auf eine andere, gleich 
wirksame, den Einzelnen aber weniger belastende Weise erreicht werden kann (Er-
forderlichkeit).21 Eine hiervon abse hende Vergeltungsstrafe ist nicht zu rechtferti-
gen. Daraus folgt:

1.  Im gegenwärtigen Jugendstrafrecht ist ŒErziehung ... kein Straf zweck, sondern 
Mittel zum Zweck, künftiges Legalverhalten zu erreichen. Zweck der ŒErzie-
hung• im JGG, also Sanktionsziel, ist der Schutz der Allgemeinheit vor künftigen 
Strafta ten dieses Täters .... Der Erziehungs gedan ke kann in einem freiheitlichen 
Staat, dessen Auf gabe es ist, das un gefährdete Zusammen leben aller Bür ger zu 
gewährlei sten, nicht zur Begrün dung von Sank tionen heran gezogen werden, 
mit denen Zwecke verfolgt werden, die über diese Präventionsauf gabe hinaus-
gehen•22 (also etwa, eine be stimm te Weltanschauung, eine bestimmte pädago-
gische oder sozialisationstheoretische Doktrin mit staatlichen Zwangs mitteln 
durchzusetzen). 

2.  Der Einsatz der Sanktionsmittel muss geeignet und erforderlich sein, das Sank-
tionsziel zu erreichen. Dies setzt voraus, dass deren tatsächliche Wirkungen 
festgestellt werden, um Annah men über ihre Eignung und Erforderlichkeit zu 
überprüfen. Nur so ist es möglich, unzutreffende oder überzogene Erwartungen 
an die general- oder spezialprä ventive Wirksamkeit von justitiellen Sank tionen 
wie auch mit staatlicher Autorität veranlassten pädagogischen In terventionen 
abzu bauen. Dass strafrechtliche Eingriffe kein Selbstzweck sind, sondern der 

21 Generell gilt, dass der Zweck der Strafandrohun gen im Sinne der positiven Generalprävention 
zu sehen ist, d.h. der öffentlichen Behauptung und Sicherung fundamentaler Normen. Diese 
Ziel richtung wirkt noch in die Strafverhängung hinein, denn Generalprävention würde in sich 
zusammenfallen, wenn hinter ihr keine Realität stünde. Schon im allgemeinen Strafrecht wird 
aber, sollten generalpräventive und spezialpräventive Überlegungen zu unterschiedlichen Er-
gebnissen führen, Spezialprävention der Vorrang zukommen müssen, und zwar schon aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen. Die Hilfe für den Straffälligen ist ein grundgesetzli ches, aus der 
Menschenwürde und dem Sozialstaats prin zip folgendes Ge bot. Für den Œverantwortlichen• Ju-
gendlichen und den ihm gleich stehenden Heran wachsenden gilt dieser Vorrang der Spezialprä-
vention uneingeschränkt, weil wegen der ihnen ge genüber gebote nen größeren gesellschaftli-
chen Toleranz und der wegen des jugendlichen Alters regelmäßig ge ringe ren Schuld die Norm-
bestätigung und Norm stabilisierung (positive Gene ralprä ven tion) der Gesell schafts mitglieder 
keinen Schaden erleidet, wenn in der Sanktionspraxis Spezial präven tion, die auch auf Normver-
deutlichung beschränkt bleiben kann, über generalpräventive Belange gestellt wird. Bereits der 
Schuld spruch, aber auch Sank tionen im Sinne der positiven (Besserung) bzw. negativen (Ahn-
dung) Spezial prävention, dienen der Norm bekräftigung, zumindest als erwünsch ter Nebenef-
fekt. Lediglich für extreme Ausnahmefälle hat der Gesetzgeber durch die wegen ŒSchwere der 
Schuld• zu verhängende Jugendstrafe die Möglichkeit geschaffen, unabweisbare generalpräven-
tive Bedürfnisse über spezialpräventive Anforderungen stellen zu können.

22 Heinz , 2002a, S. 576 f.
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Rechtfertigung durch den Nachweis ihrer Wirksamkeit bedürfen, folgt schon 
aus dem Grundsatz der Erforderlichkeit und der Verhältnismäßigkeit staatlicher 
Eingriffe: Als erforderlich kann nur begründet und gerechtfertigt werden, was 
wirksam ist. 

3.  ŒNotwendig ist schließlich, die ebenfalls aus dem verfassungsrechtlichen Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip folgende Begrenzung des strafrechtlichen Zugriffs 
zu beachten. Spezialpräven ion be darf der Be gren zung, um nicht uferlos zu wer-
den. Wie im allgemeinen Straf recht die Obergrenze der Strafe durch die Schuld 
bestimmt wird, so legt im Jugend straf recht, und zwar hin sichtlich aller … auch 
der erzieherisch motivierten … Reaktionen, das Ver hältnis mäßig keits prinzip die 
unüber schreit bare Grenze fest.•23 So dürfen insbe sondere frei heitsentziehende 
Sanktionen nicht wegen eines vermeint lichen Er ziehungsbedarfs ver hängt oder 
länger bemes sen werden.

II.   Mit welchen Mitteln versucht das Jugendkriminalrecht, das Ziel 
der Rückfall ver hin derung zu erreichen und was weiß der verant-
wortliche Kriminalpolitiker darüber?

Im Unterschied zum sanktionsarmen Erwachsenenstrafrecht ist das Jugendstraf-
recht sanktions reich und ermöglicht ein ” exibles und dem Einzelfall angepasstes 
Vorgehen. Der Gesetzgeber hat der Praxis die Instrumente an die Hand gegeben, 
mit denen seiner Ansicht nach das jugend straf recht liche Sanktionsziel erreicht 
werden kann. Das für ein Qualitätsmanagement unver zicht bare Controlling, durch 
das festgestellt werden könnte, ob diese Instrumente auch richtig eingesetzt wer den 
oder ob (und in welchem Maße) es Umsetzungsde“ zite gibt, hat der Gesetzgeber 
indes nur rudimentär entwickelt.

Einige Beispiele sollen dies veranschaulichen:

r   10 Jahre nach der deutschen Einigung war die Strafverfolgungsstatistik, die über 
die Art und Häu“ gkeit der von Gerichten verhängten Sanktionen informiert, erst 
in drei der fünf neuen Länder eingeführt. Heute, 14 Jahre nach der deutschen Ei-
nigung, ist immer noch ein Land ohne Strafver fol gungs statistik, also ein weißer 
Fleck auf der Landkarte der Sanktionen. Der verantwortliche Justiz minister weiß 
nicht, wie seine Richter urteilen.24

23 Heinz, 2002a, S. 577.
24 Die Strafverfolgungsstatistik (StVStat) wurde in den neuen Bundesländern bislang in Branden-

burg (1994), in Sachsen (1992), in Thüringen (1997) und in Mecklenburg-Vorpommern (2001) 
eingeführt.
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25 Vgl. die ŒMin destgrundsätze der Vereinten Na tionen für die Ju gendgerichtsbarkeit (Beijing-
Grundsätze)• von 1985, die ŒRichtlinien für die Prävention von Jugendkriminalität (Riyadh-
Richt li ni en)• von 1990, die ŒMindestgrundsätze der Vereinten Nationen für nicht-freiheits-
entziehende Maßnah men (Tokyo-Grundsätze)• von 1990, die Empfehlung des Ministerkomi-
tees des Europa rates Nr. R (87) 20 über Œdie gesellschaftlichen Reaktionen auf Jugendkrimina-
lität• sowie die Empfehlung R (88) 6 über Œdie gesellschaft lichen Reak tionen auf Kriminalität 
unter Jugendlichen aus Gastarbeitnehmer fami lien• (jeweils Abdruck in: Höynck, Neubacher 
& Schüler-Springorum , 2001, S. 74 ff., S. 85 ff., S. 132 ff., S. 197 ff., S. 202 ff.). Auch in der 
jüngsten Empfehlung des Ministerkomitees des Europa rates Rec(2003)20 ŒNeue Wege im Um-
gang mit Jugenddelinquenz und der Rolle der Jugendgerichtsbarkeit•, III.7 (zum Nach weis des 
Abdrucks vgl. oben Anm. 4) wird den Mitgliedstaaten empfohlen, Œdas Spektrum geeig neter al-
ternativer Maßnahmen zur formellen Strafverfolgung sollte weiter entwickelt werden.•

26 Vgl. die Nachweise bei Heinz (Anm. 8).
27 BVerfGE 90, S. 145 (190).
28 Vgl. statt vieler Bundesministerium der Justiz,  1989.

r   In Übereinstimmung mit internationalen Tendenzen25 wurde die vermehrte An-
wendung von Diversion sowohl durch den Gesetzgeber des 1. JGGÄndG 1990 
als auch (zumeist) durch die Diversions-Richtlinien der Landesjustizverwaltun-
gen gefördert. Aufgrund der amtlichen Straf rechts p” egestatistiken wissen wir, 
dass derzeit bei gut zwei Drittel der Beschuldigten das Ver fahren gemäß §§ 45, 
47 JGG eingestellt wird.26 Wir wissen ferner, dass insoweit … insgesamt gesehen 
… extrem große regionale Unterschiede bestehen. Das ist aber auch schon al-
les. Wir wis sen aus den amtlichen Statistiken nicht, bei welchen Taten- und bei 
welchen Tätergruppen ein ge stellt wird. Wir wissen nicht, in welchem Maße bei 
mehrfach Auffälligen divertiert wird. Wir wissen auch nicht, ob und mit welchen 
erzieherischen Maßnahmen die Verfahrensein stellungen ver bunden sind.
 Als 1994 das Bundesverfassungsgericht in der Cannabis-Entscheidung die 
Einstellung des Straf verfahrens im BtmG als Œprozessuale Lö sung• mit der 
Maßgabe billigte, dass die Länder Œfür eine im We sentlichen einheitliche Einstel-
lungspraxis der Staatsanwaltschaf ten ... sor gen•,27 ging meine naive Erwartung 
dahin, die Landesjustizverwaltungen würden nun mehr die not wendigen Daten 
erheben, um erkennen und bewerten zu können, ob die Ein stellungs praxis inner-
halb eines Landes und zwischen den Ländern in vergleichbaren Fällen im We-
sentlichen ein heitlich ist. Erwar tungs widrig hat sich nichts getan. Bis heute ist 
aufgrund der amtlichen Sta tistiken oder sonstiger amtlicher Datensammlungen 
nicht erkennbar, ob sich die Unter schie de bei vergleich baren Tat- und Tätergrup-
pen verringert haben, weder im Betäu bungs mittel strafrecht, noch im Jugend-, 
noch im allgemeinen Strafrecht. 

r   Das 1. JGGÄndG hat die ŒReform von unten•28 aus den 70er und 80er Jahren 
verankert, ins be son dere hinsichtlich der Œneuen ambulanten Maßnahmen•. Aus 
der Sicht des ŒRecht schaf fen den• hat Viehmann  seinerzeit gegenüber der Praxis 
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seine Skepsis, aber auch seine Hoffnungen und Erwar tungen geäußert: ŒEs wird 
Zeit, Geld und Geduld benötigen, die Pra xis der Jugend gerichts barkeit in ihrer 
Gesamtheit auf die Neuerungen auszurichten und die not wen digen regionalen 
und lokalen Strukturen zu schaffen … insbesondere im Be reich der am bu lanten 
Maßnahmen durch die Institutionen der öffentlichen Jugendhilfe und durch 
die freien Trä ger der Jugendhilfe. Es wird ebenso Zeit und Kraft benötigen, die 
Menschen, die in der Ju gend gerichtsbarkeit Ver antwortung tragen, von Geist, 
Ziel und Anwendung des Gesetzes, seinen wissenschaftli chen Grundlagen und 
ihren Folge rungen zu unterrichten und zu über zeugen sowie die Botschaften 
des Gesetzes zu ver mit teln und in die Praxis umzusetzen.•29 Ob und inwieweit 
die Praxis das 1. JGGÄndG umgesetzt hat, wissen wir freilich aufgrund der amt-
lichen Statistiken bis heute nicht. Zur Betreuungsweisung, zur Arbeitsweisung 
und zum sozia len Trainingskurs wissen wir noch nicht einmal, wie häu“ g sie 
angeordnet werden. Zur Arbeits au” age kennen wir zwar die Häu“ gkeit, mit der 
sie verhängt wird, aber nicht die Stun denzahlen. Selbst zur Heimunterbringung 
aus Anlass einer Straftat fehlen belastbare Zahlen.30 In welchem Maße der 1990 
mit großen Erwartungen ein ge führte Täter-Opfer-Ausgleich im Jugendstrafrecht 
zur Anwendung kommt, wird bis heute in keiner Statistik registriert, geschweige 
denn, ob er erfolgreich durchgeführt wird.
 Um etwas Licht in dieses Dunkel zu bringen, bedurfte und bedarf es auf-
wändiger Befra gungen, die allerdings auch nur die Situation im jeweiligen 
Befragungszeitraum und -gebiet erhellen.31 Ein Ersatz für eine fortlaufende, 
das gesamte Bundesgebiet einbeziehende Bericht er stattung ist dies nicht. 
Das deutsche folgen orien tier te (Jugend-)Strafrecht setzt aber vor aus, dass die 
tatsächlichen Grundlagen, Wirkungen und Zielabweichungen kon ti nuierlich 

29 Viehmann , 1991, S. 258.
30 Die StVStat informiert lediglich über die Zahl der gem. § 12 JGG angeordneten Fälle von Heim-

erziehung (2003: 53 Personen im früheren Bundesgebiet mit Berlin). Unbekannt ist die Zahl der 
Heimerziehungsanordnungen, die gemäß §§ 45 Abs. 3, 47 JGG, § 3 S. 2, § 53 JGG erfolgen. In der 
KHJG-Statistik werden jugendrichterliche Entscheidungen nicht erhoben.

31 Eine vollständige, sich auf das gesamte Bundesgebiet erstreckende Bestandsaufnahme zu den 
sog. neuen ambulanten Maßnahmen wurde 1994 im Auftrag des BMJ von Dünkel u.a.  (1998; 
1999, S. 34 ff.) durchgeführt , seitdem aber nicht mehr wiederholt. 

 Lediglich hinsichtlich des TOA wird eine bundesweite und kontinuierliche Datenerhebung 
durch die TOA-Forschungsgruppe durchgeführt. Da diese Erhebung auf Selbstmeldungen be-
ruht, ist sie mit dem Problem der Unvollständigkeit infolge von Selbst-Selektion behaftet (vgl. 
Dölling, Bannen berg, Hartmann, Hassemer, Heinz, Henninger, Kerner, Klaus, Röss-
ner, Stroezel, Uhlmann, Walter, Wandrey & Weitekamp , 1998, ferner die zusammenfas-
sende Ergebnisdarstellung von Kerner & Hartmann , derzeit (Nov. 2004) veröffentlicht unter: 
http://www.bmj.bund.de/enid/48f532cbcbcc1bdc9b4a9139e73fedcf,0/66.html. Die dem BMJ 
vorgeleg ten Folgeberichte für die Zeit räume bis 2001 bzw. bis 2002 sind bislang nur intern ver-
öffentlicht). Zum TOA in den neuen Bundesländern vgl. Stef fens , 1999; zur TOA-Begleitfor-
schung in Branden burg und Sachsen-Anhalt vgl. die Beiträge in Gutsche & Rössner, 2000.
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beobach tet werden. Dass amtliche Statistiken Œfür eine am Sozial staatsprinzip 
orien tierte staat liche Politik unentbehrliche Hand lungs grundlage•32 sind, 
hat das Bundesver fas sungs gericht bereits in seinem Volks zählungsurteil her-
vorgehoben. In seinem zweiten Urteil zum Schwanger schafts abbruch hat es 
diese Aus sage bekräftigt und den Gesetzge ber sogar von Verfassungs we gen 
in bestimmten Fallkonstellationen, namentlich bei besonders schützens werten 
Rechts gü tern, für ver p” ichtet erach tet, verlässli che Statistiken zu führen,33 die 
Auf schluss geben über die tatsächliche Entwicklung wie über die Bewährung 
von Ge setzen und Strafverfolgungs maß nah men. Weshalb sollte diese P” icht, so 
kann man fragen, nur im Bereich des Schutzes wer den den Lebens gelten und 
nicht auch bei so massiven Ein grif fen in die Freiheit der Bürger innen und Bür-
ger, wie sie nun einmal mit einer strafrechtlichen Sanktion verbunden sind? 

r   Freilich soll und darf nicht nur auf Versäumnisse des Gesetzgebers hingewie-
sen werden, für eine zuverlässige und hinreichend differenzierte Sozialbericht-
erstattung34 auf dem Gebiet der Straf rechts p” ege zu sorgen, die ihn mit dem 
notwendigen, für kriminalpolitische Entschei dun gen uner läss lichen Fakten-
wissen versorgt. Auch die Praxis hat wenig dazu beigetragen, um diese De“ zite 
zu beseitigen. Seit dem Berichtsjahr 1993 wird beispielsweise von der TOA-For-
schungs gruppe im Zusam menwirken mit Einrichtungen in den Ländern und 
dem TOA-Service büro der DBH die so genannte Täter-Opfer-Ausgleichsstatistik 
(TOA-Statistik) mit Falldaten, Täterda ten und Opfer daten erho ben.35 Enthalten 
sind in dieser Statistik nur solche Einrichtungen, die sich freiwillig an der Daten-
erfassung beteiligen und mittels standardisiertem Frage bogen die erfor derlichen 
Angaben machen. Das Maß der Beteiligung ist erkennbar gering. In einer 

 Alle anderen Bestandsaufnahmen sind regional und zeitlich beschränkt, überdies zumeist auf 
einzelne Maßnahmen fokussiert (vgl. für Niedersachsen Drewniak , 1996; Drewniak , 1996a, 
S. 247 ff.; für Mecklenburg-Vorpommern Schwerin-Witkowski , 2003, S. 41 ff.; zur Praxis der 
Arbeitsweisungen bzw. -au” agen im Kreis jugend amt des Rhein-Neckar-Kreises vgl. Kremer-
skothen , 2001).

32 BVerfGE 65, S. 1, 47.
33 BVerfGE 88, S. 203, S. 310 f.: ŒDer hohe Rang des geschützten Rechtsgutes, die Art der Gefähr-

dung un ge borenen Lebens und der in diesem Bereich festzustellende Wandel der gesellschaft-
lichen Ver hält nisse und Anschauungen erfordern es, dass der Gesetzgeber beobachtet, wie sich 
sein gesetz liches Schutzkonzept in der gesellschaftlichen Wirklichkeit auswirkt (Beobachtungs-
p” icht). ... Die Be obach tungs p” icht schließt ein, dass der Gesetzgeber im Rahmen seiner Kom-
petenz dafür sorgt, dass die für die Beurteilung der Wirkungen des Gesetzes notwendigen Da-
ten planmäßig erhoben, gesam melt und ausgewertet werden. Verlässliche Statistiken mit hin-
reichender Aussagekraft ... sind dazu un er lässlich.•

34 Zum Begriff der Sozialberichterstattung im Kinder- und Jugendhilfebereich vgl. Elfter Kinder- 
und Ju gend bericht (Anm. 5), S. 94 ff.

35 Vgl. zuletzt Kerner, 2004  (unveröff. Mskr.).

Fortsetzung Fußnote 31:
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bundes weiten Rund frage wurden 1995 insge samt 368 Einrichtungen ermittelt, 
die einen TOA durch führen, im selben Jahr lagen für die TOA-Statistik lediglich 
von 12% (N=43) dieser Ein richtungen Mel dungen vor. Ein zwei tes Beispiel aus 
diesem Bereich: In Brandenburg sollen, wie aus einer intern vom Justizmini steri-
um dieses Landes geführten Statistik hervor geht, 1999 über 3.000 TOA-Fälle 
bearbeitet worden sein.36 Dies waren 60% aller in der TOA-Statistik 1999 für das 
gesamte Bundesgebiet ausgewiesenen Fälle, wobei aus Brandenburg für dieses 
Jahr keine einzige Meldung zur TOA-Statistik erfolgt war.

Was heißt dies? Dies heißt, dass infolge der unzulänglich differenzierten Erfas-
sung der jugend straf rechtlichen Sanktionen in den Strafrechtsp” egestatistiken die 
Umsetzung jüngster kriminal politi scher Reformen, wie Diver sion oder neuer am-
bulanter Maßnahmen, entweder (so bei Diver sion) nur der Größenord nung nach 
bekannt sind oder, wie hinsichtlich der neuen ambulanten Maß nah men, noch nicht 
einmal diese. Insgesamt gilt: Für mehr als zwei Drittel aller Sanktionierten nach 
Jugend strafrecht kennen wir aufgrund der Strafrechtsp” ege statistiken lediglich die 
Größen ord nungen, sonst nichts. Und dort, wo wir Daten haben, ist … in Teilberei-
chen … deren Zuver lässig keit nicht immer gesichert. Auf dem 24. DJT hat Villmow 
z.B. dargelegt, dass er für 1996 in Ham burg hinsichtlich § 45 JGG drei verschie dene, 
voneinander abwei chende Zahlenangaben ermit telt ha be, ohne dass entscheidbar 
gewesen wäre, welche davon als verlässlicher eingestuft werden kön ne. Wegen die-
ser unsicheren und lücken haf ten Datenlage würden, so seine Fol gerung, jugend-
kriminal politische Diskussionen bezüg lich Hamburgs auf Œeiner unzulänglichen 
Tatsachen grund lage geführt•.37 
 Qualitätsmanagement setzt eine ordent liche Sozial berichterstattung voraus.38 
Derzeit ist die Jugendkriminalrechtsp” ege dagegen eine Firma mit lückenhafter 
und teilweise unzuver läs siger Buch führung, in der die Vorstandsetage großenteils 
nicht weiß, was von wem wie gemacht wird. Die Vorstandsetage leistet sich den Lu-
xus einer ŒKriminalpolitik im Blind” ug.•39 So hat z.B. die frühere Justizministerin 
des Landes Baden-Württemberg ihre auf Anhebung der Jugendstrafe auf 15 Jahre ab-
zielende Bundesratsinitiative damit begründet, bei Œgrausamen Mordfällen betonen 
Jugend gerichte immer wieder, dass die bisherige Höchststrafe von 10 Jahren mit 
dem Gedanken eines gerechten Schuldausgleichs nicht mehr zu vereinbaren und 
deshalb das Vertrauen der Bevöl kerung in den Rechtsstaat gefährdet ist.•40 Für den 
Gesetzgeber ist es in der Tat wichtig zu wissen, wie seine Strafrahmen in der Praxis 
ausgeschöpft werden, insbesondere wie häu“ g die Höchststrafe verhängt wird. Dies 

36 Gutsche , 2000, S. 48.
37 Villmow , 1999, S. 451.
38 Elfter Kinder- und Jugendbericht (Anm. 5), S. 94 ff.
39 Heinz , 1998, S. 779 ff.
40 Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-Württemberg vom 29.04.2003.
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genau zu wissen, scheint allerdings den verantwortlichen Kriminalpolitikern in den 
Ministerien dann doch nicht so wichtig zu sein, denn die Verhängung der zeitigen 
Höchststrafe lassen sie in keiner Statistik erfassen (genau so wenig wie z.B. die Ant-
wort auf die Frage, wie lange eigentlich Œlebenslänglich• dauert).41 Man wüsste sonst 
nämlich, dass … wie eine Auswertung von Bun des zentral register daten zeigte … in den 
zehn Jahren zwischen 1987 und 1996 bundes weit lediglich gegen 74 Verurteilte42 
die Höchststrafe von 10 Jahren Jugendstrafe verhängt wurde43 … oder gegen 8% aller 
wegen Mordes/Totschlags (einschließlich Versuchs) nach JGG Verurteilten.44 Wenn 
aber im Schnitt im gesamten Bundesgebiet in weniger als 8 … in Baden-Württem-
berg in 1,3 … Urteilen pro Jahr die Jugendhöchststrafe verhängt wurde, dann scheint 
das behauptete dringende Bedürf nis nach deren Anhebung auf 15 Jahre doch nicht 
so groß zu sein. Im Übrigen: Kriminal politik heißt: Verantwortlich Gestalten. Von 
der Praxis artikulierte Bedürfnisse wären selbst dann nur Anre gun gen, wenn sie ei-
ne Tatsachengrundlage hätten. 
 Einst hieß es: Wissen ist Macht. Der böse Satz ŒNichtwissen macht auch nichts•45 
steht für Verantwortungslosigkeit. Verantwortung für Jugend bedeutet deshalb zu-
nächst, dass die derzeit bestehenden De“ zite hinsichtlich unserer Erkenntnisgrund-
lagen beseitigt werden, und zwar auf allen Ebenen. Dies gilt nicht nur für die amt-
liche Statistik,46 dies gilt auch und zuvörderst für die Praxis. An dieser Stelle muss 
auch ich ein Versäumnis bekennen. Als ich an der Erarbeitung der ersten Standards 
für die neuen ambulanten Maßnahmen47 beteiligt war, habe ich die Notwendigkeit 
nicht gesehen (und es deshalb auch versäumt darauf zu drängen), dass in den Mo-
dellprojekten und später in den vielen Praxisprojekten ein Controlling eingeführt 
wird, durch das festgestellt werden kann, mit welchen Maßnahmen die Zielgruppen 

41 Hierzu nunmehr aber erstmals die Befragung durch die Kriminologische Zentralstelle,  
2002.

42 In Baden-Württemberg wurde in diesen zehn Jahren in 13 Urteilen die Jugendhöchststrafe ver-
hängt (schriftliche Mitteilung von Herrn Schulz vom 07.10.2004 an den Verf.).

43 Schulz , 2000; Schulz , 2001, S. 310 ff. Die Höchststrafe wurde in 65 Urteilen gegen 74 Perso-
nen verhängt (Schulz , 2001, S. 311). Schulz bezieht sich zwischen 1987 und 1990 auf die al-
ten Bundesländer, ab Oktober 1990 auch auf die neuen Bundesländer (Schulz , 2001, S. 310, 
Fn. 4).

44 Für die Jahre 1991 bis 1996 stellt Schulz (2001, S. 99, Tab. 4) die Verurteilungen zu Mord/Tot-
schlag (einschließlich Versuch) den deshalb zu einer Jugendhöchststrafe Verurteilten gegenü-
ber. Danach wurden im Schnitt dieser Jahre 8,2% zur Jugendhöchststrafe verurteilt. Die Spann-
weite reichte von 14,4 (1995) bis 1,1% (1994).

45 Vgl. Häfner & Gerlach , 1998, S. 123.
46 Für den Bereich der amtlichen Statistik hat die Bundesregierung Ergänzungs- und Verbes-

serungs bedarf anerkannt und entsprechende Bemühenszusagen abgegeben (vgl. die Zusam-
menfassung bei Heinz , 2003, S. 179 f.)

47  Sprecherrat der Bundesarbeitsgemeinschaft für ambulante Maßnahmen nach dem Ju-
gendrecht in der DVJJ , 1986, S. 18 ff.
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erreicht werden. Zu spät habe ich erkannt, dass die besten Mindeststandards nichts 
nützen, wenn die Praxis sich nicht selbst Rechenschaft darüber gibt, ob sie diese 
Mindeststandards auch einhält. 

III.   Woher wissen wir, dass wir nicht nur Richtiges tun wollen,
sondern es auch tatsächlich tun?

1  Ergebnisse der neuen Rückfallstatistik 
Ein Präventionsstrafrecht muss wissen, was es tut, und es muss wissen, was es er-
reicht mit dem, was es (an)tut. Es bedarf nicht nur der Kenntnis darüber, welche 
Sanktionen gegen wen zum Zwecke der Rückfallverhütung verhängt werden, ein 
Präventionsstrafrecht bedarf vor allem der Er folgs kontrolle. Ohne Erfolgskontrolle 
ist das kriminal recht liche System wie Œeine Firma ohne Buch hal tung, die in seli ger 
Unkenntnis vom Ausmaß ihres Gewinns oder ihres Verlustes arbei tet.•48 Jeden 
Werktag, von montags bis freitags, wurde 2003 in den alten Ländern bei rd. 874 
Jugendlichen und Heranwachsenden ein Verfahren nach §§ 45, 47 JGG eingestellt, 
jeden Werktag wurden weitere 389 junge Menschen verurteilt, davon 139 zu (be-
dingter oder unbedingter) Jugendstrafe oder Jugendarrest. Aber niemand prüft und 
hält fest, welche Wirkungen diese Sanktionen für das (künftige) Leben dieser jungen 
Menschen in der Gesellschaft haben.
 Qualitätssicherung setzt indes voraus, dass sowohl festgehalten und dokumen-
tiert wird, ob das mit den Sank tionen angestrebte Ziel der Rückfallverhinderung 
erreicht als auch … und vor allem … bei wie vielen und aus welchen Gründen es ver-
fehlt wird.49 Diese Kontrolle fehlte bis vor kurzem gänzlich. Den gegenwärtigen Straf-
rechts p” ege statisti ken sind zu dieser Frage keine Informationen zu ent nehmen. Sie 
enthalten Arbeitsnachweise der Instanzen, aber keine Nachweise über das Ergeb nis 
der Arbeit, insbesondere nicht über Legalbewährung und Rückfall.50 Insofern ist das 
Jugend strafrechtssystem dem deutschen Schul system vergleichbar. Dort bemühte 
man sich um einen guten Input … gut ausge bildete Lehrer … in der Annahme, al-
lein deshalb werde auch das Arbeits ergebnis gut sein.51 Die Schu len erlitten ihren 
PISA-Schock und beginnen sich allmählich und notgedrungen mit dem Gedanken 
einer … nicht nur punktuellen … Evaluation anzufreunden. Und die Jugend kriminal-

48 Glaser , 1973, zit. nach Albrecht , 1980, S. 242.
49 Erkenntnisfortschritt vollzieht sich nur durch Elimination des Falschen, deshalb ist die Doku-

mentation der Misserfolge und Fehlschläge wichtig.
50 Die in einzelnen Statistiken enthaltenen Angaben über Vorstrafen besagen nichts über Rückfäl-

lige. Die Daten über Vorstrafen sagen, wie viele der jetzt Verurteilten früher schon einmal ver-
urteilt worden sind. Daten über Rückfällige sagen dagegen etwas darüber, wie viele der (z.B. in 
einem bestimmten Jahr, in einer bestimmten Region) Verurteilen künftig wieder straffällig ge-
worden sind. 

51 Anders z.B. die USA: Im Bereich der Bewertung von Programmen aus dem Bereich Erziehung 
wurden bereits 1975 Evaluationsstandards entwickelt (vgl. Beywl & Sanders, 2000).
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rechts p” ege? Sie vertraut (bzw. hofft) darauf, dass erstens Jugendgerichts helfer, Ju-
gend staats an wäl te, Jugendrichter usw. gut ausgebildet sind und bestens fortgebildet 
werden, dass deshalb zwei tens das Arbeitsergebnis gut sein werde und dass folglich 
drittens bei Zielverfehlung, erkenn bar an Wieder ver ur teilung, nicht die Sanktion, 
sondern der Sanktionierte versagt haben müsse (woraus sich das Kon zept der suk-
zessiven Strafschärfung ableitet). Aber ob dieses mehr stu“ ge Vertrauen jemals be-
gründet war und derzeit noch ist, wird nicht geprüft; es handelt sich … im wahrsten 
Sinne des Wortes … um Œblindes Vertrauen•.52

 Dass dieser Zustand … zurückhaltend formuliert … untragbar ist, bedarf keiner 
Begründung. Seitens der Wissenschaft wurde deshalb schon vor mehr als 100 Jah-
ren die Füh rung einer Rückfallstatistik ge fordert, um zumindest Eckdaten über 
Ausmaß, Struktur und Entwicklung der Rückfallwahr schein lichkeiten zu erhalten.53 
Zwischen 1892 und 1914 wurden in Deutschland auch Rückfall sta tisti ken geführt.54 
Dass sie eingestellt wurden, hing sicherlich mit dem enormen Arbeitsaufwand 
zusam men, der damals mit der Erstellung dieser Sonderauswertung verbunden 
war. Ein Zyniker könnte freilich meinen, Grund für die Nichtfortführung seien 
die Ergebnisse und die hieraus gezo ge nen Folge run gen gewesen.55 Sie alle kennen 
das berühmte Diktum von Franz von Liszt : ŒWenn ein Jugendli cher oder auch ein 
Erwachse ner ein Ver brechen begeht und wir las sen ihn laufen, so ist die Wahr schein-
lichkeit, dass er wieder ein Ver brechen begeht, ge ringer, als wenn wir ihn bestra fen. 
Ist das Gesagte richtig ..., so ist damit der völlige Zusammen bruch, der Bankrott 
unserer ganzen heuti gen Strafrechts p” ege in schlagend ster Weise dargetan.•56 Ken-
nen Sie auch die Datengrundlage, auf die Franz von Liszt  diese These stützte? 
Diese Bankrotterklärung war auf nichts anderes gestützt als auf die Ergebnisse der 
Rückfall statistik für die Jahre 1892 bis 1896!57 

52 Zu diesem Œblinden Vertrauen• zählt, dass § 37 JGG als bloße Ordnungsvorschrift eingestuft 
wird. 

53 Vgl. nur Köbner , 1893, S. 738.
54 Vgl. die zusammenfassende Darstellung bei Roesner, 1936, S. 1001 ff.; dort auch Hinweise zur 

Situation in anderen Ländern.
55 Immerhin wäre dies keine ganz unrealistische Annahme. Aus jüngster Zeit wird berichtet, 

dass als Konsequenz der negativen Evaluation des kalifornischen Gefängnisbesuchsprogramms 
SQUIRES (San Quentin Utilization of Inmate Resources, Experiences and Studies) nicht das 
Programm, sondern die Evaluation eingestellt wurde (vgl. Petrosino, Turpin-Petrosino & 
Buehler , 2003, S. 59).

56 von Liszt , 1905, S. 339.
57 Die rückfallstatistischen Daten für die Jahre 1892-1896 wurden veröffentlicht in Statistik des 

Deutschen Reichs, Bd. 95, Kriminal sta tistik für das Jahr 1896, I.31. Die Ergebnisse wurden amt-
licherseits folgendermaßen beschrieben: 

 1. Die ŒVermehrung der jährlich verurtheilten Personen (ist) hauptsächlich auf die Zunahme der 
Verurtheilungen Vorbestrafter zurückzuführen...•
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In der Folgezeit gab es in Deutschland bis Mitte der 80er Jahre … also für mehr als 70 
Jahre … keine Rück fallstatistik mehr. Die dann … in den Jahren 1986 bis 1990 … vom 
Bundeszentral register er stell te Rückfallstatistik bezog sich nur auf freiheitsentzie-
hende Sanktionen und war in Teil be reichen unzutreffend.58 Immerhin gab dies dem 
Bundesministerium der Justiz Anlass, Anfang der 90er Jahre die Erstellung einer 
sich auf alle Sanktionen erstreckenden Rück fall statistik in Auftrag zu geben. Einige 
Eckdaten dieser Statistik, die 2003 veröffent licht wurde,59 will ich kurz erwähnen. 
Bezogen auf das Jahr 1994 und für einen (personenbezogen ermittelten) Rück fall-
zeitraum60 von genau vier Jahren wurde ermittelt: Entgegen Alltagsvorstellungen 
… einmal kriminell, immer kriminell … ist Rückfälligkeit61 die Ausnahme, nicht die 
Regel. Nur ein gutes Drittel aller Verurteilten wurde innerhalb von vier Jahren erneut 
justitiell registriert (vgl. Tabelle 1, Sp. 4). 

 2. ŒWährend ... die Zahl derjenigen, welche zum ersten Male verurtheilt wurden, im Jahre 1896 
nur um etwas über ein Zehntel größer war als im Jahre 1892, haben sich die Verurtheilungen 
Vorbestrafter in diesem fünfzehnjährigen Zeitraume mehr als verdoppelt.•

 3. ŒBei den einzelnen Klassen der Vorbestraften ... wird die Zunahme mit der Anzahl der Vorbe-
straften immer beträchtlicher. Die einmal Vorbestraften weisen eine Vermehrung um 85% auf, 
die Verurteilungen von sechsmal oder öfter Vorbestraften haben sich nahezu verdreifacht.•

58 Jehle, 1989, S. 245 ff.
59 Jehle, Heinz & Sutterer , 2003 <http://www.bmj.de/media/archive/443.pdf>. 
 Vgl. auch Heinz , 2004, S. 35 ff. <http://www.uni-konstanz.de/rtf/kis/Heinz_ZJJ_2003-

1-35ff.pdf>; ferner Jehle & Weigelt , 2004, S. 149 ff.; Jehle & Hohmann-Fricke , 2004, 
S. 133 ff.

60 Entscheidender Anknüpfungspunkt für die Bestimmung des Rückfallzeitraums ist der Zeit-
punkt, ab dem eine sanktionierte Person in Freiheit wieder straffällig werden konnte. Für dieje-
nigen, die 1994 zu einer ambulanten Sanktion (nach JGG: Einstellungen gemäß §§ 45, 47 JGG, 
Ent schei dungen gemäß §§ 3 S. 2, 10, 14, 15, 21, 27, 53 JGG; nach allgemeinem Strafrecht: Entschei-
dungen gemäß §§ 59, 50 StGB, Verurteilung zu Geldstrafe, zu einer zur Bewährung ausgesetz-
ten Frei heitsstrafe, zu Straf arrest; ferner ausgesetzte Maß regeln gem. §§ 63, 64 StGB) oder zu 
Ju gend arrest verurteilt worden waren, wurde der Rückfallzeitraum ab Urteil bestimmt. 
Wer eine Freiheits- oder Jugendstrafe oder freiheitsentziehende Maßregeln gemäß §§ 63, 64 
StGB zu verbüßen hatte, wurde berücksichtigt, wenn die Entlassung 1994 erfolgte. Der Rück-
fallzeitraum wurde ab Entlassung berechnet.

61 In einem weiten Sinne kann unter Rückfall jede erneute Straftatbegehung verstanden wer-
den. Dieser Rückfallbegriff ist indes nicht operationalisierbar, denn im Dunkelfeld verbleiben-
de Straftaten sind selbst mit aufwändigen Dunkelfeldforschungen nur zum Teil erfassbar. Des-
halb wurde Rückfälligkeit als Legalbewährung bestimmt, und zwar i.S. von erneuter justitiel-
ler Sanktion wegen einer im Rückfallzeitraum verübten Straftat. Hinsichtlich der informellen 
Sanktionen (Verfahrenseinstellungen aus Opportunitätsgründen) kann freilich auch dieses Kri-
terium nur teilweise gemessen werden. Im BZR sind zwar die Verfahrenseinstellungen gemäß 
§§ 45, 47 JGG einzutragen, nicht aber jene gemäß §§ 153 ff. StPO. Verfahrenseinstellungen nach 
allgemeinem Strafverfahrensrecht können deshalb weder bei der Bezugs- noch bei der Rückfall-
tat berücksichtigt werden. 

Fortsetzung Fußnote 57:
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Tabelle 1:  Legalbewährung und Rückfall nach allgemeinem Strafrecht und nach
Jugendstrafrecht … Bezugsjahr 1994

Bezugsentscheidungen (BE)

Rückfall *
Schwerste Folgeentscheidung **

(in % der jew. Rückfallentscheidungen)

insge-
samt

in %
der jew. 
Bezugs- 

entschei dung-

Freiheits-/
Jugendstrafe (sonst.) 

formelle
Sank tion 1)

§§ 45, 
47 JGG

Unbe dingt bedingt

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

BE insgesamt 946.107 337.853 35,7 13,9 23,3 56,1 6,8

Formelle BE nach 
allgemeinem 
Strafrecht

717.758 234.059 32,6 14,9 25,9 59,1 0,1

Freiheitsstrafe 
insg.

105.011 49.205 46,9 37,4 28,6 34,0 0,0

Freiheitsstrafe 
ohne Bewährung

19.551 11.028 56,4 52,1 22,9 24,9 0,0

Freiheitsstrafe mit 
Bewährung

85.460 38.177 44,7 33,2 30,2 36,6 0,0

Geldstrafe 612.747 184.854 30,2 8,9 25,2 65,8 0,1

Formelle BE nach 
Jugend strafrecht

62.254 36.907 59,3 19,8 25,1 48,0 7,2

Jugendstrafe insg. 11.941 7.715 64,6 38,5 25,4 33,8 2,2

Jugendstrafe ohne 
Bewährung

3.265 2.541 77,9 57,9 22,7 19,0 0,4

Jugendstrafe mit 
Bewährung

8.676 5.174 59,6 29,0 26,7 41,1 3,2

Jugendarrest 9.610 6.726 70,0 25,2 29,7 39,3 5,8

Jugendrichterliche 
Maßnahmen

40.701 22.464 55,2 11,7 23,6 55,5 9,3

Jugendstraf-
rechtliche 
Diversion
(§§ 45, 47 JGG) 

166.0932) 66.886 40,3 7,1 12,9 49,8 30,1

Legende:
 1) Geldstrafe, Jugendarrest, Erziehungsmaßregel, Zuchtmittel, § 27 JGG und isolierte Maßregeln.
 2) Berichtigte Zahl, die gegenüber Übersichtstabelle 4.3a (Jehle, Heinz & Sutterer , 2003) die sonstigen Ent scheidungen aus-
schließt. Die Größenordnungen bleiben erhalten.
Lesehilfe (am Beispiel von Zeile 1): 
* Von den insgesamt 946.107 Personen, die 1994 entweder zu einer ambulanten Sanktion verurteilt oder aus Freiheits- oder Ju-
gendstrafe entlassen worden waren (Sp. 2), wurden 337.853 (Sp. 3) (=35,7%) (Sp. 4) rückfällig. 
** Von diesen, innerhalb von vier Jahren erneut im BZR registrierten 337.853 Personen (Sp. 3) waren 13,9% (Sp. 5) zu einer nicht 
zur Bewährung ausgesetzten Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt worden. 
Datenquelle: Jehle, Heinz & Sutterer , 2003, Übersichtstabelle 4.1.a, S. 121, 4.3.a, S. 123.
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Die Rückfallraten sind … ebenso wie die Kriminalitätsbelastung … altersabhängig 
recht ungleich verteilt. Junge Menschen weisen eine deutlich höhere Kriminali-
täts belastung auf als Erwach sene. Erwartungsgemäß sind auch die Rückfallraten 
junger Menschen deutlich höher als die von Erwachsenen. Mit fast 60% sind die 
Rück fallraten der nach Jugendstrafrecht Ver ur teilten fast doppelt so hoch wie die 
Rückfallraten der nach allgemeinem Strafrecht Ver urteil ten mit 33%. Lediglich die 
Rückfallraten nach jugendstrafrechtlicher Diversion (§§ 45, 47 JGG)62 kommen mit 
40% noch in die Nähe der nach allgemeinem Strafrecht gemessenen Raten.
 Die Rückfallraten nehmen in der Tendenz mit der Schwere der Sanktion zu: Je 
härter die verhängte Sanktion, desto höher die Rückfallraten.
 Kommt es zu einer Wiederverurteilung, dann ist eine freiheitsentziehende Fol-
gesanktion allerdings die Ausnah me. Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Rückfalltat 
derart schwer geahn det wird, ist nach Entlassung aus vollstreckter Jugendstrafe 
(58%) am höchsten, nach einer Verfahrens einstellung (7%) am niedrigsten (vgl. Ta-
belle 1, Sp. 5). 
 Nach einer zur Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe ist die Rückfallrate 
(erwartungs gemäß) deutlich niedriger als nach nicht ausgesetzter Jugendstrafe (vgl. 
Tabelle 1, Sp. 4). 
 Die Rückfallraten nach Straf rest aus setz ung und Vollverbüßung sind bei der Ju-
gendstrafe fast gleich (vgl. Tabelle 2, Sp. 4). Die Wahrscheinlichkeit, bei Wiederverur-
teilung zu einer unbedingten Freiheits strafe verurteilt zu werden, ist allerdings nach 
Vollverbüßung deutlich höher (vgl. Tabelle 2, Sp. 5).
 Jugendarrest weist … nach der vollstreckten Jugendstrafe … die höchsten Rückfall-
raten auf (vgl. Tabelle 1, Sp. 4). Deshalb werden die von einigen Politikern jüngst wie-
der propagierten Er war tungen, durch die Kombination von Jugendarrest und ausge-
setzter Jugend strafe (Warnschussarrest) die Rückfallraten senken zu können, durch 
die Rückfall sta tistik keines falls gestützt. Denn sowohl nach Freizeit- und Kurzarrest 
als auch nach Dauer arrest sind die Rückfallraten, unab hängig vom Alter der Verur-
teilten, extrem ungün stig (vgl. Tabelle 3, Sp. 4) … höher sogar als nach ausgesetzter 
Jugendstrafe. Etwas Sinnvolles kann von diesem Rezept also schwerlich erwartet 
werden … allenfalls, dass die noch mäßig guten Rück fallraten von aus gesetz ter Ju-
gendstrafe (60%) durch die Kombination mit dem Jugendarrest mit seiner deutlich 
höheren Rück fall wahrscheinlichkeit (70%) verschlechtert werden.
 Diese Rückfallstatistik enthält, bedingt durch die mangelnde Differenziertheit 
der Eintragungen im Bundeszentralregister, nur Eckdaten. Auch jetzt wissen wir 
nicht, wie hoch bundesweit die Rück fallrate nach einer Verwarnung ist, nach einer 
Betreuungs weisung, nach einem sozialen Trainings kurs oder nach einer Arbeits-

62 Da Einstellungen gemäß §§ 153 ff. StPO nicht in das BZR eingetragen werden, sind die Größen-
ordnun gen der entsprechenden Diversionsraten nach allgemeinem Strafrecht unbekannt (vgl. 
von Schlieben , 1994; hierzu auch Dölling , 1995, S. 239 ff.).
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Tabelle 2:  Rückfall nach (bedingter und unbedingter) Jugendstrafe, Strafrestaus
setzung und Vollverbüßung der Jugendstrafe … Bezugsjahr 1994 1)

Bezugsentscheidungen (BE)

Rückfall Schwerste Folgeentscheidung 
(in % der jew. Rückfallentscheidungen)

insg.
in % der

jew  Bezugs -
entschei dung-

Freiheits-/
Jugendstrafe (sonst.) 

formelle
Sank tion 2)

§§ 45, 
47 JGG

unbe dingt bedingt

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

verhängte Jugendstrafen 
insg. 11.941 7.715 64,6 38,5 25,4 33,8 2,3

ausgesetzte Jugendstrafe 8.676 5.177 59,6 29,0 26,7 41,1 3,2

nicht ausgesetzte, aber 
aussetz ungs fähige 
Jugendstrafe

1.597 1.304 81,7 59,0 23,4 17,2 0,5

nicht aussetzungsfähige 
Jugendstrafe von mehr als 
2 Jahren Dauer

1.668 1.244 74,6 56,8 22,0 21,0 0,2

vollstreckte Jugendstrafen 3.265 2.541 77,9 57,9 22,7 19,0 0,4

Strafrestaussetzung 1.900 1.473 77,5 51,7 24,2 23,7 0,4

Vollverbüßer 1.365 1.068 78,2 66,5 20,6 12,6 0,3

Legende:
 1) Für die Berechnungen dieser Tabelle werden … in Abweichung zu Jehle, Heinz & Sutterer , 2003, Übersichtstabelle 4.5.2a und 
4.6a … 550 Fälle von Freiheits- oder Jugendstrafen ausgeschlossen, die in Verbindung mit einer Maßregel ausgesprochen wurden und 
in denen die Vollstreckungsdaten des Bundeszentralregisters keine de“ nitive Aussage darüber zu lassen, ob sich eine Person tatsäch-
lich bis zum Rückfall in Freiheit befand.
2) Vgl. Anmerkung 1) in Tabelle 1.

Datenquelle: Jehle, Heinz & Sutterer,  2003, Übersichtstabellen 2a, S. 103; 4.4a, S. 124, 4.5.2a, S. 126; 4.6a, S. 127.

Tabelle 3:  Rückfall nach Jugendarrest und schwerste Folgeentscheidung bei
Jugendlichen und Heranwachsenden … Bezugsjahr 1994

Bezugsentscheidungen (BE) 1)

Rückfall Schwerste Folgeentscheidung 
(in % der jew. Rückfallentscheidungen)

insg.
in % der jew. 

Bezugs 
entschei dungen

Freiheits-/
Jugendstrafe (sonst.) 

formelle 
Sank tion 2)

§§ 45, 
47 JGG

unbe dingt bedingt

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

Freizeit- oder Kurzarrest

insgesamt 4.275 2.956 69,1 18,5 27,6 47,56 6,3

14 bis unter 18 2.790 1.929 69,1 19,2 22,9 49,8 8,1

18 bis unter 21 1.474 1.016 68,9 17,2 36,4 43,4 3,0

Dauerarrest

insgesamt 5.332 3.770 70,7 30,5 31,4 32,9 5,4
14 bis unter 18 2.703 1.964 72,7 30,6 27,4 33,6 8,5

18 bis unter 21 2.587 1.770 68,4 29,9 35,8 32,9 2,0

Legende:
 1) In der Rückfallstatistik sind für die 21- bis unter 25-Jährigen einige Fälle von Jugendarrest enthalten, die hier nicht berücksichtigt 
sind.  
 2) Geldstrafe, Jugendarrest, Erziehungsmaßregel, Zuchtmittel, § 27 JGG und isolierte Maßregeln.
Datenquelle: Jehle, Heinz & Sutterer , 2003, Grundtabellen 88, 89 (unveröffentlicht).
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au” age. Die For derung muss deshalb sein, dieses bislang ein malige Vor haben 
ŒRückfallstatistik• erstens regelmäßig zu wiederholen und zweitens zu versu chen, 
die Ergeb nisse in weiterem Maße, als dies in der Machbarkeitsstudie möglich war, 
sanktio nen spe zi“ sch zu differenzieren.
 Die Ergebnisse der Rückfallstatistik besagen etwas über die Rückfall wahr schein-
lichkeit, die nach der jeweiligen Sanktion und in Abhängigkeit von der Klientel, auf 
die diese Sanktion angewendet wird, zu erwarten ist. Sie sind für die Praxis in dop-
pelter Hinsicht bedeutsam:

1. Die Daten der Rückfallstatistik sind zunächst einmal geeignet, hinsichtlich der 
spezialpräventiven Wirkung von Sanktionen bestehende Erwartungen daraufhin zu 
prüfen, ob sie durch die Empirie ge stützt werden oder sich als unhaltbar erweisen. 
Wer z.B. einen Jugendarrest in der Annah me verhängt, dadurch einen heilsamen 
Schock auslösen und deshalb den Jugendlichen von weiteren Straftaten abhalten zu 
können, weiß nunmehr, dass diese Annahme in 7 von 10 Fällen falsch ist. 

2. Durch Vergleich der Daten der Rückfallstatistik mit Daten aus früheren Unter-
suchungen ist es möglich festzustellen, ob und in welche Richtung sich die Rück-
fallraten dort verändert haben, wo aufgrund regional unterschiedlicher oder sich im 
Zeitverlauf wandelnder Sank tionie rungs praxis ein Austausch von Sanktionen inner-
halb vergleichbarer Gruppen stattge fun den hat.63 Dieser Vergleich ergibt, dass durch 
härtere Sank tio nen keine bes seren spezial präventiven Wirkungen erzielt wurden als 
durch mildere. Wenn sich also etwas bewährt hat, dann die Ersetzung eingriffsin-
tensiver Reaktionen durch weniger eingriffs intensive. Dies gilt insbesondere für die 
Verfahrenseinstellungen nach Jugend strafrecht, es gilt ferner für die Ausweitung 
der Geldstrafe anstelle der Freiheitsstrafe sowie schließ lich … bei den Freiheitsstra-
fen … für die Erweiterung des Anwendungsbereichs und die vermehrte Nutzung der 
Strafaussetzung zur Bewährung. Die Ergebnisse der Rückfall sta tistik sprechen dort, 
wo eine Veränderung der Sanktionspraxis innerhalb gleich gela ger ter Zielgruppen 
erfolgt ist, somit dafür, den bisherigen Kurs der gerichtlichen Entscheidungs praxis 
fortzusetzen, nämlich vermehrt Verfahren einzustellen und vermehrt ambulante 
Sanktionen zu verhän gen, insbesondere vermehrt Jugend- bzw. Freiheitsstrafen zur 
Bewährung auszusetzen, und zwar insbesondere auch bei Gruppen, bei denen nach 
früherer Anschauung noch eine unbedingte Freiheits- oder Jugendstrafe geboten 
schien. 

63 Kriminalpolitisch entfaltet die Rückfallstatistik dann ihre volle Bedeutung, wenn Daten aus 
mehrfacher Wiederholung und aus längeren Zeiträumen zur Verfügung stehen. Derzeit ist ein 
Vergleich nur mit … zumeist regional beschränkten … Aktenanalysen oder einigen wenigen bun-
desweit repräsentativen Stichproben möglich.
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Eine Rückfallstatistik ersetzt keine Forschung darüber, mit welcher (von verschiede-
nen) Sanktion bei vergleichbaren Tat- und Tätergruppen aktuell die spezialpräventiv 
bessere Wirkung erzielt wird.64 Voraussetzung für solche vergleichende Wirkungs-
aussagen ist die Vergleichbarkeit der Grup pen, die unter schied lich sanktioniert 
wurden und sich nur in einem Punkt unterscheiden dürfen, nämlich in der Art bzw. 
Höhe der Sanktion. Denn selbstverständlich ist die sank tionen spe zi“ sche Rückfall-
wahrscheinlichkeit beein” usst von der richterlichen Selektion. Wenn z.B. Richter 
einigermaßen gut die in § 21 JGG geforderte Prognose treffen, dann muss … wie die 
Rück fall statistik auch zeigt … die Rückfallrate nach einer zur Bewäh rung ausgesetz-
ten Jugendstrafe deut lich niedriger sein als nach einer nicht ausgesetzten, aber aus-
setzungsfähigen Jugendstrafe.

2   Ergebnisse der Forschung zur spezialpräventiven Wirkung jugend-
straf rechtlicher Sanktionen im Überblick 

2.1  Notwendigkeit von Wirkungsforschung
In einem seiner Romane lässt Chesterton  einen Richter folgendes Urteil fäl-
len: ŒIch verurteile Sie zu drei Jahren Ge fängnis in der festen und von Gott ein-
gegebenen Überzeugung, dass das, was Ih nen wirklich not tut, ein dreiwöchiger 
Aufenthalt an der See ist.•65 In einer der jüngsten Pressemitteilungen des baden-
württembergischen Justiz ministers war zu lesen: ŒWenn ein Heranwachsender, der 
Mitschüler verprügelt, mit einer Bewährungsstrafe oder gar nur Ermahnung aus 
dem Gerichtssaal läuft, lacht er doch nur. Ich bin deshalb auch für die Einführung 
eines Warnschussarrests. Wenn ein junger Täter einmal bis zu vier Wochen in einer 
Arrestanstalt sitzt und merkt, was Strafe bedeutet, wird ihm hoffentlich klar, dass 
er die Grenze bereits überschritten hat. Er muss am eigenen Leib spüren, dass sein 
bisheriger Weg ihn nicht weiter als ins Gefängnis führt. Nur das schreckt ab, nicht 
der mahnende Zeige“ nger.•66 Das Wissen eines Richters über das, was ŒNot tut•, 
sollte freilich nicht auf göttlicher Eingebung, und die kriminalpolitischen Forderun-
gen eines verantwortlichen Politikers nicht auf privater Überzeugung, sondern auf 
empirisch gesichertem Wissen beruhen. 
 Voraussetzung hierfür ist freilich, dass es dieses Wissen gibt. Eingangs wurde be-
reits auf den Elften Kinder- und Jugendbericht hingewiesen, der in Bezug auf Evalua-
tion Œzu wenig begründetes Wis sen•67 konstatierte. In ihrem Ersten Periodischen Si-
cherheitsbericht stellte die Bundes regie rung hin sichtlich des Standes der Wirkungs-

64 Auf die Ergebnisse der Generalpräventionsforschung wird im Folgenden nicht eingegangen 
(vgl. hierzu zuletzt die Übersichten bei Eisele, 1999, und bei Dölling & Hermann , 2003, 
S. 133 ff.). Im Jugendstrafrecht ist Generalprävention kein selbständiges Sanktionsziel.

65 Zitiert nach Bauer, 1957, S. 147. 
66 Pressemitteilung vom 10.09.2004.
67 Elfter Kinder- und Jugendbericht (Anm. 5), S. 255.
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forschung im Bereich von Kriminalprävention fest: ŒEin be son deres De“ zit ist der 
in Deutschland bislang absolut unzureichende Einsatz von Forschungs kapa zitäten 
zur Prozessevaluation und sodann zur Wirkungsevaluation der ver schie densten prä-
venti ven Ansätze und Initiativen.•68 Dies lässt sich … wie auch die Bundesregierung 
einräumt69 … unein ge schränkt auf die derzeitige Situa tion der Wirkungs forschung 
hinsichtlich strafrechtlicher Sank tionen übertragen. Die Frage nach der Wirksam-
keit der im deutschen Jugendstrafrecht ver häng ten Sanktionen muss derzeit für 
die weit überwie gen de Mehrzahl unbeant wor tet blei ben, weil es die Kriminalpoli-
tik versäumt hat, für eine systematische und methodischen Stan dards genügen de 
Wirkungs forschung zu sorgen, die Grundlage ihrer eigenen Entscheidungen sein 
sollte. 
 Ohne Wirkungs for schung lässt sich alles irgendwie rechtfertigen, nur eines ist 
nicht möglich: eine rationale Kriminal poli tik und eine rationale Sanktionsentschei-
dung. Denn solange verlässliche und abgesicherte Erkennt nisse darüber fehlen, wel-
che Sanktion für welches Problem unter welchen Bedingungen die besten Ergebnis-
se erzielt, ist eine rationale Entscheidung zwischen Alternativen nicht möglich. Als 
Folge von Nicht-Wissen besteht die Gefahr, dass Jugendstrafrechtspolitik ŒTeil einer 
primär auf öffentliche Effekte aus ge rich teten symbolischen Politik•70 wird.

2.2   Ergebnisse spezialpräventiver Wirkungsforschung
in Deutschland

2.2.1 Wirkungsforschungen zu Diversion
Wie die neueren Sekundäranalysen von Synowiec71 und Fasoula72 zur spezialprä-
ventiven Wirkungsforschung in Deutschland belegen, war in den letzten Jahren Di-
version der am häu“ gsten untersuchte Gegenstand. Diese Studien zeichneten sich 
aus durch unterschiedlich Zielsetzun gen, Methoden und Instrumente.73 Dennoch 

68 Bundesministerium des Innern & Bundesministerium der Justiz , 2001, S. 472. Die Druck-
fassung ist auch im Internet veröffentlicht (vgl. z.B. http://www.unikonstanz.de/rtf/ki/psb-
2001.htm).

69 Erster Periodischer Sicherheitsbericht (Anm. 68), S. 611.
70 Oberwittler , 2003, S. 49, der sich hier auf Kriminalprävention bezieht. Die Beschreibung der 

Gefahr ist übertragbar auf das Feld der Jugendstrafrechtspolitik. 
71 Synowiec, 1999.
72 Fasoula, 2003.
73 In allen diesen Studien wurde der Effekt der Sanktionierung auf die Legal bewäh rung gemes-

sen, in der Bremer Längsschnittstudie wurden darüber hinaus auch Effekte in anderen Berei-
chen unter sucht. Legal bewährung, also die abhängige Variable, wurde zumeist ermittelt durch 
die im Bun des zentral re gi ster eingetragenen Verurteilungen (ein schließlich erneu ter Verfahrens-
einstellung gemäß §§ 45, 47 JGG); die im Dunkelfeld verbliebenen Straftaten wurden folglich 
nicht berücksichtigt. Lediglich in zwei Stu dien wurde Rückfälligkeit gemessen durch die in Be-
fragungen ermittelte selbstberich tete Delin quenz.
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kamen sie übereinstimmend zum Ergebnis, dass … auch bei Kontrolle intervenieren-
der Variablen … die Rückfallraten nach Diversion nicht höher waren als nach einer 
Verurteilung. Zur Ver deut lichung sowohl der unterschiedlichen Ansätze als auch 
der Übereinstimmung der Ergebnisse, wie verschieden auch Design und Operatio-
nalisierung der Variablen waren, sollen vier Unter suchungen skizziert werden. De-
ren Ergebnisse werden durch die Befunde der anderen einschlägigen Untersuchun-
gen (Hock-Ley decker ,74 Löhr-Müller 75 und Mattheis 76) bestätigt.

(1)  BAREINSKE: „Sanktion und Legalbewährung im Jugendstrafverfahren in Baden-

Württem berg“ 77

Untersuchungsgegenstand der Studie von Bareinske  bildeten die 25 315 erstmals 
in Baden-Württem berg registrierten 14- und 15-jährigen Jugendlichen der Geburts-
jahrgänge 1970, 1973, 1975 und 1978 der Freiburger Kohortenstudie.78 Bareinske  
konnte (vgl. Schaubild 1) zeigen, dass 

r   der Gebrauch von Diversion im Kohortenvergleich zugenommen hat (von 58% 
auf 82%),79

r   trotz dieser deutlich zunehmenden Präferenz für informelle Reaktionen die 
Legalbewährungs raten … gemessen anhand von BZR-Eintragungen … innerhalb 
einer zweijährigen Katamnese zeit sich nicht signi“ kant verändert (also insbe-
sondere nicht ungünstig entwickelt) haben,80

r   bei der untersuchten Gruppe von jungen erstmals Registrierten insgesamt so-
wie innerhalb der einzeln untersuchten jugendtypisch häu“ gen Deliktsgruppen 
(ausgenommen § 21 StVG) die Legalbewährung nach formellen Sanktionen81 je-
weils deutlich ungünstiger war als nach Diversionsentscheidungen gemäß §§ 45, 
47 JGG82 oder … in den Worten von Bareinske … Œdass bei den jugendlichen Erst-
tätern zwischen 14 und 15 Jahren eine höhere Legalbewährung durch informelle 
Sanktionen erzielt wird•,83 

74 Hock-Leydecker , 1994.
75 Löhr-Müller , 2000. 
76 Matheis , 1991.
77 Bareinske , 2004.
78 Die Kohortenstudie erfasst alle Personen aus Baden-Württemberg der Jahrgänge 1970, 1973, 

1975 und 1978, die mindestens einmal von der Polizei in Baden-Württemberg registriert wor-
den sind. 

79 Bareinske, 2004, S. 69, Abb. 1.
80 Bareinske, 2004, S. 119, Abb. 13.
81 Die wenigen Fälle (N=35) unbedingter Jugendstrafe wurden aus der Untersuchung wegen ver-

kürzter Katamnesezeit ausgeschlossen.
82 Bareinske, 2004, S. 138, Tab. 21.
83 Bareinske, 2004, S. 177.
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r   der Zeitraum bis zu erneuter Straffälligkeit bei informellen Reaktionen in allen 
Kohorten länger war als bei formellen Sanktionen.84

(2)  STORZ: „Jugendstrafrechtliche Reaktionen und Legalbewährung“ 85

Ein Beispiel für einen quasi-experimentellen Ansatz ist die Untersuchung von 
Storz zur Diversion (§§ 45, 47 JGG) im Jugendstrafverfahren. Im Rahmen ihrer 
Auswertung der Eintragungen im Bundeszentralre gister für den Ge burtsjahrgang 
1961 bildete Storz  zwei hinreichend ho mogene Un tergruppen (im Jugendalter erst-
mals entweder wegen Œeinfachen Dieb stahls• [§§ 242, 247, 248a StGB] oder wegen 
ŒFahrens ohne Fahrerlaub nis• [§ 21 StVG] informell oder for mell Sanktionierte). Die 
zwi schen den einzel nen Bundesländern bestehende Spann weite der Diversionsra-

Schaubild 1:  Diversionsraten gemäß §§ 45, 47 JGG sowie Legalbewährungsraten 
nach informeller und formeller Sanktionierung. Freiburger Kohor-
tenstudie, 14- und 15-jährige Jugendliche der Geburtsjahrgänge 1970, 
1973, 1975 und 1978. Legalbewährungszeitraum 2 Jahre.

Datenquelle: Bareinske, C. (2004). Sanktion und Legalbewährung im Jugendstrafverfahren in
Baden-Württemberg (S. 69, S. 119). Freiburg i.Br.
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84 Bareinske, 2004, S. 156, Tab. 24, allerdings ist dieses Ergebnis nur in Kohorte 85 signi“ kant.
85 Storz , 1994, S. 131 ff.
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ten war extrem groß. In den Stadtstaaten wurden z.B. über 80% aller gegen Ersttäter 
wegen Œeinfachen Dieb stahls• durchgeführten Verfah ren nach §§ 45, 47 JGG ein-
gestellt, in Baden-Würt temberg und Rheinland-Pfalz war dies lediglich bei rd. 43% 
der Fall. Vergleich bare Befunde zeig ten sich auch bei der zweiten untersuchten De-
liktsgruppe, nämlich bei ŒFahren ohne Fahrer laubnis•. Diese Unterschiede sind, da 
die Gruppen einigermaßen homogen sind, nicht durch Unterschiede in der Tat- oder 
Täterstruktur erklärbar, sie sind vielmehr Ausdruck differentieller Sanktionsstile. 
 Würde eine Verurteilung den Rückfall eher verhindern als eine informelle Sank-
tion, dann müssten … bei sonst gleichen Ausgangsbedingungen … die Anteile derjeni-
gen Jugendli chen, die innerhalb eines Rückfallzeit raums von drei Jahren erneut 
ju stitiell (also durch eine im Zentral- oder im Erziehungsregister registrierte infor-
melle oder for melle ŒNachentscheidung•) in Erscheinung tre ten, mit der Höhe der 
Diver sionsraten systematisch zunehmen. Insbesondere müsste bei einer weitgehen-
den Ausweitung der Diversion über die Gruppe von Ersttätern mit günstiger Prog-
nose hinaus ein … mutmaßlich selektionsbedingter … Vorteil der Legalbewährung der 
Divertierten gegen über den förmlich Sanktionierten verschwinden. Die empirische 
Prüfung ergab indes bei beiden unter suchten Gruppen keinen stati stisch signi“ -
kanten Zusammen hang zwischen der Höhe der Di versions- und der Höhe der Nach-
entscheidungsrate (vgl. Schaubild 2). Anhaltspunkte da für, dass die fest gestellten 
Zu sammenhänge zwischen infor meller Sanktio nierung und Legalbewährung auf 
ei nem Selektions effekt beruhen, konnten auch bei gezielter Prü fung dieser Frage 
anhand des Daten materials nicht festgestellt werden.86 
 Storz  konnte darüber hinaus zei gen, dass bei einer Nachverurteilung die Wahr-
scheinlichkeit einer erneuten Verfahrensein stel lung nach Diversion höher war als 
nach Verurteilung. Diese Effekte bewirken für Jugendliche, deren Ver fah ren ein-
gestellt wird, eine Verringerung des Risikos, im Jugendalter überhaupt je formell 
sanktioniert zu werden (vgl. Schaubild 3). Mit dem Übergang zur formellen Reaktion 
scheint also nicht nur das Risiko erneuter Straffälligkeit forciert zu werden, son dern 
zugleich der Über gang zu den beson ders problematischen Reaktionsformen Arrest 
und Jugendstrafe, die ihrerseits wieder mit notorisch hohen Rückfallraten verbun-
den sind. Sank tionseskalation ist deshalb nicht geeignet, das Rückfallrisiko zu min-
dern … sie forciert diesen Prozess.

86 Vgl. Storz, 1994, S. 176, Tab. 19.
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(3)  CRASMÖLLER: „Wirkungen strafrechtlicher Sozialkontrolle jugendlicher

Kriminalität“ 87 
Im Unterschied zu diesen beiden Studien wurden von Crasmöller  Sanktionseffek-
te nicht über erneute Eintragungen im Bundeszentralregister gemessen, sondern 
durch die Angaben der Jugendlichen sowohl zu Art und Häu“ gkeit der selbst berich-
te ten Delinquenzbelastung88 als auch zu weiteren Instanzenkontakten. Die Unter-
suchungsgruppe bestand aus 128 Jugendliche, bei denen ein Verfahren wegen des 
Verdachts der Begehung eines Diebstahls-, Körperverletzungs- oder Sachbeschä-
digungsdelikts in den Jahren 1987 und 1988 durch die Staatsanwaltschaft in den 

Schaubild 2:   Diversionsraten gemäß §§ 45, 47 JGG und Nachentscheidungsraten 
(informelle oder formelle Sanktionierung) innerhalb von drei Jah-
ren nach der Art der erstmali gen Sanktionierung bei Œeinfachem 
Diebstahl• (§§ 242, 247, 248a StGB) bei Ju gendlichen in den Län-
dern. Jugendliche des Geburtsjahrgangs 1961 mit Eintragungen im 
Bundeszentral register.

Datenquelle: Storz, R.  (1992). Jugendstrafrechtliche Reaktionen und Legalbewährung.
In W. Heinz & R. Storz , Diversion im Jugendstrafverfahren der Bundesrepublik Deutschland
(S. 180, Tab. 20). Bonn.
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87 Crasmöller , 1996.
88 Erfragt wurden 12 Deliktsbeispiele aus den Bereichen Diebstahl, Körperverletzung, Sachbeschä-

digung oder Betrug.
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Schaubild 3:   Erneute Straffälligkeit und Sanktionseskalation nach informeller und 
nach formeller Sanktionierung auf die 1., 2. und 3. Auffälligkeit we-
gen Fahrens ohne Fahrerlaubnis oder einfachen Diebstahls. Jugend-
liche des Geburtsjahrgangs 1961 mit Eintragungen im Bundeszentral-
register.

Datenquelle: Storz, R.  (1992). Jugendstrafrechtliche Reaktionen und Legalbewährung.
In W. Heinz & R. Storz , Diversion im Jugendstrafverfahren der Bundesrepublik Deutschland
(S. 205, Graphik 19a und 19b). Bonn.
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89 Crasmöller, 1996 , S. 141 f.

LG-Bezirken Biele feld und Münster gemäß § 45 JGG eingestellt worden war. Die 
Kontrollgruppe bestand aus 140 verurteilten Jugendlichen. Soziodemographische 
Unterschiede wurden multivariat statistisch kontrolliert. 
 Crasmöller  kam zu folgendem Ergebnis: Eine Anklage Œbeschleunigt ... die 
beginnende Rezidiv karriere insbesondere in jenen Fällen, in denen die Delinquenz- 
und Karriereentwicklung noch nicht sehr weit fortgeschritten ist. ... Bei •Ersttätern•, 
so die Schlussfolgerung, erweist sich die An klage als leicht kontraproduktive Reak-
tionsalternative und bei •Mehrfachtätern• bleibt sie den Nach weis ihrer spezialprä-
ventiven Ef“ zienz schuldig.•89 Unabhängig vom gewählten Kriterium … Instan zen-
kontakt oder selbstberichtete Delinquenz … kam Crasmöller  zum Ergebnis, dass 
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eine Œstaatsanwaltliche Diversion nach § 45 JGG eine gleichwertige Reaktionsalterna-
tive im Vergleich zu eingriffsintensiveren Reaktionsformen nach einer Anklage vor 
dem Jugendgericht darstellt.•90 

(4) SCHUMANN u.a.: „Berufsbildung, Arbeit und Delinquenz“ 91 
Die Bremer Längsschnittstudie basiert auf den Ergebnissen von Datenerhebungen, 
die über 11 Jahre hinweg in insge samt 5 Wellen durchgeführt wurden. Hinsichtlich 
der Auswirkungen von Sanktionierungen auf die weiteren Delinquenzverläufe wur-
de multivariat der Ein” uss der … anhand von BZR-Eintragungen erfassten … Sanktio-
nierungen auf die Zu- bzw. Abnahme von selbst berichte ter Delinquenz geprüft. 
 Für die Gesamtdelinquenz erwiesen sich lediglich drei Faktoren als statistisch 
relevant für die De lin quenzverläufe: Geschlecht, Cliquenzugehörigkeit und Sank-
tionierung. Hinsichtlich der Wirkungen von Sanktionierungen zeigte sich, dass 
Verfahrenseinstellun gen durch den Staatsanwalt zu einer Abnahme von Delinquenz 
führte, Verfahrenseinstellungen durch das Gericht und Verurteilungen wirkten sich 
dagegen delinquenzverstärkend aus.92 
 Bei Differenzierung der selbstberichteten Delinquenz in drei Deliktsgruppen 
… Eigentums-, Drogen- und Gewaltdelikte … wurde festgestellt:

r   Bei Gewaltdelikten waren im Abnahmemodell die Instanzenkontakte nicht signi-
“ kant; im Zunahmemodell erwiesen sich aber sowohl die richterliche Verfahrens-
einstellung als auch die formelle Sanktionierung als weitaus stärker als in allen 
anderen Deliktsgruppen. 

r   Bei Drogendelikten verhinderten eine Verfahrenseinstellung gemäß § 47 JGG 
sowie eine formelle Sanktion in statistisch signi“ kanter Weise die Abnahme von 
Delinquenz, deren Zunahme wurde gefördert durch eine Verurteilung.

r   Bei Eigentumsdelikten wurde ein delinquenzfördernder Zusammenhang mit 
§ 47 JGG festgestellt.93

Diese Befunde zu den Zu- bzw. Abnahmen in den drei Deliktsbereichen sind zwar 
heterogen. Insgesamt zeigt aber die multivariate Analyse, dass … trotz Kontrolle von 
Vordelinquenz und Delin quenzniveau … die richterliche Verfahrenseinstellung und 

90 Crasmöller, 1996 , S. 140.
91 Schumann , 2003.
92 Prein & Schumann , 2003, Tab. 7.10 und 7.11, S. 204 f. Ein Zusammenhang bestand auch zwi-

schen Justizentscheidung und nachteiligen Entwicklungen der Arbeitsbiographie. ŒSchärfere 
Interventionen beeinträchtigen die Ausbildungs- und Berufsverläufe und bewirken damit Nach-
teile und Belastungen, die zu Persistenz weiterer Straffälligkeit führen können• (Schumann , 
2004, S. 239).

93 Im Bremer Material sind … aufgrund der Sanktionierungspraxis in Bremen … Verurteilungen bei 
Eigentumsdelikten relativ selten.
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die Verurteilung ein Hindernis für Abnahme bei Drogendelikten sind und die Zu-
nahme bei Gewaltdelikten fördern. Die Zunahme wird bei Drogendelikten durch die 
Verurteilung gefördert, bei Eigentumsdelikten durch § 47 JGG. 
 Als konsistentes Ergebnis zeigte sich, dass die Annahme, durch formelle Sank-
tio nen das Risiko weiterer oder vermehrter Delinquenz im hier untersuchten Alters-
spektrum redu zie ren zu können, nicht gestützt wird; die Befunde zeigen vielmehr, 
dass ein negativer Effekt, also Delinquenz ver stär kung, zu erwarten ist. Das zentrale 
Ergebnis der Untersuchung fasst Schumann  … in nicht mehr zu überbietender 
hanseatischen Unterkühlung … in zwei Sätzen zusammen: ŒSanktio nie rungen (ein-
schließlich der formelleren Einstellungen nach § 47 JGG) ... fördern Anstiege und 
hemmen Rück gang von Delinquenz, und zwar bei strikter Kontrolle des vorange-
gangenen Delinquenzniveaus. Diese Effekte von Sanktionierung tragen gleichzeitig 
dazu bei, dass Dauer delin quenz sta bili siert wird.• 94

2.2.2 Wirkungsforschungen zum Täter-Opfer-Ausgleich
In den letzten Jahren wurden mehrere Untersuchungen zum Täter-Opfer-Ausgleich 
(TOA) durchgeführt. Allerdings verwendeten nur zwei Studien Kontrollgruppen, die 
Mindestvoraussetzung dafür sind, dass Aussagen über mögliche Effekte gemacht 
werden können. Denn ohne eine vergleichbare Kontrollgruppe, die einer anderen 
(oder keiner) Sanktion ausgesetzt war, kann die Wirkung der untersuchten Sanktion 
nicht bestimmt werden, weil unbekannt ist, ob bei einer vergleichbaren Gruppe der-
selbe Effekt nicht auch bei Verhängung einer anderen Sanktion eingetreten wäre.

(1)  DÖLLING u.a.: „Legalbewährung nach Täter-Opfer-Ausgleich im Jugendstrafrecht“ 95

In der Studie zum TOA von Dölling u.a.  wurde die Rückfälligkeit nach erfolgrei-
chem TOA gegenüber einer Vergleichsgruppe von Nicht-TOA-Fällen bestimmt. Nach 
statistischer Kontrolle der Unterschiede erwies sich die Zahl der BZR-Eintragungen 
in der erfolgreichen TOA-Gruppe als signi“ kant niedriger. Erfolgreiche TOA-Fälle 
schnitten im Vergleich mit den gescheiterten TOA-Fällen nur geringfügig besser ab; 
der Zusammenhang ist statistisch nicht signi“ kant. Die günstigere Legalbewährung 
der TOA-Gruppe dürfte nicht auf einem Selektionseffekt beruhen, weil dann die 
gescheiterten TOA-Fälle hätten besser abschneiden müssen als die Vergleichsgrup-
pe; dies war aber nicht der Fall. Nach Bewertung der Autoren spricht deshalb die 
Untersuchung Œfür einen günstigen Zusammenhang zwischen TOA und Legalbe-
währung.•96 Da die TOA-Teilnehmer-Gruppe insgesamt (also einschließlich der ge-
scheiterten Ausgleichsfälle) und die nicht am TOA teilnehmende Vergleichsgruppe 
einander nicht gegenübergestellt wurden, ist allerdings nicht der Effekt der Verfah-
rensalternative … Zuweisung zum TOA vs. Verfahren ohne TOA … überprüft worden, 

94 Prein & Schumann,  2003, S. 208.
95 Dölling, Hartmann & Traulsen , 2002, S. 185 ff.; Dölling & Hartmann , 2003, S. 208 ff.
96 Dölling, Hartmann & Traulsen , 2002, S. 192.
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97  Busse, 2001.
98 Als Rückfall wurde nur eine Verurteilung oder eine Einstellung gemäß § 45 Abs. 2 oder 3, § 47 

JGG Abs. 1. Nr. 2, 3 JGG angesehen. Einstellungen gemäß § 45 Abs. 1 oder § 47 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. 
§ 153 StPO werden aus ge klammert, da in diesen Fällen  die Schuld des Täters nicht nachgewie-
sen sein muss, sondern nur hypothe tisch festgestellt wird  (Busse, 2001, S. 90).

99 Busse, 2001, S. 138.
100 Schwegler , 1999, untersuchte den Ein” uss von Jugendarrest auf Rechtseinsicht und mora-

lische Urteilsfähigkeit. In mehreren Studien wurde das Anti-Aggressivitäts-Training evaluiert, 
wobei Kriterium nicht die Legalbewährung war, sondern die durch psychologische Persönlich-
keitstests gemessene Reduzierung von Aggressivität (vgl. Brand , 1999, S. 419 ff.; Kilb & Weid-
ner , 2000, S. 379 ff.; Weidner , 1995; Weidner & Wolters , 1991, S. 210 ff.; Weidner , 1997, 
S. 528 ff.). Dabei stellt sich die Frage, inwieweit von Ergebnissen in psychologischen Tests auf re-
ales Verhalten geschlos sen wer den kann. Denn der Proband gibt mit dem Fragebogen lediglich 
eine Selbstein schätzung seiner Aggres sivität ab. Es handelt sich also um verbale Reaktionen auf 
verbale Stimuli.

101 Ohlemacher, Sögding, Höynck, Ethé & Welte , 2001, S. 345 ff.; 2001a, S. 380 ff.

sondern nur der eines späteren Œerfolgreichen Abschlusses•. Immerhin bleibt die 
Erkenntnis, dass ein größerer Teil der dem TOA zugewiesenen Teilnehmer insofern 
pro“ tiert hat, dass sie an einem pädagogisch sinnvollen Ausgleichsverfahren teilge-
nommen haben, und dass ihre Legalbewährung sich im Vergleich zu den nicht am 
TOA-Verfahren Teilnehmenden günstig darstellt.

(2) BUSSE: „Rückfalluntersuchung zum Täter-Opfer-Ausgleich“ 97

Deutlich geringere Rückfallraten nach TOA ermittelte Busse beim Vergleich mit 
einer Gruppe jugendlicher oder heranwachsender Be schul digter, bei denen in den 
Jahren 1992 bis 1994 im Amts gerichtsbezirk Lüneburg ein TOA durchgeführt wur-
de. Busse ermittelte eine Rückfallrate98 von 56% bei der TOA-Gruppe und von 82% 
bei der Gruppe der formell Sanktionierten.99 Während in der TOA-Gruppe allerdings 
auch die Probanden mit Verfahrenseinstellungen gemäß §§ 45, 47 JGG enthalten wa-
ren, wurden in die Vergleichsgruppe nur verurteilte Jugendliche oder nach Jugend-
strafrecht verurteilte Heran wachsende aufgenommen. Bei diesem Untersuchungs-
design von Busse lässt sich deshalb nicht unterscheiden, ob eine etwaige Wirkung 
auf dem Unterschied TOA vs. Nicht-TOA beruht oder auf dem Unterschied Verfah-
renseinstellung vs. for mel le Sanktio nierung.

2.2.3 Wirkungsforschungen zu sonstigen ambulanten Maßnahmen
Der Ein” uss anderer Sanktionsarten auf die Legalbewährung wurde in den letzten 
Jahren selten untersucht.100 Zu den Ausnahmen zählt unter anderem die Studie von 
Ohlemacher u.a. 101 zur Legalbewährung nach Anti-Aggressivitäts-Trai ning. Fest-
gestellt wur de, dass die Rückfallraten, -häu“ gkeiten und -geschwindigkeit von zwei 
aus der JVA Hameln stammenden Gruppen (jeweils 73 Personen) mit und ohne 
Anti-Ag gres si vitäts-Trai ning nicht signi“ kant unterschiedlich waren. Lediglich die 
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Rück fall intensität der Gewalt de likte war in der AA-Trainierten-Gruppe günstiger als 
in der Kontroll gruppe; der Unter schied war indes nicht signi“ kant. Positive Effekte 
des Trainings ließen sich dem nach nicht nach weisen. Ob dies allerdings an (nicht 
erkannten) Unterschieden zwischen den Grup pen lag oder daran, dass andere Ange-
bote in Hameln, an denen möglicherweise die Kon troll grup pe teilgenommen hatte 
(dies wurde nicht geprüft) den selben Effekt hat ten, oder daran, dass das Anti-Aggres-
sivitäts-Training keinen Effekt hat, lässt sich nicht ent schei den. Die Unter suchung 
beantwortet deshalb die gestellte Frage nach der Wirkung von Anti-Aggres sivitäts-
Training nicht. Dieses methodische Problem gab den Autoren Anlass zur Schluss-
fol gerung, zur me tho disch bestmöglich abgesicherten Evaluation bedürfe es einer 
zu fälli gen Zuweisung von Inhaftierten zu der Gruppe der Trainingsteilnehmer und 
Nicht-Teil nehmer.102

2.3   Ergebnisse neuerer ausländischer Sekundäranalysen zur spezial-
präventiven Wirkung von Sanktionen

Teile der Kriminalpolitik in Deutschland gehen von der Annahme aus, durch 
härtere, insbe son dere durch freiheitsentziehende Sanktionen könne die Rückfall-
wahrscheinlichkeit reduziert werden. Inwieweit diese Annahmen begründet sind, 
darüber geben vor allem die neueren US-amerikani schen Sekundäranalysen Auf-
schluss, namentlich der im Auftrag des US-Kongresses erstellte Sherman-Report,103 
die Reviews der Campbell Collaboration Criminal Justice Group,104 die Œblueprints• 
des Center for Study and Prevention of Violence at the University of Colorado in 
Boulder105 sowie die Meta-Analysen von Mark W. Lipsey vom Center for Evaluation 
Research and Methodology at the Vanderbilt Institute for Public Policy Studies in 
Nashville.106 In diesen Sekundäranalysen wurde unter anderem als Ertrag der bishe-
rigen, methodisch besten Studien festgestellt:

r   Programme, die auf spezialpräventive Abschreckung setzen, sei es durch kur-
zen Freiheitsentzug (shock probation), durch längere, mit militärischem Drill 
verbundene Internierung (boot camps) oder in Form von Gefängnisbesuchspro-
grammen (scared straight) haben nicht die erwünschten Effekte, sie sind viel-
mehr häu“ g kontraproduktiv. 

102 Ohlemacher u.a. , 2001a, S. 381.
103 Sherman, Gottfredson, MacKenzie, Eck, Reuter & Bushway , 1998; <http://www.ncjrs.org/

works/download.htm>. In revidierter Fassung veröffentlicht von Sherman, Farrington, 
Welsh, MacKenzie , 2002.

104 http://www.campbellcollaboration.org/.
105 http://www.colorado.edu/cspv/blueprints.
106 www.vanderbilt.edu/cerm.
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107 MacKenzie, 2002, S. 340.
108 MacKenzie, 2002, S. 348.
109 MacKenzie, 2002, S. 341.
110 Petrosino, Turpin-Petrosino & Buehler , J.:ŽScared StraightŽ and other juvenile awareness 

programs for preventing juvenile delinquency <http://www.campbellcollaboration.org/doc-pdf/
ssr.pdf >, S. 3. Vgl. ferner Petrosino, Turpin-Petrosino & Buehler , 2003, S. 41-62: ŒAccor-
ding to these experiments, doing nothing would have been better than exposing juveniles to the 
program• (S. 58).

111 Thornberry, Huizinga & Loeber , 2004, S. 121 f. 
http://www.ncjrs.org/pdf“  les1/ojjdp/203555.pdf.

112 Vgl. Schumann , 2001, S. 441 ff.

r   Im Maryland-Report wird als Ertrag der Evaluationsstudien zu shock probation 
zusammengefasst: ŒStudies examining the recidivism of shock probation with 
similar probation groups have found no difference and in some cases the shock 
probationers have done demonstrably worse.Ž107 

r   Boot camps für Jugendliche hatten entweder keinen oder einen negativen Effekt, 
weshalb die Ergebnisse Œlittle support for the boot camps as crime prevention 
technique• geben.108 

r   Ähnlich negativ sind die Befunde zu scared straight-Programmen: ŒStudies of 
these programs have not indicated any differences between those who partici-
pated in the programs and comparison groups and in some cases the re-arrest 
rates were higher for those who participated in the program.Ž109 Petrosino u.a.  
kamen in ihrem review für die Campbell Collaboration zum selben Ergebnis. 
Diese Programme, so die Autoren, Œare likely to have a harmful effect and increase 
delinquency relative to doing nothing at all to the same youth.•110 

r   Eine vorläu“ ger Festnahme durch die Polizei (Œarrest•) sowie Festnahme und 
Verurteilung zu Freiheitsentzug (ŒincarcerationŽ) erwiesen sich als eher kontra-
produktiv. In der Denver-Langzeitstudie (Denver Youth Study) wurde festgestellt: 
ŒIn general, arrest has little impact on subsequent delinquent behavior, and when 
it does have an impact, it is most likely an increase in future delinquent behavior. 
In addition, those who are arrested and incarcerated as juveniles are substantially 
more likely to be incarcerated as adults ƒ The “ ndings also suggest that the use 
of the least restrictive sanctions, within the limits of public safety, and enhanced 
reentry assistance, monitoring, and support may reduce future delinquency.Ž111

r   Programme mit Gruppenarbeit erwiesen sich als problematisch, vor allem des-
halb, weil offenbar die besonders Devianten in der Gruppe als attraktive Rol-
lenmodelle gewählt wurden.112 ŒDurchgängiges Ergebnis der Experimente ist, 
dass Gruppenarbeit dysfunktional ist. Wie immer gutgemeint und prosozial die 
jeweiligen Angebote geartet sind, zu Rollenmodellen ausgewählt werden nicht 
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etwa die positiven Führer, sondern die besonders Devianten der Gruppe.•113 Das 
MTFC-Programm (Multidimensional Treatment Foster Care)114 geht deshalb von 
der Einsicht aus, der Hauptfehler sowohl der geschlossenen Einrichtungen als 
auch der Gruppenarbeit bestehe im Kontakt Œmit Gleichaltrigen, die ähnliche 
Probleme haben, ähnlich kriminell sind, ähnlich von ihrer Familie weitgehend 
im Stich gelassen wurden und Überlebenspraktiken auf der Straße entwickelt 
haben. Diese seien … weil besonders clever (streetwise) … für die weniger Erfahre-
nen attraktiv. Im Kontrast dazu sollte ein striktes Kontaktverbot mit delinquenten 
Freunden praktiziert werden.•115

r   Als wirksam werden dagegen Programme eingeschätzt, die den Ansatz bei der 
Familie suchen und gefährdete Jugendliche der Ein” usssphäre der Gleichaltri-
gengruppe entziehen. Die beiden derzeit besonders positiv evaluierten Program-
me sind die Multisystem-Therapie (MST)116 und die Multidimensional Treat-
ment Foster Care (MTFC), die als Alternative zur Einsperrung Jugendlicher in 
Heime und Jugendstrafanstalten entwickelt wurde.

Die besonders erfolgversprechenden Programme sind also entweder außerhalb des 
Strafrechts angesiedelt oder sind Alternativen zu strafrechtlichen Sanktionen, die 
… weitaus stärker als wir dies gewohnt sind … die Familie und das soziale Umfeld 
einbeziehen. 

3  Folgerungen aus dem Stand der Wirkungsforschung 

3.1  Was wissen wir und wovon können wir ausgehen?
Als Ertrag der strafrechtlichen Wirkungsforschung lässt sich … unter Berücksichti-
gung weiterer, hier nicht dargestellter Untersuchungen (auch) aus dem Bereich des 
allgemeinen Strafrechts zu Geldstrafe, Strafaussetzung zur Bewährung sowie zur 
Strafrestaussetzung … festhalten: 

1.  Es gibt keinen empirischen Beleg dafür, dass … bei vergleichbaren Tat- und Täter-
gruppen … die Rückfallrate nach einer Verurteilung niedriger ist als nach einer 
Verfahrenseinstellung (Diversion). Niedriger sind die Rückfallraten eher nach 
Diversion.

2.  Im Bereich der leichten und mittelschweren Kriminalität haben unter schiedliche 
Sanktionen keine differenzierende Wirkung auf die Legalbewäh rung; die Sank-
tionen sind viel mehr wei test gehend ohne messbare Konsequenzen auf die Rück-
fallraten austauschbar. 

113 Vgl. Schumann , 2001, S. 454. 
114 Vgl. hierzu die Darstellung bei Schumann , 2001, S. 451 ff.
115 Vgl. Schumann , 2001, S. 451. 
116 Vgl. hierzu die Darstellung bei Schumann , 2001, S. 448 ff.
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117 Vgl. hierzu auch die Bundesregierung in ihrem Ersten Periodischen Sicherheitsbericht (Anm. 
68), S. 611: ŒHinter der Forderung nach einer Ausweitung und Verschär fung des Jugendstraf-
rechts steht ins beson dere die Vorstellung, hierdurch lasse sich der Jugendkriminalität wirk-
samer begegnen. Für diese Annahme gibt es keine Belege aus der empi rischen Sozialfor-
schung.•

118 Albrecht , 1990, S. 110.
119 Das Verhältnismäßigkeitsprinzip besagt, Œdass eine Maß nahme un ter Würdigung aller per-

sönlichen und tatsächli chen Um stände des Einzelfal les zur Erreichung des ange strebten Zwecks 
ge eignet und erforder lich sein muss, das heißt, dass das Ziel nicht auf eine an dere, den ein-
zelnen we niger be lastende Weise ebenso gut erreicht werden kann, und dass der mit der Maß-
nahme ver bundene Eingriff nicht außer Ver hältnis zur Bedeu tung der Sache und zur Stärke des 
beste henden Tatverdachts stehen darf• (Hill , 1989, Rn. 22).

120 Kerner , 1996, S. 89.

3.  Es gibt keinen empirischen Beleg für die Annahme, durch härtere Sanktionen 
messbar bessere Legalbewährungsraten erzielen zu können.117

4.  Wenn es eine Tendenz gibt, dann die, dass nach härteren Sanktionen die Rück-
fallrate bei vergleichbaren Tat- und Tätergruppen höher war.

5.  ŒJe früher und je konse quenter auf einen bestimmten Delikttyp strafend rea giert 
wird, desto größer wird die Wahr schein lichkeit, dass die krimi nelle Karriere ver-
längert wird.•118 

Diese Ergebnisse sind folgenreich. Denn die Wahl der Sanktion muss, jedenfalls 
nach unserem Rechtsstaatsverständnis, stets gerechtfertigt werden dadurch, dass 
ein solcher Eingriff notwendig und verhältnismäßig ist. Wo … und das ist die For-
schungslage … die bessere Wirksamkeit der härteren Sanktion nicht belegbar ist, 
müsste nach dem Ver hältnismäßigkeitsprinzip119 die mildere Sanktion der jeweils 
härteren vor gezogen werden. Nicht der Nachweis eines größeren Erfolgs weniger 
eingriffsinten siver Maß nahmen gegenüber den intensiveren Reaktionen ist zu er-
bringen, sondern es bedürfen umgekehrt die eingriffsintensiveren Maßnahmen der 
Begründung ihrer präven tiven Ef“ zienz.
 Hinsichtlich der Forschungsergebnisse entspricht die deutsche Forschungslage 
dem, was Kerner als Ergebnis seiner Aus wertung der europäischen Rückfallunter-
suchungen zu sammengefasst hat: ŒImmerhin reicht die Mehrheit der internationa-
len Befunde für die Schluss folgerung, dass im Bereich der großen Zahl ver schiedene 
Sanktionen ähnliche Effek te nach sich ziehen, wenn man sie ge gen zumindest an-
genähert vergleichbare Grup pen von Personen einsetzt, die we gen Strafta ten verfolgt 
wer den. Dieses Phänomen der spe zial prä ventiven Austauschbarkeit von Sank tionen 
... wird unterstützt von der Einsicht, dass auch generalprä ventiv nicht schon von 
der Rücknahme schwerer Sanktionen als sol cher ein Ver lust an Inne rer Sicherheit 
be fürchtet werden muss ... Die Devise •im Zweifel weni ger• hat also immer hin viel 
empirische Evi denz für sich.•120 Aufgrund der Ergebnisse der nationalen wie inter-
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nationalen Rückfallfor schung wird deshalb schon seit länge rem in der Kriminologie 
vertreten: ŒNach kriminolo gischen Erkennt nissen ist von Sanktions ver schär fun gen 
we der un ter spezial- noch unter generalpräventi ven Gesichts punkten eine Redu zie-
rung von Jugend kriminalität zu erwar ten.•121 Oder noch kürzer formu liert: ŒDem 
Glau ben an die instru mentelle Nützlich keit ei nes •harten• Straf rechts fehlt heu-
te mehr denn je die erfahrungswissen schaftliche Ba sis.•122 Der For schungsstand 
spricht da für, im Zwei fel weni ger, nicht mehr zu tun.

3.2  „Aufgeklärtes Nichtwissen“ – was folgt daraus?
ŒAufgeklärtes Nichtwissen• meint, dass wir zwar den Zusammenhang von Sank-
tionsgruppen bzw. (teilweise) auch -arten und Legalbewährung (zumindest der Ten-
denz nach) kennen, dass wir aber über die Wirkung vieler der Sanktionsarten bzw. 
-höhen (gemeinnützige Arbeit nach Stunden zahl, Betreuungsweisung usw.), über 
etwaige Nebenfolgen sowie über die Ursachen, warum etwas (nicht) wirkt, nichts 
… oder zu wenig Genaues … wissen. Über dieses Wissen müssten wir indes sowohl 
für eine rationale Kriminalpolitik als auch für eine den Zielsetzungen des JGG genü-
gende Sanktionspraxis verfügen. Die Frage ist, was aus dieser Einsicht folgt.
 Daraus folgt, dass es wegen des unbestreitbar de“ zitären Forschungsstandes 
dringend notwendig ist, Sanktionseffekte in methodischen Standards genügender 
Weise zu evaluieren. Strafrecht ist Ausübung des staatlichen Gewaltmonopols; des-
sen Handhabung setzt voraus, dass der Staat nicht unverhältnismäßig in Grund-
rechte der Bürger eingreift. Deshalb muss sich Kriminalpolitik der empirischen 
Entscheidungsgrundlagen vergewissern.

1.  Daraus folgt zunächst eine Aufforderung an die Politik, die erforderlichen “ nan-
ziellen und personellen Ressour cen bereitzustellen, damit sich in Deutschland 
eine Evaluationskultur entwickeln kann. Von den Zustän den in England, wo seit 
Tony Blairs  Crime and Disorder Act eine P” icht zur Evaluation beschlossen 
wurde, ist Deutschland noch meilenweit entfernt.123

2.  Daraus folgt ferner eine Aufforderung an die Wissenschaft, sich vermehrt der 
Herausforderung der Evaluationsforschung zu stellen.

3.  Dies ist schließlich eine Aufforderung an die Praxis zu interner Evaluation, ins-
besondere zur Prozessevaluation.124 

121 Dölling , 1989, S. 318.
122 Kunz , 2004, § 43 Rn. 4.
123 Zur Gesetzesfolgenabschätzung vgl. Ennuschat , 2004, S. 986 ff.; zum Stand der Gesetzesfol-

genabschätzung im europäischen wie im außereuropäischen Ausland vgl. die Beiträge in dem 
Sammelband Karpen & Hof , 2003; ferner Karpen, 1999, S. 400-422.

124 Vgl. Drewniak & Pelz , 2001, S. 137 ff.; Drewniak, Fischer, Kloos, Pelz, Peterich, Radtke, 
Roggmann & Wandrey, 2001, S. 89 ff.
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125 Schwegler , 1999.
126 Schwegler , 2001, S. 129.
127 Prein & Seus, 2003, S. 174 f. 
128 Vgl. die Nachweise bei Schwegler, 1999 , S. 110 f.
129 Giffey & Werlich , 1985, S. 46 f.; Schumann, Döpke, Giffey, Lätzel & Werlich , 1985, 

S. 171.
130 Petrosino u.a. , 2003.

Dass derzeit noch viel zu tun bleibt, um den Stand methodisch gesicherten Wissens 
zu erweitern, ist in des sen kein Freibrief für Kriminalpolitik wie für Jugendkriminal-
rechtsp” ege, das, was an empi risch ge sichertem Wissen vorliegt, schlicht zu igno-
rieren. Vielmehr kommt es darauf an, das verfügbare Wissen möglichst vollständig 
zu nutzen. Gäbe es keine Forschung, könnte z.B. die rück fallverhindernde Wir kung 
des Jugendarrests postuliert und … wie von Teilen der Politik … die Ein führung des 
Warnschussarrests gefordert werden. Es gibt aber entsprechende Forschungen:

r   Wir wissen schon seit langem und spä testens seit der 2003 veröffentlichten 
Rückfallstatistik, dass die Rückfallrate nach Jugend arrest mit 70% extrem hoch 
ist. 

r   Wir wissen aus der 1999 veröffentlichten Unter suchung von Schwegler ,125 
dass durch Dauer arrest weder die Rechtseinsicht noch die moralische Urteilsfä-
higkeit der Arrestanten beein ” usst wird; eine verhaltensprägende Neuorientie-
rung konnte ebenfalls nicht nachgewiesen wer den. Nach Schweg ler  deuten die 
Untersuchungs ergebnisse darauf hin, Œdass es sich bei der Arrestkonzeption um 
einen gesetzlich festge schrie benen Irrtum handelt.•126 

r   Die Œguten Vorsätze•, auf die nach Gesprä chen mit Arrestanten immer wieder 
verwiesen wird, sollten … dies sagt bereits die Alltagserfahrung … im Kontext ihrer 
Äußerung beurteilt und in ihrer mittelfristigen verhaltenssteuernden Wirkung 
nicht überschätzt werden. In ihrer Bremer Längs schnitt untersuchung fanden 
Schumann u.a. jedenfalls keinen Zusammenhang zwischen Selbst prognose des 
Arrestanten und seiner Folgedelinquenz.127 

r   Selbst die An nah me einer Schockwirkung des Arrests wird durch die Forschung 
nicht gestützt. Soweit sie festgestellt wurde, lässt dieser Effekt rasch nach und 
macht einer Gewöh nung Platz.128 Schumann  stellte 1984 bei einer Befragung 
fest, dass der Arrest im Gegen teil eher dazu beiträgt, dem Gefängnis den Schre-
cken zu nehmen.129 Bestätigt wird dieser Befund durch eine neuere Meta-Ana-
lyse von Programmen, in denen delinquente Jugendliche als Besu cher ins Ge-
fängnis geschickt werden, um den Œjailhouse shock• zu erleben. Danach gibt es 
keine positiven Effekte; im Vergleich zur Kontrollgruppe war die Kriminalitäts-
belastung der Jugendlichen, die ein solches Programm durchlaufen hatten, sogar 
erwar tungs widrig größer.130 Die von deutschen Praktikern geäußerten Bedenken 
gegen den (Einstiegs-) Arrest als vermeintlich heilsamen Schock sind demnach 
durchaus begründet.
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IV.   Die gegenwärtige Kriminalpolitik des „tough on crime“ im Lichte 
der kriminolo gi schen Forschung

Kennzeichen rationaler Kriminalpolitik ist das Bemühen, auf einer möglichst brei-
ten Tatsachen basis Entscheidungen zu treffen, deren Folgen aufgrund empirisch 
gestützten Wissens hinrei chend sicher prognostiziert werden können. Anders for-
muliert: Innerhalb der Grenzen dessen, was das Strafrecht leisten darf und kann, 
ist das bisherige Erfahrungswissen auszuschöpfen, d.h., was sich bewährt hat, ist 
beizubehalten und gegebenenfalls zu verbessern, und das, was als schädlich erkannt 
ist, ist aufzugeben.
 Kennzeichnend für eine starke Strömung in der gegenwärtigen kriminalpoliti-
schen Diskussion ist dagegen, dass 

1. die Zunahme registrierter Jugendkriminalität dramatisiert,
2. höhere Strafen und härtere Urteile gefordert werden sowie 
3. Kriminalpolitik auf Strafrechts politik verkürzt wird.

Derartige Forderungen sind, wie der Vergleich mit den dargestellten Befunden 
der Wirkungs forschung zeigt, nicht von einer seriösen Auswertung der gemach-
ten Erfahrungen getragen, sondern zeigen Züge des Schamanismus,131 also der 
gebetsmühlen artigen, durch hartnäckiges und unbeirrtes Trommeln begleiteten 
Wiederholung von Glau bens sätzen und Beschwörungs formeln ohne Rücksicht auf 
den Stand der Erkenntnis. 
 So sind Behauptungen zunehmender Jugendverwahrlosung und Forderungen 
nach mehr Härte zwar plakativ und “ nden Zustimmung in den Boulevardmedien. 
Mit den Tatsachen haben sie aber wenig zu tun. Wer interessiert sich schon für die 
Befunde,

r   dass die eigentlichen Probleme der schadensschweren Kriminalität bei den Er-
wachsenen liegen, 

r   dass das Begehen alterstypischer Rechtsbrüche im Kindes- und Jugendalter 
regel mäßig eine ent wicklungsphasengebundene Erscheinung ist, eine justitielle 
Bestrafung dieser alters typischen Delikte das Risiko erneuter Delinquenz nicht 
mindert, sondern eher erhöhen kann, 

r   dass bislang bei keiner der bisher untersuchten Tätergruppen ein Beweis dafür 
geführt worden ist, dass die härtere Sanktion der milderen unter spezialpräventi-
ven Gesichtspunkten überle gen ist,

131 Zum Schamanismus vgl. Wikipedia-Enzyklopädie: http://de.wikipedia.org/wiki/
Schamanismus.
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132 Ebenso der Sherman-Report (MacKenzie, 2002, S. 338): ŒIt is not yet possible to predict who 
will be the high frequency offenders in the future, therefore targeting them for increased prison 
sentences is impossible.•

133 von Liszt , 1905, S. 246.

r   dass die Annahme, jedenfalls Karrieretäter durch frühzeitige Intervention stop-
pen zu können, des halb illusorisch ist, weil deren prognostische Identi“ kation 
nicht oder allenfalls auf Kosten einer unverantwortbaren hohen Zahl zu Unrecht 
Identi“ zierter (falscher Positiver) möglich ist?132

Der Fehler einer solchen Jugendkriminalpolitik, wie sie derzeit wieder von einigen 
Politikern propagiert wird, liegt in der Überschätzung der Möglichkeiten des Straf-
rechts und der Verkürzung von Kriminalpolitik auf Strafrechts politik. Strafrecht 
kann keine Ausfall bürgschaft übernehmen für die Versäumnisse der (Sozial-, Ar-
beitsmarkt-, Bildungs- und Wirt schafts-)Politik. Ob der Satz von Franz von Liszt  
ŒSozialpolitik (stellt) zugleich die be ste und wirk samste Krimi nalpolitik dar•,133 
richtig ist, mag dahinstehen. Eines aber ist sicher, dass nämlich die schlechteste 
denkbare Kriminalpolitik eine solche ist, die Kriminalpolitik auf Straf rechts politik 
reduziert. Denn Kriminalität ist durch eine breite Vielzahl von ökonomischen, sozia-
len, indi viduellen und situativen Fakto ren beein” usst, die regelmä ßig außerhalb des 
Ein ” usses des strafrecht lichen Systems liegen. Untersu chungen zur Kriminalität so-
wohl jugendlicher Mehr fach- und Intensiv täter wie ju gendlicher Gewalttäter zeigen 
ein hohes Maß sozialer De “ zite und Mängellagen bei diesen Tätergrup pen, angefan-
gen von erfahre ner, beobachte ter und tolerierter Gewalt in der Fa milie, materi ellen 
Notlagen, Integrations pro blemen vor al lem bei jungen Zuwanderern (mit oder ohne 
deutschen Pass), bis hin zu Schwierigkeiten in Schule und Ausbil dung und dadurch 
bedingter Chancen- und Perspek tiv losigkeit. 
 Lebenslagen und Schicksale sind positiv beein” ussbar, aber nicht mit den Mit-
teln des Strafrechts. Straf recht kann weder Ersatz noch Lückenbüßer sein für Kin-
der- und Jugendhilfe, für Sozial- und Integrati onspolitik. Mit (Jugend-) Strafrecht 
lassen sich so ziale Pro bleme nicht lö sen. Deshalb sind Ein richtungen und Maßnah-
men der primären und sekundären Prä vention zu fördern, die an zusetzen haben 
bei den Familien, Schulen und in den Kommunen. Dies ist alles nicht neu, son dern 
wohlbe kannt … auch der Politik. Die jetzige Bundesregierung hat in ihrem Ersten Pe-
riodischen Sicherheitsbericht wegweisend formuliert: ŒIn der Kriminologie hat sich 
seit langem die Erkenntnis durch gesetzt, dass durch Repression allein Kriminalität 
nicht erfolgreich bekämpft bzw. reduziert werden kann. Für den Schutz der Bevölke-
rung vor Kriminalität spielt eine wirksame Krimi nal prä ven tion eine herausragende 
Rolle. ... Die Bundesregierung räumt dementsprechend der Ver stärkung der Krimi-
nalprävention in sämtlichen Deliktsbereichen einen hohen Stellen wert ein. ... die 
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Bundesregierung (gibt) sozial-, familien-, jugend-, gesundheits- und bil dungs politi-
schen Ansätzen auch und gerade im Umgang mit Kriminalität den Vorzug ... … auch 
auf die Gefahr hin, nicht sofort sichtbare Erfolge erzielen zu können.•134 
 In der Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates vom 24.09.2003 wird 
deshalb zutreffend als strategischer Ansatz genannt, das System der Jugendgerichts-
barkeit Œsollte als ein Bestandteil einer weiter gehenden Strategie zur Verhütung 
von Jugenddelinquenz angesehen werden, die sich auf gesellschaftliche Strukturen 
stützt und den allgemeinen Kontext … familiäre Umgebung, Schule, Nachbarschaft, 
Gleichaltrigengruppe … berücksichtigt, in dem Kriminalität statt“ ndet.•135 
 Diese Einsicht, dass Kriminalpolitik mehr und etwas anders ist als nur Strafpo-
litik, gilt es umzusetzen. Dies bedeutet vor allem, die Entstehungsbedingungen von 
Kriminalität in den Blick zu nehmen und günstiger zu gestalten. Soziale Gestaltung 
lässt sich nicht auf soziale Kontrolle, noch weniger auf Sozialkontrolle durch Strafe, 
auf Strafrecht, reduzieren. Würde die Politik stattdessen Kriminalpolitik mehr als 
Aufgabe sozialer Gestaltung begreifen, dann würde der Blick auf alterna tive Träger, 
Mittel und Strategien gelenkt, und noch mehr auf das, was allemal sinnvoller ist: 
auf Prä vention. Nachvollziehbar müsste jeweils begründet werden, wes halb mildere 
Mittel nicht ausreichen und deshalb immer zum Strafrecht als schärfstem Mittel 
gegriffen werden muss. Mein Vorredner, der Vizepräsident des Bundesverfassungs-
gerichts, zog daraus die Folgerung: ŒPolitik mit dem Strafrecht ist Politik mit Zwang 
und Verletzung, mit Eingriffen in die Freiheit des Menschen, daran ändern auch 
beste Gedanken und Absichten nichts, nicht heute, nicht morgen und nicht über-
morgen. Daraus folgt zwingend, dass es zu den Aufgaben jeglicher Kriminalpolitik 
gehört, ohne Unterlass an ihrer eigenen Abschaffung zu arbeiten und Alternativen 
zu entwerfen, die zwar nicht weniger tauglich, aber doch weniger rechts verletzend 
sind.•136

 Die Besinnung auf Prävention und auf die Verantwortung der Gemeinschaft für 
Prävention wird das Strafrecht, auch das Jugendstrafrecht, weder kurz- noch mittel-
fristig entbehrlich machen. Aber sie kann beitragen zur notwendigen Korrektur der 
Aufgabenverteilung, zur Ver mei dung der Überforderung des Strafrechts, damit zur 
Stärkung des Ausnahme charakters strafrecht licher Reaktion.

134 Erster Periodischer Sicherheitsbericht (Anm. 68), S. 601 f.
135 Empfehlung Rec(2003)20 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zu neuen Wegen im 

Umgang mit Jugenddelinquenz und der Rolle der Jugendgerichtsbarkeit, II.2 (zum Nachweis 
des Abdrucks vgl. oben Anm. 4).

136 Hassemer, 1995, S. 488.
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137 Beispiele für fehlerhaftes Vorleben sind nicht vonnöten. Jedem werden hinreichend viele 
Vorkommnis se gegenwärtig sein, in denen unsere Eliten ihrer Vorbildfunktion nicht gerecht 
wurden. Nicht umsonst wird von der ŒRaff-Gesellschaft• (Marion Grä“  n Dönhoff , 1996 
<http://zeus.zeit.de/text/archiv/1996/36/rede.txt.19960830.xml>) oder der ŒWarum-Nicht-
Gesellschaft• (Beck, 1999 <http://hermes.zeit.de/pdf/archiv/archiv/1999/48/199948.beck_
.xml.pdf>) gesprochen.

138 ŒWas für eine lasterhafte Jugend! Statt auf die Alten zu hören, ahmt sie die Alten nach!• (Brud-
zinski , 1966, S. 32). 

r   Die Gesellschaft kann nicht ausgerechnet mit dem Mittel des Strafrechts der Ju-
gend Normen vermitteln oder eintrichtern wollen, die in der Gesellschaft längst 
nicht mehr akzeptiert werden. Die Normen, die Gesellschaft und Politik durch 
das Strafrecht durchsetzen wollen, müssen sie der jungen Generation zunächst 
selbst vorleben.137 Denn das ist ja das eigentliche Problem der Œlasterhaften• Ju-
gend: ŒStatt auf die Alten zu hören, ahmt sie die Alten nach!•138

r   Junge Menschen kann man nicht sozialisieren, indem man sich von ihnen 
abwendet, sie ausgrenzt, sie wegschließt. Man kann sie zu verantwortlichem 
Handeln nur befähi gen und motivieren, indem man ihnen Gelegenheit gibt, 
Verantwortung zu übernehmen. Wenn für Teile der heranwachsenden Genera-
tion … nicht nur, aber besonders unter Zuwanderern und im Osten … gilt, dass die 
Chance, für sich selbst Verantwortung zu übernehmen, den eigenen Lebensun-
terhalt durch eigene Arbeit zu verdienen, völlig unrealis tisch ist, dann brauchen 
wir sicher nicht vorrangig mehr Projekte für die Berufs ausbildung im Strafvoll-
zug, sondern mehr Berufschancen außerhalb. Für deren Fehlen kann und darf 
jedenfalls die Justiz nicht die Ausfallbürgschaft übernehmen.

r   Der Ausbau des Strafrechts darf nicht zum Alibi genom men werden für schlich-
tes Nichtstun im Be reich primärer und sekundärer Präven tion. Wo der Zugriff 
des Strafrechts immer weiter vorverlagert wird, wo vom Strafrecht erwartet wird, 
gesellschaftspolitische Ge staltungsde“ zite auszuglei chen und zu ersetzen, da 
wird die Glaubwürdigkeit und die Steuerungskraft des Strafrechts am Ende 
ebenso beschädigt wie die der (Kriminal-)Politik. 
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V.  „Verantwortung für Jugend“ – statt einer Zusammenfassung
Klagen über die nicht ange passte, auffällige, randalierende und rebellierende Jugend 
sind so alt wie die Mensch heit. Das Thema lässt sich verfolgen von den ältesten uns 
vorliegenden Schriften139 über die griechischen Philosophen140, die Kirchenväter141 

und die Klassiker europäi scher Literatur bis in die Gegenwart.142 Von Shakespeare 
stammt die berühmteste Klage: ŒIch woll te, es gäbe gar kein Alter zwischen zehn 
und dreiundzwanzig, oder die jungen Leute verschliefen die ganze Zeit: Denn 
dazwischen ist nichts, als den Dirnen Kinder schaffen, die Alten ärgern, stehlen, 
balgen.•143 Heute lesen wir … vor allem in der Boulevard-Presse … Klagen über eine 
ŒMonster-Generation•. 
 Bevor wir aber, wie unsere Vorfahren, klagen und anklagend den Finger erhe ben, 
sollten wir uns erinnern an unsere Verantwortung für die Bedingungen, mit denen 
das Er wach senwerden dieser Jugendgeneration belastet ist. Einst hieß es: Jugend ist 
unsere Zukunft. Heute fragen sich manche: Haben wir mit dieser Jugend noch eine 
Zukunft? Die Antwort des Kriminologen lautet: Entgegen Berichten der Boulevard-
Presse wächst keine Monster-Generation heran. Wohl aber beobachten wir eine Ju-
gend, die in Teilen zunehmend Probleme mit uns Erwachsenen hat. Nicht vorrangig 

139 Aus Mesopotamien stammt folgende Klage: ŒMit unserer Erde geht es abwärts. Bestechung und 
Unehrlichkeit breiten sich aus. Die Kinder folgen ihren Eltern nicht mehr. Der Untergang der 
Welt steht offensichtlich bevor• (zit. nach Sommerville , 1990, S. 15: •Our earth is degenerate in 
these latter days. Bribery and corruption are common. Children no longer obey their parents ... 
The end of the world is evidently approaching.Ž).

140 ŒDie Jugend liebt heutzutage den Luxus. Sie hat schlechte Manieren, verachtet die Autorität, hat 
keinen Respekt für ältere Leute und plaudert, wo sie arbeiten sollte. Die Jungen stehen nicht 
mehr auf, wenn Ältere das Zimmer betreten. Sie widersprechen ihren Eltern, schwätzen in der 
Gesellschaft, ... und tyrannisieren ihre LehrerŽ (Sokrates, zitiert nach Middendorff , 1955, 
S. 191 f.). In den Schriften von Platon konnte ich dieses Zitat bislang nicht “ nden. Es kann 
nach meinem gegenwärtigen Kenntnisstand allenfalls als überaus freie Wiedergabe einer Text-
stelle bezeichnet werden.

141 In den vor ca. 1.600 Jahren entstandenen ŒBekenntnissen• des Augustinus  liest man: ŒNicht 
des größeren Erwerbes und des größeren Ansehens halber, die mir die beratenden Freunde 
zusicherten, wollte ich nach Rom reisen, obgleich auch das mich damals anzog, sondern die 
Hauptsache, ja beinahe der einzige Beweggrund war, weil ich vernahm, die jungen Studieren-
den lebten dort ruhiger und würden durch geordnete Zucht in Schranken gehalten, so dass sie 
nicht bald bei dem, bald bei jenem Lehrer sich eindrängen, wiewohl sie nicht bei ihm hörten; 
überhaupt würden sie gar nicht zugelassen, wenn jener nicht die Erlaubnis dazu erteilte. In Kar-
thago dagegen ist die Unverschämtheit der Studierenden maßlos• (Augustinus , 1888, Nach-
druck 1960).

142 Vgl. hierzu die zahlreichen Belege bei Holzschuh , 1957.
143 Shakespeare, William : Das Wintermärchen, 3. Akt, 3. Szene (in der Übersetzung von Dorothea 

Tieck). Im Original lautet der Text: ŒI would, there were no age between ten and three-and-twen-
ty, or that youth would sleep out the rest: for there is nothing in the between but getting wenches 
with child, wronging the anci entry, stealing, “ ghtingŽ (zitiert nach der von Halliwell  herausge-
gebenen Edition •The Work of William Shake speareŽ, vol. VIII, London 1859).
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die Jugend lichen müs sen verändert werden, sondern die Bedingungen, mit denen 
ihr Erwachsenwerden belastet ist. Auf dem 25. Jugendgerichtstag hat Viehmann  
sein j•accuse for muliert: 

ŒIch klage sie an,

r   die Eltern, die sich nicht um ihre Kinder kümmern, ihnen keine Zuneigung ge-
ben, sie schlagen und missbrauchen, sie als Last begreifen und ihnen als tragen-
de Erfahrung ihres jungen Lebens ihr Nichterwünschtsein vermitteln;

r   die Eltern, die ihre Kinder voll stopfen mit Süßigkeiten, vor Fernsehapparaten 
ruhig stellen und durch ihr Verhalten und ihre Lebensgestaltung häu“ g keine 
Vorbilder für Kinder und Jugendliche sind;

r   die Schulen und Lehrer, die sich als reine Wissensvermittler verstehen, nur Leis-
tungen fordern und auch eine Menge Versager produzieren, die ihren Schülern 
Anerkennung und Geborgenheit vorenthalten und die ihnen häu“ g erlebnislose 
Schulöden anbieten;

r   das Handwerk und die Lehrmeister, die Industrie und ihre Manager, die nicht 
ausreichend Ausbildungsplätze anbieten, Fortbildung verhindern, die Kaufkraft 
von Kindern und Jugendlichen ausbeuten und nichts von ihren enormen Ge-
winnen aus Kinderhänden zurückgeben an Kindergärten, Schulen, Sportvereine 
usw.;

r   die Kinder- und Jugendhilfepolitiker sowie Schulpolitik, die sich viel zu wenig in 
die Politikentscheidungen zugunsten junger Menschen einmischen und längst 
nicht das für unterprivilegierte Kinder und Jugendliche bereitstellen, das besser 
gestellte Eltern selbstverständlich ihren Kindern bieten, ....;

r   die Werbeverantwortlichen, die Kinder zum sinnlosen Konsum verführen und 
ihnen lebensbedrohende Verhaltensweisen (Rauchen! Alkohol!) als Freiheits-
symbole und Erfolgsgewinne schmackhaft machen...;

r   die Jugend- und Familienrichter, die ihre vom Gesetz gewährten Möglichkeiten 
zum Wohle der Kinder und Jugendlichen nicht wahrnehmen ..., und die Krimi-
nalpolitiker, die aus vordergründigen populistischen Erwägungen wider besseres 
Wissen oder weil sie es nicht besser wissen, aber wissen könnten, würden sie 
sich sachkundig machen, scharfe Bestrafung fordern ...;

r   die Medienverantwortlichen, die für erbärmliche Programme verantwortlich 
sind und damit erheblich zum Verlust von Wertorientierung und zum Abbau 
von Hemmschwellen beitragen ...;

r   die Kinderärzte, die nicht lautstark Alarm schlagen über die psychischen und 
physischen Vernachlässigungen von Kindern durch Eltern und Gesellschaft;
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r   die Alkoholproduzenten, die Zigarettenhersteller, die Spitzensportler und viele 
andere mehr.•144

Wir sollten deshalb nicht fragen, welche Zukunft wir mit dieser Jugend haben, son-
dern: Wie gestalten wir die Zukunft unserer Jugend? Jedenfalls nicht dadurch, dass 
wir in den Bau von mehr Gefäng nissen investieren. In Menschen, in die Zukunft der 
jungen Men schen gilt es zu investieren, nicht in Gefängnismauern. 
 ŒVerantwortung für Jugend•, das Motto dieses Jugendgerichtstages, bedeutet zum 
einen, dass wir uns nicht mehr damit begnügen dürfen, Richtiges tun zu wollen, 
sondern dass wir darauf bestehen müssen, dass Glauben und Hoffen, Annahmen 
und Erwartungen zunehmend ersetzt werden durch empirisch be grün detes Wissen. 
Die De“ zite in diesem Bereich sind unübersehbar und könnten größer kaum sein. 
Für Gesetzgeber, Wissenschaft und Praxis besteht dringender Hand lungs bedarf. 
Nicht-Wissen heißt Verantwortungslosigkeit.
 ŒVerantwortung für Jugend• bedeutet aber auch, dass wir die Grenzen dessen, 
was mit Strafrecht erreicht werden kann und darf, deutlich maschen und die 
gesamtgesellschaft liche Ver antwortung für Jugend nachdrücklich einfordern. Das 
derzeit populäre Konzept Œtough on crime• ist ein Katastrophenrezept,145 weil es 
dem falschen Prinzip Œmehr desselben• folgt. Es ist ein Rezept einer beratungs-, 
kriminologie- und faktenresistenten Kriminalpolitik, weil es in Wider spruch steht 
zu sämtlichen Ergeb nissen der einschlägigen empirischen Forschung. Kriminalität 
wird durch härtere Sanktionen nicht reduziert, son dern geför dert. Innere Sicher-
heit wird dadurch nicht erhöht, sondern gefährdet. Steuergelder wer den dadurch 
in Maßnahmen investiert, mit denen das angestrebte Ziel nicht erreicht, sondern 
deut lich verfehlt wird. Vor allem: Eingriffsintensivere Sanktionen fügen unnötiges 
Leid zu; unnötig, weil sie, gemessen am Ziel der Rückfallver hütung, den eingriffs-
schwächeren Sank tionen nicht über le gen sind. ŒVerantwortung für Jugend• heißt des-
halb: Widerstand leisten gegenüber populistischer Jugendstrafrechtspolitik.
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Grenzen der Erziehung – Intensivtäter außen vor?

Manfred Schweitzer

Die Rechtslage ist eigentlich klar und zwar sowohl de lege lata in der Ausprägung, 
die sie durch die höchstrichterliche Rechtsprechung gefunden hat, als auch … noch 
eindeutiger … de lege ferenda. Wollte ich das in Frageform gekleidete Thema dieses 
Referats: ŒGrenzen der Erziehung … Intensivtäter außen vor?• also wörtlich nehmen, 
würde ich die mir gestellte Frage mit einem schlichten: ŒNein• beantworten, dem 
ich vielleicht noch ein: Œnatürlich gilt der Erziehungsgedanke auch bei Intensivtä-
tern• anfügen könnte und das Referat hätte damit ein zugleich jähes Ende gefunden. 
Weitere Ausführungen wären schon deshalb gänzlich obsolet, weil jeder Fachkundi-
ge das vom BGH in ständiger Rechtsprechung immer wieder betonte ŒPrimat der 
Erziehung als Basis aller Regelungen des Jugendstrafrechts•1 verinnerlicht hat und 
darüber hinaus auch den Entwurf des 2. Gesetzes zur Änderung des JGG kennt, der 
sich mit dem neuen § 2 Abs. 1 Satz 2 ausdrücklich zum Erziehungsgedanken als 
Leitprinzip bekennt. 
 Wenn die Rechtslage also eigentlich als zweifelsfrei betrachtet werden kann, wo-
raus ergibt sich dann der Anlass diese Frage mit dem gezielt auf so genannte Inten-
sivtäter ausgerichteten Blick überhaupt aufzuwerfen?
 Nun, es sind neben den sich eher hinter verschlossenen Türen geführten wissen-
schaftlichen Fachdiskussionen doch viel mehr spektakuläre Einzelfälle, die durch 
eine kritische, mitunter auch reißerische Berichterstattung in den Blickpunkt des 
öffentlichen Interesses geraten und dort als grundsätzliches Problem dargestellt 
werden.
 So jedenfalls war es in Berlin, als im Februar 2003 über den Jugendlichen ŒMah-
mut R.• berichtet wurde, der durch die Begehung von angeblich 80 schwersten 
Straftaten zu trauriger Berühmtheit gelangte, ohne dass ihm durch die anscheinend 
ohnmächtige oder unwillige Strafjustiz Einhalt geboten worden wäre. Dies ent-
sprach zwar nicht den Fakten, denn tatsächlich war ŒMahmut R.• bereits mehrfach 
verurteilt worden und zwar zuletzt zu einer vierjährigen Einheitsjugendstrafe, wobei 
er zum Zeitpunkt des medialen Aufschreis überdies bereits seit einem Jahr inhaf-
tiert war. Ungeachtet dieser Sachlage war ein Diskussionsfeld eröffnet, was nahezu 
zwangsläu“ g zu einer durch die beteiligten Senatsverwaltungen veranlassten Über-
prüfung der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Aufarbeitung des erwähnten 
Falles führte. Dabei stellte sich heraus, dass sich insgesamt 54 polizeiliche Sachbe-
arbeiter und eine namhafte Zahl von Staatsanwälten mit dem jungen Mann befasst 
hatten, wodurch unabhängig von dem letztlich doch erzielten Ergebnis jedenfalls 

1 Z.B. BGH 36, 37.
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vermeidbare Reibungsverluste aufgetreten waren. Um diesem Zustand wirksam zu 
begegnen, Informations- und Zeitverluste weitestgehend zu minimieren und eine 
möglichst effektive Verfolgung besonders hartnäckiger junger Straftäter zu errei-
chen, wurde eine Kommission mit der Erarbeitung einer gemeinsamen Richtlinie 
zur Strafverfolgung von Intensivtätern beauftragt. 
 Die Diskussion der Frage von Grenzen des Erziehungsauftrages bei der Strafver-
folgung von Intensivtätern lässt es mir als notwendig erscheinen, an dieser Stelle 
kurz zu umreißen, um welche Täter es eigentlich geht und wie sich die gemeinte 
Zielgruppe sowohl in qualitativer als auch quantitativer Hinsicht darstellt. Dabei gilt 
es zunächst festzuhalten, dass es eine bundeseinheitliche De“ nition des Intensiv-
täterbegriffs nicht gibt, wofür unter anderem deutliche regionale Unterschiede in 
Täterstruktur, Fallaufkommen, Deliktsschwerpunkten und Tatgelegenheitsstruktu-
ren maßgeblich sind. Eine bundesweit durchgeführte Bestandserhebung bereits 
bestehender Konzepte zur Bekämpfung von Mehrfach- und Intensivtätern und die 
in Hessen bereits im August 2002 in Kraft getretene Intensivtäterrichtlinie bildeten 
die Grundlage der in Berlin geschaffenen ŒGemeinsame Richtlinie von Polizei und 
Staatsanwaltschaft zur Strafverfolgung von Intensivtätern• aufgrund derer eine Ab-
teilung der Staatsanwaltschaft Berlin seit dem 1. Juni 2003 mit dem neuen Arbeits-
gebiet der Verfolgung von Intensivtätern betraut wurde.

Als Zielgruppe weist die Richtlinie Personen aus, die durch besonders intensive kri-
minelle Energie im Hinblick auf 

r  besondere Gewaltanwendung,

r  Rücksichtslosigkeit,

r  Opferauswahl,

r  Schadenshöhe,

r  zeitliche Abfolge der Straftaten,

r  Mangel an Einsichts- und/oder Resozialisierungsbereitschaft,

r   Tatbegehung während Freigangs, offenen Vollzugs, Hafturlaubs, -verschonung, 
Bewährung

auf sich aufmerksam gemacht haben.

Darüber hinaus kommen auch Personen in Betracht, von denen aufgrund ihrer ak-
tuellen Entwicklung erwartet werden kann, dass sie zeitnah weitere Straftaten bege-
hen werden. De“ niert werden Intensivtäter nach dieser Richtlinie als Straftäter, die 
verdächtig sind,

1.  den Rechtsfrieden besonders störende Straftaten, wie z.B. Raub-, Rohheits- und/
oder Eigentumsdelikte in besonderen Fällen, begangen zu haben oder 

2.  innerhalb eines Jahres in mindestens zehn Fällen Straftaten von einigem Ge-
wicht begangen zu haben

und bei denen die Gefahr einer sich verfestigenden kriminellen Karriere besteht.
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Durch Zusammenfassung von Wissen, Konzentration von Kräften und Ressourcen 
soll eine deliktübergreifende, täterorientierte Sachbearbeitung erfolgen, die nicht 
nur jugendliche und heranwachsende Täter, sondern auch strafunmündige und 
erwachsene Täter erfasst, da der Intensivtäter seine Karriere häu“ g nicht erst mit 
Vollendung des 14. Lebensjahres beginnt und diese auch nicht mit Vollendung des 
21. Lebensjahres beendet. So können einerseits wiederholt zu kriminellen Handlun-
gen neigende und deshalb in ihrer Entwicklung gefährdete Kinder und Jugendliche 
rechtzeitig erkannt und behandelt, andererseits später nachreifende Erwachsene 
durchgehend beobachtet werden. Insoweit ist auch von Belang, dass die gewonne-
nen Erkenntnisse den zuständigen Jugendrichtern, den Jugendämtern, der Jugend-
gerichtshilfe, den Justizvollzugsanstalten und gegebenenfalls auch der Ausländerbe-
hörde zur Verfügung gestellt werden.
 Die Richtlinie erweist sich im Wesentlichen allerdings als rein organisatorische 
Maßnahme zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft vor dem Hintergrund der Er-
kenntnis, dass ein überproportional hoher Anteil von Straftaten, insbesondere im 
Bereich der Gewalt- und Straßenkriminalität, von relativ wenigen jungen Intensiv-
tätern begangen wird. Diese Täter wurden zwar auch bislang strafrechtlich verfolgt. 
Gleichwohl vermochte dies eine bereits seit längerer Zeit andauernde Entwicklung 
zur immer hemmungsloseren Begehung einer Vielzahl brutalster Straftaten nicht 
zu stoppen. 
 Gestatten Sie mir an dieser Stelle noch eine persönliche Anmerkung zum Begriff 
des Intensivtäters, der als Schlagwort oder auch Arbeitstitel durchaus tauglich ist, 
der aber auch geeignet ist, zu stigmatisieren, oder … schlimmer noch … als Gütesiegel 
zu dienen, was allerdings kontraproduktiv wäre, weshalb er mich auch nicht sonder-
lich begeistert.
 In quantitativer Hinsicht erscheint mir Folgendes von Belang, wobei ich Ihnen 
einige Zahlen nicht ersparen kann. Im Jahre 2003 waren 3 333 132 Personen aller 
Altersgruppen und Nationalitäten in Berlin als Einwohner mit Hauptwohnung mel-
derechtlich registriert, davon 141 377 Jugendliche, was einem Bevölkerungsanteil 
von 4,2% entspricht und 111 747 Heranwachsende, die einen Bevölkerungsanteil 
von 3,4% repräsentieren. Von den mithin insgesamt 253 124 jungen Menschen, die 
uns damit als potentielle Zielgruppe im schlimmsten Falle interessieren könnten, 
wurden ausweislich der polizeilichen Kriminalstatistik im Jahre 2003 aber nur oder 
immerhin … das liegt im Auge des Beschauers … 30 390 nämlich 15 992 Jugendliche 
(= 11,3%) und 14 398 (=12,8%) Heranwachsende tatsächlich straffällig. Von diesen 
30 390 Jugendlichen und Heranwachsenden sind mittlerweile etwa 200 oder 0,64% 
als Intensivtäter gemäß der Berliner Richtlinie eingestuft. Diese in der Relation ge-
ringe Anzahl mag überraschen, erklärt sich aber daraus, dass derzeit noch nicht 
alle Intensivtäter auch als solche erfasst sind. So kann insbesondere der gesamte 
Bereich der Eigentumskriminalität mangels ausreichender personeller Ressourcen 
noch nicht entsprechend bearbeitet werden. Vordringlicher erschien demgegenüber 
zunächst die täterorientierte Bearbeitung von Raub- und Rohheitsdelikten, wobei 
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auch insoweit noch nicht alle Tatverdächtigen erfasst sind. Die bislang gewonnenen 
Erkenntnisse lassen zwar hinsichtlich der konkreten Anzahl von Intensivtätern in 
Berlin noch keine verlässliche Einschätzung zu, mutmaßlich könnte aber eine Grö-
ßenordnung von etwa 400 bis 500 Tätern erreicht werden, was dann etwa 1,5% der 
insgesamt straffällig gewordenen Jugendlichen und Heranwachsenden entsprechen 
würde. Diese noch immer vergleichsweise geringe Zahl von jungen Straftätern rela-
tiviert sich ganz erheblich, wenn berücksichtigt wird, dass sie unter den 5% derjeni-
gen, die etwa 30% aller Straftaten dieser Altersgruppe begehen, deutlich überpropor-
tional … nämlich mit nicht selten 50 bis 60, teilweise aber auch mehr als 80 Strafta-
ten … beteiligt sind, wobei es sich zudem noch um überwiegend schwerste Straftaten 
handelt. Dies führt zu Anklagen, die dann 20 bis 30 ausgewählte Fälle betreffen; eine 
der bislang umfangreichsten Anklagen in diesem Bereich enthielt über 60 Taten.
 Eine dieserart sowohl quantitativ wie auch qualitativ beachtliche Dimension 
in Bezug auf die Gesamtkriminalität Jugendlicher und Heranwachsender belegt 
meines  Erachtens mit hinreichender Deutlichkeit die Berechtigung der Frage, mit 
welchen strafrechtlichen Mitteln angemessen, zugleich aber auch wirkungsvoll und 
nachhaltig auf die Täter eingewirkt werden kann, um derartige kriminelle Karieren 
zu beenden. Nicht selten haben diese Jugendlichen bereits nahezu alles an Maßnah-
men hinter sich, was professionell zur Verfügung gestellt werden kann; sie scheinen 
deshalb jedenfalls mit erzieherischen Mitteln unerreichbar zu sein. In diesem Zu-
sammenhang erachte auch ich es als durchaus opportun, den das Jugendstrafrecht 
beherrschenden Erziehungsgedanken mit Blick auf die Intensivtäterproblematik er-
neut auf den Prüfstand zu stellen, denn unter den 200 Intensivtätern be“ nden sich 
nur 27 Erwachsene, aber 63 Heranwachsende und 110 Jugendliche.
 An dieser Stelle möchte ich … allerdings ohne jeglichen, einer wissenschaftlichen 
Nachprüfung standhaltenden Anspruch auf Vollständigkeit und Ausgewogenheit 
… allein aus der Sicht des praktischen Rechtsanwenders, zwei der in jüngerer Ver-
gangenheit zum Pro und Kontra des Erziehungsgedankens im Jugendstrafrecht ver-
tretene und mir erwähnenswert erscheinende konträre Positionen fragmentarisch 
darstellen.
 Insoweit darf ich zunächst die von dem Rechtswissenschaftler und Direktor des 
Freiburger Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Strafrecht, 
Prof. Dr. Hans-Jörg Albrecht  vertretene Auffassung in Erinnerung bringen, nach 
der das Erziehungsprinzip als Grundlage und Erklärung des Jugendstrafrechts auf-
zugeben und an dessen Stelle in einem gesonderten Jugendstrafrecht ein Schuld- 
und Proportionalitätsprinzip für die Sanktionen nicht anlässlich, sondern wegen 
einer Straftat zu setzen sei. Mit dieser Ansicht hat Prof. Albrecht  in der Fachwelt 
nicht geringen Unmut ausgelöst, zumal er in den Raum stellt, der Erziehungsgedan-
ke diene lediglich rechtspolitischen Zielsetzungen, weshalb auf Erziehung im JGG 
gut verzichtet werden könne. Inzwischen haben sich die Wogen wieder geglättet, 
zumal sich Prof. Albrecht  in seiner Funktion als Gutachter des 64. Deutschen Ju-
ristentages 2002 in Berlin in diesem Forum nicht durchzusetzen vermochte. 
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Unbeschadet dessen hat er eine kontroverse Diskussion ausgelöst, zumal die von 
ihm dargestellten Problemfelder nicht zum ersten Mal erörtert und zum Anlass von 
weitergehenden, auf Veränderung ausgerichteten Überlegungen gemacht worden 
sind. Dazu gehört, dass der Erziehungsgedanke im Jugendstrafrecht auf einem ge-
danklichen Konzept basiere, das repressive und helfende Aufgaben verknüpft und 
damit beide Institutionen, die Jugendhilfe ebenso wie die Strafjustiz, überfordert 
und überlastet. Nicht nur der Vorschlag der Arbeiterwohlfahrt gehe deshalb dahin, 
Jugendhilfe und Jugendstrafrecht strikt zu trennen und das Jugendstrafrecht von Be-
lastungen zu befreien, die mit dem Erziehungsbegriff und den hieraus abgeleiteten 
Konsequenzen für das System der Rechtsfolgen und deren Zumessung verbunden 
sind. Die Strafjustiz hätte nur mehr die Aufgabe der Normverdeutlichung in einem 
Bereich der mit dem Terminus ŒKernstrafrecht• umschrieben werden könne. In-
soweit solle die Strafjustiz im Bagatellbereich generell zurückgenommen werden, 
während bei mittleren und mittelschweren Delikten der Grundsatz des Vorranges 
der helfenden vor der strafenden Reaktion Geltung erlangen müsse. Nur im Bereich 
der schweren Kriminalität, wenn die Straftat elementare Interessen der Grundrech-
te anderer verletze, könne bei Jugendlichen und Heranwachsenden nicht informell 
reagiert werden.
 Nicht unerwähnt lassen möchte ich schließlich noch den von Prof. Albrecht 
erteilten Hinweis darauf, dass das Erziehungskonzept in einem klassischen und ins-
besondere wörtlich verstandenen Sinne nach überwiegender Auffassung nicht mehr 
tragfähig sei. Dies gelte zum einen für die inhaltliche Seite insbesondere dann, wenn 
mit Erziehung tatsächlich Förderung gemeint sein sollte. Zum anderen gelte dies 
auch, soweit hierunter eine vollständig andere inhaltliche Begründung eines Jugend-
strafrechts verstanden werde. Denn Jugendstrafrecht sei zuerst Strafrecht, soweit 
nämlich eine Straftat und eben nicht Erziehungsde“ zite zum Ausgangspunkt der 
Auslösung von Rechtsfolgen gemacht werden. Demnach erfülle auch das Jugend-
strafrecht mit den Mechanismen der Zurechnung generalpräventive Zielsetzun-
gen.2 Besonders deutlich werde dies im Umgang mit der Jugendstrafe, die in ihren 
Ausprägungen wegen der Schwere der Schuld (§ 17 Abs. 2, 2. Alt. JGG) und wegen 
schädlicher Neigungen (§ 17 Abs. 2 JGG) Ausdruck eines wohl historischen Kompro-
misses sei, in der Handhabung und in den Folgen jedoch nicht unterschlagen kön-
ne, dass es zuerst um andere Zielsetzungen gehe als um Erziehung und Förderung 
eines erziehungsbedürftigen jungen Menschen.
 Soweit meine notwendigerweise gedrängte Darstellung zur Auffassung von Prof. 
Albrecht , dessen wesentliche Argumente für eine Abschaffung des Erziehungsge-
dankens anlässlich des 64. Deutsche Juristentages nach ausführlicher Diskussion 
allerdings im Ergebnis verworfen worden sind. Dieses Forum hat sich vielmehr mit 
überwältigender Mehrheit für die Vermeidung künftiger Straftaten der betroffenen 

2 Unter Hinweis auf Streng , 1995, S. 164 f.; 1985, S. 421 ff.; 1994, S. 60 ff.; Schaffstein & Beul-
ke, Jugendstrafrecht § 22 II; Bottke , 1984.
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Jugendlichen als vorrangiges Ziel des Jugendstrafrechts und insbesondere für die 
Beibehaltung des Erziehungsgedankens ausgesprochen. Auch die Justizminister-
konferenz hat dies im November 2003 einhellig bekräftigt.
 Eine meines Erachtens gänzlich andere Intention wird mit dem vorliegenden Ent-
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Jugendgerichtsgesetzes (2. JGGÄndG) 
verfolgt. Als neuer § 2 Abs. 1 JGG soll folgende Regelung getroffen werden:

ŒDie Anwendung des Jugendstrafrechts soll vor allem erneuten Straftaten 
eines Jugendlichen oder Heranwachsenden entgegenwirken. Zur Erreichung 
dieses Ziels sind die Rechtsfolgen und, soweit möglich, auch das Verfahren 
vorrangig am Erziehungsgedanken auszurichten.•

In der Begründung des Entwurfs heißt es dazu auszugsweise wie folgt:

ŒVorrangiges Ziel des Jugendstrafrechts ist es, dass sich junge Menschen, 
die sich wegen einer Straftat zu verantworten haben, künftig gesetzestreu 
verhalten und nicht erneut straffällig werden. Der Entwurf bringt dies mit 
dem neuen § 2 Abs. 1 Satz 1 zum ersten Mal in der Geschichte des JGG klar 
zum Ausdruck. Weiter bekennt sich der Entwurf zum Erziehungsgedanken 
als Leitprinzip, indem er in § 2 Abs. 1 Satz 2 bestimmt, dass zur Erreichung 
dieses Ziels die Rechtsfolgen und, soweit möglich, auch das Verfahren vor-
rangig an ihm auszurichten sind. Die Verknüpfung der Sätze 1 und 2 verdeut-
licht, dass nicht Erziehung selbst Ziel oder Anliegen des Jugendstrafrechts 
ist. Die Bedeutung des Erziehungsgrundsatzes liegt vielmehr darin, dass zur 
Erreichung des Ziels künftiger Legalbewährung primär erzieherische Mittel 
eingesetzt werden sollen und dass auch im Übrigen nach Möglichkeit erzie-
herischen Gesichtspunkten Rechnung getragen werden muss.
 Die Formulierung •vor allem• in Satz 1 lässt Raum dafür, in Einzelfällen 
neben dem Gedanken der Spezialprävention auch andere Sanktionszwecke 
zu berücksichtigen. Entsprechend verdeutlicht der Zusatz •vorrangig• in 
Satz 2, dass nicht in allen Fällen ausschließlich erzieherische Erwägungen 
im Sinne moderner Pädagogik, die vornehmlich auf helfende und fördernde 
Maßnahmen ausgerichtet sind, maßgeblich sein können. Insbesondere bei 
der Verhängung einer Jugendstrafe wegen Schwere der Schuld (§ 17 Abs. 2, 2 
Alt.), die bereits als solche eine Berücksichtigung des Schuldgedankens über 
das erziehungsnotwendige Maß hinaus impliziert, und bei der •vorrangig• 
am Erziehungsgedanken orientierten Bemessung der Jugendstrafe kann da-
nach auch Belangen des Schuldausgleichs Rechnung getragen werden (vgl. 
auch Nummer 2 der Richtlinien zu § 18 JGG). Durch die Öffnung für andere 
Erwägungen neben dem Erziehungsgedanken bleibt es ohne Kon” ikt mit § 2 
Abs. 1 möglich, bei besonders schwerer Schuld auch Jugendstrafen von mehr 
als fünf Jahren zu verhängen, auch wenn eine solche Dauer erzieherisch 
nicht mehr zu rechtfertigen wäre.
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Unzulässig bleibt im Jugendstrafrecht entsprechend der ganz herrschenden 
Meinung die eigenständige Verfolgung generalpräventiver Zwecke im Sinne 
der Abschreckung anderer potentieller Täter, auch wenn generalpräventive 
Nebeneffekte einer konsequenten Anwendung des jugendstrafrechtlichen 
Instrumentariums … insbesondere im Sinne der Normverdeutlichung … nicht 
ausgeschlossen sind.•

Soweit die Begründung des Entwurfs zu den hier interessierenden Fragen.

Im Rahmen ihrer Stellungnahme zum Referentenentwurf hat die DVJJ die mit § 2 
Abs. 1 vorgeschlagene Zielbestimmung als durchdacht und gelungen beurteilt. In-
dem sich Satz 1 auf die Vermeidung erneuter Straftaten beziehe, konzentriere er den 
Blick auf den straffällig gewordenen Jugendlichen (und nicht die Jugend insgesamt) 
und schließe die Generalprävention als Ziel der Anwendung des Jugendstrafrechts 
im konkreten Fall aus. Satz 2 stelle klar, dass dieses Ziel primär mit erzieherischen 
Mitteln zu erreichen sei. Die Auswahl der Rechtsfolgen habe vorrangig nach erzie-
herischen Gesichtspunkten zu erfolgen, schließe aber andererseits andere Aspekte 
… wie zum Beispiel den Schuldausgleich, der bei der Verhängung der Jugendstrafe 
wegen der Schwere der Schuld angesprochen ist … nicht aus dem Jugendstrafverfah-
ren aus. Zugleich differenziere Satz 2 zwischen dem Verfahren und den Rechtsfol-
gen.3 Dies sei deshalb sinnvoll und erforderlich, weil das Verfahren zunächst einmal 
der Feststellung der rechtswidrigen und schuldhaften Tatbegehung dienen müsse.
 Da nach meiner Einschätzung eine überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür 
spricht, dass jedenfalls die vorgeschlagene Änderung des § 2 JGG alsbald geltendes 
Recht darstellen wird, gestatten Sie mir einige Anmerkungen aus der Sicht eines ge-
rade mit der Intensivtäterproblematik und deren Bewältigung in der täglichen Praxis 
befassten Staatsanwalts.
 Das Intensivtäterproblem erweist sich in erster Linie als das Problem geschei-
terter oder untauglicher Integrationsstrategien. Lassen Sie mich zum Beleg dieser 
… mittlerweile auch nicht mehr so ganz neuen … Erkenntnis die bereits von mir 
genannten Zahlen etwas präzisieren. Von den 63 als Intensivtäter eingestuften 
Heranwachsenden sind 30 Ausländer, wobei von den verbleibenden 33 Deutschen 
immerhin 14 einen ethnischen Hintergrund aufweisen. Im Ergebnis entstammen 
damit insgesamt 69,8% dieser Täter nicht dem deutschen Kulturkreis. Von den 110 
jugendlichen Intensivtätern sind 50 Ausländer, wobei hier von den verbleibenden 
60 Deutschen wiederum 30 einen Migrationshintergrund aufweisen. Daraus ergibt 
sich, dass 72,7% der Jugendlichen nichtdeutscher Herkunft sind.
  In dem Bestreben auf einer sachlich zutreffenden Tatsachengrundlage zu argu-
mentieren und schlichtweg falschen Vorurteilen mit aller Deutlichkeit entgegenzu-
treten, werde ich nicht müde immer wieder … so auch hier … darauf hinzuweisen, 

3 www.dvjj.de -> Stellungnahmen
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dass sich die überwältigende Mehrzahl der hier lebenden Nichtdeutschen nach allen 
uns vorliegenden Erkenntnissen gesetzestreu verhält. Das im Bereich der Gewalt-
kriminalität aber vorhandene Problemfeld einer nachweislich überproportionalen 
Beteiligung von Ausländern und deutschen Tätern mit Migrationshintergrund muss 
gleichwohl thematisiert und darf nicht tabuisiert werden, wollen wir diesem Besorg-
nis erregenden und gesellschaftliche Kon” ikte auslösenden Problem wirksam entge-
gentreten.
 Die hohe Kriminalitätsbelastung nichtdeutscher Intensivtäter hat Ursachen, 
wobei die Erklärungsansätze üblicherweise wie folgt lauten: Generelle Integra-
tionsschwierigkeiten und ethnische Probleme sowie mangelhafte Sprachkenntnis-
se, daraus resultierender Bildungsmangel, daraus sich wiederum ergebende Pers-
pektivlosigkeit auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt und damit einhergehende 
“ nanzielle Probleme.
 Diese Analyse mag grundsätzlich zutreffen. Die tägliche Befassung mit Inten-
sivtätern lässt aber zumindest einige Akzentverschiebungen erkennen. Finanzielle 
Nöte sind im Bereich der alltäglichen Rohheits-, Gewalt- und Straßenkriminalität 
wenn überhaupt, dann nur von ganz untergeordneter Bedeutung. Entscheidend ist 
hier vielmehr die Ausübung jegliche Hemmungen vermissen lassender Gewalt, ins-
besondere durch Täter aus dem süd-ost-europäischen Raum. Weshalb ist dies so? 
Nun, Gewalt bedeutet hier in erster Linie Macht und Autorität. Das Umfeld, in dem 
diese Täter aufgewachsen sind, war von Gewalt dominiert. Dabei spielt für einige 
von ihnen sicher auch das Erlebte im Zusammenhang mit den die entsprechenden 
Regionen jahrelang beherrschenden kriegerischen Auseinandersetzungen eine Rol-
le. Von noch größerer Bedeutung dürfte allerdings die als Mittel der Erziehung meist 
vom Vater als Familienoberhaupt ausgeübte körperliche Gewalt sein, mit der Autori-
tät demonstriert wird. Dies führt zur Verinnerlichung eines Verhaltensmusters, das 
im familiären Umfeld für klare Verhältnisse und daraus folgend auch dafür sorgt, 
dass sich unsere Täter dort absolut anständig verhalten. Sobald sie das häusliche 
Umfeld aber verlassen, erleben sie in der deutschen Gesellschaft keine Autorität, die 
sie als solche auch akzeptieren würden. Deshalb werden die aus den genannten In-
tegrationsschwierigkeiten resultierenden Frustrationserlebnisse ohne jegliche Angst 
vor spürbaren Folgen in Gewalttätigkeiten abreagiert. Dieser Zusammenhänge und 
Ursächlichkeiten sollten wir uns bewusst sein, wenn wir mit den Mitteln des Ju-
gendstrafrechts auf die Täter einwirken und tatsächlich auch Wirkung im Sinne der 
Zielsetzung des JGG erreichen wollen. Was ergibt sich daraus für die Umsetzung 
des Erziehungsgedankens im Intensivtäterbereich?
 Lassen Sie mich zu dieser Frage insbesondere mit Blick auf die Verhängung von 
Jugendstrafe Stellung nehmen. Es ist zwar tatsächlich nicht so, dass in diesem Be-
reich nicht auch Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel verhängt werden. Es wäre 
allerdings Augenwischerei, hier ein Bild zu vermitteln, welches die dominierende 
Bedeutung der Jugendstrafe für diese Tätergruppe auch nur ansatzweise in Frage 
stellen würde. Insoweit lässt nun die derzeitige (richterrechtlich bestimmte) Rechts-
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lage die Verhängung von Jugendstrafe allein wegen ŒSchwere der Schuld• grund-
sätzlich nur dann zu, wenn dies (auch) aus erzieherischen Gründen erforderlich ist,4 
wobei der vorrangig zu berücksichtigende Erziehungsgedanke gegenüber dem ŒSüh-
negedanken• nicht so weit außer Acht gelassen werden darf, dass die Jugendstrafe 
zu einer reinen Schuldstrafe wird. Die zu erwartende neue Rechtslage würde inso-
weit eine Akzentverschiebung denkbar erscheinen lassen, als der Schuldausgleich, 
um den es bei der Verhängung der Jugendstrafe wegen der Schwere der Schuld eben 
auch geht, künftig als zumindest Œnicht aus dem Jugendstrafverfahren ausgeschlos-
sen gilt.•5 Ob und gegebenenfalls welche Folgen sich daraus für die Sanktionspraxis 
ergeben, wird abzuwarten bleiben.
 Aus meiner Sicht stellt sich jedenfalls nicht die zu strenge Verfolgung Jugendli-
cher als ein Problem der Strafverfolgung dar, dem entgegenzuwirken wäre, sondern 
allein die unzureichende Wirkung staatlicher Sanktionsmaßnahmen auf jugendli-
che Intensivtäter. Erziehung dieser Täter ist durch herkömmliche Erziehungsmaß-
nahmen kaum möglich, weil diese an ein bereits üblicherweise durch die Eltern 
vermitteltes Bild gemeinschaftsverträglichen Sozialverhaltens anknüpfen, das neben 
vielem anderen eben auch den Respekt vor der Rechtsordnung und rechtsstaatlicher 
Gewalt, insbesondere aber der Integrität anderer beinhaltet. Eine derartige Wertever-
mittlung “  ndet indes zumeist nicht mehr statt, so dass Erziehungsmaßnahmen, die 
nicht an dem Gedanken einer unter Umständen auch strengen Bestrafung der Täter 
anknüpfen, weder als solche empfunden noch überhaupt ernst genommen werden. 
Der gewünschte Erfolg kann dann auch nicht eintreten. Strafe ist hier unverzichtba-
rer Teil der Maßnahmen, um diesen Jugendlichen eine Chance zu geben, aufgrund 
eigener Erkenntnisse und Wahrnehmungen von dem eingeschlagenen kriminellen 
Weg Abstand zu nehmen. 
 Schon der bisherige Rechtszustand hat in der Praxis gerade dann nicht selten zu 
jedenfalls bedenkenswerten Ergebnissen geführt, wenn es um gravierende Strafta-
ten mit erheblichen Folgen für die Opfer ging, ohne dass die auch und gerade er-
zieherisch gebotene und angemessene Reaktion der Verhängung von Jugendstrafe 
erfolgt wäre. Die beabsichtigte Gesetzesänderung darf nicht zu einer diese Tendenz 
verstärkenden Missinterpretation führen, gilt es doch einerseits den berechtigten 
Interessen des Opferschutzes hinreichend Rechnung zu tragen und andererseits die 
tatsächlich festgestellte Gefährlichkeit eines Beschuldigten in der Weise zu berück-
sichtigen, dass die verhängte Sanktion eine künftige Legalbewährung überhaupt er-
möglicht.
 Um Missverständnissen entgegenzuwirken, betone ich hier ausdrücklich: Ich 
bin gegen eine Abschaffung des Erziehungsgedankens im Jugendstrafrecht und für 
den Erhalt der erzieherischen Sichtweise auch bei jungen Intensivtätern. Eine Inter-

4 Vgl. Eisenberg, JGG, Rz 34 zu § 17 unter Hinweis auf BGH 15/224; 16/261, 263.
5  Vgl. Stellungnahme der DVJJ.
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pretation des Erziehungsgedankens dahin, dass die Verhängung von Jugendstrafe 
wegen der Schwere der Schuld nur in Ausnahmefällen überhaupt noch in Betracht 
kommt, würde aber insbesondere die Möglichkeit angemessener und zugleich auch 
erforderlicher Reaktion auf strafbares Verhalten unangemessen und ohne Not ein-
schränken. Dies wäre kontraproduktiv, zeichnet sich doch gerade das Jugendstraf-
recht durch ein sehr breites Spektrum möglicher Sanktionen und seine Flexibilität 
aus. Freiheitsentzug stellt dann einerseits Opferschutz dar und bietet andererseits 
die Möglichkeit den Jugendlichen eine haftinterne Perspektive, etwa eine Schul- 
oder Berufsausbildung, zu geben.
 Und weil der Begriff des Opferschutzes nun einmal angesprochen ist, gestatten 
Sie mir Folgendes anzumerken: Kriminalität wird nicht im Nirgendwo begangen, 
sondern fordert Opfer unter Bürgern. Jede Straftat gegen Individualrechtsgüter stellt 
zugleich einen Angriff auf die Menschenwürde des Opfers dar. Diesem Angriff hat 
der Staat entgegenzutreten, denn gerade dafür hat ihm der Bürger das Gewaltmono-
pol verliehen. Im Intensivtäterbereich sind darüber hinaus Besonderheiten festzu-
stellen. Wie auch bei den Tatverdächtigen zeigt sich ein Schwerpunkt der Opferge-
fährdung bei den 14- bis unter 21-Jährigen, die sich in den letzten zehn Jahren nahe-
zu verdoppelt hat. Dies bedeutet, dass gerade auch Jugendliche zu Opfern werden, 
deren Entwicklung … ebenso wie die der Täter … noch nicht abgeschlossen, sondern 
vielmehr in ihrem Fortgang gefährdet ist, wenn der Staat nicht den gerade für diese 
Opfer erforderlichen besonderen Schutz gewährt. Unterlässt er dies, macht er sich 
mitschuldig, wenn nunmehr das jugendliche Opfer, von dem eben noch nicht die 
besonnene Selbstbeherrschung Erwachsener erwartet werden kann, dadurch selbst 
zum Täter wird, dass es die Dinge in die eigene Hand nimmt und Rache übt.
 Ebenso wie bisher, will ich es mir auch an dieser Stelle versagen, durch die 
Darstellung plastischer Beispiele in die Gefahr einer vermeintlich unangemesse-
nen Stimmungsmache zu geraten. Wir alle sollten uns aber vollständig darüber im 
Klaren sein, dass gerade in Bezug auf das Problem der weiteren Entwicklung des ju-
gendlichen Opfers, das zumeist nicht nur durch brutale Gewalteinwirkung erheblich 
verletzt, in besonderer Weise gedemütigt und dadurch schwer traumatisiert ist, eine 
sehr ernst zu nehmende Verantwortung auf uns lastet, derer wir uns bei allen Ent-
scheidungen, gleichviel, ob theoretischer oder praktischer Art ständig bewusst sein 
müssen. Ich rede hier nach wie vor nicht der Abschaffung des Erziehungsgedankens 
das Wort, meine aber doch, dass mit Blick auf den Opferschutz die verschuldeten 
Auswirkungen der Tat auch bei der Art und dem Umfang der zu verhängenden 
Sanktion Beachtung “ nden müssen.
 Strikt zu trennen ist diese Problematik allerdings von derjenigen der Anwen-
dung des allgemeinen Strafrechts oder gar jener der Sicherungsverwahrung bei He-
ranwachsenden.
 Was die Anwendung allgemeinen Strafrechts auf Heranwachsende anlangt, wer-
den in jüngerer Vergangenheit erneut Stimmen laut, die eine Änderung des § 105 
Abs. 1 JGG in dem Sinne anstreben, dass bei Heranwachsenden regelmäßig allge-
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meines Strafrecht anzuwenden sei und nur noch bei altersuntypischen Reifeverzö-
gerungen die Anwendung des Jugendstrafrechts in Betracht kommen soll. Für diese 
Ansicht wird geltend gemacht, dass in einer überwältigenden Mehrzahl der Fälle auf 
Heranwachsende das Jugendstrafrecht angewendet werde. Weiterhin sei zu fragen, 
ob gleiche Rechte nicht auch gleiche P” ichten bedingen sollten, ob also jemand, 
der zivilrechtlich voll verantwortlich sei, der wählen dürfe und auch ansonsten alle 
staatsbürgerlichen Rechte genieße, nicht auch für begangenes Unrecht voll einzu-
stehen habe.
 Auf den ersten Blick mag diese Ansicht einiges für sich haben, obwohl jedenfalls 
das statistische Zahlenmaterial gerade nicht eine derart überproportionale Anwen-
dung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende ausweist. Nur … wir alle wissen, 
dass das statistisch vermittelte Bild ein ebenso unzutreffendes ist, enthält es doch 
unter anderem eine beachtliche Zahl von Verkehrsdelikten, in denen Heranwach-
sende regelmäßig nach allgemeinem Strafrecht abgeurteilt werden, weshalb sich 
eine Aussage bezüglich des hier relevanten Täterkreises verbietet. Selbst wenn aber 
tatsächlich davon auszugehen ist, dass eine signi“ kante Zahl von Heranwachsenden 
nach Jugendstrafrecht behandelt wird, stehe ich einer entsprechenden Gesetzesän-
derung insbesondere deshalb eher skeptisch gegenüber, weil zum einen der gerade 
das Jugendstrafrecht ausmachende Vorzug der Flexibilität eingeschränkt würde und 
zum anderen dies auch noch ohne Not, denn den Jugendgerichten ist eine Anwen-
dung des allgemeinen Strafrechts auf Heranwachsende nach geltender Rechtslage ja 
nicht verboten. Wird gleichwohl abweichend entschieden, basiert dies auf einer rich-
terlichen Würdigung, die … soweit ein Bedürfnis dafür bestehen sollte … im Rechts-
mittelwege überprüfbar ist. Veranlassung an diesem Rechtszustand etwas durch 
eine Gesetzesreform zwangsweise zu ändern, besteht meines Erachtens nicht.
 Ebenso wenig halte ich … gestatten Sie mir, dies kurz anzumerken … von einer 
Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre oder gar noch weniger. Natür-
lich haben wir die Fälle … sogar im Intensivtäterbereich …, in denen sich 12-, 10- oder 
sogar schon 8-Jährige in ganz erheblichem Umfang strafrechtlich betätigen. Nur 
bleiben es aber doch Einzelfälle, denen anders als mit strafrechtlichen Mitteln be-
gegnet werden kann. In diesem sehr frühen Stadium der Entwicklung können und 
müssen die verschiedensten Institutionen der Jugendhilfe geeignete Maßnahmen 
ergreifen. 
 Was nun die Sicherungsverwahrung bei Heranwachsenden anlangt, die nach 
dem bisherigen § 106 Abs. 2 Satz 1 JGG gänzlich ausgeschlossen war, wurden durch 
das ŒGesetz zur Änderung der Vorschriften über die Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung und zur Änderung anderer Vorschriften• dem § 106 JGG zwei 
neue Absätze 3 und 4 angefügt, wonach bei Heranwachsenden, gegen die nach all-
gemeinem Strafrecht verhandelt wird neben einer Verurteilung zu mindestens fünf 
Jahren Freiheitsstrafe wegen der in § 66 Abs. 3 Satz 1 StGB genannten schweren Ver-
brechen gegen die sexuelle Selbstbestimmung oder die körperliche Unversehrtheit 
die Anordnung von Sicherungsverwahrung vorbehalten werden kann, wenn durch 
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die verfahrensgegenständlichen Taten das Opfer seelisch oder körperlich schwer ge-
schädigt oder einer solchen Gefahr ausgesetzt worden ist. Voraussetzung ist weiter-
hin, dass es sich bei den Vortaten, die nach § 66 StGB erforderlich sind, um solche 
schweren Sexual- oder Körperverletzungsstraftaten mit entsprechender Verletzung 
oder Gefährdung des Opfers handelt und zudem bei dem Täter ein Hang zu solchen 
Taten festgestellt wird, der ihn für die Allgemeinheit gefährlich macht.
 Die Einführung des Instituts der Sicherungsverwahrung bei Heranwachsenden, 
die nach allgemeinem Strafrecht verurteilt werden, begrüße ich unter dem Aspekt 
der damit einhergehenden Erweiterung des Kanons der Sanktionsmöglichkeiten, 
wobei abzuwarten bleiben wird, welche praktische Relevanz dieses Institut tatsäch-
lich zu erlangen vermag.
 Unter demselben Aspekt erachte ich die von verschiedenen Bundesländern vor-
gelegten Gesetzesentwürfe zur Einführung eines so genannten ŒEinstiegsarrestes• 
mit ŒDenkzettel•-Funktion neben einer Bewährungsstrafe jedenfalls als diskutabel, 
könnte doch damit eine weitere Reaktionsmöglichkeit geschaffen werden, die im 
Einzelfall als Œmehr schreckhaft empfundene harte Zurechtweisung und ernste 
Mahnung• wirksam sein kann.6

  Mir ist bewusst, dass ich mich damit im Dissens zu der von der 2. Jugendstraf-
rechtsreform-Kommission vertretenen Auffassung be“ nde, die aufgrund von empi-
rischen Befunden aus der Arrestpraxis davon ausgeht, dass die Abschreckungswir-
kung weitgehend verfehlt wird, wobei sich die Frage nach der Daseinsberechtigung 
des Arrests schlechthin nur mit dem Mangel an Alternativen und einem diffusen 
Strafbedürfnis sowohl der Verfahrensbeteiligten als auch der Öffentlichkeit beant-
worten lasse.7 Nun … auch diese Auffassung wollte ich hier nicht unterschlagen, 
wobei der Frage eines vermeintlich Œdiffusen Strafbedürfnisses• von Verfahrensbe-
teiligten möglicherweise auch im Rahmen dieser Tagung noch weiter nachzugehen 
sein wird.
 Über die verschiedenen Sichtweisen hinsichtlich der Bedeutung und der Berech-
tigung des Erziehungsgedankens selbst als Maßstab für die Auswahl und den Um-
fang der Rechtsfolgen strafbaren Verhaltens hinaus verbinden sich damit aber noch 
weitere Probleme.
 So wird behauptet, der Erziehungsanspruch könne auch dazu führen, Jugendli-
che und Heranwachsende schlechter zu stellen, als sie nach allgemeinem Strafrecht 
stünden. Dies beträfe insbesondere den Bereich freiheitsentziehender Maßnah-
men.

6 So der BGH zur Funktion des Arrestes in BGHSt 18/207, 209.
7 Abschlussbericht der Kommissionsberatungen von März 2001 bis August 2002 in DVJJ-Journal 

EXTRA S. 81, S. 82.



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.1 123

Der Bundesgerichtshof führt dazu Folgendes aus:8

ŒFür die Bestimmung der Dauer einer Jugendstrafe ist vor allem der Er-
ziehungsbedarf maßgeblich,9 wie er sich aufgrund der Entwicklung der 
Jugendlichen oder Heranwachsenden ergibt. Er ist bei diesen Tätern regel-
mäßig sehr hoch. Dies kann im Rahmen des Schuldangemessenen zu einer 
höheren Jugendstrafe führen, als sie anderenfalls für die Tat selbst (ohne den 
Erziehungsbedarf) verhängt werden würde.•

Diese Folge als Schlechterstellung zu quali“ zieren, will mir nicht recht einleuch-
ten. Denn nehmen wir es nun mit dem Erziehungsgedanken ernst, dann wird ein 
mitunter längerer Freiheitsentzug gerade auch im Interesse der Entwicklung des 
Jugendlichen oder Heranwachsenden liegen, um die gebotene und keinesfalls ver-
wer” iche oder beklagenswerte Konsequenz aus dem damit erstrebten Ziel zu errei-
chen, Erziehungsde“ zite zu erkennen, aufzuarbeiten und möglichst nachhaltig im 
Sinne einer Legalbewährung zu beseitigen. Im Übrigen gilt es zu beachten, dass 
auch jugendstrafrechtliche Maßnahmen, die allein erzieherisch begründet und auf 
Hilfe, Förderung und Befähigung ausgerichtet sind, als förmliche Rechtsfolgen vor-
werfbaren Unrechts doch strafrechtliche Sanktionen bleiben und als solche nach 
Art und Umfang durch die strafrechtlich relevante Schuld nach oben begrenzt sind. 
Selbst wenn eine bestimmte Maßnahme oder z.B. deren längere Dauer erzieherisch 
durchaus sinnvoll und wünschenswert wäre, darf das Jugendgericht über das schuld-
angemessene Maß nicht hinausgehen. Von einer Schlechterstellung Jugendlicher 
und Heranwachsender im Bereich freiheitsentziehender Maßnahmen kann deshalb 
meines Erachtens keine Rede sein.
 Ob der Erziehungsanspruch darüber hinaus auch dazu führt, tatsächlich mehr 
Untersuchungshaft zu verhängen, erscheint mir ebenso zweifelhaft. Mir ist zwar 
bekannt, dass Prof. Ostendorf  zu dieser Frage mit Blick auf das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit einen Œgesamtjustitiellen Gesetzesverstoß• beklagt.10 Auch dürfte 
zutreffend sein, dass die Untersuchungshaftrate bei Jugendlichen im Gegensatz zur 
kodi“ zierten Intention des JGG immer noch über derjenigen der Erwachsenen liegt, 
wobei gegen weniger als 40% der jugendlichen U-Häftlinge im weiteren Verfahren 
auf eine vollstreckbare Jugendstrafe erkannt wird.
 Eine weitere Erörterung dieses sehr breiten Problemfeldes würde den Rahmen 
dieses Referats allerdings deutlich übersteigen. Mitteilen darf ich Ihnen aber gleich-
wohl Folgendes: Die polizeiliche Kriminalstatistik weist für den Raum Berlin im Jahr 
2003 den Erlass von 13 Unterbringungsbeschlüssen und 102 Haftbefehlen gegen 
Jugendliche gemäß §§ 71, 72 JGG aus. 

8 Vgl. BGHR JGG § 18 Abs. 2 Erziehung 4)
9 §§ 17 Abs. 2, 18 Abs. 2 JGG; vgl. BGH StV 1988, 307; Eisenberg, JGG, § 18 Rdn. 13; Brunner & 

Dölling , 2003, § 18 Rdnrn. 7-7b.,
10 Ostendorf , 2000, §§ 71-73, Rn. 6.
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Von den 110 jugendlichen Intensivtätern be“ nden sich aktuell 17 in Untersuchungs-
haft und 8 in der Unterbringung. Der sich daraus ergebende Anteil von 15,5% Un-
tersuchungsgefangenen Jugendlichen im Intensivtäterbereich lässt aber keinerlei 
Rückschlüsse auf eine allgemein ansteigende Tendenz zu, weil der Anteil der au-
ßerhalb dieses Bereichs in Untersuchungshaft genommenen Jugendlichen lediglich 
bei 0,6% liegt. Die erhöhte Quote bei jungen Intensivtätern dürfte in erster Linie 
der hier versammelten Täter- und Deliktsstruktur und deutlich nachrangig auch 
dem Umstand geschuldet sein, dass die Voraussetzungen zur Verhängung von 
Untersuchungshaft aufgrund der im Zuge der täterorientierten Sachbearbeitung ge-
wonnenen Erkenntnisse mutmaßlich eher festzustellen waren, als sie aufgrund der 
ansonsten üblichen Art der Verfolgung feststellbar gewesen wären.
 Insoweit gestatten Sie mir aus einem Beschluss des Kammergerichts Berlin zu 
zitieren, der gemäß den §§ 120, 121 StPO zur Frage der weiteren Haftfortdauer im 
August 2004 erlassen wurde. Dort heißt es unter anderem wie folgt:

ŒDer soziale und strafrechtliche Werdegang dieser Täter zeigt regelmäßig 
die Merkmale einer massiven dissozialen Entwicklung mit frühen, häu“ gen 
und zum Teil schweren Straftaten, teilweise mehrfacher Verurteilung und 
der Einbindung in kriminelle Jugendbanden und macht deutlich, dass der 
elterliche Ein” uss auf die Täter seit langem wirkungslos ist. Aufgrund ihrer 
Entwicklung und Persönlichkeit … wie sie sich regelmäßig im Zeitpunkt zu 
treffender Haftentscheidungen darstellt … muss davon ausgegangen werden, 
dass ihnen auch Vereinbarungsfähigkeit und Verlässlichkeit fehlen, die al-
lerdings unabdingbare Voraussetzung für mildere Maßnahmen sind.11 Ver-
folgungsmaßnahmen von Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten, sowohl 
die leider üblichen sehr häu“ gen Einstellungen, teils im Hinblick auf andere 
Verfahren, in denen keine nennenswerte gerichtliche Reaktion erfolgte, als 
auch Untersuchungshaft, Haftverschonung, laufende Verfahren, zur Bewäh-
rung ausgesetzte Jugendstrafen, Jugendarrest oder gar die Teilverbüßung von 
Jugendstrafe haben bei diesen Tätern vielfach nicht den mindesten Ein” uss 
und können damit auch keine Warnfunktion ausüben.•12

Diese deutlichen Worte des Kammergerichts bedürfen keiner weiteren Kommentie-
rung … jedenfalls nicht durch mich … belegen sie doch mit der erforderlichen Klarheit 
die Ultima-Ratio-Situation, in der wir uns mit diesen Jugendlichen be“ nden. Der 
Verdacht, hier würde nicht verantwortungsvoll mit dem Institut der Untersuchungs-
haft umgegangen, kann dabei nach meinem Verständnis nicht entstehen.

11 KG, Beschluss vom 18. Februar 2002 … 5 Ws 102/02.
12 KG, Beschluss vom 12. August 2004 (5) 1 HEs 126/04 (31-37/04).



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.1 125

Gestatten Sie mir nun noch eine abschließende Bemerkung:

Kriminalpolitische Entscheidungen sollten nicht ohne gesicherte Erkenntnisse über 
deren Wirkungen gefällt werden. Wie auch immer wir uns zu dem die Jugendge-
richtsbewegung von Anbeginn begleitenden Grundproblem des Verhältnisses von 
ŒErziehung• und ŒStrafe• stellen, haben wir zu konzedieren, dass der erforderli-
che Kompromiss zwischen beidem weder durch die drei Jugendgerichtsgesetze 
von 1923, 1943 und 1953 noch durch nachfolgende Reformbestrebungen gefunden 
wurde. Dies wird deutlich an den verschiedenen Formeln zum Verhältnis von Erzie-
hung und Strafe. Neben der üblichen, die Unterschiede allerdings eher verdecken-
den Formel von ŒErziehung durch Strafe• werden auch andere Formeln vertreten, 
wie ŒErziehung neben Strafe•, ŒErziehung statt Strafe•, ŒErziehung in der Strafe•, 
ŒErziehung trotz Strafe•, ŒErziehung als Strafe•, ŒStrafe ohne Erziehung•, bis hin zu 
Œweder Strafe noch Erziehung•.13

  Wenn gleichwohl einerseits unbestritten ist, dass der Gesetzgeber dem Erzie-
hungsgedanken Vorrang einräumen wollte und dies auch nach wie vor will und wir 
darüber hinaus andererseits davon ausgehen können, dass dem Jugendstrafrecht all-
gemein auch der Zweck einer Normbekräftigung zukommt und seine Anwendung 
daher abstrakt auch der positiven Generalprävention dient, dann sollte auch Konsens 
darüber bestehen, dass die dem Jugendstrafrecht immanente Generalprävention nur 
dann wirksam werden kann, wenn die Durchsetzung der Verbote im Einzelfall ge-
währleistet ist und praktiziert wird. Das Vorhandensein der Strafandrohung zwingt 
mithin zu ihrer Verwirklichung. Eine Gemeinschaft, die Verbote ausspricht, auf die 
Sanktion des Verstoßes aber verzichtet, wird die Vermittlung der Werteordnung und 
deren Einhaltung nicht erreichen. Die Verfolgung dieses Ziels sollte allerdings unser 
gemeinsames Anliegen sein und sowohl unser theoretisches Denken als auch unser 
praktisches Handeln bestimmen.

Thesen
1.  Vorrangiges Ziel des Jugendstrafrechts soll auch bei Œjungen Intensivtätern• die 

Vermeidung künftiger Straftaten sein, wobei zur Erreichung künftiger Legalbe-
währung auch für diese Tätergruppe die erzieherische Sichtweise erhalten blei-
ben muss.

2.  Eine Interpretation des Erziehungsgedankens dahin, dass die Verhängung von 
Jugendstrafe wegen der Schwere der Schuld nur in Ausnahmefällen überhaupt 
noch in Betracht kommt, schränkt insbesondere die Möglichkeiten angemesse-
ner, zugleich aber auch erforderlicher Reaktionen auf strafbares Verhalten un-
angemessen ein. Dies wäre kontraproduktiv, zeichnet sich doch gerade das Ju-
gendstrafrecht durch ein sehr breites Spektrum möglicher Sanktionen und seine 

13 Lange, 1975, S. 54 f.
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Flexibilität aus. Freiheitsentzug stellt dann einerseits Opferschutz dar und bietet 
andererseits die Möglichkeit den Jugendlichen eine haftinterne Perspektive, etwa 
eine Berufsausbildung, zu geben.

3.  Im Intensivtäterbereich zeigt sich ein Schwerpunkt der Opfergefährdung bei den 
14- bis unter 21-Jährigen, die sich in den letzten zehn Jahren nahezu verdoppelt 
hat. Damit werden gerade auch Jugendliche zu Opfern, deren Entwicklung … 
ebenso wie die der Täter … noch nicht abgeschlossen, sondern vielmehr in ihrem 
Fortgang gefährdet ist, wenn der Staat nicht den gerade für diese Opfer erforder-
lichen besonderen Schutz gewährt. Da das jugendliche Opfer nicht nur durch 
brutale Gewalteinwirkung erheblich verletzt, in besonderer Weise gedemütigt 
und dadurch schwer traumatisiert ist, müssen mit Blick auf den Opferschutz die 
verschuldeten Auswirkungen der Tat auch bei der Art und dem Umfang der zu 
verhängenden Sanktion Beachtung “ nden.

4.  Eine Änderung des § 105 Abs. 1 JGG in dem Sinne, dass bei Heranwachsenden 
regelmäßig allgemeines Strafrecht anzuwenden ist und nur noch bei altersun-
typischen Reifeverzögerungen die Anwendung des Jugendstrafrechts möglich 
sein soll, kommt insbesondere deshalb nicht in Betracht, weil der gerade das 
Jugendstrafrecht ausmachende Vorzug der Flexibilität eingeschränkt würde und 
die nach gesicherter Erkenntnis zur Feststellung der gebotenen Sanktion erfor-
derliche differenzierte Betrachtung, ob sich der Heranwachsende noch in einer 
für Jugendliche typischen Entwicklungsphase be“ ndet, ausgeschlossen wäre.

5.  Eine Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters ist selbst vor dem Hintergrund 
der Tatsache nicht erforderlich, dass sich in Einzelfällen schon Kinder in erheb-
lichem Umfang strafrechtlich betätigen. Diesen Einzelfällen kann anders wirk-
samer als mit strafrechtlichen Mitteln begegnet werden. In diesem sehr frühen 
Stadium der Entwicklung können und müssen die verschiedensten Institutionen 
der Jugendhilfe geeignete Maßnahmen ergreifen. 

6.  In tatsächlicher Hinsicht wirkt auch die Bestrafung junger Menschen gene-
ralpräventiv. Denn auch allein erzieherisch begründete jugendstrafrechtliche 
Maßnahmen bleiben als förmliche Rechtsfolgen vorwerfbaren Unrechts doch 
strafrechtliche Sanktionen, die durch ihr bloßes Vorhandensein generalprä-
ventive Wirkungen entfalten. Die damit auch dem Jugendstrafrecht immanen-
te Generalprävention kann allerdings nur dann wirksam werden, wenn die 
Durchsetzung der Verbote im Einzelfall gewährleistet ist und praktiziert wird. 
Das Vorhandensein der Strafandrohung zwingt mithin zu ihrer Verwirklichung. 
Eine Gemeinschaft, die Verbote ausspricht, auf die Sanktion des Verstoßes aber 
verzichtet, wird die Einhaltung der Werteordnung nicht erreichen.
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Hat die Erziehung ausgedient?
Zur Debatte um die Grenzen der Erziehung im Kooperationsfeld 
Jugendhilfe – Justiz 

Wolfgang Trede

Einleitung
Ich will mich der Frage nach den Grenzen der Erziehung annähern, indem ich mit 
Blick auf den aktuellen politischen Diskurs diskutiere, ob die im KJHG und JGG 
angelegten erzieherischen Programme zur ŒBesserung• junger Delinquenten nicht 
tatsächlich überschätzt wurden, wie es die politischen Vorstöße zur Novellierung des 
JGG in Richtung des britischen Œget tough on crime• vermuten lassen. Ob es nicht 
vielleicht doch richtig wäre, weniger sanfte Pädagogik und mehr harte Sanktionen 
bei der gesellschaftlichen Reaktion auf delinquentes Verhalten walten zu lassen nach 
dem Motto Œirgendwann ist Schluss mit lustig• … zumindest bei der Gruppe der so 
genannten Intensiv- oder Mehrfachstraftäter. 

Ich werde aus dem Blickwinkel der Jugendhilfe hierzu

1.  einen Blick in die Geschichte der Jugendhilfe und des Jugendstrafrechts werfen 
mit dem Ziel, unsere Debatte zu rahmen;

2.  aus der praktischen Arbeit der JGH des Landkreises Böblingen berichten, wie 
sich unsere Tätigkeit gestaltet und wo hier möglicherweise Grenzen der Erzie-
hung au” euchten und Verbesserungen gesehen werden; hierzu werde ich auch 
über Erfahrungen mit dem baden-württembergischen Initiativprogramm ŒJu-
gendliche Intensivtäter• berichten;

3.  auf stationäre Maßnahmen der Jugendhilfe eingehen, hier insbesondere auf die 
Erfahrungen aber auch neue Ansätze im Bereich der so genannten Geschlosse-
nen Unterbringung;

4.  schließlich einen Blick über die Grenzen werfen und international vergleichend 
fragen, was wir bezüglich unserer deutschen Debatte um die Grenzen der Erzie-
hung aus dem Ausland lernen können.

Ein wichtiges Ergebnis möchte ich vorwegnehmen: Ich bin der festen Überzeugung, 
dass ŒErziehung• nicht ausgedient hat, dass in der praktischen Umsetzung des Ju-
gendstrafrechts die Grenzen (sozial-)pädagogischen Einwirkens bei weitem noch 
nicht erreicht sind. Dass die Möglichkeiten der Pädagogik vielmehr häu“ g sogar 
noch nicht systematisch genug eingesetzt werden.
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1  Erziehung statt Strafe oder Erziehung als Strafe?
Ein Blick in die Geschichte des Jugendstrafrechts und der Jugendhilfe macht deut-
lich, wie ambivalent sich der Erziehungsgedanke sowohl im Bereich der Jugend-
fürsorge wie im Jugendstrafrecht entwickelt hat, vor allem wie er ständig zwischen 
den Polen Fördern/Unterstützen/Bilden auf der einen Seite und Disziplinierung/
Bestrafung/Zähmung auf der anderen Seite oszillierte.
 Schon die antiken Gesellschaften kannten Formen der Fremdplatzierung, des 
Aufwuchses von Kindern, vornehmlich Waisen außerhalb der eigenen Familie. Im 
Spätmittelalter geschieht mehr: Heimerziehung in Form von Armen-, Arbeits- und 
Zuchthäusern konstituiert sich dabei in einem Bereich zwischen der Ausgrenzung 
und Zäh mung von Armut und Abweichung einerseits, andererseits einer Diszipli-
nierung, mit der die Subjekte zu jenen Einstellungen und Verhaltensweisen “ nden 
sollten, welche den wirtschaftli chen An sprüchen einer früh kapitalistischen Ökono-
mie genügen. Heimerziehung zeich net dabei zunehmend das Paradox aus, eine für 
einen vorüber gehenden Zeitraum gedachte Marginalisierung als Integrations mittel 
zu nutzen. Das 1596 gegründete Am sterdamer Tuchthuis wird als Prototyp einer sol-
chen Ar beitserziehung von Armen begriffen, gleichzeitig zielt diese Anstalt für die 
Œzuchtlose Ju gend• aber auch auf moralische Besserung explizit durch Er ziehung. 
 Bis heute sind die Erziehungshilfen eine besondere gesellschaftliche Reaktion 
auf abweichende, auf gestörte bzw. störende Sozialisationsprozesse geblieben. In 
einer eigentümlichen Ambivalenz, in die … zumeist dominierend … sozialdiszipli-
nierende, ordnungsrechtliche aber auch Œvom Kinde aus• denkende pädagogische 
Interessen eingelagert waren, entwickelt sich insbesondere in der so genannten 
ŒGründungszeit der Jugendhilfe•1 zwischen 1878 und 1922 ein System öffentlicher 
Erziehungsfürsorge, das zunächst und zuvörderst auf die Zähmung der ŒJugendli-
chen• (die damals entstandene Bezeichnung eines als bedrohlich wahrgenommenen 
neuen Typus des jugendlichen Arbeiters), auf die Schließung der ŒKontroll-Lücke 
zwischen Schulbank und Kasernentor• bei jungen Männern der Unter schicht und 
ihrer Erziehung zu gesellschaftlicher ŒBrauchbarkeit• zielte. So hatte das mit dem 
preußischen Zwangserziehungsgesetz von 1878 eingeführte täterorientierte Jugend-
strafrecht (Franz v. Liszt ) und seine Leitidee ŒErziehung statt Strafe• gerade nicht 
pädagogisch-psycholo gisch verständnisvollere, mildere justitielle Reaktionen zur 
Folge, sondern im Gegenteil sollte, wenn Verwahrlosung drohte, besonders lange 
korrigierende Zwangserziehung folgen. Dies hat sich ja im JGG lange als Jugend-
strafe mit unbestimmter Dauer gehalten. 
 Ganz ähnlich die Argumentation auf Seite der Jugendhilfe: Mit dem ŒRecht auf 
Erziehung• verbanden die Gründerväter des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes vor 
allem das frühe Eingreifen (ŒPrävention•) des Staates in die als gefährdet, verwahr-
lost eingeschätzte Sozialisation junger Menschen. Die Annäherung des Strafrechts 

1 Peukert & Münchmeier , 1990.
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an die Pädagogik im Bereich der Jugenddelinquenz durch Franz von Liszt , die 
Ablösung des vergeltenden Tatstrafrechts durch ein maßnahmeorientiertes Täter-
strafrecht ist zwar als Fortschritt zu werten, gleichzeitig kann man es als Œmaßlosen 
Zugriff des Staates auf die innere Natur des Abweichenden• werten.2 Auch heute 
mangelt es nicht an Kritik an einem Zuviel des Pädagogischen, das dazu führe, Ju-
gendliche oft Œstrenger• und z.B. im Falle vorgerichtlicher Lösungen strafprozessual 
nicht kontrolliert heranzunehmen. 
 Ich will den historischen Rückblick hier abbrechen. Wichtig erscheint mir aber 
für die weitere Debatte, den pädagogischen Zugang nicht ausschließlich mit Aspek-
ten des Förderns, Helfens und Bildens straffällig gewordener junger Menschen mit 
dem Ziel ihrer Sozialisierung zu verbinden, sondern auch die schon immer vorhan-
dene Doppelgesichtigkeit des Pädagogischen in Erinnerung zu behalten. 

2  Aus der Arbeit der Jugendgerichtshilfe des Landkreises Böblingen
Sind in der praktischen Arbeit der Jugendgerichtshilfe Grenzen der Erziehung er-
kennbar und wenn ja, bei welchen Fallkonstellationen? Hierzu möchte ich beispiel-
haft aus der Arbeit der Jugendgerichtshilfe im Landkreis Böblingen berichten. Die 
JGH ist als Spezialdienst des Kreisjugendamts organisiert und umfasst 5,25 Vollzeit-
stellen (Landkreis BB: ca. 375 000 EW, davon rund 17 000 Jugendliche und 12 000 
Heranwachsende) mit Œganzheitlicher• Sachbearbeitung, d.h. außer den Mitwir-
kungsaufgaben gemäß § 52 SGB VIII werden auch die notwendigen Jugendhilfen 
für straffällig gewordene junge Menschen von den JGH-MitarbeiterInnen eingeleitet 
und begleitet.
 In der JGH wurden im Jahr 2003 1 211 Fälle bearbeitet, d.h. Anklageschriften, die 
zur Hauptverhandlung führten, einschließlich 204 Ermittlungsverfahren in Form 
von erzieherischen Gesprächen als Diversionsmaßnahme nach dem JGG. Hinzu 
kamen 205 Ermittlungsverfahren mit Einstellung nach staatsanwaltschaftlicher Er-
mahnung und 144 Einstellungen nach Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs.
 Als jugendstrafrechtliche Sanktion wurde in 567 Fällen am häu“ gsten die Ab-
leistung von gemeinnützigen Arbeitsstunden verhängt, gefolgt von den Geldbußen 
(n=112) und den Sozialen Trainingskursen (n=114), zu denen auch zielgruppenspe-
zi“ sche Projekte wie das Projekt ŒElster• für Kaufhausdiebe zählen. Zu erwähnen 
ist die deutliche Zunahme der Verhängung von Freizeit- und Dauerarrest: Innerhalb 
eines Jahres hat sich die Anzahl der verhängten Arreste mehr als verdreifacht (2002: 
22; 2003: 72). Zu Jugendstrafe mit Bewährung wurden 74 junge Menschen verur-
teilt, zu Jugendstrafe ohne Bewährung 36.
 Die Anzahl der jungen Menschen, die im Rahmen der JGH im Rahmen der Ju-
gendhilfe betreut wurden, betrug 69: 21 waren in Heimen und im Betreuten Woh-
nen untergebracht, davon waren 10 Unterbringungen von Heranwachsenden und 

2 So Müller & Otto , 1986.
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drei nach richterlicher Weisung gemäß § 12 JGG als Urteilsfolge. Sieben Jugendliche 
wurden in Obhut genommen und für 37 junge Menschen wurden ambulante Ein-
zelbetreuungen in unterschiedlicher zeitlicher Intensität geleistet. Vier Jugendliche 
haben an Maßnahmen zur Berufsvorbereitung bzw. Erlangung des Hauptschulab-
schlusses teilgenommen.
 Im Jahr 2003 kamen 49 Beschuldigte in Untersuchungshaft, lediglich in einem 
Fall konnte eine ambulante Maßnahme als U-Haft-Vermeidung gemäß §§ 71, 72 JGG 
organisiert werden.
 Als Zwischenresümé ist festzuhalten, dass wir zusammen mit dem erfolgreichen 
TOA über ein relativ differenziertes Repertoire ambulanter und stationärer Jugend-
hilfemaßnahmen verfügen … und das ist eine grundlegende Voraussetzung dafür, 
erziehliche Wirkung zu erzielen.

Programm „Jugendliche Intensivtäter“
Besonders eingehen möchte ich noch auf das baden-württembergische Initiativpro-
gramm ŒJugendliche Intensivtäter•, an dem wir auch beteiligt sind. Ausgehend von 
der kriminologischen Erkenntnis, dass weniger als 5 Prozent der polizeilich ermit-
telten Kinder und Jugendlichen für rund 40 Prozent aller von dieser Altersgruppe 
begangenen Straftaten verantwortlich sind, und delinquentes Verhalten bei dieser 
Personengruppe weit seltener als passageres Phänomen einzustufen ist als in der 
gesamten Peergroup, wurde dieses Programm Ende der 1990er Jahre als Koopera-
tionsprojekt zwischen Staatsanwaltschaft, Polizei, Jugendämtern, Jugendgerichts-
hilfen und gegebenenfalls auch den Ausländerbehörden begonnen. ŒJugendliche 
Intensivtäter• sind der De“ nition des Programms zufolge Jugendliche und Her-
anwachsende, die mehr als 20 Delikte oder mindestens 5 Gewaltdelikte begangen 
haben, davon mindestens eine Straftat innerhalb der vorangegangenen 18 Monate. 
Auch strafunmündige Kinder (Œmehr als 10 Delikte oder mindestens 3 Gewaltdelik-
te•) werden einbezogen. Eine Projektgruppe ŒJugIt•, der ein Mitarbeiter der JGH 
und ein Mitarbeiter der Kripo angehört, arbeiten die vom LKA erstellte Liste der 
jugendlichen Intensivtäter dergestalt ab, dass die jungen Menschen und ihre Eltern 
zu einem Kontaktgespräch eingeladen werden. Dieses “ ndet mit dem Ziel statt, Er-
klärungen für das strafbare Verhalten gemeinsam mit den Kindern/Jugendlichen 
und Eltern herauszu“ nden, Möglichkeiten für eine straffreie Zukunft zu erarbeiten 
und auf die Folgen bei weiterer Straffälligkeit hinzuweisen. Zentral wichtig bei dem 
Programm ist, dass eine koordinierte Hilfe- und Maßnahmeplanung aller Akteure 
(Ermittlungsbehörden, Justiz, Jugendhilfe) durchgeführt, die Eltern einbezogen wer-
den und Œalles• auf den Tisch kommt. 

Erfahrungen
Zunächst: Es ist schwierig, generalisierend über unsere Einschätzungen zu einzel-
nen Maßnahmen zu reden. Denn jede Maßnahme kann im Einzelfall die richtige 
sein. Und wir (Justiz und Jugendhilfe) leiden eigentlich gleichermaßen unter dem 



Trede  |  Hat die Erziehung ausgedient?132

strukturellen Technologiede“ zit unseres Bereichs, nämlich letztlich keine verlässli-
chen Prognosen über die Wirksamkeit von Hilfen im Einzelfall abgeben zu können, 
aber genau in diesem offenen Feld handeln zu müssen. So kommt es in der Jugend-
hilfe genau so wie im Bereich der Jugendgerichtsbarkeit immer wieder vor, dass man 
Œhinterher• schlauer ist … weil man vielleicht gleich zu einer härteren Sanktion hätte 
greifen müssen oder eben gerade nicht. Dies vorausgesetzt muss ich sagen, dass wir 
im Hinblick auf den Erfolg von Maßnahmen eigentlich mit den ŒNeuen Ambulanten 
Maßnahmen•, in denen ja die Pädagogik dominiert, am zufriedensten bezüglich der 
Zielerreichung sind (es war eine ŒLehre• für den delinquenten Jugendlichen; Straf-
freiheit in Folge oder zumindest Reduzierung der Straftaten; persönliche Entwick-
lung … Selbständigkeit, Bildungserfolg).
 Eher kritisch sehe ich persönlich die große Anzahl der Geldbußen. Sie sind recht 
einfallslos und werden überdies zum Teil noch nicht einmal als persönliche Strafe 
empfunden, weil sie von den Eltern oder der Oma bezahlt werden, oder aber dem 
Jugendlichen neue Probleme bereiten, die möglicherweise wieder zu Delikten füh-
ren.
 Generell gilt freilich, dass alle Maßnahmen auch konsequent durchgezogen wer-
den. Im Fall der Arbeitsstunden müssen wir (selbstkritisch) feststellen, dass diese 
wenig bis gar nicht pädagogisch begleitet werden, zumeist bloß Œheruntergerissen• 
werden … und wenn sie nicht abgeleistet werden, dann passiert darauf oft keine oder 
kaum eine Reaktion.
 Am überzeugendsten sind in ihrer Wirkung unseres Erachtens die sozialen 
Trainingskurse, aber auch Projekte wie das beschriebene Intensivtäterprogramm, 
weil sie zum einen relativ zeitnah und … gerade im Fall des Intensivtäterprogramms 
… koordiniert und ganzheitlich reagieren. Der Erfolg der Trainingskurse beruht dar-
auf, dass der junge Mensch sich in einer Gruppe eingehend mit dem Delikt und den 
Umständen, die zu ihm geführt haben, auseinandersetzen und zugleich korrigieren-
de Œpositive• Bildungserfahrungen machen kann (z.B. im Hinblick auf konstruktive 
Formen der Kon” iktbewältigung, Erfahrungen, dass man mit Kooperation mehr er-
reichen kann etc.). Sehr positiv am Intensivtäterprogramm ist, dass es sich auch an 
die Eltern richtet im Sinne der Normverdeutlichung und als Hilfeangebot mit dem 
Ziel der Unterstützung der Familie.
 Als großes Problem sehen wir zurzeit die zunehmende Abneigung von Ju-
gendämtern, fachlich an sich vernünftige Jugendhilfemaßnahmen angesichts der 
knappen kommunalen Kassen zu “ nanzieren. Denn bezüglich Au” agen, die der 
Jugendrichter macht, hat der örtliche Kostenträger kaum Steuerungsmöglichkeit. 
Es ist doch dann oft so: Wenn die JGH etwas für einen Jugendlichen erreichen will, 
sich z.B. um eine ambulante Alternative zur U-Haft kümmert, dann ist man unter 
Kostengesichtspunkten der Dumme.
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3   Der Mythos „Geschlossene Unterbringung“ – 
Könnten geschlossene Heime der Jugendhilfe den pädagogischen 
Spielraum vergrößern?

Seitens der Justiz wird der Jugendhilfe immer wieder vorgeworfen, zwar auf der 
einen Seite immer über die letztlich schlecht funktionierenden Justizmaßnahmen 
(Arrest, Strafvollzug) zu klagen, selbst aber nichts anzubieten an funktionalen Äqui-
valenten. Ich möchte daher im nächsten Abschnitt auf das Thema ŒGeschlossene 
Unterbringung• eingehen.
 Die geschlossene Unterbringung (GU) galt bis Ende der 1990er Jahre in der 
Fachwelt als Auslaufmodell:3 Einerseits gebe es keine spezi“ sche Indikation für die 
GU, die bei einer so stark in die Persönlichkeitsrechte eingreifenden Maßnahme 
jedoch erforderlich sei. Dann gehe es bei der GU im Rahmen der Jugendhilfe nicht 
um Strafe, Sühne oder Abschreckung, sondern um eine Hilfe zur Erziehung, die 
sich an § 1 SGB VIII, d.h. der Förderung einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit, zu orientieren habe. GU scheint den einschlägigen 
Untersuchungen von Wolffersdorff u.a.  und Pankofer  zufolge außerdem päda-
gogisch eher erfolglos zu sein.4 Hilfeverläufe, die nachträglich seitens der betreuten 
jungen Menschen als hilfreich und förderlich für ihre Entwicklung eingeschätzt 
wurden, waren deutlich in der Minderheit und traten wohl eher trotz und nicht 
wegen des geschlossenen Rahmens ein. Gerade auch die Œbesonders Schwierigen• 
werden in geschlossenen Grup pen nicht erfolgreicher betreut als in anderen offenen 
Hilfeformen. 5 
 Trotz dieser kritischen Befunde wurden in den letzten Jahren neue geschlossene 
Gruppen geschaffen und es entwickelt sich eine eher pragmatische fachliche Debatte 
um die GU. Einer Untersuchung des DJI zufolge existieren derzeit 185 genehmigte 
Plätze für Œfreiheitsentziehende Maßnahmen•, 66 weitere Plätze sind geplant.6 Die-
se Renaissance speist sich aus dem regelmäßig wiederkehrenden politischen Druck, 
mehr geschlossene Plätze bereitzuhalten, den anhaltenden kritischen Anfragen der 
benachbarten Disziplinen Psychiatrie und Justiz, und nicht zuletzt alltäglichen Pro-
blemsituationen fallführender SozialarbeiterInnen der Jugendämter, wenn sie kaum 
Jugendhilfeeinrichtung “ nden, die bereit sind, einen besonders schwierigen Jungen 
oder ein besonders schwieriges Mädchen aufzunehmen … und dann in der Œoffenen• 
Jugendhilfe die für die jugendliche Biogra“ e unter dem Strich wahrscheinlich noch 
problematischeren Prozesse des ŒVerlegens und Abschiebens•7 einsetzen. Das neue 
Nachdenken um die GU rührt also von der Erkenntnis her, dass auch eine moderne 
dienstleistungsorientierte Jugendhilfe nicht vollständig auf Zwangshandeln, auch in 

3 Vgl. zusammenfassend AG ŒGeschlossene Unterbringung•, 1997.
4 von Wolffersdorff u.a. , 1990, und Pankofer , 1997.
5 Vgl. Ader & Schrapper , 2001.
6 Vgl. Hoops & Permien, 2005.
7 Freigang , 1986.
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Form freiheitsentziehender Maßnahmen, verzichten kann, dass also geschlossene 
Unterbringung in der Jugendhilfe nicht kategorisch ausge schlossen werden kann. 
Wie kann aber, so lautet die Kernfrage der aktuellen Debatte, mit dem für die Jugend-
hilfe problematischen Mittel der Freiheitsentziehung pädagogisch-ethisch einwand-
frei und gesetzeskonform umgegangen werden … ohne ordnungspolitisch in Dienst 
genommen zu werden oder in alte Fürsorgeerziehungszeiten mit ihren Eskalations- 
und Drohszenarien zurückzufallen?8

Freiheitsentzug in der Jugendhilfe als situativ herzustellende „Ultima Ratio“
Im Jahr 2002 wurden vom Landesjugendhilfeausschuss Rheinland-Pfalz und vom 
Landschaftsverband Rheinland Positionspapiere erarbeitet mit dem Ziel, rechtlich 
tragfähige und pädagogisch verantwortbare Wege der Ausgestaltung von Frei-
heitsentziehung in der Jugendhilfe aufzuzeigen. Gerade im Falle der Œbesonders 
schwierigen• Kinder und Jugendlichen müsse Jugendhilfe deutlich machen, dass sie 
keine ordnungspolitischen Aufgaben habe; sie sei weder befugt noch befähigt, eine 
ŒSicherungsverwahrung• zu realisieren. Freiheitsentzug sei nur als ŒUltima Ratio• 
zu rechtfertigen, Œwenn diese für den Entwicklungs-, Sozialisations- und Bildungs-
prozess eines jungen Menschen unverzichtbar• erscheine.9 Freiheitsbeschränkende 
Maßnahmen (Hausarrest, Stubenarrest für Œwenige Stunden•) und Freiheitsentzug 
seien daher nur individuell zu begründen und durchzuführen. Institutionalisierte 
geschlossene Heimgruppen seien daher kein angemessener Rahmen für Erzie-
hungshilfeangebote. Vielmehr solle es intensiv betreute, normalerweise offene 
Wohngruppen geben, die Œnur fakultativ Pädagogik unter freiheitsentziehenden 
Bedingungen• realisieren könnten. Dies impliziert eine deutliche Absage an die bis-
herige GU-Praxis in Deutschland, die geprägt ist vom Vorhalten spezieller, baulich 
gegen Entweichen gesicherter Wohngruppen, in die junge Menschen ausschließlich 
zur Realisierung einer Œgeschlossenen Unterbringung• platziert werden. 
 Kriterium für die im Einzelfall zu treffende Entscheidung einer Erziehungshilfe 
unter freiheitsentziehenden Bedingungen sei zweitens das Vorliegen einer Gefahr 
für Leib oder Leben des zu betreuenden jungen Menschen oder Dritter. In den Leit-
sätzen des Landschaftsverbandes Rheinland werden Mindestvoraussetzungen for-
muliert, die Einrichtungen für die Erteilung einer Betriebserlaubnis nach § 45 SGB 
VIII erfüllen müssen. Dort heißt es zur ŒLeib- oder Lebensgefahr•: ŒAllgemeines 
Aufnahmekriterium ist, dass in der Vergangenheit bereits in einem oder in meh-
reren Situationen eine ŒLeib- oder Lebensgefahr• im Sinne von Selbst- bzw. Fremd-
gefährdung bestand. Die Aufnahme in die Gruppe ist durch dementsprechende 
Wiederholungsgefahr indiziert, d.h. es können im Einzelfall freiheitsentziehende 
Bedingungen erforderlich werden, die dann in dieser Gruppe umgesetzt werden.•10

8 Vgl. Trede, 2003.
9 LJHA R-P, 2002, S. 2.
10 LVR, 2002, S. 7.
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Drittens haben Fachkräfte und Einrichtungsleitung Œpermanent zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen für den Fortbestand einer freiheitsentziehenden Maßnahme noch 
vorliegen, das heißt, ob noch eine •Gefahr für Leib oder Leben• des Jugendlichen 
oder Dritter besteht.•11 Eine maximale Zeitdauer für den Einschluss wird zwar in 
den Papieren nicht genannt, jedoch kann geschlossen werden, dass sich vor dem 
Hintergrund der genannten Kriterien Freiheitsentzug allenfalls für einige Tage 
rechtfertigen ließe. Ausgeschlossen wären Aufenthaltsdauern, wie sie heute gang 
und gäbe sind nach dem Konzept der so genannten individuellen Geschlossenheit, 
einem aus der Suchttherapie bekannten mehrwöchigen, sich individuell bei Œpositi-
vem• Verhalten lockernden, bei Œnegativem• Verhalten einschränkenden Stufenpro-
gramm, das nicht selten mehrmonatigen Freiheitsentzug zur Folge hat.12

 Als weitere ŒMindestvoraussetzungen für eine Betriebserlaubnis• werden ge-
nannt: Die freiheitsentziehenden Maßnahmen müssten in einen langfristigen 
pädagogischen Prozess mit konstanten Bezugspersonen eingebunden sein. Es sei 
sicherzustellen, dass die Rechte derer, die in der Gruppe nicht unter Freiheitsentzug 
stehen, nicht beeinträchtigt werden, das heißt z.B., dass eine ansonsten geschlosse-
ne Tür jederzeit geöffnet werden kann.
 Den Richtern, die aus Sicherungsgründen an dauerhafter Geschlossenheit inter-
essiert sind, wird diese neue Konzeption einer allenfalls situativ und dann für einen 
vergleichsweise kurzen Zeitraum herstellbaren Geschlossenheit nicht zusagen. Man 
muss es ganz deutlich sagen: Ein dem geschlossenen Jugendvollzug entsprechendes 
Angebot kann und sollte die Jugendhilfe nicht bieten. Ausnahmen sehe ich nur bei 
Jugendhilfeeinrichtungen, die ausschließlich stationäre, geschlossene Alternativen 
zur U-Haft gemäß §§ 71, 72 JGG anbieten.
 Insgesamt aber würde ich der Justiz mehr Mut zu offenen Konzepten wünschen. 
Modelle wie das baden-württembergische ŒProjekt Chance•, das an zwei Standorten 
(Creglingen und Leonberg) offene Alternativen zum Jugendstrafvollzug bereitstellt, 
sind auszubauen.13

4  Was können wir aus dem Ausland lernen?
Zunächst spielt der Vorrang von Alternativen zum Freiheitsentzug im Jugendkrimi-
nalrecht weltweit eine große Rolle: erst Erziehung und entsprechende Maßnahmen, 
und erst wenn diese nicht fruchten, dann folgt … im engeren Sinne … Strafe. Inso-
fern wird insbesondere in den westeuropäischen Ländern häu“ ger von förmlichen 
Verfahren abgesehen, werden Täter-Opfer-Ausgleiche organisiert, wird verstärkt auf 
erzieherische Reaktionen gesetzt etc.

11 LVR, 2002, S. 8.
12 Vgl. Pankofer , 1997, S. 115 ff.
13 Vgl. www.cjd-creglingen.de; www.prisma-jugendhilfe.de.
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Aber es gibt im letzten Jahrzehnt auch Tendenzen zu einer neuen Härte: Jugend-
strafrechtsreformen in den Niederlanden 1995, in Frankreich 1996 und vor allem 
die Verschärfungen des Jugendstrafrechts durch New Labour in England und Wa-
les, auf die ich kurz eingehen werde.14 Als Reaktion auf zunehmende Fallzahlen 
bei noch nicht strafmündigen Kindern, auch aufgrund schockierender Einzeltaten, 
wurde dort das Jugendstrafrecht im ŒCrime and Disorder Act• von 1998 (ŒNo more 
excuses•) verschärft, und es entfaltete sich unter den Schlagworten ŒVerantwortlich-
machung• (Œresponsibility•) und wiedergutmachende Strafrechtsp” ege (Œrestorative 
justice•) eine neue Justizphilosophie. Stichworte: Auch 10- bis 14-Jährige können 
strafrechtlich verantwortlich gemacht werden. Es werden neue Maßnahmen einge-
führt wie die Œparenting order• (Verp” ichtung der Eltern, an Erziehungskursen und 
-beratung teilzunehmen, wenn ihr Kind infolge Vernachlässigung straffällig gewor-
den ist), die Œsecure training order• oder die Œanti-social behaviour order•. Das neue 
englische Jugendkriminalrecht ist eine Mischung aus verstärkten erzieherischen Be-
mühungen und einer neuen Härte und stärkerer sozialer Kontrolle (auch durch ver-
mehrte Videoüberwachung des öffentlichen Raums). Diese Maßnahmen zielen vor 
allem auf die Œpersistent offenders•, jene Minderheit jugendlicher Straftäter, deren 
Delinquenz nicht episodenhaft bleibt.
 Bei aller Skepsis gegenüber der neuen britischen Härte im Bereich der Jugend-
strafrechtsp” ege muss man zugestehen, dass viele der neuen Maßnahmen durch-
aus positive Effekte zeitigen:
 Die Œparenting order• stößt bei den (überwiegend alleinerziehenden, sich oft al-
lein gelassen fühlenden) Müttern und Vätern auf positive Resonanz, weil sie sich an-
gesprochen und unterstützt fühlen; die Œcurfew order•, eine Au” age im Sinne einer 
Aufenthalts- und Ausgangsbeschränkung z.B. nachts (z.T. elektronisch überwacht) 
verschafft Zugang und Kontakt zu einer Gruppe gefährdeter Jugendlicher und kann 
eine andere Tagesstruktur in Familien bringen. Der deutliche Ausbau von secure 
units (im Zusammenhang mit den Œsecure training order•) geschieht auch aus dem 
sinnvollen Ziel heraus, jugendliche Straftäter, die ansonsten im Œnormalen• Straf-
vollzug untergebracht werden müssten, in einem wohnortnahen, Œpädagogische-
ren• Raum betreuen zu können. Ich denke nicht, dass wir in Deutschland … zum 
Teil auch aus grundsätzlichen rechtstaatlichen Erwägungen heraus … entsprechende 
Maßnahmen einführen sollten. Wenn wir aber ihre positiven Effekte betrachten, so 
sehe ich funktionale Äquivalente in ganzheitlichen (also z.B. die Familie einbezie-
henden) Ansätzen und generell in (sozial-)pädagogischen Zugängen.
 Insofern, so ein kurzes Fazit, sind die Grenzen von Erziehung noch nicht er-
reicht, vielmehr müssten die Möglichkeiten von Erziehung z.T. erst richtig ausgelo-
tet und systematisch eingesetzt werden.

14 Ausführlicher: Höynck u.a. , 2002.
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Abschließende Thesen
1.  Der Erziehungsauftrag des JGG hat … gerade auch bei jugendlichen Intensivtä-

tern … nicht ausgedient. Er muss vielerorts überhaupt erst in der Breite prakti-
ziert werden, wird aber bedroht durch die derzeitige kommunale Finanznot, die 
sinnvolle Angebote der Jugendhilfe einschränkt.

2.  Eine ŒVerschärfung• des Jugendstrafrechts in bezug auf die Heranwachsenden 
wird abgelehnt. Für die große Mehrheit der 18- bis 21-Jährigen stellt das JGG dif-
ferenziertere und ” exibler handhabbare Reaktionen zur Verfügung.

3.  Aus Sicht der Praxis scheinen Maßnahmenbündel, die einerseits subjektiv als 
Bestrafung wahrgenommen werden, andererseits aber auch unterstützende, för-
dernde, bildende Elemente enthalten, besonders erfolgreich (Motto: Druck und 
Unterstützung).

4.  Im Bereich der Intensivtäter scheinen ganzheitlich ansetzende Programme er-
folgreich zu sein: Fallkonferenz unter Einbeziehung der Eltern, koordinierte Er-
mahnungs-, Sanktions- und Unterstützungsmaßnahmen.

5.  Wichtig ist es, pädagogische Programme wie generell Au” agen, Weisungen und 
sonstige Urteile auch konsequent umzusetzen.

6.  Die Justiz sollte akzeptieren, dass stationäre Einrichtungen der Jugendhilfe ganz 
überwiegend mit offenen Konzepten arbeiten und berücksichtigen, dass die we-
nigen geschlossenen Gruppen aufgrund ihres Konzepts (relativ kurzzeitige Ein-
schlüsse) wenig geeignet für justitielle Sicherungsbedürfnisse sind. Wenn es um 
Alternativen zu U-Haft und Jugendstrafvollzug gehen soll, dann sollte es seitens 
der Justiz mehr Mut zu offenen Konzepten geben.
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Sparzwang und Kriminalitätsrisiko:
Gibt es Zusammenhänge? 1

Offene Fragen und erste Ergebnisse aus einem Forschungsprojekt

Horst Entorf, Susanne Meyer, Jochen Möbert, Hannes Spengler

Zusammenfassung
Der Sparzwang in Zeiten leerer öffentlicher Kassen führt zu Einbußen im Bereich 
der Kriminalprävention, insbesondere im Jugendbereich. Die Folgen könnten einen 
deutlichen Anstieg der Kriminalität bedeuten. Wie dieser Artikel jedoch aufzeigt, 
sind quanti“ zierbare Zusammenhänge zwischen (“ nanziellen und personellen) In-
puts und Erfolgen der Kriminalpolitik unklar. Die Gründe hierfür sind mannigfaltig. 
Ein De“ zit besteht in den fehlenden Schätzungen der Kosten in Kriminalität, ferner 
nimmt Deutschland im Vergleich zu anderen Industrieländern an den regelmäßig 
durchgeführten internationalen Opferstudien nicht teil. Weitere Mängel bestehen in 
der unzureichenden Nutzbarkeit bestehender Rückfallstatistiken für eine Erfolgs-
kontrolle sowie in der fehlenden oder mangelhaften Durchführung der Evaluation 
angebotener Maßnahmen. Der vorliegende Artikel weist auf die Gründe für diese 
Informationsde“ zite hin und zeigt anhand von ersten Forschungsergebnissen des 
an der TU Darmstadt durchgeführten Forschungsprojektes ŒKosten und Nutzen von 
Haft und Haftvermeidung•, welche Erkenntnisse potentiell weiterhelfen könnten.
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1 Überarbeitetes Manuskript zum Vortrag anlässlich des Jugendgerichtstages 2004 in Leipzig.
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1  Einführung
Deutschlands Sozialstaat ist unter Beschuss geraten. Einsparungen werden nicht 
nur im Gesundheitswesen oder bei der Zahlung von Arbeitslosenunterstützung ein-
gefordert, sondern auch im Bereich der Sozialhilfe, der Jugendhilfe und der Reso-
zialisierung (so genannte ŒBehandlungsmaßnahmen•) von Straftätern. Wird damit 
sozial auffälliges Verhalten z.B. im Bereich der Jugendkriminalität begünstigt? Das 
könnte in der Tat der Fall sein, wie der vorliegende Beitrag jedoch zeigen wird, sind 
verlässliche Aussagen mangels umfassender Evaluationsstudien und resultierender 
Lücken in den Informations- und Argumentationsketten nicht möglich. Die Schluss-
folgerung Œhöhere Kosten bedeuten mehr Input, höherer Input führt zu höherer 
Leistung• ist bisher für die Relation zwischen Sparzwang und Kriminalitätsrisiko 
nicht nachgewiesen worden. Dieses Nichtwissen von zuständigen Ministerien und 
Gemeindeverwaltungen zeigt wenig Verantwortung gegenüber den Steuerzahlern: 
Man stelle sich einen Vorstandsvorsitzenden eines großen Wirtschaftsunterneh-
mens vor, der auf der Hauptversammlung seiner Aktionäre keine befriedigende 
Antwort auf die Frage geben kann, ob laufende Ausgaben z.B. von immerhin 17,6 
Mrd. EUR allein für die Jugendhilfe im Jahre 20022 eine ef“ ziente Verwendung ge-
funden haben.
 Die Abfolge der nachstehenden Kapitel dieses Artikels entspricht der Logik einer 
Evaluation des Sparzwangs und seiner Folgen … wobei diese Evaluation selbst man-
gels entsprechender Daten und Informationen und auch angesichts der Komplexität 
nur thematisiert und allenfalls bruchstückhafte Erkenntnisse präsentiert werden 
können. Ausgangspunkt ist die Beschreibung der Problemlage. Nach einer allgemei-
nen Übersicht über aktuelle Fakten und Trends zum Thema ŒKosten-Nutzen-Ana-
lyse und Sparzwang• in Kapitel 2 thematisiert Kapitel 3 die quantitative Erfassung 
des Kriminalitätsaufkommens. Sie ermöglicht die Feststellung des Status quo und 
erlaubt Erfolgsziele und eventuelle Prioritäten bei knappen Ressourcen festzulegen. 
 Im nächsten Schritt einer Evaluation würde es darum gehen, die durch Krimina-
lität entstehenden (materiellen und immateriellen) Kosten qualitativ und quantitativ 
zu benennen. Gleichzeitig sind die Kosten … und möglichst auch zeitliche Entwick-
lungen … festzustellen, die in Deutschland durch die Kriminalitätsbekämpfung und 
die Kriminalprävention entstanden sind. Kapitel 4 kann nur einen Teilaspekt dieser 
Problematik thematisieren und wird sich schwerpunktmäßig mit den Kosten des 
(Jugend-)Strafvollzugs befassen. Nach dieser eher rein wirtschaftswissenschaftli-
chen Thematik ist es Aufgabe eines weiteren Schrittes (Kapitel 5), inferenzstatisti-
sche Methoden aus der empirischen Sozialforschung und der Ökonometrie anzu-
wenden, um jene demographischen, sozioökonomischen, kriminologischen und 
anderen Faktoren zu identi“ zieren, die nicht nur kausal für das Kriminalitätsauf-
kommen verantwortlich sind, sondern sich auch gleichzeitig im Sinne der Krimina-
litätsbekämpfung oder -prävention beein” ussen ließen. Solche Endogenität ist nicht 

2 BMGS, 2004.
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selbstverständlich und im Kontext mit dem Sparzwang wichtig: Man denke daran, 
dass sich wichtige Faktoren, wie z.B. demographische Entwicklungen wie die Varia-
tion des Anteils junger Männer an der Bevölkerung, dem Zugriff kriminalpolitischer 
Maßnahmen entziehen. 
 Weiterhin wird die Wirksamkeit des Strafvollzugs … und die damit zusammen-
hängenden “ nanziellen Aufwendungen … in Frage gestellt. Haftalternativen wie 
gemeinnützige Arbeit werden … nicht nur unter dem Aspekt des Sparzwangs … als 
Haftalternativen diskutiert. Kapitel 6 stellt erste Ergebnisse eines Forschungsprojek-
tes vor, in dem Haftinsassen und die kriminell unauffällige Bevölkerung um ihre 
Einschätzungen bezüglich der Abschreckungswirkung von Haft und Haftalternati-
ven gebeten wurden.
 Auf der Basis einer vollständigen Datenlage könnten schließlich die durch Kri-
minalitätsbekämpfung und -prävention entstehenden Kosten dem ermittelten Nut-
zen gegenübergestellt werden. Auch hier sollten nicht nur qualitative Bewertungen 
durchgeführt, sondern aus Vergleichbarkeitsgründen monetäre Größen ermittelt 
werden, die sich aus der Wirkung … also vermiedener Kriminalität … ableiten lassen. 
Kapitel 7 dieses Artikels zeigt, dass die hierzulande vorhandenen Materialien dies-
bezüglich allenfalls hypothetische Rechnungen erlauben. Allgemeine Schlussfolge-
rungen und mögliche Thesen für den Jugendgerichtstag werden abschließend in 
Kapitel 8 dieser Arbeit präsentiert.
 An verschiedenen Stellen dieses Beitrags dienen erste empirische Ergebnisse 
des Darmstädter Forschungsprojektes ŒKosten und Nutzen von Haft und Haftver-
meidung• zur Illustration von Problemen und Lösungswegen. Der Appendix ent-
hält zusätzlich eine deskriptive Teilauswertung der im Rahmen dieses Projektes 
entstandenen ŒRegionalen Kriminalitäts- und Strafverfolgungsdatenbank an der TU 
Darmstadt• (RegKrimDa), wobei gezielt die unterschiedlichen Strafrechtsinterpre-
tationen und die daraus resultierenden Zeitreihen (1975 bis 2001) von Straftaten, 
Anklagequoten, Verurteilungsquoten, Bewährungsanteilen und der Anwendung des 
Erwachsenenstrafrechts bei Heranwachsenden in Bayern und Schleswig-Holstein 
demonstriert werden können. Ferner präsentieren wir erste deskriptive Ergebnisse 
der durch die TU Darmstadt, FG Empirische Wirtschaftsforschung, durchgeführten 
bundesweiten Erhebung in deutschen Justizvollzugs- und Jugendstrafanstalten, bei 
der sowohl 1 664 Inhaftierte zu persönlichen Haft- und Lebenserfahrungen als auch 
27 zugehörige Anstaltsleitungen zur Administration und zu Kostenaspekten befragt 
wurden. Komplettiert wurden diese Interviews durch eine bundesweite Kontroll-
gruppenbefragung von 1 193 Personen (ohne erkennbaren Kriminalitätsbezug) aus 
der Wohnbevölkerung. 
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2   Kosten der Kriminalität, Sparzwang und der Bezug zum 
Kriminalitätsrisiko: Fakten und Trends (unter besonderer
Berücksichtigung der Jugendhilfe)

Welche Entwicklungen zeichnen sich ab, wie ist die gegenwärtige Situation, auch 
im internationalen und regionalen Vergleich? Tatsächlich verrät ein Blick auf die 
Entwicklung des deutschen Sozialbudgets,3 dass in Deutschland die Sozialleistun-
gen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 21,1% im Jahre 1960 (nur 
Westdeutschland) auf 28,4% im Jahre 1991 und schließlich 32,5% im Jahre 2002 
gestiegen sind (alte Länder 27,6%, neue Länder 49,5%). Pro Einwohner ergab sich 
damit deutschlandweit im Jahre 2002 ein durchschnittlicher Betrag von 8.306 EUR. 
Der Anteil der Jugendhilfe am BIP hingegen liegt seit 1995 fast konstant bei 0,8% 
(letzte of“ zielle Zahlen sind bis zum Jahr 2002 verfügbar).4 Betrachtet man die 
(kleiner gewordene) Gruppe der jungen Menschen bis (unter) 27 Jahre, so lagen die 
durchschnittlichen Ausgaben pro jungem Menschen im Jahre 2000 bei 774 EUR, 
während sie 1996 noch bei 712 EUR lagen.5 Nicht zuletzt wegen einer stärkeren 
Belastung mit Fallzahlen wird diese Situation seitens der Jugendhilfeleistenden den-
noch als zu enges Kostenkorsett empfunden. So berichten beispielsweise Trede und 
Wesche anhand einer Fallstudie für die Stadt Böblingen von einer beeindruckenden 
Zunahme der Fälle um über 60% von 682 im Jahre 1999 auf 1 104 im Jahr 2003.6 
Für Rheinland-Pfalz wird vom zuständigen Landesrechnungshof eine Zunahme um 
26% von 2 154 beendeten Hilfen im Jahre 1999 auf 2 718 im Jahr 2002 attestiert.7 
Für den gleichen Zeitraum lässt sich eine unter diesen 26% liegende Ausgaben-
steigerung von 12,2% berechnen.8 Diese relativ willkürlichen Zahlen verdeutlichen 
die gegenwärtige kostenseitige Diskussion um die Jugendhilfe, ohne in irgendeiner 

3 BMGS, 2004.
4 Zuvor gab es einen langsamen aber kontinuierlichen Anstieg von 0,2% im Jahre 1960 bis zu 

0,6% im Jahre 1990, danach kam es wegen der höheren Anteile im Osten (z.B. 2,1% im Jah-
re 1991) zu einem relativ schnellen Anstieg auf 0,8% im Jahre 1995 (BMGS, 2004). Zum Ver-
gleich: Das Verhältnis ŒArbeitsförderung• relativ zum BIP betrug 2002 mehr als das Vierfache 
der Jugendhilfe, nämlich 3,4%. 

5 Diesem Wert liegen gegensätzliche Bewegungen in Ost und West zugrunde: Im Westen gab es 
einen Anstieg um 13,6% von 672   (1996) auf 763   (2000), während es in den Neuen Ländern 
im gleichen Zeitraum zu einem Rückgang um 12% von 865   auf 797   kam (Freistaat Sachsen, 
2003, S. 119). Zum Vergleich: Der Preisindex des BIP stieg zwischen 1996 und 2000 um 2,1% 
(Quelle: StBa). 

6 Trede & Wesche, 2004.
7 Die Summe ergibt sich beispielsweise für 2002 aus 448 Fällen ŒErziehung in einer Tages-

gruppe•, 612 ŒSozialpädagogische Familienhilfen•, 442 ŒVollzeitp” egen• und 1216 Fällen von 
ŒHeimp” ege, sonstige betreute Wohnform• (s. Landesrechnungshof RP, 2003, Tz. 4, S. 7).

8 Eigene Berechnung aus den Angaben in Landesrechnungshof RP (2003, Tz. 4, S. 2). Für den 
Zeitraum zwischen 1996 und 2002 wird allerdings eine Ausgabensteigerung von 48,8% ausge-
wiesen. 
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Weise eine Wertung hinsichtlich eines zu hohen Kostendrucks für die Leistungs-
empfänger einerseits oder eine zu hohe Belastung für die klammen Mittelgeber aus 
Bund, Länder und vor allem Gemeinden anderseits geben zu können. 
 Während die Analyse der Kosten im Bereich der Jugendhilfe schon als relativ 
umständlich und wenig transparent zu bezeichnen ist, so ist die Situation bei den 
Justizkosten allgemein und beim (Jugend-)Strafvollzug im Besonderen noch deut-
lich undurchschaubarer. Ohne an dieser Stelle auf die Erfassung unerwünschter 
Nebenwirkungen des Strafvollzugs eingehen zu können,9 die es erfordern würden 
nicht nur direkte Kosten der Haft und der Behandlungsmaßnahmen, sondern auch 
indirekte Kosten beispielsweise infolge von Rückfälligkeit zu erfassen,10 sollen doch 
einige erste Anhaltspunkte genannt werden. Den Finanz- und Rechtsp” egestatisti-
ken der Statistischen Landesämter ist zu entnehmen, dass für das Jahr 2001 hierzu-
lande die Haushaltszuschüsse für den Justizvollzug insgesamt 4,152 Mrd. DM (2,123 
Mrd.  ) betragen haben, was bei 70 203 Strafgefangenen im Durchschnitt 30 236   
pro Inhaftiertenjahr bzw. 82,83   pro Tag … als so genannte ŒTageshaftkosten• … be-
deutet.11 Betrachtet man den Betrag von 4 152 Mrd. DM, so ergibt sich daraus ein 
durchschnittlicher Betrag von 25,74   pro Einwohner und Jahr. 
 Nun handelt es sich bei dieser Haftkostenrechnung um keine Rechnung im 
Sinne einer betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung, basierend auf einer Kosten-
stellen- oder gar einer Deckungsbeitragsrechnung, sondern um eine althergebrachte 
kameralistische Einnahmen-Ausgabenrechnung,12 die aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht oft als Ursache mangelnden Kostenbewusstseins angeführt wird. Die Struk-
tur der entstandenen Kosten bleibt im Verborgenen. Nur sehr mühsam lassen sich 
beispielsweise durch Angaben einzelner Bundesländer unterschiedliche Heran-
gehensweisen an die Ziele des Strafvollzugs und des mehr dem Erziehungsgedan-
ken verp” ichteten Jugendstrafvollzugs beleuchten, was wiederum Aufschluss über 
die unterschiedlichen Kosten in den Bundesländern liefert. So wird ersichtlich, dass 
je nach Bundesland unterschiedliche Betreuungsraten … Anzahl der Stellen pro 100 
Gefangene … existieren: Das Spektrum reicht von 62,32 in Brandenburg bis hin zu 
42,68 in Bayern und 42,54 in Baden-Württemberg.13

 Die Personalkosten, die ca. ¾ der Kosten in den Justizvollzugsanstalten ausma-
chen,14 werden aber nicht allein durch die rein quantitative Stellenzahl, sondern 
auch durch die Quali“ kation der Stellen determiniert. Nimmt man wiederum obige 
Datenquelle zur Hilfe, so lässt sich beispielsweise feststellen, dass die Anzahl der 
ŒSozialarbeiter/-innen und Diplompädagogen/-innen• je 100 Gefangenen um mehr 

9 Siehe zu den Folgen von Jugendhaft Haft z.B. Hosser & Greve, 2001.
10 Siehe dazu Entorf , 2004.
11 Siehe dazu Entorf & Meyer , 2004.
12 Meyer, 2003, stellt die verschiedenen Komponenten der Einnahmen-Ausgabenrechnung vor.
13 Quelle: Niedersächsisches Justizministerium , 2003, siehe dazu ausführlicher Kapitel 4.
14 Siehe Meyer, 2003.
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als den Faktor 3 zwischen den Bundesländern schwankt (siehe Kapitel 4). Unbeant-
wortet ist aber bisher die Frage geblieben, ob sich dieser erhöhte Einsatz lohnt, d.h., 
sind Rückfallquoten von gut betreuten Inhaftierten tatsächlich geringer? Das ist eine 
offene Frage, z.B. könnten länderspezi“ sche Rückfallquoten einen Hinweis geben. 
Diese liegen jedoch nicht vor. 
 Schließlich sollte angesichts dieser einleitenden Bemerkungen zu den Kosten 
der Justiz nicht vergessen werden, dass weitere mit der Inhaftierung zusammen-
hängende Komponenten die Kosten anschwellen lassen, nämlich die Ausgaben für 
Staatsanwaltschaft und die Strafgerichtsbarkeit sowie, als weitaus größter Bestand-
teil, die Ausgaben für die Polizei. van Dijk  und de Waard15 geben einen internatio-
nalen Vergleich, bei dem für die Summe der drei genannten Komponenten für die 
USA der höchste Wert mit 379   je Einwohner ermittelt wird, gefolgt vom ŒUnited 
Kingdom• mit 274  . Für Deutschland ermitteln die Autoren 196   je Einwohner 
und Jahr, wobei der Wert für den Strafvollzug mit 25   nicht weit entfernt von dem 
aktuellen Wert von 2001 (25,74  , s.o.) liegt.16 Für die anderen Komponenten werden 
ausgewiesen … Polizei: 137  , Staatsanwaltschaft und Gerichte: 34  . Insgesamt liegt 
der deutsche Betrag von 196   damit eher im unteren Mittelfeld der verglichenen 
Länder.17 
 Sowohl zwischen den Bundesländern als auch international sind erhebliche 
Unterschiede hinsichtlich der für die Justiz aufgewandten “ nanziellen Mittel fest-
zustellen. Nicht garantiert ist, ob damit mehr Erfolg, sprich weniger Kriminalität, 
einhergeht. van Dijk  und de Ward18 ermitteln in diesem Zusammenhang einen 
interessanten, aber gleichzeitig vorsichtig zu interpretierenden Vergleich der Ausga-
ben für das Justizsystem je Straftat. Es ist wichtig in diesem Kontext anzumerken, 
dass die Zahlen der in dieser Publikation zugrunde gelegten Straftaten nicht auf 
den in ihrer absoluten Höhe relativ aussagelosen of“ ziellen Kriminalitätsstatistiken 
beruhen, sondern den regelmäßig durchgeführten internationalen Opferstudien 
entnommen wurden. Relativ viel Geld pro Straftat wird in den Justizsystemen Ös-
terreichs (759  ) und der USA (742  ) aufgewandt, während Schweden (395 $) und 
die Niederlande (354  ) ef“ zienter vorzugehen scheinen. Die zugehörige Opferstudie  
verrät allerdings, dass diese Art von vordergründiger Ef“ zienz fragwürdig sein kann, 
denn die Niederlande hat mit über 60 000 berichteten Straftaten (jeglicher Art, Inzi-
denzraten) je 100.000 Einwohner einen ŒSpitzenplatz• inne, während die USA mit 
ca. 50 000 Fällen deutlich darunter liegt und Österreich sich mit Œnur• knapp über 
30 000 Fällen je 100.000 Einwohner unter den am wenigsten belasteten Nationen 

15 van Dijk & de Waard , 2000.
16 Die Ausgaben für den Strafvollzug in anderen Ländern sind: USA 153  , UK 49  , Kanada 48  , 

Schweden 43  , Dänemark 32  , Frankreich 19  .
17 Weitere Werte: Kanada: 243  , Österreich: 243   Niederlande: 223  , Australien: 212  , Schweden: 

177  , Dänemark: 166  , Frankreich: 165  . 
18 van Dijk & de Waard , 2000.
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be“ ndet, also in der Tat eine höhere Wirkung mit dem hohen “ nanziellen Aufwand 
zu erzielen scheint als die USA.19 Dennoch, Relativzahlen dieser Art sind zwar infor-
mativ, über kausale Zusammenhänge und ökonomische Ef“ zienz lassen sich aber 
so keine Aussagen treffen. Dazu benötigt man auf Grund verzögerter Wirkungen dy-
namische Ursache-Wirkungsanalysen, natürliche Experimente und Kosten-Nutzen-
Quotienten, in denen materielle und immaterielle Kosten der Kriminalität (inklusive 
Opferkosten und entgangener Produktivität) dem Nutzen (also der vermiedenen Kri-
minalität) gegenübergestellt werden.
 Auch innerhalb eines Vergleichs der deutschen Bundesländer lassen sich ei-
nerseits unterschiedliche Aufwendungen für die Justizsysteme, der Auslegung des 
Strafrechts und andererseits unterschiedliche Fallzahlen registrierter Kriminalität 
messen. Beispielsweise gibt es große Diskrepanzen bei den Tageshaftkosten, die 
sich unter anderem durch unterschiedlich hohe Aufwendungen für personalin-
tensive Behandlungsmaßnahmen ergeben. Nach Meyer20 schwanken die Beträge 
(ohne Bauinvestitionen) zwischen 61,09   in Bayern und 91,40   in Hamburg, dicht 
gefolgt von Schleswig-Holstein mit 90,22  . Die Vergleiche der letztgenannten Bun-
desländer mit Bayern sind interessant, da die erstgenannten in deutlich offensiverer 
Weise als Bayern und andere Flächenstaaten wie z.B. Baden-Württemberg aber auch 
Rheinland-Pfalz das Ziel der Diversion verfolgen, also beispielsweise relativ häu“ g 
vom Instrument der informellen Verfahrensbeendigung z.B. gemäß §§ 45, 47 JGG 
Gebrauch machen.21 Ähnliches gilt für die Anwendung des Erwachsenenstrafrechts 
bei der Gruppe der 18- bis 21-Jährigen, auch hier steht z.B. Bayern für eine relativ re-
striktive Auslegung, während in Schleswig-Holstein und insbesondere in Hamburg 
… bei gleicher Deliktgruppe … in sehr hohem Maße das mildere Jugendstrafrecht 
angewandt wird, wie eine Analyse der an der TU Darmstadt ausgewerteten Daten 
der Strafverfolgungsstatistiken verrät (siehe dazu Kapitel 3). Nur als Hinweis auf 
eventuelle Korrelation und ohne tiefere inferenzstatistische Untersuchungen nicht 

19 Da Deutschland an den regelmäßig auf breiter internationaler Ebene durchgeführten Opferstu-
dien nicht teilnimmt, lässt sich über deutsche Verhältnisse keine Aussage treffen. Siehe auch da-
zu van Dijk & de Ward , 2000.

20 Meyer, 2003.
21 Gemäß einer umfangreichen Aktenanalyse (siehe Storz , 1994, S. 153) wurden in Schleswig-

Holstein bei erster Sanktionierung von Jugendlichen für den Geburtsjahrgang 1961 in 75,9% 
der Fälle eine informelle ambulante Entscheidung getroffen. Höhere Raten wurden nur in den 
Stadtstaaten Hamburg (84,3%), Bremen (86,4%) und Berlin (77,7%) verzeichnet. Demgegen-
über waren die entsprechenden Quoten z.B. in Bayern mit 59,5% (hier gab es mit 12,1% neben 
dem Saarland mit 17,3% den höchsten Anteil an stationären Maßnahmen) und Baden-Württem-
berg (42,9%) und Rheinland-Pfalz (45,6%) deutlich geringer. Dabei handelt es sich keinesfalls 
um ein Artefakt aufgrund regional unterschiedlich verteilter Straftaten, denn Storz  (1994, 
S. 187) bestätigt die Rangfolge im hohen Maße z.B. für das Delikt Œeinfacher Diebstahl• (Ham-
burg führt hier mit der Quote von 90,8% für informelle Sanktionierungen das Ranking an, ge-
folgt von Bremen (88,9%), Berlin (84,9%) und Schleswig-Holstein (84,9%); Schlusslichter sind 
Baden Württemberg (43,4%) und Rheinland-Pfalz mit 43,2%, Bayern liegt bei 56%.
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kausal … aber dennoch informativ … zu werten ist ein gleichzeitiger Blick in die Kri-
minalitätsstatistiken (siehe Kapitel 3). Wie unschwer zu erkennen sein wird, ist das 
Aufkommen an registrierten Straftaten in Bayern deutlich geringer als in Schles-
wig-Holstein und insbesondere Hamburg. Gerade der Vergleich mit Hamburg zeigt 
aber, dass einfache Schlussfolgerungen vermieden werden sollten. Urbane Faktoren, 
Drogenproblematik, größere soziale Probleme, attraktivere Ziele für Eigentumsde-
likte usw. führen zwangsläu“ g zu höheren Kriminalitätsraten in Stadtstaaten. 
 Das Instrument der negativen Generalprävention (ŒAbschreckung•) zur Eindäm-
mung der Kriminalitätskosten, auf dessen Einsatzmöglichkeit der obige Länderver-
gleich hinweisen könnte, wird unter Kriminologen in der Regel als stumpf erachtet. 
Ein häu“ ges Argument gegen die Verwendung of“ zieller Kriminalitätsstatistiken in 
kriminologischen Studien ist, dass potentielle Straftäter über die oben angeführten 
regionalen Unterschiede in der Auslegung des Strafrechts nicht informiert seien 
und so nicht der Anreizlogik rationaler Straftäter unterworfen sein können. Erstmals 
haben wir in einer bundesweiten Befragung von ca. 1 600 Inhaftierten nachweisen 
können, dass diese regionalen Besonderheiten den Befragten sehr wohl bewusst 
sind. Auffällig sind hierbei auf der einen Seite Bayern als das mit Abstand am häu-
“ gsten genannte Land mit relativ strenger Auslegung des Strafrechts, und auf der 
anderen Seite Bremen und Hamburg und … unter den Flächenstaaten … Schleswig-
Holstein als Regionen mit eher Œmilder• Rechtsprechung. In diesem Artikel werden 
wir erstmals über dieses und andere Ergebnisse unserer gerade abgeschlossenen 
Befragung berichten, ohne allerdings an dieser Stelle bereits auf kausale Schluss-
folgerungen eingehen zu können. Zukünftige Forschung zu Fragen der Haft- und 
Lebenserfahrung von Inhaftierten (z.B. hinsichtlich des vorhandenen Human- und 
Sozialkapitals, selbstberichteter Delinquenz, Einstellung zum Strafvollzug und zur 
Diversion) verfolgt das Ziel, die Komplexität der Evaluation eingesetzter öffentlicher 
Mittel zu verdeutlichen und Anregungen für eine Beendigung der gegenwärtigen 
Kriminalpolitik zu geben, in der Entscheidungen zu oft ohne die notwendige Infor-
mation aus empirischen Wirkungsstudien getroffen werden (müssen).

3  Die quantitative Erfassung des Kriminalitätsrisikos
Über die … problematische … Erfassung des Kriminalitätsrisikos ist schon an anderen 
Stellen ausführlich berichtet und nachgedacht worden.22 In diesem Kapitel sollen 
Entwicklungen und Trends unter dem Aspekt der Analyse von Kosten der Kriminali-
tät und des Nutzens von Kriminalitätsbekämpfung betrachtet werden, wobei beson-
deres Augenmerk auf die Situation von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsen-
den gelegt wird. Die sich aufdrängenden Fragen sind:

22 Siehe neben vielen anderen Quellen, die jährlichen Polizeilichen Kriminalstatistiken, PKS, der 
Erste Periodische Sicherheitsbericht der Bundesregierung(PSB, 2001), nationale und internati-
onale Opferstudien usw.; Entorf & Spengler , 2002, Kapitel 2, geben eine internationale Über-
sicht.
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r  Wie hoch ist das Kriminalitätsaufkommen?

r  Wie ist die Verteilung auf die verschiedenen Deliktgruppen?

r  Wer sind die Opfer?

r   Wer sind die Täter? Was sind die Charakteristika der Täter? Mit welcher Intensität 
werden Straftäter auffällig? 

r   Gibt es Sonderentwicklungen, z.B. regionaler, straftatenspezi“ scher oder demo-
graphischer Art?

3.1  Die Kriminalitätsentwicklung im Überblick
Das wahre Ausmaß der Kriminalität ist unbekannt. Entsprechend der letzten in-
ternationalen Opferstudie23 lag die Inzidenz (berichtete Fälle je 100 Einwohner) 
zwischen 58,0 in England und Wales sowie 22,0 in Japan (Deutschland nimmt 
bedauerlicherweise an diesen Opferstudien nicht teil). Of“ zielle Kriminalitätsraten 
liegen deutlich darunter, was auf eine hohe Dunkelziffer hindeutet. Entsprechend 
der PKS-Daten des BKA,24 hat im Jahre 2003 zum dritten Male hintereinander eine 
Steigerung der Fälle vorgelegen, wie Tabelle 1 zu entnehmen ist. Auf 100 Einwoh-
ner kamen demnach im Jahre 2003 ca. 8 polizeilich registrierte Fälle. Nimmt man 
als Anhaltspunkt für eine grobe Abschätzung der Dunkelziffer in Deutschland eine 
mittlere Viktimisierungsrate von 40 (als Mittelwert von 58 und 22) an, so wäre davon 
auszugehen, dass nur jede fünfte Straftat polizeilich gemeldet würde. 

23 van Kesteren et al. , 2001.
24 BKA, 2004.

1955 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2001 2002 2003

Fälle* 1.575 2.919 3.816 4.215 4.455 6.669 6.265 6.364 6.507 6.572

Fälle pro 
100.000 
Einwohner

3.018 4.721 6.198 6.909 7.108 8.179 7.625 7.736 7.893 7.963

Tat-
verdächtige* kA kA kA 1.291 1.438 2.118 2.286 2.281 2.326 2.355

Tabelle 1: Die Entwicklung von registrierter Kriminalität

Quelle:  BKA (2004), Tabellen 2, 44. Bis 1990 Alte Bundesländer, ab 1991 Deutschland.
*) In Tausend.
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Die Anzahl der Fälle ist zum einen ein Indikator für die Kriminalitätsentwicklung, 
andererseits werden die Fallzahlen durch die Arbeit der Polizei determiniert. Eine 
Vielzahl so genannter ŒKontrolldelikte• ist der Intensität polizeilicher Personenkont-
rollen unterworfen, z.B. im Bereich der Rauschgiftkriminalität. ŒMehr Polizei• kann 
daher auch Œmehr Kriminalität• bedeuten, da besser und mehr aufgeklärt, bzw. das 
Dunkelfeld besser Œausgeleuchtet• werden kann. Vor diesem Hintergrund ist even-
tuell die Entwicklung der Anzahl der Tatverdächtigen zu sehen, die im Jahre 2003 ei-
nen neuen Höchststand erreicht hat (siehe Tabelle 1). Hierbei ist ein auffällig starker 
Anstieg tatverdächtiger deutscher Heranwachsender (18-21 Jahre) zu verzeichnen, 
deren Anteil an allen deutschen Tatverdächtigen von 8,7 im Jahre 1994 auf 10,8 im 
Jahre 2003 gestiegen ist.25 Die Anzahl stieg von ca. 125 000 (1994) auf ca. 195 000 
im Jahre 2003 an, was einer Steigerung von 56% innerhalb des letzten Jahrzehnts 
entspricht.26 

3.2   Die Verteilung des Kriminalitätsaufkommens:
Die Straftaten anteile und ihre Entwicklung

Bekanntermaßen gehören Eigentumsdelikte zu den am häu“ gsten zu beklagenden 
Straftaten. Im Jahre 2003 ent“ elen 23,4% aller bekannt gewordenen Straftaten auf 
einfachen Diebstahl, 22,6% auf schweren Diebstahl und 13,3% auf Betrug. Weiterhin 
mit hoher Fallzahl vorkommend sind Sachbeschädigung (10,9%), Körperverletzung 
(7,1%) und Rauschgiftdelikte (3,9%).27 Hierbei sind die seit zehn und mehr Jahren 
anhaltenden Trends ungebrochen, die einerseits eine starke Zunahme bei der Kör-
perverletzung28 offenbaren, wobei Jugendliche und Heranwachsende stark zu dieser 
Entwicklung beitragen, und wo andererseits eine deutliche Abnahme der Anzahl 
der Diebstahlsdelikte29 zu verzeichnen ist. Während noch 1993 Œnur• ca. 90 000 
Fälle von Œgefährlicher und schwerer Körperverletzung• (BKA-Schlüssel 2220) vor-
lagen, waren es im Jahre 2003 132 615 registrierte Fälle (plus 47%). Noch deutlicher 
ist die Steigerung bei der Œleichten Körperverletzung• (BKA-Schlüssel 2240), wo in 
der gleichen Zeit ein Anstieg um 69% stattfand (von ca. 185 000 auf 313 000 Fälle). 
Ob dieser Anstieg ganz oder teilweise auf einer Erhöhung des Anzeigeverhaltens 
beruht, kann mangels vorliegender Viktimisierungsstudien für Deutschland nicht 

25 BKA, 2004: Tabelle 37.
26 BKA, 2004: Gra“ k 13.
27 BKA, 2004: Gra“ k 2a.
28 Siehe BKA, 2004, S. 152 ff.
29 Siehe BKA, 2004, S. 163-189.
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festgestellt werden.30 Gleiches gilt für die Entwicklung beim Œschweren Diebstahl• 
(BKA-Schlüssel 4000), wo sich die Anzahl der registrierten Fälle von 2,55 Millionen 
im Jahre 1993 auf 1,5 Millionen im Jahre 2003 um 41% reduziert hat. Für Œleichten 
Diebstahl• (ŒDiebstahl ohne erschwerende Umstände•) ist die Anzahl der Fälle seit 
1993 nahezu unverändert (zwischen 1,5 und 1,6 Millionen schwankend). Da für 
Deutschland keine kostenseitige Bewertung von Straftaten vorliegt, kann ohne wei-
teres keine Gewichtung vorgenommen werden, um den Nettoeffekt (Abnahme von 
Eigentumsdelikten auf der einen Seite, Zunahme von Gewaltdelikten auf der ande-
ren Seite) zu ermitteln. Allerdings sollte berücksichtigt werden, dass Gewaltdelikte 
auf Grund körperlicher und seelischer Folgeschäden einen ungleich höheren Scha-
den erzeugen als Diebstahlsdelikte (siehe dazu weiter unten).
 Weiterhin auffällig und bemerkenswert ist der ungebrochene Aufwärtstrend 
bei den Rauschgiftdelikten. Seit 1993 (ca. 120 000 registrierte Fälle) gab es einen 
Anstieg um 125% (auf ca. 255 000).31 Hier dürfte ein gewisser Anteil der Zunahme 
auf eine Verstärkung der polizeilichen Aufmerksamkeit zurückzuführen sein. Aller-
dings weisen z.B. die Ergebnisse der seit WS 1976/77 regelmäßig durchgeführten 
Gießener Delinquenzbefragung von Studienanfängern der Rechtswissenschaften 
der Universität Gießen32 darauf hin, dass tatsächlich eine deutliche Zunahme des 
Drogenmissbrauchs zu verzeichnen sein dürfte. Während im Durchschnitt der Se-
mester 1989/90 bis 1992/93 noch 8,3% angaben, in den letzten zwei Monaten Dro-
gen konsumiert zu haben, so waren es in der jüngsten Vergangenheit (Durchschnitt 
der Semester 2000/01 bis 2003/04) 18,3%, im Semester 2003/04 wurde sogar ein 
neuer Spitzenwert von 25% erzielt. Als Œhärtestes Indiz• für die “ nalen Folgen der 
Drogenproblematik gilt die Anzahl der Drogentoten. Sie ist von knapp über 2.000 
im Jahre 2000 auf unter 1.500 zurückgegangen, liegt allerdings noch weit über den 
Zahlen von vor 1986 (maximal ca. 350).33 Dieser enorme und fatale Anstieg der Fol-
gekosten von Kriminalität (insbesondere zwischen 1986 und 1991) taucht in keiner 
Schadenstatistik34 des BKA auf, da lediglich Eigentumsdelikte gezählt werden und 
körperliche Schäden und Menschenleben damit implizit mit Null bewertet werden.

30 Heinz (2004a) errechnet anhand der über längere Zeiträume vorgenommenen Bochumer Op-
ferstudie (1975, 1986, 1998; siehe Schwind et al. , 2001), dass ein Zuwachs bei der Bochumer 
Anzahl der Körperverletzungen zwischen 1975 und 1998 zu zwei Drittel auf einer dortigen Zu-
nahme der Anzeigebereitschaft beruht, die wahre Zunahme in Bochum demnach ein Drittel be-
trug. Leider liegen diese Zahlen weit zurück und sind regional sehr eingeschränkt. Beachtens-
wert aus der Sicht der Kostenermittlung von Kriminalität ist, dass der aus den Gewaltstraftaten 
resultierende Schaden offensichtlich lange unterschätzt wurde, denn 1975 wurde nur einer von 
sieben Fällen angezeigt, 1998 hingegen jeder dritte. Beim Diebstahl hingegen hat den gleichen 
Quellen zufolge die Anzeigebereitschaft leicht abgenommen.

31 BKA, 2004: Gra“ k 87.
32 Kreuzer , 2004.
33 BKA, 2004: Gra“ k 92.
34 BKA, 2004: Tabelle 22.
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3.3  Wen trifft es? Angaben zu den Opfern von Kriminalität
Im Vergleich zu den Tätern “ nden die Opfer in deutschen Kriminalitätsstatistiken 
relativ wenig Beachtung. Nur einmal (1989) hat Deutschland an der regelmäßig 
durchgeführten internationalen Opferstudie ŒInternational Crime Victim Survey• 
(ICVS) teilgenommen. Nimmt man den internationalen Durchschnitt des letzten 
ICVS,35 so ist, wie zu erwarten, die Inzidenzrate bei erlebten Eigentumsdelikten mit 
28,0 pro 100 Einwohner deutlich höher als bei Gewaltdelikten mit 10,7.36 Bedacht 
werden muss, dass es sich hierbei um Durchschnittswerte handelt, das heißt, dass 
auf jeden neunten Bürger ca. eine Gewalttat kommt, egal ob Kleinkind, Geschäfts-
mann oder Greis. In einer bundesdeutschen Opferbefragung 1995/96 durch die 
Forschungsgruppe ŒKommunale Kriminalprävention in Baden-Württemberg• 
konnte festgestellt werden, dass bei Personen die jünger als 30 Jahre sind, die Prä-
valenzrate37 erlebter Kriminalität mit 29,1% deutlich über jener der über 70-Jähri-
gen lag, die mit 11% gemessen wurde. Unter den jüngeren Untersuchten haben 
die Personen, die in Orten mit mehr als 20.000 Einwohnern leben mit 32,8% und 
unter den Befragten die zwischen 50 und 59 Jahre alt (33,5%) waren, relative hohe 
Opferanteile. Zusammenfassend hält die Forschungsgruppe ŒKommunale Krimi-
nalprävention• fest, dass die Wahrscheinlichkeit Opfer einer Straftat zu werden, 
von den Merkmalen Alter, Geschlecht, Familienstand, Schulbildung, Wohnortgrö-
ße und Region des Wohnortes abhängig ist. Erhöhtes Risiko ist mit den Attributen 
Œjung•, Œmännlich•, Œunverheiratet•, Œhohe Schulbildung• und Œgrößere Stadt oder 
Ostdeutschland• verbunden. Die Angaben des BKA, die naturgemäß auf angezeigte 
Kriminalität begrenzt sind, bestätigen und präzisieren diese Erkenntnisse. Es zeigt 
sich, dass männliche Jugendliche und Heranwachsende besonders von Körperverlet-
zung, Raub und Straftaten gegen die persönliche Freiheit gefährdet sind.38 Hierbei 
handelt es sich um jene Straftaten, bei denen dieselben Gruppen auch verstärkt als 
Täter auftreten (s.u.).

35 van Kesteren et al. , 2001.
36 Siehe dazu die Darstellungen in Entorf & Spengler , 2002, S. 18-20.
37 Als Prävalenzrate bezeichnet man den Anteil der Personen, die mindestens einmal Opfer einer 

Straftat wurden, d.h. im Unterschied zur Inzidenzrate werden hier mehrfache Opfer nur einmal 
gezählt. Siehe Forschungsgruppe  ŒKommunale Kriminalprävention in Baden-Württemberg•, 
1998, S. 72.

38 Prävalenzraten (je 100.000 Einwohner) bei Körperverletzung, männliche Opfer: Kinder 507, Ju-
gendliche 2 391, Heranwachsende 3 028, Erwachsene (22-60) 852, Erwachsene über 60 Jahre 
158.
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3.4  Wer sind die Täter? Intensität und Charakterisierung
Die ŒAlters- und Geschlechtsstruktur• der PKS39 gibt Auskunft darüber, dass un-
ter den 2,355 Millionen Tatverdächtigen des Jahres 2003, 76,4% männlich waren, 
Kinder einen Anteil von 5,4%, Jugendliche von 12,5%, Heranwachsende von 10,5% 
und Erwachsene (ab 21 Jahren) von 71,6% hatten, wobei mit zunehmendem Alter 
die Kriminalitätsneigung kontinuierlich abnahm. Der Anteil der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen betrug 23,5%. Diese Zahlen sind besser vergleichbar, wenn man sie 
ins Verhältnis zur jeweiligen Bevölkerungsgröße der Gruppe setzt. Das BKA40 hat 
entsprechende ŒTatverdächtigenbelastungszahlen• (TVBZ) berechnet. Bei männli-
chen deutschen Tatverdächtigen ist die entsprechende TVBZ bezogen auf 100 000 
Einwohner derselben Altersgruppe wie folgt: bei Kindern von 12 bis unter 14 Jahren 
5 180, bei Jugendlichen von 14 bis unter 16 Jahren 9 169, bei Jugendlichen von 16 bis 
unter 18 Jahren 11 196, bei Heranwachenden von 18 bis unter 21 Jahren 12 046 und 
bei Erwachsenen ab 21 Jahren 3 395 (Durchschnitt ab 8 Jahre: 4.051). 
 Die Interpretation der Belastungsquoten bei Personen ohne deutsche Staatsange-
hörigkeit mit Migrationshintergrund ist schwierig, da innerhalb dieser Gruppen ei-
ne Vielzahl von Risikofaktoren zusammentreffen, was sich z.B. in einer ungünstigen 
Sozialstruktur, einem schwächeren Bildungshintergrund, höherer Arbeitslosigkeit 
und geringeren Einkommenszahlen ausdrücken lässt. Entorf  und Larsen haben 
für die nichtdeutsche Wohnbevölkerung in Deutschland eine um den Faktor 2,4 hö-
here Kriminalität im Vergleich mit der deutschen Wohnbevölkerung in Deutschland 
berechnet, wobei typische nur Ausländer betreffende Verstöße (gegen Ausländer- 
und Asylverfahrensgesetz) abgezogen wurden (mit Berücksichtigung dieser Strafta-
ten wäre der Faktor 3,5).41 Bei der Gruppe der Jugendlichen und der Heranwachsen-
den sind die Mehrbelastungsquoten geringer als gemeinhin angenommen, nämlich 
1,4 und 1,6. Die insgesamt gesehen höhere Auffälligkeit ausländischer Staatsbürger 
zeigt, dass weitere Bemühungen zur Integration von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund unbedingt notwendig sind, wobei ein wichtiger Handlungs-
bedarf im Bildungsbereich zu “ nden ist.42 
 Bei einer Schadenszuordnung zu den Altersgruppen ist genau zu beachten, wel-
che Straftaten den Gruppen anzulasten sind. Die folgende Übersicht gibt Auskunft 
über die hauptsächlichen Straftatenanteile in den Altersgruppen bei deutschen Tat-
verdächtigen:43

39 BKA, 2004.
40 BKA, 2004: Tabelle 61.
41 Entorf & Larsen ,2004.
42 Siehe dazu Entorf , 2002a, 2002b; Entorf & Minoiu , 2004.
43 BKA, 2004, eigene Berechnungen.
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a)  Kinder (BKA, 2004: Tabelle 35) … Ladendiebstahl 46,6%, Sachbeschädigung 
18,9%;

b)  Jugendliche (BKA, 2004: Tabelle 37) … ŒEinfacher• Diebstahl 37,0% (davon La-
dendiebstahl 24,3%), Körperverletzung 19,3%, Sachbeschädigung 17,9%;

c)  Heranwachsende (BKA, 2004: Tabelle 38) … Rauschgiftdelikte 22,0%, Betrug 
20,1% (hauptsächlich Leistungserschleichung), Körperverletzung 19,8%;

d)  Erwachsene ab 21 … Betrug 22,4%, Körperverletzung 18,4%, Ladendiebstahl 
16,9%.

Im Vergleich dazu haben bei der nichtdeutschen Wohnbevölkerung44 mit 23,9% 
Verstöße gegen das Ausländer- und Asylverfahrensgesetz den größten Anteil. Be-
trachtet man wie oben die Altersverteilung, so fällt abgesehen von dieser Besonder-
heit bei den nichtdeutschen Heranwachsenden auf, dass dort an erster Stelle (nach 
Ausländer- und Asylgesetzen) Betrugsdelikte (17,7%) stehen, gefolgt von Körperver-
letzung (16,8%), während Rauschgiftdelikte (14,4%) anders als bei der deutschen 
Wohnbevölkerung erst an dritter Stelle folgen. Bei den anderen Altersgruppen (Kin-
der, Jugendliche, Erwachsene) der nichtdeutschen Wohnbevölkerung gibt es keine 
auffälligen Abweichungen von der deutschen Tatverdächtigen-Alters-Struktur. 
 Betrachtet man, in einem nächsten Schritt, die zeitliche Entwicklung, so sind 
für die verschiedenen Altersgruppen (ohne Unterscheidung von Nationalitäten) seit 
1993 folgende Beobachtungen zu treffen:45

a)  Kinder: Starker Anstieg von unter 90 Tsd. auf über 150 Tsd. (1998), danach kon-
tinuierlicher Rückgang auf unter 130 Tsd.;

b)  Jugendliche: Anstieg von unter 210 Tsd. auf über 300 Tsd. (1998), danach Seit-
wärtsbewegung ohne nennenswerten Rückgang (knapp unter 300 Tsd.);

c)  Heranwachsende: Anstieg von knapp 210 Tsd. auf knapp 250 Tsd.; auffällig ist hier 
eine gegenläu“ ge Bewegung zwischen Deutschen (starker Anstieg) und Nicht-
deutschen (Abnahme);

d)  Erwachsene ab 21: Zunahme von knapp 1,55 Mio. auf knapp 1,7 Mio.

Zusammenfassend lässt sich insbesondere bei den Jugendlichen ein in Termini der 
TVBZ konstant hohes Niveau und bei Heranwachsenden eine dauerhaft steigende 
Tendenz beobachten, die sich nicht nur im Bereich von Bagatelldelikten bewegt (wie 
es bei Jugendlichen und Kindern mit dem Ladendiebstahl zum Teil der Fall ist). 
Auch kostenintensive Bereiche wie die Körperverletzung und folgenschwere Delik-
te wie die Rauschgiftkriminalität (mit Ausstrahlungen auf andere Deliktgruppen in 
Folge von Beschaffungskriminalität und Gewaltstraftaten) sind betroffen. 

44 Hier ohne detaillierte Aufstellung, siehe nähere Angaben in BKA, 2004, Tabelle 45.
45 BKA, 2004, S. 77-83.
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Bei einer Mehrheit der aufgeklärten Fälle (54,2% im Jahre 2003)46 ist die Person 
schon zuvor (mindestens) einmal als Tatverdächtiger in Erscheinung getreten. Diese 
Raten sind durchgängig sehr hoch, wie die untenstehende Aufstellung in Tabelle 2, 
Spalte a, belegt (in Klammern Schlüssel des BKA, in %). 
 Weiterhin ist für eine zielgerichtete Bekämpfung und Prävention zu beachten, 
dass die Fälle … soweit feststellbar … sehr häu“ g von Konsumenten harter Drogen 
(8,2%, siehe Tabelle 2, Spalte b) und unter Alkoholein” uss (8,7%, Tabelle 2, Spalte c), 
verübt wurden. 
 Hinsichtlich der Erforschung der Häu“ gkeit der Wiederholungstat sind in den 
letzten Jahren Fortschritte erzielt worden. Jehle, Heinz  und Sutterer  erarbeiteten 
eine umfangreiche Rückfallstatistik für alle Personen, die im Jahr 1994 (Bezugsjahr) 
zu einer ambulanten Sanktion verurteilt wurden, oder für die es in diesem Jahr zu 
Entlassungen aus freiheitsentziehenden Maßnahmen gekommen ist. Im Bereich 
des Jugendstrafrechts wurden Jugendarrest, ambulante Maßregeln und Einstellun-
gen nach §§45, 47 JGG erfasst.47 
 Die Rückfallstatistiken wurden für den Zeitraum von vier Jahren bis 1998 ermit-
telt. Die Rückfallquoten steigen erwartungsgemäß mit der Deliktschwere an: Wäh-
rend sie bei mit Geldstrafe zu ahndenden Delikten bei 30,2% und bei Einstellungen 
nach §§ 45, 47 JGG bei immerhin 40,1% liegen, steigen sie bei Jugendstrafe mit Be-
währung auf 59,6%, bei Jugendstrafe ohne Bewährung auf 77,8% und bei Jugendar-

46 BKA, 2004, Tabelle 12 des Tabellenanhangs.
47 Jehle, Heinz & Sutterer , 2003.

Delikt (a) (b) (c)

Mord (0100) 58,4 7,4 25,2

Vergewaltigung und sex. Nötigung (1110) 59,4 4,6 27,6

Sex. Missbrauch von Kindern (1310) 49,0 1,3 9,4

Raub, räub. Angriff und räub. Erpressung (2100) 82,1 16,7 14,6

Körperverletzung (2200) 51,6 4,0 26,1

Diebstahl ohne erschwerende Umstände (3000) 47,6 9,4 4,2

Diebstahl unter erschwerenden Umständen (4000) 80,5 17,6 6,3

Rauschgiftdelikte nach dem BtmG (7300) 62,3 32,6 3,4

Quelle: BKA (2004), Tabelle 12 des Tabellenanhangs, siehe Text zur Erläuterung.

Tabelle 2:  Aufgeklärte Fälle im Zusammenhang mit a) Rückfall, b) Drogen und
c) Alkohol 
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rest auf 70%.48 Als Rückfall gilt hier jede neue Entscheidung.49 Kerner und Janssen 
ermittelten auf der Grundlage einer Kohorte von 500 jungen Männern, die aus dem 
Jugendstrafvollzug Nordrhein-Westfalens entlassen worden waren und deren Legal-
bewährung über eine Zeitspanne von 20 Jahren verfolgt wurde, dass nach 5 bis 6 
Jahren 77,6% der Probanden rückfällig geworden sind, wenn man als Rückfall jede 
neue Verurteilung betrachtet.50 Nach 20 Jahren waren es 84,2%. Es ist zu beachten, 
dass es sich bei den hier betrachteten Quoten stets um behördlich registrierte Rück-
fälligkeit handelt, die Zahlen also untere Grenzen der tatsächlichen Rückfallquoten 
sind. 
 Wie Walter  feststellt, ist bei der Lektüre dieser Zahlen zu beachten, dass selbst 
im Falle von schwereren oder wiederholten Straftaten das Jugendgericht bei einiger-
maßen günstiger Prognose gemäß §§ 21, 27, 57 JGG allenfalls eine Jugendstrafe zur 
Bewährung anordnen sollte, so dass das Bild von Jugendstrafanstalten infolgedessen 
inzwischen von Gefangenen Œmit erheblichen strafrechtlichen Vorbelastungen so-
wie solchen mit manifester Drogenproblematik und behandlungsbedürftigen psy-
chischen Auffälligkeiten• beherrscht wird.51 Jugendliche inhaftierte Täter mit dieser 
Häufung von Risiken werden mit großer Wahrscheinlichkeit wieder rückfällig. 
 Zusammenfassend ist erkennbar, dass, möchte man das Kriminalitätsrisiko 
senken, neben der in der letzen Zeit stärker in den Vordergrund gerückten Not-
wendigkeit einer Senkung der Rückfallwahrscheinlichkeit auch die Bekämpfung 
der Suchtproblematik eine zentrale Rolle spielen muss (wobei Rückfälligkeit und 
Drogen- und Alkoholabhängigkeit im hohen Maße korreliert sind). Insbesondere 
fatale Gewaltdelikte stehen im hohen Maße im Zusammenhang mit rauschhaftem 
Verhalten. Hinsichtlich der Rückfallwahrscheinlichkeit von Insassen in den Jugend-
strafanstalten ist also eher eine pessimistische Sichtweise verbreitet: Die Population 
besteht zumeist aus jungen Männern mit geringen Resozialisierungschancen. 

48 Jehle, Heinz & Sutterer , 2003, S. 103, Tab. 2a, S. 123, Tab. 4.3.a; siehe auch Heinz , 2004b, 
S. 42, Tab. 3.

49 Zumindest voreilig und argumentativ nicht unbedingt nachvollziehbar dürfte die Schlussfol-
gerung von Heinz  (2004b, S. 47) sein, der auf der Grundlage der höheren Rückfallquoten bei 
schweren Delikten … Heinz spricht von Œeingriffsintensiven Sanktionen• … im Vergleich zu 
leichteren Delikten (welche eher mit ambulanten Sanktionen oder Einstellung bedacht werden), 
die Aussage trifft, dass insbesondere der Jugendarrest Œmehr Schaden als Nutzen stiftet•. Wir 
geben zu bedenken, dass hier die richterliche Erfahrung und Praxis berücksichtigt werden soll-
te, wonach höhere Strafmaße die Folge einer stärkeren kriminellen Neigung und gefährlicherer 
Straftaten sind und deshalb der Rückfall wohl auch die Folge der höheren Kriminalitätsneigung 
der verurteilten Straftäter ist und weniger die Folge des Strafmaßes. Letztendlich handelt es sich 
jedoch um die Beantwortung einer äußerst komplexen Kosten-Nutzenfrage, auf die man keine 
einfachen Antworten geben kann. 

50 Kerner & Janssen, 1996.
51 Walter , 2002.
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3.5   Wo gibt es Besonderheiten? Regionale Unterschiede in
Kriminalitätsbelastung und der Auslegung von Strafrecht

Die regional heterogene Verteilung von Kriminalität ist augenfällig und zu allererst 
ein Stadt-Land-Phänomen. Die Häu“ gkeitszahlen (HZ) der Kriminalität (Straftaten 
pro 100 000 Einwohner) sind nach Gemeindegrößenklassen sehr unterschiedlich 
(BKA, 2004: Tabelle 6):

r  Großstädte ab 500 000 Einwohner:     14 338

r  Großstädte von 100 000 bis 500 000 Einwohner: 10 696

r  Städte von 20 000 bis 100 000 Einwohner:   8 079

r  Gemeinden unter 20 000 Einwohner:     4 604

Folgerichtig sind Stadtstaaten stärker betroffen als Flächenstaaten.52 Berlin ist mit 
einer HZ von 16 622 am stärksten gefährdet, gefolgt von Hamburg mit 15 698. Un-
ter den Flächenstaaten sind für Mecklenburg-Vorpommern (10 762), Brandenburg 
(9 515) und im Westen für Schleswig-Holstein (9 348) die Zahlen am höchsten, am 
unteren Ende liegen Bayern (5 709) und Baden-Württemberg (5 456). Unter den 
Großstädten rangiert mittlerweile Frankfurt/Main mit einer HZ von 17 379 noch 
vor Berlin.53 Die Ursachen für die großen Unterschiede sind z.T. bekannt und z.B. 
in einer höheren Mobilität der Bevölkerung und in der anderen Zusammensetzung 
der Bevölkerungsstruktur zu “ nden (siehe dazu auch weiter unten). Andere Unter-
schiede sind weniger einfach zu erklären. So ist auffällig, dass der Anteil der Jugend-
lichen und Heranwachsenden an allen Tatverdächtigen im Osten deutlich höher ist 
als im Westen:54

Jugendliche Heranwachsende

Alte Länder mit Berlin 9,4 8,3

Neue Länder 12,0 9,9

Hessen 8,6 7,4

Mecklenburg-Vorpommern 13,4 10,9

Schleswig-Holstein 10,5 8,9

Im obigen Vergleich wurde Schleswig-Holstein einbezogen, da es sich unter den 
alten Bundesländern als Bundesland mit der höchsten relativen Belastung durch 
tatverdächtige Jugendliche und Heranwachsende hervorhebt.

52 Siehe BKA, 2004, Tabelle 9.
53 BKA, 2004, Tabelle 11.
54 BKA, 2004, Tabelle 56, Œmännliche deutsche Tatverdächtige•.
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Beim Vergleich der Tatverdächtigenbelastungszahlen (TVBZ: Tatverdächtige jeder 
Altersgruppe bezogen auf 100 000 Einwohner derselben Altersgruppe) ergeben 
sich folgende Zahlen für neue Länder/alte Länder, sowie die drei am stärksten und 
die drei am wenigsten belasteten Bundesländer, wobei wir uns der Vergleichbarkeit 
wegen auf Flächenstaaten beschränken.55

Jugendliche Heranwachsende

Alte Länder mit Berlin 6.736 7.440

Neue Länder 8.423 8.703

Sachsen-Anhalt 9.771 9.738

Mecklenburg-Vorpommern 8.905 9.189

Schleswig-Holstein 8.815 9.855

Bayern 5.736 6.740

Hessen 5.506 5.852

Baden-Württemberg 5.151 5.582

Die TVBZ bestätigen die Häu“ gkeitszahlen. Jugendliche und Heranwachsende im 
Osten sind stärker gefährdet, als Tatverdächtige in Erscheinung zu treten. Unter den 
Bundesländern im Westen ist Schleswig-Holstein bemerkenswert, insbesondere 
bei der Gruppe der 18- bis unter 21-Jährigen. Hier ist die Differenz zu den nach-
folgenden westlichen Flächenstaaten in der TVBZ-Rangfolge recht deutlich. Es fol-
gen Niedersachsen (8 358) und NRW (7 750). Bei genauerer Analyse der zeitlichen 
Entwicklung in Schleswig-Holstein (siehe dazu auch weiter unten) ist eine über-
durchschnittlich starke Zunahme der Gewaltkriminalität insgesamt (BKA-Schlüssel 
8920) zu verzeichnen. Während im Durchschnitt der alten Länder zwischen 1996 
und 2003 der Anstieg 15,9% betrug, war dieser in Schleswig-Holstein deutlich hö-
her, nämlich 23,2%. 
 Zusammenfassend ist neben einer Diskrepanz zwischen Ost und West ein Nord-
Süd-Gefälle feststellbar. Ob diese Unterschiede allein auf eine intensivere Aufhel-
lungsarbeit der Polizei zurückzuführen sind, die lediglich mehr Fälle aktenkundig 
macht, ist angesichts der mit diesen Trends konsistenten Ergebnisse der Opferstudie 
der Forschungsgruppe  ŒKommunale Kriminalprävention• fraglich.56 
 Auffällige Sonderbewegungen wie z.B. in Bayern und Schleswig-Holstein geben 
Anlass für Überlegungen grundsätzlicher Art. Die unterschiedliche Kriminalitäts-
entwicklung auf der Ebene der Bundesländer legt die Frage nahe, ob unterschiedli-

55 BKA, 2004: Tabelle 63, nur Deutsche.
56 Forschungsgruppe  ŒKommunale Kriminalprävention•, 1998.
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che Rechtsinterpretationen in den Ländern zu unterschiedlichen Kriminalitätsent-
wicklungen führen. Den Hintergrund für die zum Teil recht deutlich divergieren-
den Rechtsprechungen liefert unter anderem das ŒErste Gesetz zur Änderung des 
Jugendgerichtsgesetzes (1. JGGÄndG)• von 1990, das stark auf den pädagogischen 
Erziehungsgedanken abstellt, Stigmatisierung durch formale Strafen vermeiden 
möchte und die Methoden der Diversion in den Vordergrund der Justizpraxis rückt. 
Wie jedoch in den Schlussfolgerungen der Bundesregierung festgestellt wird,57 sind 
die Diversionsraten regional sehr unterschiedlich. Die Bundesregierung regt jedoch 
an, Œƒ die Akzeptanz von informellen und ambulanten Sanktionen zu fördern.• Wei-
terhin sieht die Bundesregierung Œƒ nach dem im Sicherheitsbericht getroffenen 
Analysen keinen Anlass, Verschärfungen des Jugendstrafrechts vorzunehmen oder 
auf eine frühere Anwendung des Erwachsenenstrafrechts bei Heranwachsenden 
hinzuwirken.• 58

 Da es bei der Anwendung des Instruments der Diversion unterschiedliche Auf-
fassungen gibt, sollen in der folgenden Fallstudie zwei Bundesländer herausgegrif-
fen werden. Als Vertreter einer eher offensiven Politik der Diversion gilt Schleswig-
Holstein, während man dem Freistaat Bayern eine eher restriktivere Kriminalpolitik, 
auch im Jugendbereich, nachsagt.59 Es sei bei der nachstehenden Datenbeschrei-
bung vorausgeschickt, dass an dieser Stelle keine Kausalanalyse betrieben werden 
soll, diese jedoch prinzipiell mit dem vorhandenen Datenmaterial durchgeführt 
werden kann.
 Als Ausgangspunkt der Datenbeschreibung bietet sich die Darstellung der Straf-
verfolgungspraxis und der Diversion von Heinz 60 an, der anhand des bekannten 
ŒTrichtermodells• verdeutlicht, wie stark das Instrument der Diversion Eingang in 
die deutsche Strafrechtspraxis gefunden hat. Von 100 strafmündigen Tatverdächti-
gen werden nur 38 abgeurteilt. Ein Großteil der Erledigungen, nämlich 62%, wird 

57 PSB, 2001, S. 61.
58 PSB, 2001, S. 61.
59 Als Beleg möge die folgende Stellungnahme der Bayerischen Staatsministerin der Justiz Dr. Be-

ate Merk  zur Abschaffung des Jugendarrests dienen. Der Auszug ist Teil einer Rede anlässlich 
der Verabschiedung der bisherigen Leiterin der Justizvollzugsanstalt Niederschönenfeld, Regie-
rungsdirektorin Zoraida Maldonado de Landauer , und der Amtseinführung des neuen An-
staltsleiters, Regierungsdirektor Peter Landauer , am 26. Mai 2004 in der Justizvollzugsanstalt 
Niederschönenfeld: ŒSo sehr ich Verständnis dafür aufbringe, dass der Jugendstrafvollzug auch 
vom Erziehungsgedanken geprägt sein muss, darf dabei nicht vergessen werden, dass es sich 
trotz des jugendlichen Alters zum Teil um hartnäckige Straftäter handelt, die ihr Leben bis zum 
Tag der Aufnahme im Vollzug mit herkömmlichen Methoden nicht in den Griff bekommen ha-
ben. [ƒ] Als Reaktion auf P” ichtverstöße sollen vor allem erzieherische Gespräche und ausglei-
chende Kon” iktregelung erfolgen. Dabei wird übersehen, dass diese •weichen• Maßnahmen bei 
den meisten Gefangenen ja schon zu Schulzeiten oder in der Heimunterbringung ohne Erfolg 
geblieben sind. Nimmt man dann wie vorgesehen dem Jugendstrafvollzug noch das Disziplinar-
mittel des Arrests, verkommt er zu einem zahnlosen Tiger.•

60 Heinz , 2004a.
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folglich von der Staatsanwaltschaft in Form von Einstellungen mit und ohne Auf-
lagen beendet. Von 100 Tatverdächtigen werden 30 verurteilt, 26 zu ambulanten 
Sanktionen. Zu stationären Sanktionen kommt es bei drei von 100 Tatverdächtigen 
(Zahlen von 2002).
 In der ŒRegionalen Kriminalitäts- und Strafverfolgungsdatenbank an der TU 
Darmstadt• (RegKrimDa) haben wir nach intensiven Vorbereitungen61 die Möglich-
keit den Trichter multidimensional aufzuspannen und in zeitlicher Entwicklung zu 
dynamisieren. Wir verfolgen den Weg des Trichters von oben bis unten, d.h. von 
den polizeilich bekannt gewordenen Fällen über aufgeklärte Fälle, strafmündige 
Tatverdächtige, Aburteilungen, Verurteilungen bis hin zum Strafmaß in den Aus-
prägungen Geldstrafe und Haft, mit und ohne Bewährung. Im Unterschied zu den 
bestehenden Statistiken in der Literatur sind wir in der Lage, diese Daten der Straf-
verfolgungsstatistiken gleichzeitig in den Dimensionen

r   Deliktsgruppen (alle üblichen Hauptkategorien, also Mord, Vergewaltigung, 
Raub usw.),

r  Zeit (1976 bis 2001),

r  Region (Bundesländer, Deutschland insgesamt)

zu betrachten. 

Tabelle 3 gibt zunächst in knapper tabellarischer Form einen Überblick über die un-
terschiedlichen Entwicklungen von Kriminalitätsbelastungen … Schwerer Diebstahl, 
Raub, Schwere Körperverletzung … und zugehöriger Variablen aus der Strafverfol-
gung und Diversion, hier exemplarisch für die Bundesländer Schleswig-Holstein 
und Bayern. Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind Mittelwerte längerer Zeiträu-
me gebildet worden.
 Die regionalen Unterschiede in der Entwicklung von Kriminalität, Strafverfol-
gung und Diversion werden einerseits durch Tabelle 3 und zwecks Illustration von 
Trends und abweichender Entwicklungen ferner mittels der Schaubilder 1 bis 4 ver-
deutlicht. Schaubild 1 zeigt die Entwicklung der Kriminalität in der üblichen Aus-
prägung, Fälle je 100.000 Einwohner (hier jeweils gekennzeichnet durch den Code 
O_0099). Im oberen Teilbild ist die Kategorie ŒSchwerer Diebstahl• (Code 4000), 
im mittleren Teilbild ŒRaub• (Code 2100) und im unteren Teilbild ŒSchwere Körper-
verletzung• (Code 2220) dargestellt (dieses Schema wird für alle Schaubilder bei-
behalten). Jedes Teilbild enthält 4 Graphen. Neben Bayern und Schleswig-Holstein 
sind die Gesamtheit der Œalten Länder• und NRW als Referenzgrößen abgetragen. 

61 Eine ausführliche Darstellung der Daten und ihrer Quellen sowie Möglichkeiten der Datenauf-
bereitung und Nutzung wurde im Rahmen des Dissertationsvorhabens von Hannes Spengler 
(2004a) präsentiert.
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Tabelle 3:  Regionale Besonderheiten in der zeitlichen Entwicklung von Strafverfol-
gung und Diversion am Beispiel Bayerns und Schleswig-Holsteins

a) Schwerer Diebstahl
1977-1983 1984-1990 1991-1995 1996-2001

BAY SH BAY SH BAY SH BAY SH

Straftaten/100.000 EW 1037 2704 1072 3536 1074 3743 782 2701

TVBZ der 18-21-Jährigen,
je 100 000 594 833 552 1118 683 1338 517 1120

Anteil der Verurteilten an den Tat-
verdächtigen, Altersgruppe 18-21 35,1 47,1 39,1 32,1 33,0 21,7 39,4 18,0

Anteil der zur Bewährung ausge-
setzten Jugendhaftstrafen 62,6 50,6 63,2 58,8 67,8 45,7 66,4 48,2

Anteil der zur Bewährung ausge-
setzten Haftstrafen mit 1-2 Jahren 
Strafmaß

24,6 18,0 47,2 46,6 62,5 37,5 60,8 34,0

Anteil der 18-21-Jährigen, die nach 
Erwachsenenstrafrecht verurteilt 
wurde

11,4 3,72 6,43 1,28 8,84 1,07 10,1 3,49

Länge der nicht zur Bewährung 
ausgesetzten Jugendhaftstrafen 
(Monate)

19,6 15,3 20,4 16,9 22,0 17,9 22,9 18,2

Die Verläufe von Bayern liegen deutlich unterhalb derer von Schleswig-Holstein, wo-
bei beim Diebstahl im letzten Jahrzehnt eine Annäherung statt“ ndet, jedoch beim 
Raub … und ab 1999 auch bei der Körperverletzung … eine deutliche Verstärkung 
der Differenz sichtbar wird. Diese Tendenzen werden bestätigt in Schaubild 2, das 
die unterschiedlichen Entwicklungen der TVBZ abbildet. Ab 1990 ist eine deut-
liche Divergenz der Belastungsziffern zu erkennen. Schaubild 3 verdeutlicht das 
unterschiedliche Ausmaß der Diversion. Erkennbar ist, dass der Anteil der Tatver-
dächtigen, die vor Gericht gestellt werden, in Schleswig-Holstein insbesondere ab 
1990 zunehmend kleiner wird (im Jahre 2001 sind es nur noch zwischen 20% und 
30%), während diese Quote in Bayern nahezu konstant bleibt. Tabelle 3 bestätigt die-
se Unterschiede anhand des Anteils der Tatverdächtigen, die verurteilt werden: Für 
den letzten Zeitabschnitt, 1996-2001, ist in Bayern im Durchschnitt der Jahre beim 
schweren Diebstahl die Verurteilungsquote 39,4%, in Schleswig-Holstein hingegen 
18% (Raub: 45,2% versus 26,1%, schwere Körperverletzung: 30,6 % versus 15,1%). 
 Schaubild 4 zeigt die unterschiedliche Herangehensweise an die Möglichkeit, 
Heranwachsende entweder nach Erwachsenenstrafrecht oder nach Jugendstrafrecht 
zu verurteilen. Hier ist eine generelle Tendenz hin zur Anwendung des Jugendstraf-
rechts zu verzeichnen, wobei allenfalls in letzter Zeit bei den schweren Diebstahls-
delikten … auf niedrigem Niveau … eine leicht gegenläu“ ge Tendenz auszumachen 
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b) Raub 1977-1983 1984-1990 1991-1995 1996-2001

BAY SH BAY SH BAY SH BAY SH

Straftaten/100 000 EW 23,3 40,3 25,0 43,2 31,0 56,2 30,7 73,4

TVBZ der 18-21-Jährigen, 
je 100 000 86,9 123 78,5 124 122 185 127 291

Anteil der Verurteilten an den Tat-
verdächtigen, Altersgruppe 18-21 45,3 43,3 48,6 43,7 44,6 31,3 45,2 26,1

Anteil der zur Bewährung ausge-
setzten Jugendhaftstrafen 51,4 55,4 51,7 52,3 59,1 51,0 60,2 53,1

Anteil der zur Bewährung ausge-
setzten Haftstrafen mit 1-2 Jahren 
Strafmaß

35,5 25,9 58,5 50,7 74,4 49,9 74,3 45,2

Anteil der 18-21-Jährigen, die nach 
Erwachsenenstrafrecht verurteilt 
wurde

3,99 2,97 2,57 ,425 1,78 0 2,32 ,987

Länge der nicht zur Bewährung 
ausgesetzten Jugendhaftstrafen 
(Monate)

28,5 21,1 30,2 21,1 30,5 20,2 31,1 18,9

Berechnungen auf Grundlage der Regionalen Kriminalitäts- und Strafverfolgungsdatenbank an der 
TU Darmstadt (RegKrimDa), siehe auch Spengler (2004a)

c)  Schwere und gefährliche
Körperverletzung

1977-1983 1984-1990 1991-1995 1996-2001

BAY SH BAY SH BAY SH BAY SH

Straftaten/100 000 EW 85,0 107 78,9 107 87,1 120 106 137

TVBZ der 18-21-Jährigen, 
je 100 000 347 404 300 402 406 610 560 785

Anteil der Verurteilten an den Tat-
verdächtigen, Altersgruppe 18-21 27,4 27,1 29,9 23,7 26,5 18,8 30,6 15,1

Anteil der zur Bewährung ausge-
setzten Jugendhaftstrafen 66,1 56,0 63,2 59,2 70,2 53,2 67,9 53,0

Anteil der zur Bewährung ausge-
setzten Haftstrafen mit 1-2 Jahren 
Strafmaß

22,3 13,8 41,2 42,2 54,4 36,3 54,6 41,9

Anteil der 18-21-Jährigen, die nach 
Erwachsenenstrafrecht verurteilt 
wurde

28,4 10,4 16,9 4,08 15,1 2,61 9,67 2,62

Länge der nicht zur Bewährung 
ausgesetzten Jugendhaftstrafen 
(Monate)

19,2 17,3 18,9 18,2 20,8 17,9 22,2 15,1
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Schaubild 1:  Schwerer Diebstahl, Raub und Schwere Körperverletzung in regionaler 
Entwicklung [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter erschwerenden Umstän-
den•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körperverletzung]
(Quelle: RegKrimDa)
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Schaubild 2:  Die regionale Entwicklung von Tatverdächtigenbelastungszahlen (TVBZ) 
bei Heranwachsenden (18-21) [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter erschwe-
renden Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körperverlet-
zung] (Quelle: RegKrimDa)
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Schaubild 3:  Die regionalen Entwicklungen der Aburteilungsquote für die Alters-
gruppe der Heranwachsenden (18-21) [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter 
erschwerenden Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körper-
verletzung•] (Quelle: RegKrimDa)
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Schaubild 4:  Der Anteil der 18-21-jährigen mit Verurteilung nach Erwachsenen-
strafrecht in regionaler Entwicklung [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter 
erschwerenden Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körper-
verletzung] (Quelle: RegKrimDa)
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ist. Es bestätigt sich auch hier, dass Schleswig-Holstein eine mildere Auslegung des 
Strafrechts verfolgt. Die restlichen Variablen aus Tabelle 3 sowie weitere vergleichen-
de Darstellungen zur unterschiedlichen Entwicklung be“ nden sich im Anhang.
 Die als Beispiel gewählte Zeitreihendarstellung dokumentiert eine Kriminalitäts-
entwicklung, bei der sich Schleswig-Holstein relativ zu Bayern (weiter) verschlechtert 
(mit der Ausnahme des Œschweren Diebstahls•, bei dem sich die deutlich oberhalb 
Bayerns liegende Zeitreihenentwicklung Schleswig-Holsteins den anderen Bundes-
ländern langsam anpasst, ohne sie aber bisher erreicht zu haben). Weiterhin zeigen 
die Zahlen, dass sich Bayerns Justiz seit Anfang der neunziger Jahre gewissermaßen 
resistent gegenüber eines Einsatzes informeller Sanktionen und der Maßnahmen 
der Diversion gezeigt hat, während in Schleswig-Holstein sehr viele Tatverdächtige 
durch informelle Sanktionen seitens der Aktivitäten der Staatsanwaltschaft vor här-
teren Strafen bewahrt blieben. 
 Ob diese als sehr vorläu“ g zu bezeichnende Evidenz ein Argument für die Wirk-
samkeit von negativer Generalprävention ist, wäre anhand einer umfangreicheren 
und sorgfältigeren statistischen Analyse genauer zu überprüfen. Auch die Möglich-
keit eines statistischen Artefaktes aufgrund mangelhafter Datenqualität ist nicht 
auszuschließen. Sie würde dann zutreffen, wenn die Polizei in Schleswig-Holstein 
zunehmend ” eißiger aufgeklärt und eine wachsende Anzahl von Tatverdächtigen 
zu den Akten genommen hätte als in Bayern, diese Tatverdächtigen dann aber oft 
ohne Grund beschuldigt wurden, so dass es nicht zu einer Anklage kam, oder wenn 
umgekehrt die bayerische Polizei im Zeitablauf immer weniger Fälle zu den Akten 
genommen hätte und gleichzeitig das Anzeigeverhalten in Bayern nachgelassen hät-
te (so dass sich dort das Dunkelfeld relativ vergrößert hätte). Unseres Wissens gibt es 
jedoch für keine dieser Möglichkeiten dokumentierbare Hinweise. 
 Die empirische Evidenz basierend auf Kriminalstatistiken der oben beschrie-
benen Art wird gelegentlich kritisiert, weil of“ zielle Daten im kognitiven Informa-
tionsverarbeitungsprozess potentieller Straftäter keine Rolle spielen würden. Folg-
lich wären sie für das ŒRational Choice• Argument der negativen Generalprävention 
nutzlos und das Abschreckungsargument griffe ins Leere, da eine rationale Abwä-
gung zwischen Tat und Unterlassen einer Tat hier oder dort aufgrund fehlenden 
ŒWissens• objektiver Strafwahrscheinlichkeiten nicht statt“ nden könne. Im Zuge 
der bundesweiten Befragung von 1 664 Haftinsassen in 31 Haftanstalten im Rah-
men des Projektes ŒKosten und Nutzen von Haft und Haftvermeidung• und von 
1 193 Probanden in einer von Infratest durchgeführten Kontrollgruppenbefragung 
können wir nachweisen, dass (potentielle) Straftäter sehr wohl wissen, in welchen 
Bundesländern eine eher milde und vor allem wo eine eher strenge Auslegung des 
Strafrechts zu erwarten ist. Der Fragebogen enthielt diesbezüglich folgende Frage:
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In welchen Bundesländern oder Städten kommen Ihrer Meinung nach Straftäter eher
mit einer geringeren Strafe davon, wo müssen sie mit einer strengeren Strafe rechnen?

Nennen Sie bitte jeweils zwei Bundesländer oder Städte

a) mit vermutlich strengerer Strafe                                                                                         

b) mit vermutlich geringerer Strafe                                                                                         

0  Ich bin der Meinung, dass es keine Unterschiede zwischen Bundesländern und Städten gibt.

Die Ergebnisse der gesamten Befragung (Haft- und Lebenserfahrungen sowie Ein-
stellungen von Haftinsassen hinsichtlich Human- und Sozialkapital, Spezial- und 
Generalprävention, alternative Strafen usw.) werden gerade in einer Projektdoku-
mentation ausgewertet. Mit ausschließlichem Bezug auf die hier exemplarisch auf-
geführten Länder Schleswig-Holstein und Bayern ergaben sich folgende Resultate 
(1. Eintrag: Haftinsassen / 2. Eintrag: Bevölkerungsbefragung).
 Es wird deutlich, dass besonders die strengere Auslegung des Strafrechts in Bay-
ern allgemein bekannt ist. Schleswig-Holstein ist im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern absolut gesehen weniger auffällig, jedoch zeigen sich, ausgehend von der 
Gesamtzahl der jeweiligen Nennungen, die Relativzahlen grundsätzlich konsistent 
mit den of“ ziellen Statistiken.62

 Die exemplarische Darstellung der verfügbaren Zeitreihen, Panel- und Quer-
schnittsdaten zeigt das Potential des Datenmaterials auf und verdeutlicht, dass die 
Evaluation der Wirksamkeit von Strafrecht auf eine sorgfältige statistische Auswer-
tung der Polizeilichen Kriminalstatistiken nicht verzichten sollte.

4 Die Kosten der Kriminalität; hier: Kosten des (Jugend-) Strafvollzugs
Die Bestimmung der Kosten der Kriminalität ist ein komplexes, schwieriges Unter-
fangen, das keine vollends befriedigende und exakte Antworten liefern kann, das 
stets unter gewissen Annahmen und Prämissen zu analysieren und zu interpretie-
ren ist sowie hier und da auf eine gewisse Skepsis stößt. Gleichwohl ist die Abwesen-
heit jedweder Information über die Höhe eines Schadens, den es zu vermeiden und 
möglichst zu steuern gilt, das ungleich größere Problem. Wenn ein allseits thema-
tisierter Sparzwang verlangt, in bestimmten Bereichen der Kriminalitätsprävention 
Leistungen zu streichen, dann sollten kriminalpolitische Entscheider wissen, ob und 

62 Als Gegenpole zu Bayern werden von der Kontrollgruppe zahlenmäßig am häu“ gsten Hamburg 
und Hessen und von den Inhaftierten Berlin und Nordrhein-Westfalen als Länder mit milderer 
Auslegung genannt, prozentual werden von den jeweils gegebenen Nennungen des Bundeslan-
des (Anzahl der Nennungen = 100%) jedoch am eindeutigsten Bremen (99%) und Hamburg 
(91%) (bei den Inhaftierten) bzw. Bremen (92%) und Mecklenburg-Vorpommern (97%) (in der 
Kontrollgruppe) zu den Œeher weniger strengen• Bundesländern zugeordnet.
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welches Ausmaß an zusätzlicher Kriminalität damit erkauft wird. Diese Entschei-
dungen wären naturgemäß informierter, wenn man den eingesparten Euro-Beträ-
gen die Euro-Beträge der Opportunitätskosten der Entscheidung, sprich die bewerte-
ten Kosten der zusätzlichen Kriminalität, gegenüberstellen könnte. 
 Die besondere Herausforderung bei der Bestimmung der Kosten der Kriminali-
tät liegt darin, die Opferkosten einzubeziehen. Voraussetzung dafür ist, die Anzahl 
der Opfer und die Höhe des persönlichen Schadens zu erfassen. Das ist hierzulande 
nicht möglich, da Deutschland an international regelmäßig durchgeführten Opfer-
befragungen nicht teilnimmt.63 Damit ist es ebenfalls nicht möglich, wichtige Er-
kenntnisse über das Ausmaß des Dunkelfelds und über die Relation der Schäden der 
bei der Polizei gemeldeten und nicht gemeldeten Straftaten aus Daten einer bundes-
weiten Opferbefragung zu gewinnen. Es muss allerdings betont werden, dass auch 
bei Vorliegen dieser Daten eine umfassende und hinreichend präzise Schadenser-
fassung ein schwieriges Unterfangen bleibt, was unter anderem darin begründet ist, 
dass Tötungsdelikte eine pekuniäre Bewertung des menschlichen Lebens erfordern. 
Dennoch bewirkt eine völlige (implizite) Nullbewertung dieser Kosten vermutlich 
größere Fehlschlüsse als beispielsweise eine Orientierung anhand von Ressourcen-
ausfallkosten oder Produktivitätsverlusten für die Volkswirtschaft. Unterstützt durch 
Forschungsergebnisse für die USA,64 die seelische und körperliche Schäden berück-
sichtigen, ist auch für Deutschland mit einer volkswirtschaftlichen Gesamtschadens-
summe aus Kriminalität zu rechnen, die ein Vielfaches des vom BKA ausgewiesenen 
Wertes beträgt. So stellt Spengler 65 eine Rechnung unter Verwendung des Wertes 
eines statistischen Lebens auf, in der sich für die vom BKA für das Jahr 2003 be-
richteten 1 996 Todesopfer infolge von Straftaten (ohne Straßenverkehr) mit 4,5 bis 
10 Mrd.   bereits ein wesentlich höherer Schaden ergibt als für das Massendelikt 
Diebstahl (ca. 2,76 Mio. Fälle), dessen Schaden das BKA mit 2,42 Mrd.   beziffert.66 

Die Kosten je Straftat umfassen auch private Vorkehrungen gegen Kriminalität, die 
bisher weitgehend vernachlässigt werden. Wegfahrsperren, Sicherheitsmaßnahmen 
gegen Diebstahl usw. sind jedoch offensichtliche Kosten, die mit der Höhe der Kri-
minalitätsraten variieren. Im internationalen Ländervergleich bewegt sich ein gro-
ßer Teil der Schätzungen der Höhe der Kosten der Kriminalität im Bereich von 4% 
bis 7% des jeweiligen BIP.67

63 Siehe van Kesteren et al. , 2000.
64 Miller, Cohen & Wiersema , 1996.
65 Spengler , 2004a.
66 BKA, 2004.
67 Siehe dazu Entorf & Spengler , 2002.
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Es ist an dieser Stelle nicht genügend Raum, um die Konzepte und die Problematik 
der Messung der Kosten der Kriminalität darstellen zu können, was aber an anderer 
Stelle versucht worden ist.68 Stattdessen sollen neue Erkenntnisse über einen wichti-
gen Teilaspekt des Sparzwangs vorgestellt werden, nämlich hinsichtlich der Kosten-
situation im Bereich des (Jugend-) Strafvollzugs. Einsparungen, etwa im Bereich der 
Resozialisierungsmaßnahmen (ŒBehandlungsmaßnahmen•), könnten das Krimina-
litätsrisiko in Deutschland nachhaltig beeinträchtigen, allerdings liegen auch hier 
keine gesicherten Erkenntnisse über die Zusammenhänge vor. 
 Die Tageshaftkostenrechnung nach dem Muster der Justizministerien der Län-
der zeigt eine große Variation zwischen den Gebietskörperschaften auf. Die Ergeb-
nisse (ohne Bauinvestitionen, Zahlen für das Jahr 2001) schwanken zwischen 91,40 
Euro pro Tag in Hamburg sowie 90,22 in Schleswig-Holstein am oberen und 64,29 
in Sachsen sowie 61,09 in Bayern am unteren Ende der Skala.69 Die Aufspaltung der 
Kosten zeigt, dass rund ¾ der Tageshaftkosten durch Personalkosten verursacht wer-
den. Es ist daher nahe liegend, sich insbesondere der Variation der Personalkosten 
zuzuwenden.
 So wird ersichtlich, dass je nach Bundesland unterschiedliche Betreuungsraten 
… Anzahl der Stellen pro 100 Gefangene … existieren (in Klammern: Anzahl der Stel-
len pro 100 Haftplätze): Das Spektrum reicht von 62,32 (54,97) in Brandenburg und 
56,03 (57,52) in Berlin bis zu 42,68 (44,30) in Bayern und 42,54 (44,24) in Baden-
Württemberg am unteren Ende.70 Der Länderdurchschnitt beträgt 48,12 (48,35).
 Die Personalkosten werden aber nicht allein durch die Stellenzahl per se, son-
dern auch durch die Quali“ kation der Stellen determiniert. Nimmt man wieder-
um obige Datenquelle zur Hilfe, so lässt sich feststellen, dass beispielsweise die 
Anzahl der ŒSozialarbeiter/-innen und Diplompädagogen/-innen• je 100 Gefange-
nen gleichfalls einer großen Variation zwischen den Bundesländern unterliegt: Die 
Bandbreite liegt zwischen 3,12 (3,21) in Berlin, 2,59 (2,59) in Niedersachsen und 1,07 
(1,11) in Bayern und 0,93 (1,05) in Thüringen, der Quotient schwankt also um mehr 
als den Faktor drei. Allein auf der Grundlage dieser Zahlen ist nicht verwunderlich, 
dass die Tageshaftkosten in Bayern unter denen aller anderen Bundesländer liegen. 
Liegt deshalb auch die Leistungsfähigkeit der bayerischen Justizvollzugsanstalten 
unter der der anderen Länder? Das ist eine offene Frage, z.B. könnten länderspezi“ -
sche Rückfallquoten einen Hinweis geben. Diese liegen jedoch nicht vor.

68 Entorf , 2004; Entorf & Meyer , 2004; Spengler , 2004a, 2004b.
69 Siehe Meyer, 2003.
70 Wir danken Herrn Dr. Hasenpusch vom Niedersächsischen Justizministerium für die freund-

liche Überlassung der Statistiken. Quelle: Niedersächsisches Justizministerium, Personalsitua-
tion im Justizvollzug, Haushaltsplan 2003. 
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Wir wollen an dieser Stelle den vermuteten Zusammenhang zwischen den Tages-
haftkosten (ohne Bauinvestitionen) und der Personalbetreuung genauer quanti“ zie-
ren. Dazu verwenden wir die statistische Regressionsanalyse (ŒMethode der kleins-
ten Quadrate•) und schätzen damit eine lineare Gleichung, in der die Tageshaft-
kosten als zu erklärende Variable und die Stellen je 100 Gefangene als erklärende 
Variable verwendet werden. Da beim Blick auf die Daten der 16 Bundesländer (Daten 
von 2001) ferner auffällt, dass die Stellenausstattung in den neuen Bundesländern 
zwar höher als im Westen ist, die Tageshaftkosten in Ostdeutschland jedoch nicht 
wesentlich höher zu sein scheinen, soll gleichzeitig auch die Hypothese überprüft 
werden, ob die Kosten/Stellen-Relation in den neuen Bundesländern ef“ zienter aus-
fällt. Diese Überlegungen führen zu folgender Schätzgleichung:

 Tageshaftkosten = Konstante + (Stellen je 100 Gefangene) + (OST),

wobei ŒOST• eine Indikatorvariable ist, die den Wert 1 annimmt, falls es sich bei der 
Beobachtung um ein neues Bundesland handelt, und der Wert 0 für die alten Bun-
desländer ist. Das Schätzergebnis für die unbekannten Parameter dieser Gleichung 
ist in Tabelle 4 dargestellt.
 Die Ergebnisse zeigen trotz der nur sparsam modellierten Gleichung eine gute 
Erklärung: Fast 70% der Varianz der Tageshaftkosten werden allein durch die Be-
treuungsdichte sowie durch die Ost-West-Differenz erklärt, die t-Werte zeigen bis 
auf die für das Ergebnis unerhebliche Konstante hochsigni“ kante Ein” üsse der er-
klärenden Faktoren. 
 Der Wert �D = 1,48 bedeutet, dass im Bundesdurchschnitt eine zusätzliche Stelle 
pro 100 Gefangene zusätzliche Tageshaftkosten in Höhe von 1,48 Euro erzeugen 
würde. Bezüglich der Unterschiede in den neuen und alten Bundesländern zeigt 
sich tatsächlich ein Kostenvorteil für den Osten: Bei einer ansonsten gleichen 
(durchschnittlichen) Personalausstattung wären die Tageshaftkosten in den neuen 
Bundesländern um 13,12 Euro geringer. Würde man darüber hinaus berücksichti-
gen, dass in den alten Bundesländern die Stadtstaaten als besonders kostenintensiv 
herauszuragen scheinen, so würde sich der Betrag nur unerheblich auf 11,50 Euro 
reduzieren (und eindeutig statistisch signi“ kant bleiben), wie eine Sensitivitätsana-
lyse der obigen Ergebnisse zeigt.
 Um das Potential der statistischen Analyse ansatzweise zu demonstrieren, lie-
ßen sich … allerdings möglichst auf einer ausführlicheren Datenbasis … Kennzahlen 
ermitteln, die darlegen, ob Einheiten, also z.B. Haftanstalten oder Bundesländer wie 
im vorliegenden Fall, oberhalb oder unterhalb geschätzter Ef“ zienzlinien (Œef“ cient 
frontiers•) operieren. Anhand des obigen Regressionsergebnisses lässt sich das 
prinzipielle Vorgehen demonstrieren. Es geht darum, die tatsächlich gemessenen 
ŒIst•-Werte, also hier die Tageshaftkosten, den zu ermittelnden Soll-Werten gegen-
über zu stellen. Die Bestimmung der Soll-Werte kann Gegenstand einer komplexen 
Ef“  zienzanalyse sein, bei der Output oder Kosten bei gleicher Leistung ermittelt 
werden. In dieser Studie werden einfach die bundesweit ermittelten Durchschnitts-
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parameter der Schätzung, also die Schätzwerte ŒKonstante = 6,04•, Œ�D = 1,48• und 
Œ�E��= -13,12•, verwendet, um bei gegebener Stellensituation und gegebener Ost- oder 
Westzugehörigkeit die Höhe der in den jeweiligen Bundesländern normalerweise 
Œzu erwartenden• Tageshaftkosten zu berechnen bzw. Œvorherzusagen•. 

Tabelle 4:  Tageshaftkosten (ohne Baukosten) in Abhängigkeit des Personals je 100 
Gefangene, Ergebnisse einer Regressionsanalyse

Variable Schätzkoef“ zient t-Wert

Konstante 6,04 0,41

Stellen je 100 Gefangene 1,48 5,03

OST -13,12 4,01

R-quadrat 0,692

Anmerkung:  Anwendung der Methode der kleinsten Quadrate auf der Grundlage von
16 Bundesländern im Jahre 2001

Nimmt man den Quotient aus ŒIst• und Œim Durchschnitt zu erwarten•, so liegen 
aufgrund der Durchschnittsbetrachtung ca. jeweils die Hälfte der Länder oberhalb 
bzw. unterhalb von dem sich mathematisch-statistisch zwangsläu“ g ergebenden 
Durchschnittswert in Höhe von 1,00. Tabelle 5 zeigt, dass Hamburg (1,08), Thürin-
gen (1,08) und Hessen (1,13) am weitesten oberhalb des so de“ nierten Referenzwer-
tes liegen, während entsprechend dieser Sichtweise die Haftanstalten in Rheinland-
Pfalz (0,90) und Bayern (0,88) die Tageshaftkosten vergleichsweise gering halten. 
 Es sei aber noch einmal darauf hingewiesen, dass die vorgestellte Analyse eher 
den Charakter einer Machbarkeitsstudie hat, da weder genaue Kostenbestandteile 
noch die mit den Kosten verbundenen Leistungen (insbesondere JVA- oder zumin-
dest länderspezi“ sche Rückfallquoten) bekannt sind, welche aber unersetzliche Be-
standteile einer aussagefähigen Kosten-Nutzenrechnung des Strafvollzugs sind.
 Nicht berücksichtigt wurde beispielsweise, dass manche Bundesländer durch ih-
re überproportionale Besetzung mit Jugendstrafanstalten höheren Kostenbelastun-
gen ausgesetzt sein können, da hier der Erziehungsgedanke eine wesentlich stärkere 
Rolle spielen sollte, was auch mit einer besseren personellen Betreuung verbunden 
ist. Aus diesem Grund wird derzeit von unserem Projektteam die Kostenstruktur der 
JVAs genauer analysiert, wobei die im Rahmen des Projektes ŒKosten und Nutzen 
von Haft und Haftvermeidung• gesammelten Informationen aus den Anstaltsbe-
fragungen wertvolle Hilfe leisten. Berechnungen auf der Grundlage von Ange-
stellten- und Beamtentarifen des öffentlichen Dienstes sowie von Stellenplänen, 
die den Personalbestand in ŒHöheren Vollzugsdienst•, ŒPsychologischen Dienst•, 
ŒSozialarbeiter/-innen/-pädagogen•, Œmittlerer allgemeiner Verwaltungsdienst•, Œmitt-
lerer Verwaltungsdienst• usw. gliedern, kommen zu dem in Schaubild 5 zusammen-
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gefassten vorläu“ gen Ergebnis. Da im Darmstädter Forschungsprojekt aufgrund des 
zeitlichen und “ nanziellen Rahmens nicht ” ächendeckend Daten von allen deut-
schen Jugendstrafanstalten gesammelt werden konnten, sind repräsentative Ergeb-
nisse nicht zu erwarten, was angesichts der Komplexität des Sujets ohnehin als sehr 
gewagt bezeichnet werden müsste. An dieser Stelle werden exemplarisch, aber nicht 
untypisch, die Informationen zweier Jugendstrafanstalten aus zwei unterschiedli-
chen Bundesländern präsentiert. 
 Dennoch ergeben sich aus der Gegenüberstellung mit dem jeweiligen Erwach-
senenvollzug deutliche Anhaltspunkte für eine tiefer gehende Analyse. Zum einen 
sind die Personalkosten insgesamt gesehen in Jugendstrafanstalten zwischen 40% 
und 60% höher als im Erwachsenenvollzug (Quotienten laut Berechnung: 1,56 
bzw. 1,41). Zum zweiten ergeben sich aus der Struktur der Kostenbestandteile Er-
kenntnisse über die Ursachen für die Mehrkosten im Jugendbereich. Der größte 
Unterschied zum Erwachsenenstrafvollzug liegt in den Personalkosten des Resozia-
lisierungsbereichs, also für (höher vergütete) Psychologische Dienste, Sozialarbeiter, 

Stellen je 100 
Gefangene

Tageshaft-
kosten*)  (ŒIst•)

ŒErwartete• Ta-
geshaftkosten**) 

ŒIst•/Œerwartet•

Hamburg 52.96 91.40 84.59 1.08

Schleswig-Holstein 53.76 90.22 85.78 1.05

Berlin 56.03 87.43 89.15 0.98

Bremen 53.96 86.23 86.08 1.00

Brandenburg 62.32 84.07 85.36 0.98

Niedersachsen 52.31 81.68 83.63 0.98

Saarland 53.76 81.32 85.78 0.95

Hessen 44.25 81.22 71.67 1.13

Mecklenburg-Vorpommern 53.89 76.14 72.85 1.05

Thüringen 51.92 75.27 69.93 1.08

Nordrhein-Westfalen 45.98 74.46 74.24 1.00

Baden-Württemberg 42.54 71.89 69.14 1.04

Sachsen-Anhalt 53.81 69.35 72.74 0.95

Rheinland-Pfalz 47.50 68.94 76.49 0.90

Sachsen 50.78 64.29 68.24 0.94

Bayern 42.68 61.09 69.34 0.88

Tabelle 5: Tageshaftkosten und erwartete Tageshaftkosten im Vergleich

Anmerkungen:  *) ohne Baukostenansatz;
**) vorhergesagte Werte aus Regressionsanalyse  (Œ“ tted values•)
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Lehrer usw. Hier besagen unsere Berechnungen, dass dieser Posten ca. doppelt so 
hoch anzusetzen ist wie im Erwachsenenvollzug (220,6% bzw. 183,1%). Die absolut 
gesehen größte Kostenkomponente ist jedoch, wie auch im Erwachsenenvollzug, 
der Œmittlere Allgemeine Verwaltungsdienst• (mAVD), der jedoch im Jugendbereich 
gleichfalls deutlich personal- und kostenintensiver besetzt ist, und zwar um mehr als 
50% (Quotienten: 1,61 bzw. 1,49). 
 Unklar bleibt, ob die relativen Mehrkosten, die angesichts der durchzuführenden 
Resozialisierungs- und Eingliederungsmaßnahmen und der daraus resultierenden 
lebenslangen Renditen aus einem weniger kriminalitätsbelasteten weiteren Leben 
der jugendlichen Haftinsassen zu erwarten und zu erhoffen sind, der Höhe nach 
gerechtfertigt sind. Dies würde eine Untersuchung der Lebensverläufe der aus der 
Jugendhaft entlassenen Täter erfordern, was aber angesichts unbekannter Krimina-
litätskosten und fehlender spezi“ scher Rücklaufquoten beim bisherigen Stand der 
Forschung nicht von Erfolg gekrönt sein kann.

Schaubild 5:  Vergleich der Personalkosten und der Kostenstruktur im Jugend- und 
Erwachsenstrafvollzug

Anmerkung: Die Komponenten des Erwachsenvollzugs sind jeweils auf 100% normiert.
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5   Die Möglichkeiten und Grenzen einer staatlichen Beein�  ussung 
der Kriminalitätsursachen

Die Auseinandersetzung mit Sparzwang und Kriminalitätsrisiko verlangt, sich über 
kausale Ursachen der Kriminalität besondere Gedanken zu machen. Ziel einer er-
folgreichen Bekämpfung der Kriminalität und auch von Präventionsstrategien ist, 
das Übel Kriminalität an der Wurzel zu fassen. Doch lassen sich die Ursachen der 
Kriminalität durch eine bessere “ nanzielle Ausstattung, z.B. in der Jugendhilfe, 
wirklich bekämpfen? Wenn ja, welche Ursachen sind beein” ussbar, welche nicht? 
Die überaus umfangreiche kriminologische Literatur wäre unter diesem Blickwin-
kel neu zu betrachten, was Inhalt eines ganzen Forschungsprojektes sein könnte. In 
diesem Kapitel soll ansatzweise und unvollständig über einige wichtige empirisch 
evaluierte Ursachen der Kriminalität und über die möglichen Konsequenzen eines 
Sparzwangs nachgedacht werden. 
 Entsprechend der Forschungsschwerpunkte der Autoren fällt der Blick zunächst 
einmal auf die ökonomisch-anreizorientierte ŒRational-Choice•-Theorie, wonach ei-
ne Ursache der Kriminalität, hier realistischerweise hauptsächlich bezogen auf den 
Bereich der Eigentumsdelikte, unzulängliche legale Verdienstmöglichkeiten sind, so 
dass verstärkte Anreize zum illegalen Handeln (oder verringerte Chancen zur lega-
len Erwerbsbeteiligung) Menschen, sofern sie sich bisher gerade an der Grenze zur 
Illegalität aber noch im legalen Bereich befanden, zu einer Straftat verleiten. Bezüg-
lich der Wirksamkeit der Bekämpfung … also Senkung der Attraktivität des illegalen 
Handelns durch glaubhafte (d.h. hochwahrscheinliche und realistische) Strafandro-
hung … sind die Meinungen in der Literatur geteilt, in der deutschen Kriminologie 
steht man der Wirksamkeit eher skeptisch gegenüber, während in der internationa-
len Literatur der ŒEconomics of Crime• die Gültigkeit der Œdeterrence hypothesis• 
eher unbestritten ist. Es ist klar, ohne an dieser Stelle zu einer Klärung der Debatte 
beitragen zu können, dass bei Gültigkeit der ŒRational-Choice•-Theorie “ nanzielle 
Einschränkungen im Bereich der Polizeiarbeit und der Justiz Kriminalität erhöhen 
würden.71 
 Zwecks Kommentierung weiterer Wirkungsketten betrachten wir Tabelle 6. Sie 
enthält die Zusammenfassung der sich als besonders robust herausgestellten Er-
gebnisse einer Studie im Auftrag der Europäischen Kommission, die in Entorf und 
Spengler  ausführlich dokumentiert wurde.72 Die Ergebnisse sind auf der Grund-
lage von Paneldaten (Zeitreihen von Querschnitten) der 15 EU-Länder sowie auf 
der disaggregierten Ebene von europäischen Regionaldaten (sowohl auf Basis von 

71 Entorf & Spengler  (2005) weisen in einer neuen empirischen Anwendung der ökonomischen 
Theorie der Kriminalität mittels Daten der RegKrimDA signi“ kante kriminalitätsreduzierende 
Ein” üsse der Aufklärungs- und insbesondere der Verurteilungsquote auf das Aufkommen ver-
schiedener Deliktgruppen nach und liefern somit Hinweise auf Beein” ussungsmöglichkeiten 
des Kriminalitätsaufkommen durch den Staat.

72 Entorf & Spengler , 2002.
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NUTS2 als auch von NUTS3, also von Kreisdaten, gleichfalls als Realisationen von 
Paneldaten) erzeugt worden.73 Die wichtigsten Faktoren sind demnach Œfamiliäre 
Zerrüttung•, ŒArbeitsmarktpartizipation•, ŒDrogenmissbrauch•, ŒJugendarbeitslo-
sigkeit•, Œurbane Faktoren• und ŒAnteil der Jungen (18 bis 24) an der Bevölkerung•. 
 Nach den Vorgaben dieser Studie sind im Rahmen von herkömmlicher Krimina-
litätsbekämpfung und -prävention Œlediglich• Maßnahmen zur Drogenbekämpfung 
sowie zur Jugend- und Familienhilfe als beein” ussbare Faktoren identi“ zierbar, 
während andere Ursachen entweder den Fehlentwicklungen des Arbeitsmarktes 
und der allgemeinen wirtschaftlichen Lage unterworfen oder einfach als demogra-
phische oder gesellschaftliche Gegebenheiten zu akzeptieren sind.
 Allerdings lässt sich ŒSparzwang• nicht nur unter dem Aspekt der Kriminal-
prävention im engeren Sinne (also z.B. im Bereich der Jugend- oder Familienhilfe), 
sondern auch im Sinne von Franz Eduard von Liszt  sehen, der schon in seinem 
ŒMarburger Manifest• von 1882 zu der Auffassung kam: ŒDie beste Kriminalpolitik 
ist eine gute Sozialpolitik•. Ausgaben zur Reduzierung von Arbeitslosigkeit wären 
demnach gut angelegte Mittel. Angesichts nicht zu verleugnender De“ zite in der 
Staatskasse sind Ressourcen jedoch nicht beliebig verfügbar. Es ergibt sich vielmehr 
eine Frage der Ef“ zienz, wohin die vorhandenen knappen Mittel ” ießen sollten. 
Liszts These verlangt, auch über eine (teilweise) Umlenkung des bisher für die klas-

Murder Serious 
assault

Total 
theft

Aggravated 
theft

Burglary / 
breaking 

and 
entering

Robbery 
and 

violent 
theft

Theft 
of 

motor 
cars

Drug 
offences

Family 
disruption + + + + +

Activity rate + + + + +

Illicit drug use + + + +

Youth 
Unemployment + + + + +

Urbanity + +

Share of the 
young + + + +

Tabelle 6: Determinanten der Kriminalität 

Quelle: Entorf & Spengler  (2002), S. 174. 

73 Die Daten sind in Entorf & Spengler  (2004) ausführlich dokumentiert und entsprechend ei-
ner dort beschriebenen Vorgehensweise (online verfügbar). 
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sische Kriminalprävention vorgesehenen Anteils des Staatshaushaltes in Richtung 
allgemeiner Sozialpolitik nachzudenken. Wenn es darum geht, vorhandene Mittel 
ohne zu erwartendes Wachstum des zu verteilenden Kuchens zweckmäßig auszu-
geben, dann ist nicht auszuschließen, dass Steuergelder in der einen oder anderen 
Beschäftigungs- und Quali“ zierungsoffensive für bisher nicht straffällige Jugendli-
che besser aufgehoben sind als in der einen oder anderen Maßnahme zur Resozia-
lisierung von bereits auffällig gewordenen Jugendlichen, um nur eine von vielen 
denkbaren und diskutierbaren Alternativen zu nennen. Auf jeden Fall gilt, dass diese 
Substitutionsmöglichkeiten sehr viel mehr Evaluation von Wirkungszusammenhän-
gen verlangen als dies bisher der Fall war, und dass es insbesondere darum gehen 
wird, unter der Vielzahl von Angeboten genau die Maßnahmen zu erkennen, deren 
Wirkung sich eindeutig belegen lässt.

6   Die Wirksamkeit von Strafvollzug und von Haftalternativen in der 
Meinung von Bevölkerung und Haftinsassen 

Nicht nur der äußere Sparzwang, sondern auch Überlegungen im Zusammenhang 
mit möglicherweise negativen Ein” üssen von Haftaufenthalten, insbesondere bei 
Jugendlichen, haben eine Diskussion über Alternativen zur Straf- und Jugendhaft 
entfacht. Im Rahmen des erwähnten Projektes der Volkswagen-Stiftung ŒKosten und 
Nutzen von Haft und Haftvermeidung• an der TU Darmstadt haben wir Haftinsas-
sen und einer zugehörigen Kontrollgruppe der strafrechtlich unauffälligen Wohnbe-
völkerung Fragen vorgelegt, in der die Probanden um die Äußerung ihrer entspre-
chenden Einstellungen bzw. Meinungen gebeten wurden. Da Haftalternativen zum 
Teil deutlich kostengünstiger sind als der Aufenthalt in JVAs oder JSAs, erlangen in 
Zeiten des Sparzwangs Maßnahmen wie z.B. Œgemeinnützige Arbeit• oder Œelektro-
nische Fußfessel• erhöhte Aufmerksamkeit.
 Im Folgenden stellen wir einige wichtige Ergebnisse der Erhebung vor. Eine Stel-
lungnahme betraf die Einstellung zur Eignung des Strafvollzugs generell:

Wie beurteilen Sie die folgende Aussage?

ŒStrafvollzug ist geeignet, die Inhaftierten zu bessern und von weiteren Straftaten abzuhalten.•

Ich stimme    0 voll    0 ein wenig    0 eher nicht    0 überhaupt nicht    zu.

Abbildung 6 zeigt diesbezüglich recht unterschiedliche Meinungen zwischen den 
Gruppen. Während nur ca. ein Drittel der ŒErfahrenen• Œvolle• oder Œein wenig• 
positive Wirkung im Strafvollzug erkennen kann, so sind dies knapp 64% der Kon-
trollgruppe in der kriminalitätsunauffälligen Bevölkerung.
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Des Weiteren wurde nach der Abschreckung von vier Haftalternativen … Fahrver-
bot, gemeinnützige Arbeit, elektronische Fußfessel sowie Wiedergutmachung beim 
Opfer/Schadensersatz … gefragt (s. Tabelle 7).
 Die Ergebnisse sind in den Abbildungen 7a bis 7d dargestellt. Mehr als die Hälfte 
beider Gruppen unterstellt dem Fahrverbot als Haftalternative für kurze Freiheits-
strafen starke oder sehr starke Abschreckungswirkung. Demgegenüber sieht man in 
der gemeinnützigen Arbeit eher keine Alternative. Mehr als 60% sowohl der Inhaf-
tierten als auch der Bevölkerung sehen Œkeinen• oder einen Œweniger starken• Grad 
der Abschreckung.
 Bei der Einschätzung zur elektronischen Fußfessel kommt möglicherweise ein 
gewisser Erfahrungswert der Inhaftierten zum Tragen, die den Abschreckungseffekt 
dieser Maßnahme deutlich stärker einschätzen als die Kontrollgruppe. 
In der Bevölkerung gibt es eine leichte Mehrheit von 53 zu 47, die der Wiedergutma-
chung beim Opfer eine abschreckende Wirkung zuspricht, aber auch die Mehrheit 
der Haftinsassen scheint die Konfrontation mit dem Opfer eher als unangenehm zu 
emp“ nden, wie das Verhältnis von 56 zu 44 zeigt.
 Damit wird … außer bei der gemeinnützigen Arbeit … von den Haftalternativen 
in Form von Fahrverbot, Fußfessel oder Wiedergutmachung beim Opfer von beiden 
Gruppen ein positiver Abschreckungseffekt erwartet. Kostengünstige Alternativen 
stehen also bei weiterer Verschärfung des Sparzwangs zur Disposition, allerdings 
müsste eine Kosten-Nutzen-Analyse weitere Faktoren berücksichtigen, wie im fol-
genden Kapitel aufgezeigt wird.

7   Kosten und Nutzen des Strafvollzugs: Allgemeines und eine
spekulative Rechnung

Die Evaluation des Strafvollzuges hat durch eine Bewertung aller entstehenden Kos-
ten und Nutzen und der politischen Abwägung zwischen beiden Posten zu erfolgen. 
Das Ziel des Gesetzgebers bzw. der Kriminalpolitik sollte sein, die erwarteten gesell-
schaftlichen Kosten zu minimieren, die durch einen verurteilten Straftäter entstehen 
bzw. den Nutzen aus der Strafmaßnahme zu maximieren. Der Erfolg der Kriminal-
politik lässt sich an der erzielten Kosten-Nutzen-Differenz ablesen, die in folgende 
Komponenten zerlegt werden kann:73

r   Direkte Kosten-Nutzen-Differenz, die unmittelbar während und durch die Haft- 
und Behandlungszeit gegeben ist: Darunter fallen diejenigen Kosten, die sich 
aus den ŒErrichtungsausgaben• (Installationskosten, Baukosten) einer Strafmaß-
nahme und den laufenden Ausgaben dieser Maßnahme ergeben. Der direkte 
Nutzen ergibt sich vorwiegend durch vermiedene Kriminalität aufgrund der 
ŒNeutralisierung• der Straftäter während der Haftdauer. 

73 Siehe dazu ausführlich Entorf & Meyer , 2004.
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Abbildung 6: Einstellungsmessung zur Wirksamkeit von Haft

Zustimmung zu Abschreckung durch Haft

2,10

25,34

10,70

4,87

16,49

24,76

42,07

22,69

41,27

16,68

MISS 

voll   

ein wenig   

eher nicht   

gar nicht   

Prozent

BEVOELK HAFT

Anmerkungen:  Auswertung einer Stichprobe von 1.664 Inhaftierten und 1.193 Personen einer
Kontrollgruppe aus der Wohnbevölkerung, MISS = Fehlende Angaben

Grad der Abschreckung (bitte ankreuzen)

sehr stark stark weniger stark kein

Fahrverbot 0 0 0 0

Gemeinnützige Arbeit 0 0 0 0

Elektronische Fußfessel 0 0 0 0

Wiedergutmachung beim Opfer 0 0 0 0

Schadensersatz/Schmerzensgeld 0 0 0 0

Tabelle 7:  Glauben Sie persönlich, dass die folgenden Strafmaßnahmen 
abschreckend wirken könnten, insbesondere anstelle von kurzen 
Freiheitsstrafen von einer Länge bis zu einem halben Jahr?
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Abbildung 7a: Einstellungen zu Haftalternativen

Einschätzung zur Abschreckung von Fahrverbot
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Einschätzung zur Abschreckung gemeinnütziger Arbeit
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keine   

Prozent
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Abbildung 7b: Einstellungen zu Haftalternativen
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Einschätzung zur Abschreckung von Wiedergutmachung
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Abbildung 7d: Einstellungen zu Haftalternativen

Anmerkungen:  Auswertung einer Stichprobe von 1.664 Inhaftierten und 1.193 Personen einer
Kontrollgruppe aus der Wohnbevölkerung, MISS = Fehlende Angaben

Einschätzung zur Abschreckung elektronischer Fußfesseln
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Abbildung 7c: Einstellungen zu Haftalternativen
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r   Soziale Kosten-Nutzen-Differenz, die in der Zeit nach Strafverbüßung entsteht: 
Soziale Kosten entstehen vor allem durch Rückfälle, sozialer Nutzen entsteht 
durch resozialisierte ehemalige Straftäter und durch vermiedene zukünftige 
Straftaten.

r   Externe Kosten-Nutzen-Differenz durch veränderte Generalprävention: Externer 
Nutzen entsteht durch negative und positive Generalprävention. Externe Kosten 
werden verursacht, falls der Abschreckungseffekt z.B. durch unverhältnismäßige 
Milde des Strafvollzugs gegen null konvergiert.

Graphisch lassen sich die Erfolgskomponenten des Strafvollzugs, anhand derer auch 
Haftalternativen zu beurteilen sind, wie folgt darstellen:

Rückfall-
wahrscheinlichkeit

ŒNeutralisierungs-
effekt•

Reintegrations- bzw. 
Beschäftigungs-

wahscheinlichkeit

General-
prävention

Quelle: Entorf & Meyer , 2004.

Der heutige Stand der Forschung erlaubt keine vollständig ausformulierte quantitati-
ve Kosten-Nutzenanalyse zur Bewertung des Strafvollzugs. Insbesondere die Kosten 
der Kriminalität sind unbekannt, so dass Erfolg oder Misserfolg von Strafvollzug 
oder von Haftalternativen nicht bewertet werden können.
 Möchte man dennoch spekulativ über die Frage nachdenken, ob sich ŒStrafan-
stalten rechnen•,74 so kann das für Deutschland nur sehr skizzenhaft und unter 
starken Annahmen geschehen. Im Folgenden werden unter diesem Vorbehalt in 
überwiegend spekulativer Weise Kennziffern entwickelt. 
 Ausgangspunkt ist die Feststellung ŒEconomic costs of crime arise when crime 
causes society to divert energy and resources from more productive resources•.75 Kri-
minalitätskosten gehen damit weit über das hinaus, was in den Polizeilichen Krimi-
nalstatistiken als ŒSchaden• durch Kriminalität ausgewiesen wird (2003 waren dies 
12 876 Mio.  ).76 Dort werden lediglich Eigentumsdelikte erfasst, die streng genom-
men sogar nur einen Verlust für den rechtstreuen Teil der Bevölkerung darstellen 
(während es unter Verteilungsgesichtspunkten nur eine … unfreiwillige … Umver-
teilung bedeuten würde). Die tatsächlichen Kosten umfassen medizinische Kosten 

74 ŒDoes Prison Pay• lautet ein populärer Artikel von DiIulio & Piehl,  1991.
75 Walker , 1997.
76 PKS, 2004.

Strafvollzug/Haftalternative
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durch Gewaltdelikte, Körperverletzungen, Vergewaltigungen, Mord und Drogen. 
Dazu kommen die Kosten der verringerten Produktivität der Opfer, der verringerten 
Lebensqualität, der Prävention usw. Kostenschätzungen für Frankreich, UK, USA 
und Australien liegen zwischen 3% und 7% des BIP, maximal sogar bei 13% des 
BIP.77

 Für Deutschland gibt es keine belastbare Kostenschätzung. Wir müssen uns 
daher mit einer auf Annahmen beruhenden Überlegung begnügen, die z.B. von ei-
ner im Mittelfeld der obigen Spannweite liegenden Kriminalitätsbelastung ausgeht. 
Nimmt man also 5% des BIP als realistische Größe auch für Deutschland an, dann 
ergibt sich bei einem BIP des Jahres 2003 in Höhe von 2 129 Mrd.   ein Betrag 
für die Kosten der Kriminalität in Höhe von 106,45 Mrd.  . Vergleicht man diesen 
Schaden mit dem vom BKA ausgewiesenen Schaden, so würde bei Richtigkeit der 
Annahmen das BKA nur ca. 12% des tatsächlichen Schadens ausweisen.
 Welcher Schaden entsteht durchschnittlich durch eine Straftat? Das ist ange-
sichts fehlender Opferstatistiken für Deutschland nicht zu beantworten. Wie sieht 
es mit dem Schaden je Straftäter aus? Auch die Beantwortung dieser Frage ist wegen 
des Dunkelfeldes nicht ohne weiteres zu klären. Immerhin lassen sich die Kosten 
auf die Anzahl der ermittelten Straftäter (genauer gesagt: Tatverdächtigen) umrech-
nen. Laut PKS gab es im Jahre 2003 2 355 161 Tatverdächtige,78 was je Tatverdäch-
tigen einen Schaden in Höhe von 45 202   ergibt. Da die tatsächliche Anzahl der 
Straftäter höher liegt, wäre der tatsächliche Schaden je Täter entsprechend geringer. 
 Der Nutzen der Neutralisierung der potentiellen Wiederholungstäter entspräche 
der Höhe des vermiedenen Schadens. Für die Berechnung des Nutzens des Straf-
vollzugs sind jedoch höhere Beträge pro Täter bzw. Insasse anzusetzen als für einen 
Œnormalen• Straftäter, da nur schwere Straftaten mit Haft geahndet werden und der 
potentielle Schaden pro Haftinsasse damit größer wird als für den Durchschnitt al-
ler Tatverdächtigen. Da einerseits aufgrund des Dunkelfeldes der Wert von 45 202   
je Durchschnittstäter zu hoch gegriffen ist, andererseits der Durchschnittswert für 
einen inhaftierten Straftäter zu niedrig wäre, soll im Folgenden weiterhin mit ver-
miedenen Kriminalitätskosten in Höhe von 45 202   je Haftinsasse und Jahr als 
Arbeitshypothese operiert werden.
 Diesem Betrag sind die Kosten der Haft gegenüber zu stellen. Die Kosten der 
Unterbringung eines Inhaftierten sind laut Tageshaftkostenrechnung 30 236   pro 
Jahr.79 Laut dieser spekulativen Rechnung würde sich Haft also im Durchschnitt 
Œrechnen•, mit einer Nutzen-Kosten-Differenz von ca. 15 000   pro Jahr.
 Diese Rechnung sähe, unabhängig davon ob getroffene Annahmen zutreffen 
oder nicht, für jeden inhaftierten Straftäter und für jeden Haftplatz anders aus. 
Sehr große Unterschiede würden sich bei Verbrechen wie Sexualdelikten oder bei 

77 Siehe die Übersicht in Entorf & Spengler , 2002.
78 PKS, 2004.
79 Siehe Entorf , 2004.
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Tötungsdelikten ergeben, deren Kosten sich übrigens konsequenterweise nur dann 
mittels dieser Vorgehensweise identi“ zieren und beziffern lassen, wenn man den 
Wert eines statistischen Lebens (nicht: statistischer Wert eines Lebens!) ansetzt, 
beispielsweise mittels kompensatorischer Lohndifferentiale.80 In diesen Fällen wür-
de der Vorteil zugunsten einer Inhaftierung sehr viel deutlicher ausfallen. Bei der 
Durchschnittsbetrachtung ist also zu beachten, dass der Durchschnittswert als Ent-
scheidungsgrundlage nur bedingt tauglich ist. Er basiert … ähnlich wie bei der Ver-
mögensverteilung … auf sehr hohen Ausprägungen bei den Extremwerten, während 
die größere Zahl von Schäden unterhalb des Durchschnittswertes liegen wird. Folg-
lich würden auch die Nutzen-Kosten-Differenzen für einen großen Teil der Tatver-
dächtigen gegen eine Inhaftierung sprechen. Andererseits sind auch die Kosten für 
ein Haftjahr heterogen. Sie schwanken nicht nur zwischen den Bundesländern, son-
dern insbesondere auch zwischen Jugendhaft und Erwachsenenstrafvollzug. Nimmt 
man die in Abschnitt 4 dieses Artikels ermittelten Unterschiede als Anhaltspunkt 
und geht von 50% höheren Kosten im Jugendstrafvollzug aus, so würden sich diese 
auf 45 354   pro Jahr und Inhaftierten belaufen. Nimmt man wiederum den Schaden 
in Höhe von 45 202   als grob geschätzte Referenz, so würden damit Jugendhaftan-
stalten im Durchschnitt knapp mehr kosten als nutzen.
 Was würde ein solches Ergebnis, dessen auf starken Annahmen beruhende Hö-
he noch einmal betont sei, für die Praxis des Strafvollzugs bedeuten? Man könnte 
einerseits daran denken, die Existenz von Jugendanstalten dadurch eindeutiger als 
bisher zu rechtfertigen, indem man auf teure Maßnahmen der gesellschaftlichen 
Integration verzichtet. Andererseits darf nicht vergessen werden, dass die potentiel-
le Dauer der zukünftigen kriminellen Karriere der jetzt in Jugendhaft einsitzenden 
Täter noch länger andauern kann als die der gegenwärtig im Erwachsenenvollzug 
be“ ndlichen Personen. Dieser Aspekt wurde in der obigen Rechnung aus Vereinfa-
chungsgründen vernachlässigt. Korrekterweise hätte man den Barwert der Schäden 
zukünftiger Straftaten verwenden müssen,81 so dass der erwartete Nutzen einer In-
haftierung steigen kann, was aber strikt voraussetzt, dass die Zeit der Jugendhaft 
sinnvoll für die Resozialisierung genutzt wird und die eingeleiteten Maßnahmen 
erfolgreich sind.82 Der verantwortungsvolle Umgang mit knappen “ nanziellen Res-
sourcen verlangt, dieser Frage mehr als bisher in statistisch elaborierten Evaluations-
studien nachzugehen.

80 Siehe dazu Spengler , 2004b; Schaffner & Spengler , 2005.
81 Siehe dazu ausführlich Entorf , 1999.
82 Der Nutzen der Haft ist identisch mit den vermiedenen Schäden nicht nur während der Haft-

zeit, sondern auch mit dem Barwert der Schäden während des gesamten zukünftigen Lebens. 
Dieser Wert ist nur dann positiv, wenn tatsächlich eine ursächlich auf die Haft zurückführba-
re Reduktion der zukünftigen Schäden eintritt. Umgekehrt denkbar ist, dass sich auch eine ver-
stärkte Kriminalitätsneigung als Folge der Inhaftierung herausstellen kann, was wiederum die 
Nutzen-Kosten-Bilanz nachteilig beeinträchtigen würde.
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8  Zusammenfassung, Schlussfolgerungen und abgeleitete Thesen
Der allgegenwärtige Sparzwang führt zu spürbaren Einbußen in der Kriminalprä-
vention, insbesondere im Bereich der Jugendhilfe und Jugendgerichtshilfe, aber 
auch bei der personellen und “ nanziellen Ausstattung des (Jugend-) Strafvollzugs 
und der Polizei. Das ist folgenreich für die von den Kürzungen unmittelbar betrof-
fenen Personen, aber die Wirkung auf die Kriminalität ist unklar. Die Kürzungen 
könnten sehr fatale Wirkungen haben, so dass der entstehende Schaden längerfristig 
weit über die kurzfristigen Einsparungen hinausgeht, aber auch das Gegenteil ist 
denkbar, nämlich dass sich im Kriminalitätsaufkommen keine signi“ kante Verän-
derung einstellen wird.
 Der vorliegende Artikel weist auf die Gründe für dieses Informationsde“ zit hin 
und zeigt anhand der ersten Ergebnisse des Forschungsprojektes ŒKosten und Nut-
zen von Haft und Haftvermeidung•, welche Erkenntnisse potentiell weiterhelfen 
könnten. Ein großes De“ zit besteht in den fehlenden Schätzungen der Kosten der 
Kriminalität, für die sich in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern nur we-
nige Angaben “ nden lassen. Es ist naheliegend, dass eine Gegenüberstellung der 
Einsparungen beispielsweise im Bereich der Jugendhilfe mit den Kosten höherer 
Jugendkriminalität eine Entscheidung für oder gegen Personalabbau rationaler und 
nachvollziehbarer machen würde. Mit der Unkenntnis der Kosten der Kriminalität 
eng verbunden sind fehlende Opferdaten. Deutschland nimmt im Gegensatz zu den 
anderen großen Industrieländern an den regelmäßig durchgeführten internationa-
len Opferstudien (International Crime Victim Survey, ICVS) nicht teil. Es fehlen so-
mit Angaben zur Aufhellung des Dunkelfeldes und Erhebungen zu der Art und zu 
den Umständen der Opferwerdung. Genau das wären aber wichtige Angaben, die 
für die Ermittlung von körperlichen und seelischen Schäden notwendig wären, und 
ohne die man die Kosten der Kriminalität dramatisch unterschätzen würde. 
 Ein weiteres De“ zit besteht in der fehlenden oder oft mangelhaften Durchfüh-
rung der Evaluation von Maßnahmen. Aktionen zur Integration von auffälligen Ju-
gendlichen in die Gesellschaft oder zur Resozialisierung von Straftätern werden mit 
viel Engagement durchgeführt, jedoch wird in der Regel nicht hinterfragt, ob die Per-
sonal- und Sachkosten dieser Aktivitäten sich durch vermiedene Kriminalitätskosten 
in der späteren Laufbahn der Teilnehmer der Maßnahmen Œrechnen•. Es darf nicht 
übersehen werden, dass der zu verteilende Kuchen des Staatshaushaltes vermutlich 
auch in zukünftigen Jahren wenig wachsen oder sogar zurückgehen wird, so dass 
sich für die knappen verfügbaren Mittel gleich mehrere attraktive konkurrierende 
Anlagestrategien anbieten. So ist beispielsweise diskutierbar, ob nicht Ausgaben zur 
Erhöhung des allgemeinen Bildungsstandes von Kindern, Jugendlichen und Her-
anwachsenden längerfristig eine höhere Rendite für das Gemeinwohl erzeugen als 
Investitionen in schwer beein” ussbare Lebensläufe ehemaliger Straftäter. 
 Es ist an der Zeit, dass existierende Angebote mit guten Ergebnissen von den 
weniger geeigneten Maßnahmen unterschieden werden können. Fraglich ist aller-
dings, ob an den ansonsten eher vom juristischen Sachverstand geprägten zustän-
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digen Stellen die hierfür notwendige Ausbildung vorhanden ist. Gute Kenntnisse in 
statistischer Methodenlehre und Erfahrungen in der empirischen Sozialforschung 
sind hierfür unerlässlich. Gerade in letzter Zeit hat es sehr große Fortschritte in der 
Evaluation von Sozialmaßnahmen gegeben,83 auf die man auch im Bereich der Kri-
minologie, eventuell auch in interdisziplinärer Kooperation, zurückgreifen könnte 
und sollte.
 Ein weiterer Grund für die fehlende Evaluationsforschung ist eine unzureichen-
de Datenbasis. Grundsatz der Evaluations- und Wirkungsforschung wäre eine Orien-
tierung an der Vorgabe ŒKnowing what works•. In Deutschland lässt sich dieses Leit-
motiv auch von hoch motivierten Forschern nur sehr schwer umsetzen. Es gelingt 
beispielsweise nicht, erfolgreiche Wege des Strafvollzugs und der damit zusammen-
hängenden Resozialisierung und Generalprävention zu identi“ zieren, weil Rückfall-
statistiken … und damit Kontrollmöglichkeiten … wenig aussagefähig und noch nicht 
einmal bundeslandspezi“ sch verfügbar sind, von anstaltsspezi“ schen Informatio-
nen ganz zu schweigen. Falls der Grund dafür ist, dass die Länder sich nur ungern 
im Wettbewerb zu einander sehen, so wäre das sehr kurzsichtig. Man verliert auf die-
se Weise eine Erfolg versprechende Möglichkeit der Evaluation, die letztendlich mit 
einem inef“ zienten Umgang staatlicher Ressourcen erkauft würde. Nur unter sehr 
großem Aufwand gelang es Jehle, Heinz  und Sutterer  auf Bundesebene und für 
einen kurzen Zeitraum von 4 Jahren (1995 bis 1998) tatspezi“ sche Auswertungen 
der Rückfälle (z.B. nach Deliktschwere) für Straftäter vorzunehmen, die im Jahre 
1994 mit einem Eintrag im Erziehungs- oder Zentralregister versehen oder aus der 
Haft entlassen wurden.84 Für notwendigerweise tiefergehende Evaluationsstudien 
haben aber auch diese Statistiken leider nur begrenzten Wert. Weiterhin gibt es eine 
von Bundesland zu Bundesland recht unterschiedliche Auslegung des Strafrechts. 
Dank der “ nanziellen Unterstützung der Volkswagen-Stiftung ist es diesbezüglich 
zumindest gelungen, die länder- und zeitspezi“ sche Heterogenität in der ŒRegiona-
len Kriminalitäts- und Strafverfolgungsdatenbank an der TU Darmstadt• (RegKrim-
Da) zu dokumentieren und für weitere Forschungsvorhaben nutzbar zu machen. In 
Kombination mit Erhebungen unter Haftinsassen, Anstaltsleitungen und der Wohn-
bevölkerung können so ungeklärte und bisher nur mit unzulänglichen Daten über-
prüfbare Hypothesen, z.B. zu den Zusammenhängen zwischen den Verhaftungs-, 
Anklage-, Verurteilungs-, Bewährungs- und Haftwahrscheinlichkeiten auf der einen 
und Kriminalitätsaufkommen auf der anderen Seite,85 oder auch zur Wahrnehmung 
der Strafschwere und der Einstellung der Bevölkerung sowie von Haftinsassen ge-
genüber Haftalternativen untersucht werden.

83 Im Jahre 2000 erhielt der US-Amerikaner James Heckman den Nobelpreis für seine Arbeiten 
zur Methodik der Evaluation von ŒSocial Programs•, siehe z.B. Heckman et al.  (1997). Entorf 
(2001) enthält eine Würdigung der Arbeiten Heckmans. 

84 Jehle, Heinz & Sutterer , 2003.
85 Siehe dazu Entorf & Spengler , 2005.
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Das Fazit bezüglich des Zusammenhangs zwischen Sparzwang und Kriminalitätsri-
siko fällt ernüchternd aus. Hauptsächlich mangels unvollständiger Information über 
die Kosten der Kriminalität, Nichtteilnahme an internationalen Opferstudien sowie 
unzureichender Evaluation der langfristigen Wirkung von Sozialmaßnahmen lässt 
sich über den Zusammenhang von Sparzwang und Kriminalitätsrisiko keine fun-
dierte Aussage treffen. Es wäre zu wünschen, dass politische Entscheidungsträger 
regional eingefärbte Interessen überwinden und zu einer Behebung dieses Miss-
standes beitragen würden.

Thesen
Die Zusammenhänge zwischen Sparzwang und Kriminalitätsrisiko sind unklar, 
Hauptgründe dafür sind:

r  Unbekannte Kosten der Kriminalität;

r   keine regelmäßige Durchführung von Opferstudien, keine Teilnahme
an der ICVS;

r  Rückfallstatistiken liefern keine auswertbare Erfolgskontrolle;

r   kameralistische Einnahmen-Ausgaben-Rechnung anstatt ” ächendeckender Kos-
tenstellenrechnung verhindert Kostenbewusstsein;

r  mangelhafter politischer Wille zur Evaluation kriminalpolitischer Projekte;

r   keine systematische Auswertung vorhandener Strafverfolgungsstatistiken im 
Quer- und Längsschnitt;

r   Abneigung gegen Evaluation auf der Grundlage von Bundesländervergleichen 
aus Gründen Œpolitischer Korrektheit•;

r   verbesserungsfähige Ausbildung in Methoden der empirischen Sozialforschung 
und der Evaluation;

r   knappe öffentliche Mittel müssen nach Priorität vergeben werden, klassische 
Behandlungsmaßnahmen stehen in Konkurrenz zu Bildungsausgaben oder an-
deren Sozialausgaben.
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Anhang

Tabelle A1:  Regionale Entwicklung der Aufklärungsquoten [Codes: 4000 = ŒDieb-
stahl unter erschwerenden Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährli-
che Körperverletzung•] (Quelle: RegKrimDa)
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Tabelle A2:  Regionale Entwicklung der Aburteilungsquoten, Zusammenfassung aller 
Altersklassen (ab 14 Jahren) [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter erschweren-
den Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körperverletzung•] 
(Quelle: RegKrimDa)
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Tabelle A3:  Regionale Entwicklung der Verurteilungsquoten, Zusammenfassung aller 
Altersklassen (ab 14 Jahren) [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter erschweren-
den Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körperverletzung•] 
(Quelle: RegKrimDa)
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Tabelle A4:  Anteil der zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafen nach Jugend-
strafrecht, regionale Entwicklung [Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter er-
schwerenden Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = Œgefährliche Körperver-
letzung•] (Quelle: RegKrimDa)



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.2 193

Tabelle A5:  Anteil der Jugendstrafen mit einem Strafmaß von ein bis zwei Jahren 
Haft, die zur Bewährung ausgesetzt wurden, regionale Entwicklungen 
[Codes: 4000 = ŒDiebstahl unter erschwerenden Umständen•, 2100 = 
Raub, 2220 = Œgefährliche Körperverletzung•] (Quelle: RegKrimDa)
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Tabelle A6:  Durchschnittliche Haftlängen der nicht zur Bewährung ausgesetzten 
Jugendstrafen (in Monaten), regionale Entwicklungen [Codes: 4000 = 
ŒDiebstahl unter erschwerenden Umständen•, 2100 = Raub, 2220 = 
Œgefährliche Körperverletzung•] (Quelle: RegKrimDa)



Sparzwang und Kriminalitätsrisiko

Karin Würden

1   Die Verminderung des Kriminalitätsrisikos ist eine globale
sozial-politische Aufgabe in der Verantwortung von Staat und
Gesellschaft.

ŒJede Gesellschaft hat die Kriminalität, die sie verdient. Eine Gesellschaft des 
Raffens und Habens leidet konsequent auch unter Eigentums- und Vermö-
genskriminalität, eine Ellenbogengesellschaft, in der aggressive Durchset-
zungskraft viel gilt und gesellschaftlich honoriert wird, muss Gewaltkrimi-
nalität ertragen. Eine menschliche Beziehungen vernachlässigte Leistungs-
gesellschaft wird Drogenprobleme und Drogenkriminalität nicht vermeiden 
können.•
(Dr. Klaus Klingner , ehem. Justizminister in Schleswig-Holstein)

Mit diesem Ausspruch könnte meine 1. These schon beendet werden. Ganz so ein-
fach möchte ich es mir jedoch nicht machen. Schon in der Historie gesellschaftlicher 
Entwicklungen konnten Schwankungen und Zusammenhänge von Kriminalität 
und sozialer Armut festgestellt werden. Ich möchte auf die hohe Kriminalität nach 
dem 1. Weltkrieg, in der Weimarer Republik … der Weltwirtschaftskrise, nach dem 
2. Weltkrieg und auf die 68er Jahre verweisen. Gesellschaftlich-politische Verände-
rungen, wirtschaftliche Krisen gepaart mit sozialer Armut förderten unweigerlich 
das Kriminalitätsrisiko. Umfassende Untersuchungen in den USA bestätigten den 
Zusammenhang zwischen Sozialabbau und steigender Kriminalität. Paradoxerweise 
standen in der USA für Sozialleistungen kaum Mittel zur Verfügung, auf der ande-
ren Seite entwickelte sich in den 80er Jahren ein Bauboom von Sicherheitsanlagen 
und Gefängnissen sowie die Verschärfung von strafrechtlichen Sanktionen. Verglei-
che zur Bundesrepublik sind gestattet und erwünscht.
 Selbstverständlich führt soziale Armut nicht generell zur Kriminalität. Es kommt 
auf die Menschen, auf die Persönlichkeiten und auf das Umfeld an, wie mit sozialer 
Armut umgegangen wird, wie die sozialen und zwischenmenschlichen Probleme 
bewältigt, welche Sichtweisen und Positionen vertreten werden, wie das menschli-
che Miteinander funktioniert und wie stark ausgeprägt das Selbstwertgefühl jedes 
Einzelnen ist. Für junge Menschen ist es notwendig, ein Leben in sozialer Sicherheit 
zu führen und die Möglichkeit zu erhalten, eigene Anforderungen und Ziele zu ent-
wickeln und sich aktiv sowie bewusst an der eigenen Lebensgestaltung und -planung 
zu beteiligen. Die gesellschaftlichen Voraussetzungen zur Umsetzung eines Aktiv-
werdens müssen vorhanden sein. Die Gesellschaft ist verp” ichtet, die Politik und 
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deren Strategien transparent und nachvollziehbar darzustellen. Die Verantwortung 
auf junge Menschen zu übertragen, ist nur möglich, wenn eine frühzeitige und ef-
fektive sowie ef“ ziente Einbeziehung und Förderung erfolgt. Auf der anderen Seite 
ist die Wirtschaft mit ihrem Kapital gefordert den Prozess zu begleiten und zu unter-
stützen, denn das Kapital bestimmt und steuert die Politik. 
 Aber was ist, wenn ein Teil der Erwachsenen das System nicht versteht und 
durchschaut? Wie sollen es dann die jungen Menschen verstehen? In diesem Zu-
sammenhang ist es notwendig, dass junge Menschen anhand der Vorbildwirkung 
ihrer Eltern soziales Handeln erlernen, zum Aufbau und zur Entwicklung von Bezie-
hungen befähigt werden, Anforderungen an sich selbst zu stellen, Kompromissbe-
reitschaft und Akzeptanz zu entwickeln sowie soziale Normen und Werte verinnerli-
chen. Ihre Fragen zum richtigen Zeitpunkt Antworten “ nden. Ein soziales Netzwerk 
vermittelt ihnen die Vielfältigkeit von Kon” iktlösungsstrategien, Lösungskompo-
nenten und den Umgang mit sozialen Problemen. Ist dieses soziale Netzwerk nicht 
stabil und in sich homogen, können für junge Menschen Situationen auftreten, de-
nen sie bei einer umfassenden Problematik bzw. bei nicht alltäglichen Ereignissen 
nicht gewachsen sind. Es entwickeln sich bzw. manifestieren sich Handlungen und 
Reaktionen, die dann möglicherweise nicht immer im Einklang mit den gesellschaft-
lichen Normen stehen.

r   Erleben junge Menschen tagtäglich im Laufe ihrer Entwicklung gewalttätige, 
aber auch verbale Auseinandersetzungen “ nden diese Verhaltensmuster Anwen-
dung in ihrer eigenen Form von Kon” iktlösungen.

r   Wird die Persönlichkeit von jungen Menschen tagtäglich nach äußeren Merk-
malen oder nach Besitzständen bewertet, können Diebstahlshandlungen nicht 
ausgeschlossen werden.

r   Ein ständiges schulisches Versagen und das Fehlen einer individuellen emotio-
nalen Förderung sowie Zuwendung führt oftmals dazu, dass junge Menschen 
sich besonders in Peer-Groups durch Straftaten bewähren können und Erfolge 
verzeichnen.

r   Das Aufwachsen von jungen Menschen in Familien, die sich in sozialer Armut 
be“ nden, kann ŒSparmaßnahmen• entwickeln, die ein strafbares Handeln nach 
sich ziehen.

r   Gehört der Konsum von Alkohol, Drogen oder Medikamenten zum familiären 
Alltag und zur Bewältigung von Problemen, so können junge Menschen eben-
falls für diesen Missbrauch empfänglich sein.

r   Werden junge Menschen durch ihre Familie ständig überfordert bzw. in ihrer 
Persönlichkeit abgewertet und bloß gestellt, so können psychische und seelische 
Störung die Folge sein, die Ein” uss auf die Steuerungsfähigkeit nehmen.
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Die von mir getroffenen Aussagen beziehen sich nicht auf junge Menschen, die nur 
im geringen Maße strafrechtlich in Erscheinung getreten sind, wo die Straftat auf 
ein entwicklungsbedingtes und ubiquitäres Handeln zurück zu führen ist. Generell 
müssen bei jungen Menschen die Straftaten ursachenbezogen betrachtet und bewer-
tet werden: ŒDie Umwelt formt den Menschen.• In der Entwicklung der Menschheit 
besteht immer eine Kausalität zwischen Mensch und Gesellschaft.
 Aus der von mir genannten These kann abgeleitet werden, dass die Sicherstel-
lung der Familie durch die Gesellschaft ein ausschlaggebender Fakt in der Erziehung 
junger Menschen ist und ebenso Ein” uss auf das Kriminalitätsrisiko nehmen kann. 
Die Eltern müssen die Möglichkeit haben, ihr Leben zielorientiert zur eigenen Be-
friedigung von Bedürfnissen gestalten zu können, gesellschaftliche Anerkennung 
durch Arbeit zu “ nden, an sich selbst Ansprüche stellen zu dürfen, ein eigenes sozia-
les Netz aufzubauen, bindungsfähig zu sein, eine “ nanzielle Sicherstellung zu be-
sitzen und befähigt werden, mit Emotionen umgehen zu können. Doch zunehmend 
wird deutlich, dass die Eltern im eigenen täglichen Leben mit

r  Sozialabbau,

r  soziale Unsicherheit,

r  Perspektivlosigkeit, 

r  Orientierungslosigkeit,

r  Ausnutzung der Arbeitskraft und Arbeitszeit,

r  Bürokratismus und Verwaltungswirrwarr,

r  Strukturänderungen und Reformen,

r  unverständliche Zuständigkeits- und Verantwortlichkeitsregelungen,

r  Ignoranz, fehlende Toleranz und Ablehnung,

r  Persönlichkeitsverlust und dem Verlust an Selbstsicherheit,

r   fehlenden sozialen Anbindungen und der Zerstörung von traditionell gewachse-
nen Milieustrukturen,

r  fehlende Möglichkeiten zur Teilnahme am gesellschaftlichen Leben,

r  zunehmenden psychischen Erkrankungen,

r  Schulden und

r  begrenzten sowie eingeschränkten Hilfsangeboten, ideeller und materieller Art

konfrontiert werden. Hil” os den Problemen gegenüber zu stehen und keine eigenen 
bzw. geeigneten Lösungsmechanismen entwickeln zu können, behindert die Eltern 
in der Umsetzung von erzieherischen Kompetenzen, die eigenen Kinder zu fähigen 
den Ansprüchen der Gesellschaft gerecht zu werden, zu bewältigen und erfolgreich 
zu meistern. Der Lernprozess junger Menschen orientiert sich an den Verhaltens-
weisen, Einstellungen, Fähigkeiten, Fertigkeiten und dem Werte-Normverständnis 
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ihrer unmittelbaren Bezugspersonen sowie aus ihrem sozialen Umfeld. Die Bezugs-
personen sind in der Regel die Eltern, Verwandte, Freunde, aber auch Lehrer und 
Ausbilder. Im familiären und schulischen Alltag erleben junge Menschen situations-
bedingte Prozesse und Kon” ikte, die keiner bewussten Steuerung unterliegen bzw. 
die Auswirkungen von Reaktionen nicht durchdacht wurden. Die unmittelbaren 
Bezugspersonen besitzen eine direkte oder indirekte oftmals auch ungewollte Vor-
bildfunktion, die von jungen Menschen unbewertet kopiert und übernommen wird 
bis hin zu strafbaren Handlungen.
 Einem Kriminalitätsrisiko entgegen zu wirken, bedeutet die soziale Sicherstel-
lung aller Menschen. Sie zu befähigen, aktiv an der Entwicklung und Gestaltung der 
Gesellschaft teilnehmen zu können. Dass die Menschen in ihren unterschiedlichs-
ten Lebensformen, Leistungsfähigkeiten, Erwartungen und Bedürfnissen durch die 
Gesellschaft anerkannt, unterstützt und begleitet werden.

Der Staat und die Gesellschaft habe die Grundrechte sicherzustellen, insbesondere 
den

r  Art. 1 der Schutz der Menschenwürde,

r  Art. 2 Freiheitsrechte,

r  Art. 3 Gleichheit vor dem Gesetz,

r  Art. 6 Ehe, Familie, nichteheliche Kinder,

r  Art. 12 Freiheit der Berufswahl.

Der Mensch muss bei politischen Entscheidungen im Vordergrund stehen. Einspa-
rungen in den verschiedenen sozialen Bereichen, im Schul- und Ausbildungswesen, 
bei der Schaffung von Arbeitsplätzen etc. ziehen Mehrkosten unter anderem bei Prä-
ventionsprojekten, bei Leistungen der Jugendhilfe, ordnungs- und kommunalpoliti-
schen Maßnahmen und bei der Umsetzung von strafrechtlichen Sanktionierungen 
nach sich.

2   Finanzielle Sparzwänge dürfen nicht zu Lasten von sozial 
Benachteiligten, Arbeitsplätzen und Lehrstellen, Sozialleistungen 
und Kindern/Jugendlichen führen. 

Sicher ist, dass der Staat kein Geld zusätzlich drucken kann. Aber sicher ist auch, 
dass der Staat bzw. auch die Kommunen Gelder zum Teil unsachgemäß und un-
geprüft aus dem Fenster werfen. In Bereichen des Bauwesens, der Wirtschaft und 
unter anderem bei der Strafverfolgung etc. werden Investitionen getätigt, die für 
die Bevölkerung kaum nachvollziehbar erscheinen. Dagegen wird in den Bereichen 
Bildung und Wissenschaft, Sozialhilfe, Jugendhilfe, Wohnungspolitik und im medi-
zinischen Bereich kontinuierlich und einfallsreich gespart. Ein Rückgang der Kosten 
im Rahmen von Krankenkassenleistungen hat nicht unbedingt mit einer gesund-
heitsfördernden und bewussten Lebensführung der Bevölkerung zu tun. So nehmen 
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z.B. Prostituierte noch weniger medizinische Leistungen in Anspruch, da Praxisge-
bühren, ein Teil der Behandlungsgebühren und der Eigenanteil bei Medikamenten 
für sie kaum noch oder nicht bezahlbar sind. 
 Ein weiteres Beispiel ist im Bildungswesen zu “ nden. Nicht umsonst schneidet 
Deutschland im Pisa-Vergleich mit am schlechtesten ab. Kindertagesstätten besit-
zen nur noch einen Erziehungsauftrag. Ein vormals vorhandener Bildungs- und 
Erziehungsauftrag wurde als ŒAltlast• ausradiert. Hinzu kommen bundesweit un-
terschiedliche Schulsysteme, z.T. nicht abgestimmten Lehrplänen, eine frühzeitige 
Sondierung von Kindern nach Leistungen, eine fehlende Individualförderung (die 
guten ins Töpfchen, die schlechten ins Kröpfchen), zu hohen Klassenstärken und 
überforderten Pädagogen. Die einzelnen landesspezi“ schen Bildungsangebote, mit 
unterschiedlichen Haushaltansätzen und Finanzierungsgrundlagen gewährleisten 
keine einheitliche Förderung von Bildung und Erziehung der Kinder in Gesamt-
deutschland. Die Kinder schon frühzeitig zur Gemeinschaftsfähigkeit zu erziehen 
und zum gemeinsamen Lernen zu befähigen, müsste zu einer Hauptaufgabe der 
Gesellschaft werden. 
 Es ist notwendig, ihnen frühzeitig, schon im Kleinkindalter, zu vermitteln, wie 
untereinander bestehende Probleme und Kon” ikte zu lösen, kindgemäße Freund-
schaften/Beziehungen aufzubauen und diese zu halten sind. Doch die Erziehung 
der Kinder, z.T. auch aus der Not heraus, führt zu einem zunehmenden Individu-
alismus der Menschen. Unter anderem scheitert die erzieherische Ein” ussnahme 
an fehlenden bzw. unbezahlbaren Plätzen von Kindertagesstätten, Horten und 
Freizeitangeboten, die sich auch auf eine Sozialraumnähe beziehen. Der Rotstift bei 
Kommunen und Ländern agiert besonders schnell bei der Kürzung und Streichung 
von Mitteln für Vereine, Organisationen und zusätzlichen Freizeit- und Sportange-
boten bis hin zu Arbeitsgemeinschaften an Schulen. Eine umfassende gezielte und 
individuelle Förderung von Kindern und Jugendlichen auf den Gebieten der Wissen-
schaft, der Technik, der Berufs“ ndung, des Sports und der Kultur ist kaum noch ein 
ernstzunehmendes Thema für die Politiker. Welcher Jugendliche kennt tatsächlich 
noch Werke von deutschen Klassikern aus der Welt der bildenden Künste, der Mu-
sik und Literatur? Wer kann sich noch einen regelmäßigen Besuch von Konzerten, 
Oper, Theater und Museen leisten? Selbst die Märchen der Gebrüder Grimm  oder 
alte Volkslieder gehören nicht mehr zur Allgemeinbildung. Auch gegenüber aktuel-
len Fragen sind Jugendliche eher hil” os und überfordert. Dabei spielt nicht nur die 
Wissensvermittlung eine Rolle, sondern die Vermittlung von ethischen Wert- und 
Normvorstellungen sowie die tägliche Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen 
und politischen sowie wirtschaftlichen Themen. Die Eltern wie auch die Kinder wer-
den zunehmend in einen Individualismus gedrängt, der es schwer macht ethische 
Werte zu vermitteln und anzunehmen. Eigenschaften, wie Akzeptanz und Toleranz, 
Liebe und Freundschaft, die Übernahme von Verantwortung für sich und andere, 
Mitgefühl und Mitleid sowie Solidarität bleiben oftmals auf der Strecke. Dagegen ist 
zunehmend zu beobachten, dass Menschen mit allen Mitteln eigene Interessen und 
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Bedürfnisse ohne Rücksicht auf andere durchsetzen, mobben und denunzieren, ag-
gressiv und gereizt auftreten sowie emotionslose und eher rationale Entscheidungen 
treffen. Die Gründe für den Individualismus liegen unter anderem in den proble-
matischen “ nanziellen und innerfamiliären Verhältnissen der Eltern, die es nicht 
zulassen, dass sich Kinder und Jugendliche ein eigenes konstantes soziales Netz 
aufbauen, was zur Folge hat, dass sie an gesellschaftlichen Leben nicht teilnehmen 
können. Wohnraum- und Schulwechsel, Bindungsabbrüche, das Nichtteilnehmen 
an Veranstaltungen, die Nicht“ nanzierbarkeit von Ferien- und Freizeitangeboten, 
Arbeitslosigkeit, das Führen von Wochenend-Ehen aufgrund von auswärtigen 
Arbeitsstellen etc. sind Störfaktoren, die sich auf eine de“ zitäre Entwicklung der 
Familie und Kinder auswirken können und somit Risikofaktoren beinhalten. Die 
gesellschaftliche und die familiäre Ein” ussnahme kann somit Ursache für ein Kri-
minalitätsrisiko sein. 
 Ein anderer aktueller Aspekt, der zur Verunsicherung und damit zu familiären 
Belastungen/Kon” ikten führt, war/ist die Diskussion um Hartz IV. Sie löst Angst, 
Panik, Resignation, Perspektiv-, Verständnis- und Hil” osigkeit bei der betroffenen 
Bevölkerung aus. Es fehlt die nötige Transparenz von sozialer Sicherheit. Die Schaf-
fung von Ein-Euro-Jobs bedeutet doch letztendlich, dass ausreichend Arbeit für ar-
beitssuchende Menschen vorhanden ist. Auch wenn Arbeitskraft zum Nutzen der 
Allgemeinheit eingesetzt wird, bleiben es letztendlich Arbeitstätigkeiten, die auch 
entsprechend entlohnt werden müssen. 
 Sie verkaufen ihre Arbeitskraft für einen Euro, schaffen Werte und Gewinne, 
beein” ussen die Möglichkeiten von öffentlichen Ausschreibungen, verzerren un-
gewollt den Wettbewerb, belegen unbesetzte Arbeitsplätze als Praktikant nach dem 
Rotationsprinzip, haben kaum Ein” uss auf die Auswahl ihrer Tätigkeit, sind weder 
gewerkschaftlich noch arbeitsrechtlich abgesichert, frisieren damit (wieder unge-
wollt) die Arbeitslosenstatistik … alles nur um den Rechtsanspruch auf Sozialleistun-
gen sicher zu stellen. Die Arbeitskraft und der Wert der Arbeit wird durch Dumping 
Œhonoriert•. Damit verweise ich auf den Wert von Arbeit. Es müssten auch die Po-
litiker in die P” icht genommen werden diesbezüglich ihre Sichtweise bezogen auf 
das Werteverständnis zu verändern, denn sie arbeiten sozusagen auch für die Allge-
meinheit. Mittlerweile hat sich gezeigt, dass die Maßnahmen keine Gewähr bieten, 
dass die betroffenen Menschen in tatsächliche Arbeit kommen. Die menschliche 
Wertvorstellung von Arbeit durch Leistung, Anerkennung und Würdigung bei den 
Ein-Euro-Jobs steht im Widerspruch zum gesellschaftlichen Werte-Normverständnis 
bezüglich der Begriffsde“ nition: Arbeit. Die Menschen de“ nieren ihren Wert über 
die Arbeit, was zur Stärkung und Weiterentwicklung der Persönlichkeit führt und 
somit auch das familiäre Umfeld beein” usst. Meine Ausführungen möchte ich an 
diesem Punkt beenden und verweise auf ŒDas Kapital• von Marx  und Engels, die 
ausführlich auf die Begriffe ŒArbeit•, ŒArbeitskraft•, ŒEntlohnung•, ŒKapital• und 
auf Œdie Ausbeutung des Menschen durch den Menschen• eingehen. 
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Ebenso der Entwurf und die damit verbundenen Diskussionen um die Ausbildungs-
platzabgabe. Eine merkliche Verbesserung bei den Angeboten für Ausbildungsplät-
ze ist nicht eingetreten. Viele Jugendliche werden im Rahmen einer einjährigen 
Warteschleife in den so genannten berufsbildenden Maßnahmen, wie BVJ, BBE ..., 
untergebracht. Im Resultat dieser Maßnahmen tritt nicht selten das Phänomen der 
Schulmüdigkeit/Schulverweigerung und der Verlust an Motivation für eine weitere 
beru” iche Ausbildung auf. In der JGH Leipzig “ elen auf junge Straftäter 39% Ar-
beitslose, 18% Azubis, 30% Schüler (einschließlich der BVJ/ BBE), 6% Arbeitende, 
5% ABM/Umschüler, 2% Zivil-/Wehrdienstleistende. 2/3 Schüler befanden sich in 
einer berufsbildenden Maßnahme oder waren Schüler in einer Lernförderschule/ 
Schule für Erziehungshilfe.
 Derzeit fehlen aktuell bundesweit in diesem Ausbildungsjahr (2004/2005) 
30 000 Ausbildungsplätze, trotz bestehenden Ausbildungspaktes. Es vermittelt den 
Eindruck, dass die Selbstverp” ichtung der Wirtschaft nur ein bloßes Lippenbekennt-
nis ist.
 Die Jugendhilfe bleibt von den Sparzwängen ebenfalls nicht verschont. Leis-
tungsanbieter der Jugendhilfe geraten jedes Jahr in einen Marathon-, Hürden- und 
Triathlonlauf bei der Antragstellung von Fördermitteln, Zuschüssen, Projektgel-
dern und bei der Aushandlung/dem Feilchen von Leistungsvereinbarungen. An 
die Leistungserbringer werden Anforderungen und Erwartungen zur Einsparung 
von Person- und Sachkosten gestellt, parallel dazu wird an Qualitäts- und Fach-
standards, Professionalität sowie die fachliche Optimierung von Leistungen, durch 
einen langfristig geplanten konzeptionellen sozialpädagogischen Arbeitsansatz fest-
gehalten. Nicht selten sind die Leistungsanbieter gezwungen aus den Tarifverträgen 
auszutreten, Stellen mit ABM-Kräften zu besetzen, Arbeitsverträge mit zeitlicher 
Begrenzung abzuschließen, sehr junge Mitarbeiter einzustellen und jährliche Kün-
digungen herauszugeben. Der öffentliche Träger der Jugendhilfe wird zunehmend 
angehalten, Prioritätenlisten zu erstellen und Schwerpunkte zu setzen. Kleine Trä-
ger von Leistungsanbietern stehen schneller vor dem Aus. So trifft die Sparzwänge 
nicht nur die Träger der freien Jugendhilfe, sondern auch der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe. Zum Teil werden Spezialdienste abgeschafft und Aufgaben an andere 
Bereiche zusätzlich übergeben ohne die notwendige Fachlichkeit und Qualität der 
Aufgabenumsetzung zu beachten. Der omnipotente und ” exible Sozialarbeiter ist 
die tragende Kraft zur Durchsetzung und Umsetzung von Einsparung. 
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3   Die Kriminalisierung und Dramatisierung von Kinder- und Jugend-
straftaten ist steuerbar und kann die öffentliche Meinung,
verbunden mit den Forderungen nach restriktiven Maßnahmen,
beein�  ussen.

ŒDie heutige Jugend ist von grund auf verdorben, sie ist böse, gottlos und faul. 
Sie wird niemals so sein, wie die Jugend vorher, 

und es wird ihr niemals gelingen, unsere Kultur zu erhalten.•
(Aufschrift auf einer 3000 Jahre alten babylonischen Tontafel)

Immer wieder werden in den Medien Kinder- und Jugendstraftaten, insbesondere 
Gewaltstraftaten, thematisiert, hochgespielt, dramatisiert und massenwirksam ver-
marktet. Es wurde von ŒMonsterkids• gesprochen, von der Hil” osigkeit der Eltern, 
der Jugendhilfe und dem Versagen der Schule. Die Folge ist der Ruf nach härteren 
Strafen, der Verschärfung des Jugendstrafrechts und nach geschlossenen Einrich-
tungen. Die Bevölkerung wird verunsichert und Politiker bestimmter Parteien nut-
zen die Verunsicherung zur Durchsetzung eigener politischer Ziele und Interessen. 
Ein Hinterfragen und ein Ursachenbezug ist dagegen nicht unbedingt erwünscht. 
 Tatsächlich verzeichnen die polizeilichen Statistiken eine stagnierende bzw. 
rückläu“ ge Tendenz von Jugendstraftaten. Obwohl eine rückläu“ ge Tendenz zu ver-
zeichnen ist, können die Augen nicht vor den Ansteigen von Jugendstraftaten durch 
Mehrfach- und Intensivtäter verschlossen werden. In diesen Fällen sind vorrangig 
die Jugendhilfe, die Schule sowie die Eltern gefordert und nicht die Justiz bzw. ande-
re Ordnungsbehörden. 
 In Leipzig wurden unterschiedliche kommunalpolitische Strategien zur Be-
kämpfung von Straftaten im Zusammenwirken mit den verschiedensten Behörden 
und Institutionen verfolgt. Unter anderem liegen die Schwerpunkte bei der Bekämp-
fung von Beförderungserschleichung, Graf“ ti, Prostitution, Schwarzarbeit, Drogen-
handel und aktuell die Strafwandlung … Geld in Arbeit … ŒSchwitzen statt Sitzen•. 
Unter der Leitung des Kriminalpräventiven Rates der Stadt Leipzig entstanden seit 
ca. 1997 verschiedene themenspezi“ sche sowie arbeits- und schnittstellenbezogene 
Unterarbeitsgruppen. Die Gremien haben es geschafft, gemeinsame kooperative 
und strategische Konzepte und Verfahrensweisen zu entwickeln, die auf die jeweili-
gen Arbeitsaufträge abgestimmt sind. Leider umfassen die Konzepte vorrangig rest-
riktive Kontrollmaßnahmen, straf- und ordnungsrechtliche Verfahrensweisen. 
 Keine Konzepte und Strategien beinhalten die Veränderung von bestehenden 
Bedingungen und Voraussetzungen die Straftaten/ Ordnungswidrigkeiten begüns-
tigen. Unter anderem werden die kommunalpolitischen Strategien durch die Verän-
derungen der Polizeiverordnung für Leipzig durchgesetzt. 
 Die kommunalpolitische Strategie gegen Graf“ ti hat zur Folge, dass Graf“ tipro-
jekte nur noch über die Polizei, Zentrale Dienste Präventionsarbeit, zu laufen haben 
und illegales Sprühen als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann. Zusätzlich 
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wurde eine Plakataktion gestartet, die die Bevölkerung aufforderte, Informationen 
zu Tatverdächtigen an die Polizei und das Ordnungsamt weiterzuleiten. Die Kampf-
ansage des Oberbürgermeisters gegen Graf“ ti in den hiesigen Medien aktivierte 
die Sprayerszene, besonders in der darauffolgenden Nacht. Graf“ tiprojekte der 
verschiedensten Initiativgruppen wurden nicht mehr gefördert und mussten die Ar-
beit einstellen. Eine Jugendrichterin war der öffentlichen und internen Diskussion 
ausgesetzt, weil in einem Verfahren wegen Sachbeschädigung durch Graf“ ti keine 
Substanzschädigung, trotz Gutachten, nachgewiesen wurde und das Verfahren mit 
Freispruch in erster Instanz endete. Die kommunalpolitische restriktive Strategie 
der Stadt Leipzig gegen Graf“ ti zog solche Kuriositäten nach sich, dass Taten verfolgt 
wurden, die rechtlich gesehen einem richterlichen Verfahren kaum standgehalten 
hätten. So lagen in der JGH unter anderem zwei Diversionsverfahren an, mit dem 
Tatvorwurf der Sachbeschädigung bei der Bemalung von Trafokästen durch Krei-
de bzw. Bleistift. Meine Kritik an der Vorgehensweise soll nicht bedeuten, dass ich 
Graf“ tischmiererein/Kratzbilder akzeptiere. Wichtig ist es, junge Menschen mit ih-
ren Taten (wenn der Straftatbestand vorliegt) zu konfrontieren, geeignete Formen 
von Schadenwiedergutmachungen zu organisieren und ihnen die Möglichkeiten 
aufzeigen zu können, legal sich künstlerisch zu betätigen. 
 Ebenfalls möchte ich kurz auf die konsequente Vorgehensweise der Strafverfol-
gung gegen den Straftatbestand der Beförderungserschleichung eingehen, der in 
den letzten zwei Jahren zu einer erheblichen Zunahme führte. Allein im Jugend-
strafverfahren lagen bei der JGH Leipzig im Jahr 2002 397 Taten, und 2003, 3 708 
Taten, der Beförderungserschleichung an. Die Strafverfolgung von Beförderungser-
schleichung ist ein primärer Schwerpunkt der kommunalpolitischen Strategie der 
Stadt Leipzig. So wurde die Beförderungserschleichung als ein Straftatbestand gese-
hen und muss bei Anzeige verfolgt werden. 
 Die Staatanwaltschaft hat daher mit den Leipziger Verkehrsbetrieben eine Ver-
einbarung getroffen, dass bei zweimaliger Beförderungserschleichung Strafanzeige 
erstattet wird. Mittlerweile be“ nden sich zwei junge Straftäter wegen Beförderungs-
erschleichung aufgrund vorhandener schädlichen Neigungen und vier Täter, die in 
der Bewährungszeit durch ŒSchwarzfahren• strafrechtlich in Erscheinung traten, im 
Jugendstrafvollzug. Kosten für die Sanktionierung besitzen jedoch keine Relevanz. 
Die meisten Strafbefehle und verhängter Beugearreste basieren auf dem genannten 
Straftatbestand. Versuche, gerade sozial Benachteiligte vor der Straftat zu bewahren, 
scheiterten. 
 Es ist gut, dass die unterschiedlichsten Behörden, Ämter und Institutionen unter 
dem Dach des Kriminalpräventiven Rates der Stadt Leipzig in Unterarbeitsgruppen 
themen- und aufgabenspezi“ sch zusammenarbeiten, dabei verschiedene Sichtwei-
sen Beachtung “ nden und gemeinsame präventive Konzepte verfolgen. Ich persön-
lich betrachte den Kriminalpräventiven Rat als Konzept mit einem tertiären Präven-
tionsansatz. 
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Wünschenswert wäre, wenn nicht nur auf dem Gebiet der Strafverfolgung effek-
tive und ef“ ziente Ergebnisse in einer Zusammenarbeit erzielt werden könnten, 
sondern die Zusammenarbeit sich mehr auf die Strafvermeidung orientiert. Der 
ursachenbezogene Ansatz für Kriminalität müsste gezielt bearbeitet werden. In ei-
ner kooperativen Zusammenarbeit mit klar de“ nierten Kostenträgern könnten die 
Jugendämter, die Gesundheitsämter, die Regionalschulämter, die Sozialämter und 
die Agentur für Arbeit gemeinsame Konzeptionen entwickeln. Darin sehe ich eine 
tatsächliche Präventionsarbeit einer Stadt mit dem Ziel der Einsparung von Kosten 
und der Ein” ussnahme auf Kriminalität.

4   Die Jugendgerichtshilfe ist gefordert, im Interesse junger Men-
schen, sich aktiv an der Steuerung von Leistungen der Jugendhilfe 
zu beteiligen. Sie muss das Leistungsspektrum der Jugendhilfe 
und die Leistungsanbieter sowie deren Sozialraumbezug kennen.

Der öffentliche wie auch der freie Träger der Jugendhilfe unterliegen zunehmend 
den Sparzwängen des Bundes, des Landes und der Kommune. Leistungen und die 
Aufgabenwahrnehmung der Jugendhilfe geraten jährlich unter den Prüfstand. Aus 
dieser Situation heraus haben sich verschiedene Leistungsangebote ergeben, die 
sicherstellen, dass das vorhandene Leistungsspektrum erhalten bleibt bzw. kontinu-
ierlich weiterentwickelt sowie auf Bedarfe abgestimmt wird. Es handelt sich dabei 
um Steuerungsmodelle, die Qualitätsstandards durch die Erarbeitung von Fachstan-
dards festschreiben, die Qualitätssicherung durch Controllingverfahren überprüfbar 
und tendenzielle Entwicklungen der Inanspruchnahme von Leistungen planbar 
machen. 
 Im Jugendamt Leipzig wurden verschiedene Gremien als Arbeitgruppen/
Arbeitskreise gebildet, die sich in regelmäßigen Abständen zu den einzelnen Steu-
erungsmodellen treffen und verständigen. In den Arbeitsgruppen/Arbeitskreisen 
sind alle die Abteilungen/Sachgebiete eingebunden, die aufgaben- und schnittstel-
lenbezogen zusammenarbeiten. Explizit möchte ich auf einige Gremien eingehen, 
in denen die JGH eingebunden ist und als Schwerpunkt die Förderung von Kindern 
und Jugendlichen beinhalten.

Unterarbeitsgruppe Jugend, Schule, Frauen und Familie des Kriminalpräventiven 
Rates
Die Unterarbeitsgruppe Jugend, Schule, Frauen und Familie wird unter der Lei-
tung des Jugendamtes, des Amtsleiters Herrn Dr. Haller  geleitet. Sie “ ndet 4-mal 
im Jahr statt. Mitglieder der Arbeitsgruppe kommen aus den Bereichen der Justiz, 
der Polizei, des Jugendamtes (JGH, ASD, Jugendförderung, Jugendberufshilfe), die 
Frauenbeauftragte, aus Fachhochschule (HTWK), Regionalschulamt, Sozialamt und 
freien Trägern der Jugendhilfe und Wohlfahrtsverbände. Gemeinsam werden Stra-
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tegien entwickelt, die Straftaten entgegenwirken bzw. vermeiden. So wurde unter 
anderem das Bundesprojekt ŒGegen häusliche Gewalt• vorgestellt und gleichzeitig 
wurden neue Kooperationspartner gefunden und in die Arbeit einbezogen. 
 Ein weiterer Arbeitsauftrag war die Zusammenführung von ASD, Regional-
schulamt und freien Trägern auf dem Gebiet ŒSchulmüde und Schulverweigerer•. 
Die Mitglieder wurden aufgefordert, eigene zeitlich begrenzte Arbeitsgruppen zu 
bilden, Konzepte für eine optimierte Zusammenarbeit zu entwickeln, Schwerpunkte 
zu setzen und dann über den Verlauf in der Unterarbeitsgruppe regelmäßig Bericht 
zu erstatten. Unter anderem sind Ziele, Projekte zu unterstützen, Verfahrensabspra-
chen zu treffen, Probleme der Schnittstellenarbeit zu lösen und gleichzeitig wissen-
schaftliche Erkenntnisse sowie Evaluationsergebnisse mit ein” ießen zu lassen. Die 
Unterarbeitsgruppe besitzt auch den Auftrag zu anderen Arbeitsgruppen des Kri-
minalpräventiven Rates Kontakte zu knüpfen und themenbezogen in deren Arbeit 
Ein” uss zu nehmen. 

Steuerungskreis Hilfen zur Erziehung
Der Steuerungskreis Hilfen zur Erziehung ist ein Instrument zur Überwachung 
der einzelnen Haushaltsstellen im Leistungsbereich Hilfen zur Erziehung. Ziel ist 
es bei den Mitarbeitern ein Qualitäts- und Kostenbewusstsein als Dienstleister zu 
entwickeln und gleichzeitig dies als einen kommunal-politischen und kameralisti-
schen Auftrag zu betrachten. Der Steuerungskreis bündelt verschiedene Bereiche 
mit unterschiedlicher Aufgabenstellung und Sichtweisen. Er “ ndet monatlich un-
ter der Leitung der Abteilung Jugendförderung statt. Einbezogen sind die Bereiche 
Wirtschaftliche Jugendhilfe, ASD, Jugendgerichtshilfe, P” egestellenmanagement, 
der Eigenbetrieb der Stadt Leipzig für ambulante und stationäre Leistungen und der 
Bereich Finanzen des Jugendamtes. Die Monatsvergleiche verdeutlichen den Soll- 
und Ist-Stand von Kostenausgaben und nehmen Bezug auf das Jahresbudget der 
einzelnen Hilfsangebote. Somit ist überprüfbar, inwiefern ambulante Maßnahmen 
Vorrang vor stationären haben. In einer feststehenden Tagesordnung wird die mo-
natliche Fall- und Kostenentwicklung dargestellt. Gleichzeitig wird über Tendenzen 
beraten, die die Statistik deutlich macht und Prüfaufträge herausgegeben, die die 
Tendenzen erklären sollen. Auf der anderen Seite wird deutlich, wie die Bereiche 
ASD und Jugendgerichtshilfe ihre Vergabepraxis von Leistungen der Jugendhilfe 
steuern und inwiefern sie auf die Kosten Ein” uss nehmen. Der Steuerungskreis 
wirkt sich selbstverständlich auf die Aushandlung von Leistungsangeboten aus. 

Arbeitsgruppe Hilfen zur Erziehung
Die Arbeitsgruppe Hilfen zur Erziehung beschäftigt sich vorrangig mit inhaltlichen 
und strategischen Fragen von Leistungen der Jugendhilfe. Er “ ndet 6-mal im Jahr 
statt. Die Mitglieder sind aus den Bereichen des Jugendamtes (ASD, JGH, Wirt-
schaftliche Jugendhilfe und Jugendförderung) und gewählte Vertreter der freien 
Träger der Jugendhilfe. Ziel des Arbeitskreises ist es durch eine paritätische Beset-
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zung mit Mitgliedern der öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe Leistungen 
qualitativ und quantitativ überprüfbar zu machen und weiter zu entwickeln. In der 
gemeinsamen Zusammenarbeit entstanden Teilfachpläne und Fachstandards mit 
präziser Qualitätsorientierung. Fortführend kommen Leistungen auf den Prüfstand, 
die z.B. nicht ” ächendeckend angeboten werden bzw. nicht in Anspruch genommen 
wurden. 
 Es wurden weiterhin sozialraumorientierte Arbeitsansätze diskutiert, die dahin 
führten, dass freie Träger der Jugendhilfe Konzepte und Standorte zielgerichtet ver-
lagern konnten und somit auf bestehende Bedarfe eingingen. Auch das konkrete 
Verwaltungsverfahren der Hilfeplanung war ein Arbeitsauftrag an alle Mitglieder 
des Arbeitskreises. Neue Formulare wurden entwickelt, die Entscheidungs“ ndung 
für geeignete Leistungen unterliegen mehrerer Teamentscheidungen und die Ab-
rechnung von Leistungen werden durch die freien Träger detailliert monatlich auf-
geschlüsselt. Gemeinsam wurden Festlegungen getroffen, in welchem Rhythmus 
Hilfeplangespräche und Verlängerungen durchgeführt werden sollten. Die Vertre-
ter der freien Träger der Jugendhilfe haben die Möglichkeit, auf die Inhalte von 
Leistungsvereinbarungen Ein” uss zu nehmen und Finanzierungskonzepte festzu-
schreiben. Somit werden Träger der freien Jugendhilfe paritätisch an der Steuerung 
von Leistungen nach dem SGB VIII beteiligt. 

Arbeitsgruppe hoheitliche Aufgaben
Der Jugendamtsleiter hat alle Abteilungen aufgefordert, eigene Arbeitsgruppen zu 
bilden. Die Jugendgerichtshilfe be“ ndet sich in der Arbeitsgruppe hoheitliche Auf-
gaben. Es handelt sich dabei um Bereiche, die nach dem SGB VIII Aufgaben der Ju-
gendhilfe im Interesse der Kinder und Jugendlichen wahrzunehmen haben. Dieser 
Arbeitskreis “ ndet 4-mal im Jahr statt. Aufgabenbezogen haben die einzelnen Berei-
che die Möglichkeit ihre Arbeit darzustellen, Probleme aufzuzeigen sowie innovative 
und visionäre Vorstellungen zu entwickeln. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sind 
nicht feststehend. Die Zusammensetzung erfolgt themen- und schnittstellenbezo-
gen aus tangierenden Ämtern und Behörden. Die Themen umfassen in der Regel 
nur einen Ausschnitt aus den einzelnen Arbeitsaufträgen. Die Bearbeitung erfolgt 
zeitlich begrenzt und ist ergebnisorientiert. 

Arbeitsgruppe sozialpädagogische Einzelfallhilfe
Dieser Arbeitskreis hat sich im vergangenen Jahr neu konstituiert, wobei alle Betei-
ligten unmittelbar im Bereich sozialpädagogische Einzelfallhilfe arbeiten. Straßen-
sozialarbeit, ASD, Jugendgerichtshilfe, Vormundschaft und Adoption sind in dieser 
Arbeitsgruppe eingebunden. Das Ziel ist die Einzelfallhilfe vergleichbar zu machen, 
aufeinander abzustimmen, Verwaltungsvorgänge klar zu regeln, Grenzen abzuste-
cken und möglichst eine Doppel- und Dreifachbetreuung zu vermeiden sowie ge-
meinsame Strategien der Sozialarbeit zu entwickeln. Es wurde als notwendig erach-
tet, dass Sozialarbeit mit ihren sozialpädagogischen Methoden und Arbeitsansätzen 
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in der Einzelfallarbeit abgestimmt werden müssen, Verständnis und Wissen 
über die jeweilige andere Sozialarbeit vorhanden sein muss und Sozialarbeit 
nicht kontraproduktiv erfolgen darf. 

Stadtteilrunden
Die Stadtteilrunden werden von jedem einzelnen Sozialarbeiter der Jugendhil-
fe wahrgenommen, der sozialraumorientiert in unterschiedlichen Bereichen 
arbeitet. Sozialarbeiter der Jugendhilfe, Mitarbeiter der Jugendhilfeplanung, 
Schulsozialarbeiter, freie Träger der Jugendhilfe und zum Teil auch Beamte 
der einzelnen Polizeireviere treffen sich 6-mal im Jahr. In den Stadtteilrunden 
werden verschiedene Angebote vorgestellt, Kontakte zu den unterschiedlichen 
Bereichen und Institutionen geknüpft, Veranstaltungen gemeinsam vorberei-
tet, Schwerpunkte für die sozialpädagogische Arbeit gesetzt, verschiedene Ini-
tiativen in den Stadtteilen unterstützt und für junge Menschen die Möglichkeit 
eröffnet, ein sozialraum orientiertes Netzwerk anzubieten.
 Durch die Mitwirkung in den verschiedenen Gremien wird die JGH in die 
Haushaltsplanung und Budgetierung sowie in die sozialpädagogische Arbeit 
einbezogen. Für die Sozialarbeiter der Jugendgerichtshilfe ist dadurch ein 
aktueller Einblick und Überblick in die Finanzsituation des Jugendamtes si-
chergestellt und sie können sich aktiv an Konzept- und Projektentwicklungen 
der Leistungsanbieter innovativ einbringen. Somit kann die Leistungsvergabe 
kostenrelevant erfolgen und ist nachvollziehbarer. Die Einbeziehung der JGH 
in die Prozesse der Jugendhilfeplanung und der Haushaltsplanung durch die 
Wirtschaftliche Jugendhilfe und des Bereiches Jugendförderung macht Leis-
tungen vergleichbar und eröffnet neue Ressourcen für den sozialpädagogi-
schen Arbeitsansatz.

5   Die Hilfen zur Erziehung nach SGB VIII müssen, unter der 
Sichtweise der Ganzheitlichkeit und als eine Form der neuen
Steuerung, zu einem Schwerpunkt der Arbeit der Jugend-
gerichtshilfe werden.

Obwohl die Jugendgerichtshilfe mit dem SGB VIII die Grundlage für eine Pro-
“ lierung von Sozialarbeit im Verfahren nach dem JGG erhielt, be“ ndet sie sich 
auch heute im Spannungsfeld von Justiz, Polizei und Jugendhilfe, wobei sie 
oftmals noch als ein Neutrum behandelt wird. Zum Teil fehlt es den anderen 
Bereichen an Verständnis für diese Art von Sozialarbeit und an Wissen über 
das Aufgabenspektrum. Oftmals erlebe ich auch, dass die Sozialarbeiter der Ju-
gendgerichtshilfe ihre Aufgaben nach außen hin wenig transparent gestalten, 
sich den Mythos von Sozialarbeit im Auftrag der Justiz erhalten wollen und sel-
ber nicht bereit sind, den Themen von Jugendhilfe insbesondere von Leistun-
gen der Jugendhilfe zu stellen. Ambulante Maßnahmen nach dem JGG werden 
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als einzige sozialpädagogische und ausreichende Maßnahmen betrachtet. Die Arbeit 
mit freien Trägern der Jugendhilfe fokussiert nur auf Leistungsanbieter von ambu-
lanten Maßnahmen. Somit erhält sich der Mythos, dass die Jugendgerichtshilfe als 
verlängerter Arm der Justiz angesehen wird, die mit das Ziel verfolgt, alles dafür zu 
tun, um delinquente Jugendliche möglich schnell in den Strafvollzug zu bringen. 
 Ihr vorrangiges Ziel ist es jedoch, freiheitsentziehende Maßnahmen mit geeig-
neten Mitteln der Jugendhilfe zu vermeiden. Das heißt, tatsächlich mit allen Mitteln 
des SGB VIII. 
  Die Mitwirkung der Jugendgerichtshilfe in Verfahren nach dem Jugendge-
richtsgesetz wird zum großen Teil bundesweit durch den spezialisierten Fachdienst 
ŒJugendgerichtshilfe• gewährleistet und sichergestellt. Das Vorhandensein eines 
spezialisierten Fachdienstes entspricht dem bundesweiten Standard zur Wahrneh-
mung von Aufgaben nach dem SGB VIII. Im Jugendstrafverfahren hat generell der 
Erziehungsgedanke (Erziehung durch die Personenberechtigten bzw. durch Leistun-
gen der Jugendhilfe) Vorrang vor restriktiven Maßnahmen. Die Position der JGH ist 
zweifellos durch das KJHG und seine Novellierung gestärkt wurden. Das SGB VIII 
schreibt nicht nur den Status quo der Jugendhilfe fest, sondern setzt bundesweit gel-
tende fachliche Standards. 
 Die Mitwirkung der Jugendhilfe im Jugendstrafverfahren (§ 52 SGB VIII) for-
muliert einen Rechtsanspruch der jungen Menschen. Jugendhilfe hat Benachteili-
gungen zu vermeiden bzw. abzubauen (§ 1 Abs. 3 SGB VIII). Generell bedeutet ein 
Jugendstrafverfahren ein Eingriff in seine Entwicklung. Die Chance, der Jugendhilfe 
Ein” uss auf das Strafverfahren zu nehmen, ist im SGB VIII geregelt.
 Die kriminologischen Erkenntnisse über Normalität, Episodenhaftigkeit und 
Ubiquität der Delinquenz widerlegen die allgemeine These von Jugendstraftaten als 
Symptom Œkriminelle Karriere•, denn sie unterliegen einer entwicklungsbedingten 
Phase. 
 Die Jugendgerichtshilfe hat tätig zu werden, sobald sie Kenntnis (durch Polizei 
oder Staatsanwaltschaft) über ein eingeleitetes Ermittlungsverfahren erhält. Die No-
vellierung des § 52 Abs. 2 SGB VIII vom April 1993 unterstützt die rechtliche Verfah-
rensweise, dass innerhalb eines laufenden Jugendstrafverfahrens durch die Jugend-
gerichtshilfe eine Prüfung auf Leistungen nach dem SGB VIII zu erfolgen hat. Das 
heißt, Jugendhilfe hat selbständig und frühzeitig zu prüfen, ob und wenn ja, welche 
Leistungen für die Jugendlichen oder den jungen Volljährigen in Betracht kommen. 
Die Entscheidung für eine Leistung der Jugendhilfe erfolgt auf der Grundlage des 
SGB VIII. Dabei steht im Vordergrund die psychosoziale Situation des jungen Men-
schen, der Bedarf auf erzieherische Hilfe bzw. die Förderung und Unterstützung 
seiner Entwicklung. Auf Grund dieser Aspekte kann und muss eine Vermittlung 
von Leistungen der Jugendhilfe geprüft und gewährt werden. Nicht der Straftatbe-
stand, sondern der Hilfebedarf spielt in der Sozialarbeit der Jugendgerichtshilfe eine 
primäre Rolle. Diese Phase der Mitwirkung der Jugendgerichtshilfe im Jugendstraf-
verfahren kann zur Entscheidungs“ ndung des Gerichtes beitragen aus der Sicht 
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des subsidiären Zieles des Erziehungsgedanken im JGG. Der Hilfeplanverlauf, die 
Hilfeperspektive sowie die Annahme und Umsetzung der Hilfe dient gleichzeitig 
der Bewertung der Sozialprognose. Nur dadurch ist es objektiv möglich, dass durch 
ein frühzeitiges Erkennen eines erzieherischen Bedarfes, das Finden von geeigne-
ten Leistungen und eine begleitete ganzheitliche sozialpädagogische Arbeit, Ein” uss 
genommen werden kann. Sie dient zum Abbau von Stigmatisierung und Krimina-
lisierung. Die JGH kann im Jugendstrafverfahren der Zuschreibung eines Labeling 
Approach junger Menschen entgegensteuern. Ziel muss sein, dass die Justiz als Ein-
griffsbehörde auf strafrechtliche Maßnahmen teilweise oder ganz verzichten kann.
 Durch das Hilfeplanverfahren werden die SozialarbeiterInnen auch in die Wirt-
schaftlichkeit von Leistungen eingebunden. Die Kosten der Leistungen werden 
durch die SozialarbeiterInnen für den Zeitraum der vorgesehenen Leistung vorab 
berechnet. Die monatliche Leistungsdokumentation re” ektiert die sozialpädagogi-
sche Arbeit der Leistungsanbieter und kann gut ins Verhältnis zu den Kosten gesetzt 
werden. 
  Eine weitere gesetzliche Aufgabe bei der Mitwirkung im Jugendstrafverfahren 
ist in der Ganzheitlichkeit von sozialpädagogischer Betreuung (§ 52 Abs. 3 SGB VIII) 
zu “ nden. Dabei bezieht sich die Ganzheitlichkeit auf das Verfahren und den in 
der Prüfung festgestellten erzieherischen Bedarf. Die beiden Verfahren sind eng 
verbunden und bilden eine Kausalität. Beide Verfahren in einem Zusammenhang 
zu betrachten, aus dem Symptom die Ursache abzuleiten, mit Mitteln des Jugend-
hilferechts das Jugendstrafrecht zu beein” ussen und damit verbunden eine Norma-
lisierungsstrategie zu entwickeln, muss die Schwerpunktaufgabe der Jugendhilfe 
im Jugendstrafverfahren sein. Der Verlauf der beiden Verfahren (Jugendhilferecht/
Jugendstrafrecht) “ ndet sich wieder in einem Bestandteil (sozialarbeiterische Diag-
nose und Prognose) der gutachtlichen Stellungnahme der JGH. Die Erarbeitung der 
gutachtlichen Stellungnahme setzt eine kontinuierliche begleitende Sozialarbeit, 
kriminologische und entwicklungspsychologische Kenntnisse und eine intensive 
Beziehungsarbeit sowie die Arbeit mit der Familie voraus. Ebenso “ nden Ziele und 
Teilziele des Hilfeplanverfahrens eine entsprechende Würdigung in der sozialarbei-
terischen Prognose. 
 Die Begleitung von Jugendlichen und Heranwachsenden sowie deren Sorgebe-
rechtigten bei der Mitwirkung im Jugendstrafverfahren im Zusammenhang mit der 
Durchführung eines Hilfeplanverfahrens entspricht dem bundesweiten qualitativen 
Standard von Sozialarbeit in der Jugendgerichtshilfe. Sie muss effektiv und intensiv 
gestaltet werden und gleichzeitig für den Betroffenen als ef“ zient sein. Das bedeutet 
vorrangig im Jugendstrafverfahren nur einen Ansprechpartner der Jugendhilfe kon-
taktieren zu müssen. Für die Betroffenen ist es wichtig, sich einmalig zu offenbaren, 
über entwicklungsbedingte und familiäre Probleme/Kon” ikte zu sprechen und über 
die sozialpädagogische Beziehungsarbeit Beratung/Unterstützung zu erlangen. Die 
Einleitung und Durchführung von Interventionsmaßnahmen im Rahmen eines Ju-
gendstrafverfahrens kann somit restriktive Maßnahmen durch die Justiz vorbeugen. 
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Somit können Ursachen für Straffälligkeit sozialarbeiterisch diagnostiziert und mit 
geeigneten Jugendhilfeleistungen bearbeitet werden. Eine längerfristige und konti-
nuierliche Zusammenarbeit mit den Betroffenen ermöglicht die Entwicklung von 
Verständnis, strategisch und methodischen Vorgehensweisen. Die Sichtweise auf 
Straftatbestände ändert sich.
 Parallel dazu gehört zu einer qualitativen Sozialarbeit im Bereich Jugendgerichts-
hilfe, die aktive Auseinandersetzung mit Leistungsanbietern der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe. Sie schließt die inhaltliche und konzeptionelle sowie die stadtteil-
orientierte Arbeit mit ein. Eine gezielte individuelle Auswahl von Leistungen für die 
Betroffenen kann nur im Rahmen von vorhandenem Wissen über die Leistungsan-
bieter, ihre inhaltliche Arbeit und deren Standorte erfolgen.
 Aus meiner Sicht dürfte es keine Diskussion bezüglich der Einleitung und 
Durchführung von Leistungen nach dem SGB VIII im Rahmen eines Hilfeplanver-
fahrens geben. Jugendgerichtshilfe ist Jugendhilfe. Der bundesweite Fachstandard 
mit seinen neuen Grundsätzen, erarbeitet durch die Bundesarbeitsgemeinschaft Ju-
gendgerichtshelfer der DVJJ von 2003, weist auf das erweiterte Aufgabenspektrum 
hin. Die Ef“ zienz in der sozialpädagogischen Arbeit der JGH liegt sehr wohl in ei-
nem umfassenden Beratungsangebot und das zur Verfügung stellen von Leistungen 
der Jugendhilfe. Die notwendige Begründung liegt in folgenden Punkten:

r   die Ganzheitlichkeit eines geführten sozialarbeiterischen Prozesses im Rahmen 
der Mitwirkung im Verfahren nach dem JGG,

r   umfangreiche Beratungsangebote zu Problemen der Erziehung, der familiären 
Beziehungen, Schulprobleme und im Umgang mit Behörden sowie die Orientie-
rung auf Möglichkeiten von Angeboten der Jugendhilfe,

r   das Vorhandensein von fachlichem und sozialarbeiterischem Wissen zum Spek-
trum der Jugendhilfeangebote im Sozialraum, 

r   Beteiligung an der konzeptionellen Entwicklung von Leistungen der Jugend-
hilfe,

r   Abgrenzung der Aufgaben der Jugendgerichtshilfe von restriktiven Maßnahmen 
durch die Justiz,

r   Nutzung von Interventionsmaßnahmen im Rahmen eines Jugendstrafverfah-
rens durch Leistungen der Jugendhilfe, 

r   intensive und kontinuierliche Beziehungsarbeit mit den Betroffenen und deren 
Sorgeberechtigten,

r   schnelle Reaktion bei bevorstehenden Eingriffen in den vorhandenen Entwick-
lungsprozess der jungen Menschen im Rahmen der Haftentscheidungshilfe, der 
Haftprüfung und im Zusammenhang mit einer richterlichen Entscheidung.
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6   Eine frühzeitige Einbeziehung der Jugendhilfe in Jugendstraf-
verfahren ermöglicht eine zielgerichtete Steuerung von Hilfs-
angeboten und einer Ein�  ussnahme auf restriktive Folgen.

Ein konkretes Beispiel für eine frühzeitige Einbeziehung der Jugendhilfe in Jugend-
strafverfahren aus der JGH Leipzig ist die Sozialpädagogische Beratungs-, Interven-
tions- und Koordinierungsstelle (SoBIK).

Einführung zur Entstehung der Sozialpädagogischen Beratungs-, Interventions- 
und Koordinierungsstelle (SoBIK) des Jugendamtes Leipzig
Die Unterarbeitsgruppe ŒJugenddelinquenz• des Kriminalpräventiven Rates ent-
schloss sich im September 1998 zu prüfen, ob für die Stadt Leipzig ein ähnliches 
Beratungsangebot in Form eines Modellprojektes wie Magdeburg, Halle oder in 
Dresden in Betracht käme. Das damalige Ziel bestand ebenfalls darin, eine schnelle 
Reaktion auf Straftaten durch die Jugendhilfe in Zusammenarbeit mit der Polizei. 
Weiterhin sollte geprüft werden, welche inhaltlichen Schwerpunkte für das Projekt 
zu setzen sind. 
 Die Prüfung der Unterarbeitsgruppe ergab, dass analog zu den schon vorhande-
nen und oben genannten Projekten in der Stadt Leipzig eine Beratungsstelle bei der 
Polizeidirektion Leipzig eingerichtet werden sollte. Das Jugendamt Leipzig erhielt 
den Auftrag, fachinhaltliche Schwerpunkte zu erarbeiten und eine geeignete Kon-
zeption zu entwickeln. Aus dem Auftrag heraus ergab sich, dass die Fachabteilung 
sich für eine etwas andere Strategie und Schwerpunktsetzung für eine Beratungs-
stelle bei der Polizeidirektion entschied. Es sollte nicht das Ziel der Beratungsstelle 
sein sofort auf Straftaten, sondern ursachenbezogen zu reagieren. Ebenfalls sollte 
eine Erweiterung der Zielgruppen erfolgen, die die Arbeit der Sozialarbeiter der 
Jugendgerichtshilfe sowie die Arbeit der Sozialarbeiter des Allgemeinen Sozialen 
Dienstes effektiviert und für die Betroffenen ef“ zienter erscheinen lässt. 
 Das Konzept für die Beratungsstelle wurde durch das SG Jugendgerichtshilfe in 
Zusammenarbeit mit der Polizeidirektion Leipzig, dem Kommissariat 23, erarbeitet. 
In dem Zusammenhang wurden Verfahrensweisen besprochen und vorbereitet so-
wie die Klärung über die Finanzierung des Projektes. Leider blieb es dabei, dass die 
Personalkosten aus dem vorhandenen Budget des SG Jugendgerichtshilfe genom-
men werden mussten. Eine zusätzliche Personalstelle wurde durch die Stadtver-
waltung abgelehnt, ebenso ein Antrag auf Förderung von Personalkosten durch das 
Landesjugendamt. Es war daher dem Jugendamt nur möglich, eine Personalstelle 
aus eigenen Ressourcen für das Beratungsangebot zur Verfügung zu stellen. Weitere 
Sachkosten wie Möbel und technische Ausstattungen wurden aus den unterschied-
lichsten Unterabschnitten des Verwaltungshaushaltes des Jugendamtes sowie aus 
Spendengeldern “ nanziert. Laufende Leistungen wie z.B. Miet-, Telefon-, Energie-
kosten etc. werden durch die Polizeidirektion getragen. 
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Beginn der Arbeit der Beratungsstelle SoBIK
Im Juli 2000 fand dann die feierliche Eröffnung der Beratungsstelle SoBIK des Ju-
gendamtes in der Polizeidirektion Leipzig statt. Mit der Eröffnung stand jedoch fest, 
dass eine sofortige Betroffenenarbeit nicht möglich ist. Aus den Erfahrungen von 
Dresden haben wir daher pro“ tiert, dass es vorrangige Aufgabe sein musste mit den 
unterschiedlichsten Beteiligten, des Jugendkommissariates, mit Mitarbeitern der 
Staatsanwaltschaft und mit Sozialarbeitern der öffentlichen und freien Jugendhil-
fe ins Gespräch zu kommen. Ziel war es dabei, das Projekt und die konzeptionelle 
Arbeit bekannt zu machen, Verfahrensweisen abzusprechen und festzuschreiben 
sowie ein geeignetes und tragbares Netzwerk zwischen den unterschiedlichsten be-
teiligten Behörden zu entwickeln. In den gesamten Vorstellungsrunden und Gesprä-
chen wurde immer wieder deutlich, dass die Beratungsstelle des Jugendamtes in der 
Polizeidirektion aus den unterschiedlichsten Blickwinkeln betrachtet wurde und die 
Erwartungen an das Projekt sich stark voneinander unterschieden. Die Sozialarbei-
terin in der Beratungsstelle befand sich nicht nur in einer einfachen ŒSandwich•-
Position, sondern in einer ŒDreidimensionalen Sandwich-Position•. Die Polizei, die 
Staatsanwaltschaft, die Jugendhilfe und die Betroffenen traten mit unterschiedlichs-
ten Erwartungshaltungen an das Projekt heran. Zunehmend wurde es schwieriger 
im Rahmen der auftretenden Diskussionen zwischen den verschiedenen Behörden 
und auch gegenüber den Betroffenen ein eigenes Rollenverständnis zu entwickeln 
und konsequent daran festzuhalten. 
 Die Aufgaben der Beratungsstelle orientierten sich in erster Linie an dem ge-
setzlichen Rahmen des SGB VIII. Darin wird das Hauptziel von Jugendhilfe als eine 
P” ichtaufgabe gesetzlich festgeschrieben, junge Menschen in ihrer individuellen 
und sozialen Entwicklung zu fördern und dazu beizutragen, Benachteiligungen zu 
vermeiden oder abzubauen (§ 1 Abs. 3 Pkt. 1 SGB VIII). Auf Grund des gesetzlichen 
Auftrages wurden folgende Schwerpunkte für die Arbeit in der Beratungsstelle ent-
wickelt:

r   Beratung von Kindern, Jugendlichen und deren Eltern nach einer Beschuldigten-
vernehmung,

r   Aufklärung über den weiteren Verlauf des Verfahrens und zu den verschiedenen 
Entscheidungsmöglichkeiten der Staatsanwaltschaft,

r   das Au” ösen bzw. Entdramatisieren einer Krisensituation zwischen dem Kind/
Jugendlichen und deren Sorgeberechtigten sowie das Finden von Lösungsansät-
zen im Rahmen des Strafverfahrens und im Rahmen von Jugendhilfe,

r  die Unterbreitung von Information über das Spektrum von Jugendhilfe,

r  die frühzeitige Einbindung und Vermittlung an zuständige Professionen, 

r   Kontaktaufbau und Vermittlung an die Sozialarbeiter der JGH, des ASD und an 
Beratungsstellen,
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r   die Durchführung eines ersten diagnostischen Gespräches zur Prüfung von evtl. 
bestehenden Ursachen für deviantes Verhalten, 

r   die Entwicklung von Handlungskonzepten und organisatorischen Strukturen für 
die Einleitung von Diversionsverfahren bzw. Maßnahmen im Vorfeld einer An-
klageerhebung. 

Die Zielgruppen bestanden in:

r  Kinder, gegen die eine polizeiliche Ermittlung geführt wird,

r   Jugendliche und Heranwachsende, gegen die ein Ermittlungsverfahren eingelei-
tet wird,

r   Jugendliche und Heranwachsende, die gemäß § 128 StPO dem Richter vorge-
führt werden,

r   Jugendliche und Heranwachsende, bei denen ein Diversionsverfahren in Be-
tracht kommt.

Inhaltliche konzeptionelle Schwerpunkte und Arbeitsansätze
Die Stadt sah den Schwerpunkt in der Zusammenarbeit zwischen Jugendamt und 
Polizei in der Installierung einer Sozialpädagogischen Beratungs-, Interventions- 
und Koordinationsstelle der Jugendhilfe Leipzig (SoBIK). Im Rahmen der polizei-
lichen Ermittlungen ermöglicht die Beratungsstelle eine umgehende Einbeziehung 
und Vermittlung von professionellen Hilfen. Das Angebotsspektrum bezieht sich 
dabei auf Leistungen der Jugendhilfe, der Gesundheitsfürsorge und auf Leistungen 
des Arbeitsamtes. Angebote von Leistungen der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
können stadtteilorientiert vermittelt und schon vorhandene Hilfen unterstützend 
fortgeführt bzw. intensiviert werden.
 Die Beratungsstelle SoBIK des Jugendamtes hat nicht das Ziel, sanktionierend 
zu reagieren und somit einer Verkriminalisierung von Kindern und Jugendlichen 
Vorschub zu leisten. Jugendkriminalität ist oft ein Ausdruck eines entwicklungstypi-
schen und episodenhaften Verhaltens, das in der weiteren persönlichen und sozia-
len Entwicklung abgelegt wird. Mit unterstützenden und begleitenden Maßnahmen 
wird der Prozess der Normalisierung durch die SoBIK gesteuert. Der Präventions-
gedanke in der fachlich konzeptionellen Arbeit orientiert sich vorrangig an der Ter-
tiärprävention.
 Prävention und Intervention sind zentrale Schlagwörter, die eine sehr hohe 
Erwartungshaltung beinhalten. Der präventive Ansatz von Jugendhilfe sollte pri-
mordial erfolgen, mit dem Ziel der Entwicklungstendenzen von Jugendkriminalität 
entgegenzuwirken. Kriminalität ist immer ein gesellschaftliches Problem und be-
darf daher gesellschaftlicher Veränderungen. Mit dem Projekt SoBIK, Œeine Bera-
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tungsstelle der Jugendhilfe in der Polizeidirektion•, sichert das Jugendamt Leipzig 
die sozialpolitische und gesetzliche Position, dass Jugendhilfe nicht straftatbezogen, 
sondern ursachenbezogen zu handeln hat. 
 Die Reaktion der Jugendhilfe auf die Einleitung und Durchführung von Beschul-
digtenvernehmungen besitzt in erster Linie einen aufklärenden und beratenden 
Charakter. 
 Die Vorbereitungen, Einleitung und Begleitung von Diversionsverfahren sind 
maßgebend und unterstützen das Beschleunigungsprinzip im Jugendstrafverfahren 
sowie die Vermeidung von negativen Eingriffen in die Entwicklung der Betroffe-
nen. In der Folge basiert die Kooperation zwischen Jugendamt und Polizei in einer 
schnellen Reaktion auf festgestellte De“ zite in der Entwicklung, in der Lebensfüh-
rung und im natürlichen Umfeld von Kindern und Jugendlichen. Das heißt, wenn 
Leistungen notwendig erscheinen bzw. in Betracht kommen, wird umgehend pro-
fessionelle Hilfe angeboten und zu den zuständigen professionellen Helfern Kontakt 
aufgenommen. Die unterbreiteten Angebote unterliegen dem Freiwilligkeitsprinzip 
ebenso die Vermittlung.
 Eine wesentliche Voraussetzung für die Zusammenarbeit beider Behörden ist 
der fachlich-inhaltliche Austausch über gesetzliche Grundlagen, Aufgaben, Verfah-
rensweisen, Handlungsaufträge, Handlungskonzepte, Grenzsetzungen und Ge-
meinsamkeiten der beteiligten Profession. Die Zusammenarbeit ermöglicht einen 
unbürokratischen und offenen Umgang der beteiligten Behörden. Sie hilft den Be-
troffenen, Berührungsängste abzubauen und zu verstehen, was ein Strafverfahren 
mit seinen Folgen bedeuten kann. 
 Das Erkennen von De“ ziten in der Lebensführung und der Umwelt der Beschul-
digten ist ein wesentlicher und besonderer Aspekt in der Arbeit der Jugendsach-
bearbeiter der Polizei; sie unterscheidet sich von normaler Polizeiarbeit, setzt ein 
hohes Maß an Sensibilität voraus und erlaubt eine Vernetzung mit Anbietern der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe. In Hinblick auf die Diversionsrichtlinie Sach-
sens werden die Anforderungen an die Jugendsachbearbeiter der Polizei und an die 
Jugendämter fachlich hoch angesetzt. Die Anregungen für Diversionsmaßnahmen 
setzen grundlegend eine sehr enge Kooperation beider Behörden voraus. Die verant-
wortungsvolle und fachspezi“ sche Aufgabenstellung der Jugendsachbearbeiter der 
Polizei bietet dem Jugendamt die notwendige Voraussetzung zum Tätigwerden. Das 
Jugendamt ermöglicht ein zielgerichtetes Beratungs- und Leistungsangebot durch 
den Einsatz von Sozialarbeit, um einer beeinträchtigenden Entwicklungstendenz 
jedes einzelnen jungen Menschen entgegenzuwirken. 
 Die Schnittstelle in der Zusammenarbeit von Polizei und Jugendamt ist da zu 
“ nden, wo Jugendsachbearbeiter der Polizei bei der Beschuldigtenvernehmung 
feststellen, dass Jugendhilfe mit ihren sozialarbeiterischen/sozialpädagogischen 
Fachkräften tätig werden soll, um junge Menschen und deren Personensorgebe-
rechtigten in ihrer Alltagsbewältigung zu unterstützen. Die frühzeitige Reaktion 
der Jugendhilfe auf Symptome von deviantem Verhalten, muss gemeinsam mit den 
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Betroffenen Alternativhandlungen und Lösungsstrategien entwickeln sowie eine 
zielgerichtete Ein” ussnahme auf das nicht normgerechte Handeln bewirken. Die 
Gesetzgeber weisen explizit auf die Handlungsmöglichkeiten der Jugendhilfe hin. 
Sie “ nden sich im SGB VIII, im Jugendgerichtsgesetz und in der Polizeidienstvor-
schrift 382 sowie in der VwV Diversion Sachsen vom 27.08.1999 wieder. 

Projektweiterentwicklung
Seit Beginn der Projektentwicklung erfolgte die wissenschaftliche Begleitung durch 
die Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur (HTWK Leipzig), Herrn Prof. Dr. 
Fabian. Auf seine Anregung hin erfolgte die Einrichtung einer Clearingstelle, um 
eventuell auftretende Kon” ikte zwischen den Behörden sowie den Mitarbeitern zu 
lösen und gemeinsame Kon” iktlösungsstrategien sowie ein fachliches Verständnis 
zu entwickeln. Auf Grund der wissenschaftlichen Begleitung fand im Oktober 2001 
ein gemeinsamer Workshop mit dem Dresdner IPP-Projekt und dem Projekt SoBIK
unter der Teilnahme aller beteiligten Behörden aus Leipzig und Dresden statt. Im 
Ergebnis konnten für das Leipziger Projekt verschiedene Impulse des Dresdner Pro-
jektes aufgenommen und umgesetzt werden. Sie führten dazu, dass das Angebot 
des Jugendamtes durch die Polizeidirektion Leipzig mehr und mehr Beachtung fand 
und durch die betroffenen Kinder, Jugendlichen und deren Sorgeberechtigten noch 
intensiver genutzt werden konnte. Die HTWK wird in diesem Jahr ihre Evaluations-
ergebnisse zur 4-jährigen Projektarbeit auswerten und veröffentlichen. Mittlerweile 
erfolgte eine Konzeptionsüberarbeitung. 

Praktische Umsetzung
Die Sozialarbeiterin der Beratungsstelle SoBIK vermittelt in Absprache mit der 
Abteilung ASD bekannt gewordene Kinder und deren Sorgeberechtigten an die 
zuständigen Sozialarbeiter der einzelnen Sozialbezirke. Es werden die unterschied-
lichsten Formen von Informationsaustauschen gewählt, die auf der einen Seite mit 
Zustimmung/Absprache der Sorgeberechtigten und auf der anderen Seite auf der 
Grundlage des § 36 SächsAGSGB Achtes Buch/§ 70 JGG erfolgen. In der Regel er-
hält die Sozialarbeiterin der SoBIK eine Rückinformation über das wahrgenommene 
Beratungsgespräch/Leistungsangebot vom Sozialarbeiter ASD. Hinzu kommt, dass 
die Sozialarbeiterin der SoBIK die Möglichkeit erhält, an Teamberatungsgesprächen 
des ASD teilzunehmen. 
 Bei Mehrfachtätern im Jugendbereich bezieht die Sozialarbeiterin der SoBIK 
umgehend den zuständigen Sozialarbeiter der Jugendgerichtshilfe mit ein. Es wer-
den Absprachen zur Einleitung von Maßnahmen nach dem JGG (Diversionsverfah-
ren) getroffen. Ebenfalls wird ein festgestellter Hilfebedarf im Rahmen von Teambe-
ratungen eruiert und konkretisiert. Der tatverdächtige Jugendliche wird unmittelbar 
an den zuständigen Sozialarbeiter der JGH vermittelt. 
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Durch das Vorhandensein von Konzeptionen zur Zusammenarbeit mit verschiede-
nen Institutionen, der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB), dem Verband der Klein-
gärtner und der Leipziger Wohnungsbaugesellschaft (LWB), werden im Rahmen 
von Diversionsverfahren umgehend Schadenswiedergutmachungen ausgehandelt, 
vorbereitet und organisiert bis hin zur Ableistung von Arbeitsstunden. Das gleiche 
Verfahren erfolgt bei geschädigten Einzelpersonen. Auch hierbei werden die unter-
schiedlichsten Formen von Entschuldigungen bis zur Schadenswiedergutmachung 
mit den Tätern besprochen und Lösungsstrategien entwickelt. Bisher wurden Ar-
beitsau” agen nur im Zusammenhang mit Schadenswiedergutmachungen vermit-
telt, wobei der Geschädigte mit diesem Angebot einverstanden sein musste. 
 Das Tätigwerden der Sozialarbeiterin der SoBIK bezieht sich nicht nur auf die 
Vermittlung von Leistungen und Angeboten im Rahmen von Diversionsverfahren. 
Sie baut unabhängig davon Kontakte zu Leistungsträgern auf der Grundlage des § 13 
SGB VIII, zur wirtschaftlichen Sozialhilfe, zu Angeboten der Sportsozialarbeiter und 
der Freizeiteinrichtungen (Jugendklubs) sowie zu den unterschiedlichsten Angebo-
ten von Beratungsstellen auf. 
 Durch die gute Zusammenarbeit mit der Polizeidirektion Leipzig erhält der Bereit-
schaftsdienst der Jugendgerichtshilfe für Haftvermeidungs-/Haftentscheidungshilfe 
gegen 9.00 Uhr über die Sozialarbeiterin der SoBIK die Information von beantrag-
ten Haftbefehlen bei Jugendlichen und Heranwachsenden. Informationen zur Per-
son, zur Tat, zum bearbeitenden Kommissariat und zum bearbeitenden Beamten 
sowie der zuständigen Staatsanwaltschaft werden durch die Sozialarbeiterin der 
SoBIK zusammengefasst und weitergeleitet. Im Umgang mit minderjährigen unbe-
gleiteten Flüchtlingen gilt das gleiche Verfahren. 
 Innerhalb des Kommissariates 23 wurden durch das SG Jugendgerichtshilfe ver-
schiedene Informationsveranstaltungen zum Thema Kinder- und Jugendnotdienst, 
ASD, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, Aufgaben der Jugendgerichtshilfe so-
wie zur konzeptionellen Arbeitsweise von freien Trägern organisiert. Ein wichtiger 
Aspekt in der Zusammenarbeit mit dem Kommissariat 23 ist auch die Möglichkeit, 
an deren Dienstberatung teilzunehmen. Nicht die längerfristige Betreuung in der 
Beratungsstelle ist Hauptschwerpunkt, sondern eine schnelle und fachlich fundierte 
Vermittlung an professionelle Leistungsanbieter.
 Die Stadt Leipzig hat versucht, einen eigenen Weg bei der Mitwirkung im Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) sowie in der Umsetzung des SGB VIII bei 
jungen Tatverdächtigen zu “ nden und zu entwickeln. Dieser Weg steht im Einklang 
mit den notwendigen Erfordernissen in der Arbeit mit jungen Menschen und de-
ren Sorgeberechtigten, die sich in einer für sie ungewohnten Situation be“ nden. In 
unserem Projekt wird die elterliche Kompetenz außer Acht gelassen. Der elterliche 
erzieherische Ein” uss besitzt oberste Priorität in einem Jugendstrafverfahren und 
sollte in solch einem Projekt der Jugendhilfe nicht unterschätzt werden. Diesem As-
pekt muss Vorrang gegenüber gesellschaftlichen Reaktionen eingeräumt werden.
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Schlusswort
Die frühzeitige Einbeziehung von Sozialarbeitern der Jugendhilfe kann in einem 
Strafverfahren erreichen, dass Ansprechpartner vorhanden sind, Ursachen für de-
viantes Verhalten rechtzeitig erkannt, Lösungswege gefunden und Hilfsangebote 
wirksam werden. Eine frühzeitige Einbeziehung der Jugendhilfe bewirkt ebenfalls, 
dass ein Kriminalitätsrisiko steuerbar und beein” ussbar ist. Die Betroffenen sind 
zur Mitwirkung, zum selbstständigen Tätigwerden und zur zielgerichteten Wahr-
nehmung von Angeboten eher motivierbar. Somit erhalten die Kinder und Jugendli-
chen die Chance einer Verkriminalisierung zu entgehen. Hilfsangebote zeitnah und 
situationsbedingt zu installieren, spart ebenfalls Kosten. 



Kommunikation im Jugendstrafverfahren
Einige Bemerkungen aus linguistischer Perspektive

Gabriele Klocke

Einleitung
Sprache ist allgegenwärtiger Bestandteil des Jugendstrafverfahrens. Darum ist es 
zunächst Aufgabe der Linguistik, die unüberschaubaren sprachlichen Phänomene 
in thematisch sinnvolle Bereiche zu gliedern. Eine Gliederung kann nach rein em-
pirischen oder diskursethischen Gesichtspunkten erfolgen. Während empirische 
Ausführungen lediglich beschreiben, fallen diskursethische Beiträge zwangsläu“ g 
kriminalpolitisch aus. Die folgenden Ausführungen können nur wenige Aspekte des 
gesamten Sprachgeschehens im Jugendstrafverfahren in den Blick fassen. Zunächst 
werden zu einigen, teilweise bereits durch die Kriminologie erschlossenen Kom-
munikationsmängeln des Jugendstrafverfahrens linguistische und diskursethische 
Überlegungen angestellt. Danach werden zwei alltägliche sprachliche Phänomene 
erörtert, die im Bereich der Kriminaljustiz sicherlich immer wieder von Bedeutung 
sind: Beleidigung von Beamten durch Jugendliche sowie das Ironieverständnis von 
Jugendlichen.

1  Diskursethische Bemerkungen zum Jugendstrafverfahren
Eine diskursethisch orientierte Sprachwissenschaftlerin ist freilich immer wieder 
erfreut darüber, dass im Jugendstrafrecht der Schwerpunkt auf erzieherischen, d.h. 
kommunikativen Auseinandersetzungen mit dem Jugendlichen liegen soll. An vie-
len Stellen des JGG wird das Bemühen hierum auch deutlich.1

 Angesichts der Sanktionsform ŒJugendarrest• muss eine Sprachwissenschaftle-
rin jedoch den Kopf schütteln, denn erzieherisch wertvolle Gespräche sollen hier 
offenbar unterbunden werden. Nimmt man die Metaphorik des den Arrest be-
gründenden ŒDenkzettel•-Konzepts2 wörtlich, so muss man sich den Arrestvollzug 
wohl so vorstellen, dass der Jugendliche einen Zettel entgegennimmt, auf welchem 
geschrieben steht, dass und worüber er in seiner Zelle nachdenken soll. Ich sehe 
diese Metapher als Beleg dafür an, dass die Kommunikation mit dem Jugendlichen 
schroff, nur knapp und einseitig verlaufen soll. In der Literatur “ ndet sich ferner, 
inzwischen zumeist aus kritischer Perspektive erläutert, der Begriff Œshort sharp 

1 Kommunikation mit einem Betreuungshelfer, mit anderen Teilnehmern eines sozialen Trai-
ningskurses oder mit dem Opfer im TOA (§ 10 Abs. 1 Nrn. 5, 6, 7 JGG); Kommunikation durch 
Verwarnung oder Ermahnung (§§ 14, 45 Abs. 3 JGG) sowie Kommunikation durch Entschuldi-
gung (§ 15 Abs. 1 S. 2 JGG).

2 Referierend Ostendorf , 2003, Grdl. z. § 13-16 III Rn. 4.
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shock•.3 Eingedenk des linguistischen Allgemeinplatzes ŒWorte schaffen Wirklich-
keit• motiviert dieser in der Kommentarliteratur verwendete Begriff die Frage, was 
Besucher des Jugendgerichtstages im Gegensatz zu jugendstrafrechtlichen Laien 
damit assoziieren. Meine ganz persönlichen Assoziationen zum Begriff Œshort sharp 
shock• waren und sind die Steckdose und der elektrische Weidezaun, an denen 
man als Kind Œherum“ ngert•, obwohl man schon oft davor gewarnt wurde. Es sind 
sicherlich noch weitere Assoziationen denkbar, mit deren Semantik sich Experten 
des Jugendstrafrechts nicht einverstanden erklären würden. Man könnte also eine 
Wortfeldanalyse zu einigen Begriffen der Kommentarliteratur durchführen, um 
hernach möglicherweise zu dem Ergebnis zu gelangen, dass sie einfach nicht mehr 
gebraucht werden sollten, da ihre Verwendung die jugendstrafrechtliche Wirklich-
keit in ungünstiger Weise mitgestaltet.4 Der Jugendarrestvollzug stellt aus meiner 
Sicht keinen interessanten Forschungsgegenstand dar, da er in der Praxis wie der 
kleine Bruder der Jugendstrafe daherkommt. Zum Strafvollzug an Jugendlichen 
und Erwachsenen liegen aber bereits linguistische Forschungsergebnisse vor.5 Es 
wird nun angedacht, den Jugendarrest durch kommunikative Erziehungskurse zu 
ersetzen. Dieses Vorhaben ist aber bisher offenbar Programm geblieben6 und einer 
diskursethisch orientierten Linguistin kommt es nicht auf Programme, sondern auf 
tatsächlich vorhandenes sprachliches Miteinander an.
 An anderer Stelle des JGG zeigt sich zumindest der gute Wille zur gelingenden 
Kommunikation … wenn auch etwas unbeholfen, wie das Beispiel der Verwarnung 
nach § 14 JGG zeigt. Leider verliert die Verwarnung einen Teil ihrer kommunikativen 
Authentizität dadurch, dass sie im Jugendstrafverfahren verkompliziert und aus der 
natürlichen Redesituation isoliert wird: Eine Verwarnung anzukündigen, bevor sie 
letztlich ausgesprochen wird, widerspricht in so ziemlich jeder Hinsicht dem, was 
von der Linguistik als eine natürliche Sprechsituation angesehen wird. Allenfalls 
lässt sich der Jugendliche den authentischen Urteilsspruch mit der darin enthalte-
nen Ankündigung einer Verwarnung als eben solche dienen. Die sodann verzögert 
eintretende Verwarnung wird er wahrscheinlich eher als Leierei wahrnehmen.7 
Zum Sprechakt der Verwarnung gehört mehr als bloße Worte, denn kommunika-
tiv wirkungsvolle Sprechhandlungen kommen ohne ihre authentischen nonverba-
len Begleitmerkmale einfach nicht aus: Wie z.B. zum erstmaligen Ausspruch ŒIch 
liebe Dich• ein freudiges Lächeln, eine rote Gesichtsfarbe, der angehaltene Atem 
oder die Übergabe von Blumen durch den Sprecher zählen, so benötigen auch die 

3 So etwa deskriptiv Streng , 2003, § 11 Rn. 15.
4 Ein weiterer Begriff, dessen semantische Nachbarschaft inner- und außerhalb des kriminalpoli-

tischen Diskursraums zu ermitteln wäre, ist das Konstrukt des Œgutgearteten• Jugendlichen: vgl. 
beispielhaft referierend Streng , 2003, § 8 Rn. 4.

5 Vgl. Klocke , 2004.
6 Vgl. Streng , 2003, § 11, Rn. 24.
7 Ähnlich Albrecht , 2000, S. 208.



Klocke  |  Kommunikation im Jugendstrafverfahren220

Worte ŒHiermit verwarne ich dich, weil...!• einen erhitzten ärgerlichen Sprecher, ein 
in kritische Falten gezogenes Gesicht, vielleicht einen erhobenen Zeige“ nger und 
auf alle Fälle eine zeitliche Nähe zum Referenzobjekt der Sprechhandlung, näm-
lich zur Verfehlung. Wenn ein Verwarnungstermin anberaumt wird, zu welchem 
dann eventuell sogar mehrere Jugendliche gleichzeitig geladen und mit abgegriffe-
nen Verwarnungsphrasen versehen werden, sind weder zeitliche noch thematische 
Nähe zur Verfehlung vorhanden.8 Aus linguistischer Perspektive ist die Frage, wie 
Verwarnungen in der Praxis ablaufen, hochinteressant: Wie werden Verwarnungen 
formuliert? Wie nimmt der Jugendliche sie wahr?
 Auch die schriftliche Regelungsdichte, welche das dem Anspruch nach münd-
lich auszugestaltende Jugendstrafverfahren fraglos regiert, kann den Verfahrensbe-
teiligten sozusagen ein Kommunikationsschnippchen schlagen. Mit dem Verlesen 
des Jugendgerichtshilfeberichtes durch einen Gerichtsgeher wird aus dem Willen 
zur sachgerechten und informativen Kommunikation eine ŒStille-Post-Kommuni-
kation•: Das Auftreten eines Gerichtsgehers, welcher selber keine Nachforschungen 
zum Jugendlichen angestellt hat, ist aus linguistischen Gründen kritisch zu bewer-
ten: Hierbei wird der JGH-Bericht im Verfahren nicht vom Autor der Akte, sondern 
von seinem Stellvertreter verlesen, der zwar den Text als solchen vor Augen hat, nicht 
jedoch das entsprechende berichtsspezi“ sche Hintergrundwissen. Der Autor eines 
Textes ist mit diesem jedoch unzertrennlich verbunden: Texte wie etwa Aufsätze, 
Zeitungsartikel oder auch Jugendgerichtshilfeberichte bilden zwischen den Zeilen 
die jeweiligen assoziativen Strukturen des Verfassers ab, welche einer fremden Per-
son beim Verlesen dieses Textes entgehen. Mehr noch: Der Gerichtsgeher bildet im 
Prozess des Rezitierens seine ganz persönlichen Assoziationsstrukturen und man 
darf die Tatsache nicht vernachlässigen, dass eine unterschiedliche Intonation und 
Schnelligkeit beim Verlesen desselben Textes beim Hörer zu je unterschiedlichen 
Verständnisleistungen führen wird. Obwohl der reine Schriftwortlaut mehrfach-
adressiert ist und von allen Verfahrensbeteiligten verstanden werden sollte, so kann 
ein Verlesen des Textes durch eine andere Person als den Autor eine inhaltsverän-
dernde Wirkung haben. Außerdem ist der Gerichtsgeher nicht in der Lage, zusätz-
lich zum Bericht weitere Informationen zu liefern.9 Ganz davon abgesehen ist es für 
den Jugendlichen sicherlich verwunderlich, warum eine andere Person als der ihm 
bekannte JGH-Mitarbeiter den Bericht verliest. Kann also derjenige Vertreter der 
Jugendgerichtshilfe, welcher die Nachforschungen angestellt hat, nicht zum Verfah-
renstermin erscheinen, so wäre den Verfahrensbeteiligten am besten gedient, wenn 
der Jugendrichter den Bericht selber laut verliest, denn er ist ja der Hauptadressat 

8 Vgl. Schaffstein & Beulke , 2002, S. 137.
9 Vgl. kritisch zum Gerichtsgehersystem trotz diesbezüglicher Änderung durch das 1. JGGÄndG 

Eisenberg, 2004, § 38 Rn. 8, 33, 48.
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und sein Textverständnis sollte von der Aussageabsicht des Verfassers möglichst we-
nig abweichen. Die unnötige verständnisverzerrende Stufe des ŒStille-Post•-Systems 
durch den Gerichtsgeher sollte man vermeiden.
 Die vorangegangenen Punkte betreffen in erster Linie die linguistische Wir-
kungsforschung zur verbalen und schriftlichen Textoptimierung. Der grundlegende 
Ablauf des Jugendstrafverfahrens wird hierdurch nicht grundsätzlich in Frage ge-
stellt. Ähnlich wie aus kritisch-kriminologischer Perspektive, so lassen sich auch aus 
linguistischer Perspektive folgende Fragen stellen: Wird die Hierarchie im Jugend-
strafverfahren sprachlich abgesichert … fungiert hier Sprache als Machtinstrument? 
Kommt es zu Missverständnissen und Fehlinterpretationen? Kann der Angeklagte 
tatsächlich partizipieren? Ich meine, dass Diskursräume, in denen über jugendli-
ches Fehlverhalten Recht gesprochen wird, nicht ohne ein Machtgefälle zwischen 
den Sprechern auskommen. Das Aushandeln von Macht in Gesprächssituationen 
“ ndet sich überall … auch in der Sprache des Alltagslebens. Dass die Sprache im 
Jugendstrafverfahren eindeutig als Machtinstrument dient, ist erwartbar und nicht 
grundsätzlich verwer” ich. Es stellt sich aus der Perspektive der Linguistik eher die 
Frage, in welcher Weise die Machtstrukturen für den Jugendlichen transparent ge-
macht werden: Eine einseitige Betonung des kommunikativ-wohlwollenden Mitein-
anders etwa im staatsanwaltschaftlichen Diversionsverfahren oder im informellen 
jugendrichterlichen Erziehungsverfahren ist aus der Perspektive der Linguistik 
deshalb fragwürdig, weil der Jugendliche sich fälschlicherweise in einer Situation 
der reinen Oralität, d.h. des informellen kommunikativen Austausches wähnt. Diese 
Situation kann anhand der theatertheoretischen Konzeption von ŒBühne• und ŒOff• 
anschaulich beschrieben werden.10 Theaterbesucher erliegen immer wieder einer 
Wirklichkeitsillusion und sehen das aufgeführte Stück als wahrhaftiges Geschehen 
an. Sämtliche Schauspieler und Bühnenarbeiter wissen hingegen um die Tätigkei-
ten im Off, wo geräumt, geschoben, souf” iert, geschminkt, beobachtet und oft auch 
aufgezeichnet wird. Der jugendliche Straftäter ist zwar nicht Teilnehmer eines Thea-
terstücks (wenn man einmal von der Inszenierung der Verwarnung absieht...), denn 
die Beratungen und Maßnahmen der Jugendstrafjustiz sind fraglos authentisch. Er 
erliegt jedoch der Illusion, dass jenseits der verbalkommunikativen Bühne nicht viel 
geschieht. Es ist anzunehmen, dass der Jugendliche sich kein Bild vom Ausmaß und 
der Bedeutung der schriftlichen Komponente, d.h. der Literalität eines Jugendstraf-
verfahrens macht. So können etwa die registerrechtlichen Folgen eines divertierten 
Ermittlungs- oder Anklageverfahrens dem Jugendlichen kaum bewusst werden, 
wenn man sie ihm nicht mitteilt.11 Für solcherart Aufklärung über das ŒOff• des 
Jugendstrafverfahrens ist meiner Meinung nach insbesondere der Jugendstrafvertei-
diger zuständig. Aber auch die anderen Prozessbeteiligten sollten dem Jugendlichen 

10 Vgl. knapp zur Semiotik des Theaters Nöth , 2000, S. 462 ff.
11 Vgl. aus rechtsstaatlicher Perspektive ähnlich Müller , 1996, S. 447.
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die Informationen über den schriftlichen Überbau der Jugendkriminaljustiz nicht 
verwehren. Solcherlei Transparenz macht aus meiner Sicht einen wichtigen Teil des 
fairen Strafverfahrens aus.
 Aus empirischer Sicht ließe sich, nach der Durchführung entsprechender Stu-
dien sicherlich auch einiges darüber sagen, ob … ganz allgemein betrachtet … im 
Jugendstrafverfahren Chancen zur Verständigung mit dem Jugendlichen genutzt 
werden und ob er am Verfahren partizipieren kann. Einige Forschungsergebnis-
se hierzu hat bereits die Kriminologie selber geliefert: In Gerichtsverhandlungen 
wurde beobachtet, wie es um das Rederecht der Jugendlichen bestellt ist. Ergebnis: 
Jugendlichen wird in den seltensten Fällen ein eigeninitiatives Rederecht zugestan-
den.12 Um die situationsspezi“ schen Gründe für diese wahrgenommene Benachtei-
ligung auf mikrolinguistischer Ebene analysieren zu können, würde die Linguistik 
hier wohl zum Tonband greifen und anhand von Gesprächsanalysen ermitteln, ob 
sich Jugendliche im Verfahren überhaupt mitwirkungsbereit verhalten und inwie-
fern sie eventuell mit sprachlichen Mitteln an einer Beteiligung gehindert werden.

2  Beleidigungen von Beamten durch Jugendliche
Es liegt nahe, in einem Aufsatz über die Kommunikation im Jugendstrafverfahren 
zunächst einmal über Jugendsprachen zu referieren.13 Viele Jugendhilfe- und Ju-
gendstrafrechtspraktiker stellen sich wahrscheinlich häu“ g die Frage, wie sie auf 
Jugendsprachen reagieren sollen: Soll man sich anpassen, um den Jugendlichen dort 
abzuholen, wo er steht? Oder soll man dies lieber lassen, um von Anfang an zu sig-
nalisieren, dass die Sache ernst ist? Meiner Ansicht nach ist das Geschmackssache. 
Jeder muss hier einen authentischen Stil “ nden, mit dem er oder sie ernst genom-
men wird.14 Was viel wichtiger ist als die Frage nach der Wortwahl, ist die Tatsache, 
dass Jugendsprache nicht nur auf einer lexikalischen Ebene zu bewerten ist. Es ist 
also nicht nur danach zu fragen, welche Wörter Jugendliche oder Beamte der Krimi-
naljustiz wählen. Im Jugendstrafverfahren ist es auch und vor allem von Interesse, 
welche Absichten hinter den jeweiligen Wortwahlen eines Jugendlichen stehen. 
Konkret bedeutet das folgendes: Wir kennen Ausrufe oder Lautpartikel wie etwa 
Œgeil ey!•, Œvoll krass• oder Œkorrekt!• und wir lächeln, wenn wir sie hören. Wir alle 
kennen die Wörter ŒArschloch•, ŒFotze•, ŒIch “ cke Deine Mutter•, ŒFuck you• und 
schütteln den Kopf, wenn wir sie von weitem irgendwo aufschnappen. Wir glauben, 

12 Vgl. Ludwig-Mayerhofer , 1998, S. 162 ff. Vgl. diskursethische Überlegungen zum Thema Rede-
recht im Strafrecht, Klocke , 2004, S. 17-28.

13 In der Linguistik besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass es die Jugendsprache als homogen 
ausgestaltete Varietät des Standarddeutschen gar nicht gibt, sondern allenfalls sprachliche Be-
sonderheiten mit alters-, geschlechts-, regional- oder bildungsspezi“ scher Streuung, vgl. Neu-
land u.a. , 2003, S. 46. Besonders kritisch zu sensationsorientierten Lexika der Jugendsprache 
Schlobinski , 2003, S. 233-237.

14 Zur Frage des Dialogs Jugendlicher mit Erwachsenen: Augenstein , 1998, S. 173 ff., insbeson-
dere aber S. 257 ff.
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dass all diese Worte Bestandteil der Jugendsprachen sind und die Linguistik kann 
diese Alltagsannahme bestätigen. Wie reagieren wir nun, wenn eines dieser Worte 
gegen uns gerichtet ist? Das mag einem Jugendrichter nicht so häu“ g widerfahren. 
Polizeibeamten passiert das aber immer wieder mal und diese stellen sich dann hof-
fentlich die Frage, wie man auf die ehrverletzende Wortwahl am besten reagiert. Soll 
ein Beamter nun auf das Wort als solches reagieren oder doch eher auf die dahinter 
vermutete Absicht? Spätestens hier stellt sich die allgemeine sprachwissenschaftli-
che Frage, was eigentlich die Intention eines Jugendlichen ist, der eine Beleidigung 
ausspricht. Das Äußern von Beleidigungen kann für Menschen die Funktion der 
ziellosen und spontanen Aggressionsabfuhr haben. Es gibt ferner auch noch die 
Funktion der gezielten Erniedrigung des Gegenüber, welcher sich in einer schein-
bar machtvollen Position be“ ndet. Eine weitere Funktion von Beleidigungen ist die 
Inszenierung des eigenen Verbalmutes vor einem Publikum. Dies dient dann unter 
anderem zur Positionierung in der Subkultur.15

 Wenn wir nun wissen, dass es diese Gründe für beleidigendes Verhalten gibt, 
dienen sie uns dann als Entschuldigung? Im Rahmen einer schriftlichen Befragung 
von 212 Strafvollzugs- und Polizeibeamten habe ich deren Beleidigungswahrneh-
mung ermittelt. Die Beamten wurden unter anderem dazu befragt, ob es auch schon 
Fälle gab, in denen sie trotz schwerster Ehrverletzung, nicht formell auf die Belei-
digung reagiert haben … und wenn ja: Warum sie das nicht getan haben. Die Be-
fragten sollten dabei nicht vorgegebene Antwortmöglichkeiten ankreuzen, sondern 
stichpunktartig selber Antworten “ nden, die hernach inhaltsanalytisch kategorisiert 
und ausgezählt wurden. 6% der Antworten beinhalten Hinweise darauf, dass insbe-
sondere Polizeibeamte häu“ g dann Nachsicht üben, wenn der Beleidiger jugendlich 
ist. Zum Vergleich: Die drei häu“ gsten Gründe für eine Nonintervention auf Beam-
tenseite sind mit 27% die Alkoholisierung des Gegenüber, mit 14% ein gewisses Ver-
ständnis für die Sprache der Subkultur und mit 11% die zu erwartende Einstellung 
des Verfahrens bereits durch den Vorgesetzten. Bei den dabei relevant gewordenen 
Beleidigungen handelte es sich übrigens nicht um Kleinigkeiten wie ŒBlödmann• 
oder ŒDoo“ •, sondern die Beamten berichteten von Non-Intervention gegenüber 
Beleidigungen wie etwa ŒWichser•, ŒNazi• oder ŒIch “ cke Dich•.16 Diese und andere 
Daten der Studie lassen vermuten, dass es individuelle Bewältigungsstrategien gibt, 
mit denen Beleidigungen begegnet werden kann. Wie emp“ ndlich ein Mensch auf 
Beleidigungen reagiert, ist individuell verschieden und hängt auch von der Situation 
ab. Deshalb gibt es auch kein allgemeines Rezept, wie Beleidigungen denn nun am 
besten zu begegnen sei: Gegenbeleidigung? Moralpredigt? Herunterschlucken und 
rot werden? Ich halte eine angemessene Selbstsorge für unabdingbar, denn beleidigt 
zu werden bringt im alltäglichen Arbeitsablauf sicherlich hohe Stresswerte mit sich. 

15 Vgl. Ermen, 1997, S. 25 ff.
16 Vgl. Klocke , 2004: Beleidigungsrezeption durch Polizei- und Strafvollzugsbeamte. Regens-

burg: unveröffentlichtes Manuskript in Fertigstellung.
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Dies trifft speziell dann zu, wenn Beamte ständig Beleidigungen ausgesetzt sind. 
Vielleicht hilft es dann zu wissen, dass sogar Begriffe wie Œdurchgewichste Fotze• 
oder ŒArsch“ cker• für nicht wenige Jugendliche niedrigschwellige Begriffe sind. 
Ganz anders als im Falle des durchschnittlichen Gemeinsprachlers, gehen den meis-
ten Jugendlichen derbe Wörter schnell und locker über die Lippen. Lauscht man ein-
mal den Gesprächen Jugendlicher im Bus oder abends an der Straßenecke, so wird 
schnell deutlich, dass man selber offenbar nur einer von vielen potentiellen Belei-
digungsadressaten ist. Hinzu kommt, dass verbale Aggression sich, ebenso wie die 
körperliche Gewalt, meistens gegen Gleichaltrige wendet.17 Für Jugendliche besteht 
der Reiz von Beleidigungen darin, dass man sie, wenn auch ohne Sinn und Ver-
stand, syntagmatisch reihen kann. Neulich habe ich im Bus eine Beleidigung unter 
Jugendlichen aufgeschnappt, die ich wegen ihrer Länge (sie bestand aus mindestens 
fünf Lexemen) gar nicht wortgetreu erinnern kann: ŒDurchge“ ckter Arschbacken-
wichser• … so oder so ähnlich lautete die Beleidigung, welche den ebenfalls jugend-
lichen Hörer sprachlos zurück aber nicht beleidigt ließ. Er hätte offensichtlich gerne 
spontan mit einer noch längeren beleidigenden Lexemreihe reagiert. Dieses Beispiel 
soll zeigen, dass viele Beleidigungen von Jugendlichen unter recht harmlosen Vor-
zeichen produziert werden. Das muss nicht heißen, dass man als erwachsener Be-
leidigter rabiate Verbalattacken einfach so stehen lassen soll. Im ersten Moment ist 
eine sachliche Reaktion sicherlich angebracht, um überhaupt zu reagieren. Welche 
Antwort nun angemessen ist, muss in der jeweiligen Situation erspürt werden. Eine 
Gegenfrage wie etwa ŒSie haben mich damit verletzt. Warum eigentlich?• ist zwar 
ehrlich, kommt im Eifer der Auseinandersetzung aber wahrscheinlich eher be“ nd-
lichkeitsrhetorisch an und der Jugendliche wird sich darüber lustig machen. Pas-
sender ist da schon die Bemerkung ŒHaben Sie/hast du keine Angst davor, dass ich 
Sie/dich anzeige wegen Beleidigung?• Vielleicht hilft es auch, ernsthaft und trocken 

17 Walter , 2001, S. 322: Walter  spricht in diesem Zusammenhang von ŒEreignisreihen• der Ju-
gendkriminalität, Œbei denen eine Person nacheinander Opfer und Täter und/oder umgekehrt 
wird•. Dieses Phänomen “ ndet in der Soziolinguistik sein Pendant im Wortduell. Hier versu-
chen Sprecher, sich gegenseitig mittels rabiater Beschimpfungen und Beleidigungen zu über-
trumpfen oder nur zu necken. Ein anschauliches Beispiel hierfür liefert Marion Bönsch Kauke
(2003, S. 143) anhand eines Interviewausschnitts, welches sie bei einer Befragung mit einem 
12-jährigen, Œganz normalen• Gymnasiasten zum Thema Œbester Freund• führte: ŒWenn ich Mi-
ke sehe, machen wir immer gleich einen Scherz: •Du kleine Fotze•‘ •Du kleines Arschloch• als 
Gegenrede. Gegenseitig. Aber wir wissen, dass wir es nicht beide meinen. Das ist bei uns Ge-
wohnheit. Bei meiner Schwester zum Beispiel auch: •Du kleines Luder.• Wenn man so sagt: •Na, 
hi, Dumpfbacke.• Da beleidigen wir uns immer. Gegenseitig macht es Spaß. Das ist das Einzi-
ge, die Sprache, die wir beide verstehen. Und wenn es mal hart auf hart kommt oder wenn wir 
mal beide Hilfe brauchen, dann sind wir mal freundlich zueinander. Na, und dann nach einer 
Weile, wenn die Hilfe zu Ende ist: •Danke schön, Blödsack•: Geht es wieder los, aber mich stört 
es nicht.•
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die Semantik eines Wortes zu hinterfragen: ŒIch “ nde nicht, dass ich wie ein Darm-
ausgang aussehe.• In der Kontingenz solcher Situationen sind Patentrezepte jedoch 
Mangelware und die Qualität der Reaktion hängt sicherlich ganz entscheidend von 
der ŒContenance• des Ehrverletzten ab. Grundsätzlich sollte man meiner Meinung 
nach folgende Punkte bei einer Reaktion auf schlimme Beleidigungen beachten:

r   In jedem Fall sollte man selber die Kommunikationskontrolle behalten, indem 
man z. B. eine (rhetorische) Gegenfrage stellt (s. o.).

r   Ferner kann man … eventuell zu einem späteren Zeitpunkt … als professioneller 
Angehöriger der Kriminaljustiz versuchen, einen erzieherischen Effekt auf den 
Jugendlichen ausüben, indem man die Beleidigungsabsicht in angemessener 
Weise zur Debatte stellt und dem Jugendlichen die Möglichkeit zur Entschuldi-
gung gibt.

r  Man sollte zumindest nicht mit Gegenaggression reagieren.

r   Die erstgenannten Punkte sind wahrscheinlich gar nicht so einfach in die Praxis 
umzusetzen. Es sollte aber zumindest möglich sein, die Beleidigung abzuwei-
sen: ŒFinde ich nicht• oder ŒIch bin keine durchgewichste Fotze.• Letzteres hat 
überdies den Effekt, dass der Beleidigte die Erwartung des Jugendlichen konter-
kariert, indem er den tabuisierten Begriff selber im Mund führt, ihm damit die 
Wirkungsschwere nimmt.

Aus psychohygienischen Gründen ist es sicherlich auch sinnvoll, im Kollegenkreis 
Gesprächpartner zu haben, mit denen man hernach über die eigene Ehrverletzung 
sprechen kann. Denn insbesondere Beleidigungen, an denen sogar aus Sicht des 
Beleidigten ein Körnchen Wahrheit steckt, können nachhaltig verletzend wirken.18 
Ein Gespräch über die erlittene Ehrverletzung sowie über die eigene disziplinierte 
Reaktionsweise nehmen den zurückgestellten Gefühlen die Sprengkraft.
 Die Daten meiner Studie zeigen auch, dass für Beamte die Schmerzgrenze bei 
all jenen Beleidigungen erreicht ist, die vor einem Publikum geäußert werden. Der 
Beleidigte muss sich, um sein Gesicht vor den Umstehenden zu wahren, wehrhaft 
zeigen. Es stellt sich nun die Frage, ab wann Beamte zu einer Anzeige greifen sollten 
und wann nicht. Eine formelle Reaktion erscheint mir gerade im Jugendstrafverfah-
ren nur in solchen hartnäckigen Fällen angebracht, in denen der Jugendliche seine 
Beleidigungen einerseits reiht und eine sachliche Antwort mit erneuter Beleidigung 
quittiert oder die Beleidigung nicht aus einer unterlegenen Position heraus formu-
liert, d.h. ohne Motiv oder sogar vor einem sich ähnlich provozierend verhaltenden 
Publikum beleidigt.

18 Wie fühlt sich z.B. ein beleibter Polizeibeamter, der als ŒFettsack• bezeichnet wird?
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3  Ironische Bemerkungen im Jugendstrafverfahren
Ironie ist eine gängige Form der zwischenmenschlichen Kommunikation. Dass sie 
hohe sprachkognitive Anforderungen an einen Sprecher und dessen Hörer stellt, ist 
nur wenigen bekannt. Ebenso wenig machen wir uns klar, wie ironische Aussagen 
sprachstrukturell zustande kommen und zu welchen Zwecken Ironie als sprachli-
ches Mittel eingesetzt wird.
 Eine Äußerung kann dann als ironisch angesehen werden, wenn der wortwört-
liche Aussagegehalt für den Hörer offensichtlich das Gegenteil dessen besagt, was 
man eigentlich mitteilen möchte. Der Gesprächspartner wird in Bruchteilen einer 
Sekunde durch den Widerspruch aufgerüttelt und recherchiert den eigentlichen 
Aussagegehalt.19

 Ironisches Sprechen kann mehrere Funktionen haben: Sie dient zum einen der 
Scherzkommunikation und zur Au” ockerung von Situationen, zum anderen kann 
mit ihr Kritik angebracht werden, ohne dass dem Hörer dabei ein herber Gesichts-
verlust zugefügt wird. Dies ist immer dann der Fall, wenn ein Mangel des Gegen-
über oder einer Situation mit einer ironisierenden Bemerkung und einem Lächeln 
abgetan wird. Ironie kann aber auch und gerade in gegenteiliger Weise entblößen-
des Kritisieren bedeuten, bei welchem eine Person mittels sarkastischer Ironie vor 
einem Publikum lächerlich gemacht wird.20

 Ironische Effekte werden durch den deutlichen Widerspruch zwischen Gesag-
tem und Wirklichkeit erreicht. Es ist eine Sache, Ironie angemessen zu codieren, 
d.h. offensichtliche Aussagewidersprüche zu erzeugen … eine andere Sache ist es, 
ironische Äußerungen zu decodieren, denn dies erfordert ungleich mehr kognitive 
Leistungen vom Hörer als vom Sprecher. Um Ironie zu decodieren, muss der Hö-
rer den Inhalt der Äußerung mit der Situation, d.h. mit seinem eigenen Verhalten 
und seiner Umgebung abgleichen, um im Idealfall den Widerspruch zu erkennen. 
Zu einem Verständnis komplexer oder subtiler ironischer Äußerungen sind junge 
Menschen bis in die mittlere Adoleszenz und Fremdsprachige jedoch nicht immer 
in der Lage. Auch Kinder verfügen kaum über die entsprechenden kognitiven Fä-
higkeiten, um Ironie decodieren zu können, wenngleich sie ab einem bestimmten 
Alter immer wieder angemessen und effektvoll Ironie kodieren.21 Jugendlichen fehlt 
häu“ g das Weltwissen, um den ironischen Widerspruch zwischen Wortbedeutung 
und Realität zu erkennen. Ihre Gedanken drehen sich einfach noch zu stark um sich 
selber. Hier wird die inhaltliche Nähe zu jugendkriminologischen Themen deutlich: 
Jugendliche müssen erst lernen, ihre Werte und Wünsche mit ihrer Umwelt abzu-

19 Vgl. Hartung , 1998, S. 150 ff.
20 Vgl. Hartung , 1998, S. 158 ff. Vgl. ferner Dews u.a., 1995, S. 348 ff.
21 Vgl. den Überblick über die gesamte Psychologie des Kinderhumors: Bönsch-Kauke, 2003, so-

wie speziell zum kindlichen Ironieverständnis Winner , 1988, S. 133 ff.



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.3 227

gleichen. Entsprechend schwer fällt es ihnen, Ironie zu erkennen, obwohl es ihnen 
vom kognitiven Entwicklungsstand eigentlich möglich wäre.22 Kulturfremde sind 
häu“ g mit den zur Decodierung nötigen kulturellen Rahmenkenntnissen nicht ver-
traut. Mit Kulturfremden meine ich hier zwar in erster Linie Angehörige andersspra-
chiger Sprechergruppen. Aber auch bei Kontakten zwischen Subkulturen werden in 
Fällen misslungener Ironie Diskrepanzen zwischen Wissens- und Wertbeständen 
offensichtlich.23 Um etwa moralisierende ironische Bemerkungen, wie sie im Ju-
gendstrafverfahren sicherlich manchmal vorkommen, decodieren zu können, muss 
der Jugendliche über moralische Vorstellungen des Sprechers informiert sein. Aber 
gerade an diesem Wissen fehlt es manchen Jugendlichen oder Fremdkulturellen. 
Dies ist erwartbar; kriminologische Kulturkon” ikttheorien weisen ebenfalls auf die-
ses Problem hin.24

 Das Ausmaß der Verwendung ironisierender Stilmittel variiert stark zwischen 
den Sprechern einer Sprache. Es ist nicht Teil eines allgemeinen Soziolektes der 
Kriminaljustizbeamten, wie häu“ g sie ironisieren, sondern es ist Teil des Idiolektes 
eines jeden Einzelnen. Über Idiolektmerkmale wie etwa Ironie spricht es sich am 
einfachsten freiwillig im Kollegen- oder Familienkreis: Wer sich selber im Verdacht 
hat, zu viel zu ironisieren, frage doch einfach mal den nächsten Kollegen oder An-
gehörigen, ob die eigene Ironie immer verstanden wird. Wer nach ironischen Äuße-
rungen häu“ g auf fragende Augen bei den Gesprächspartnern stößt, erwartet von 
deren kognitiver oder kultureller Dekodierungskompetenz einfach zu viel. Leider ist 
es dann so, dass viele Ironiker sich auf einen unproduktiven Standpunkt zurückzie-
hen und meinen, der Gegenüber sei einfach Œzu dumm, um Ironie zu verstehen.• 
Aber wie gesagt: Gerade derjenige, der Ironie angemessen auf den Hörer zuschnei-
det, beherrscht die Kunst des Ironisierens.
 Im Jugendstrafverfahren haben wir es mit jugendlichen und häu“ g auch mit 
fremdsprachigen Gesprächspartnern zu tun, welche möglicherweise Verständnis-
schwierigkeiten bei der Ironiedekodierung haben. Für sie können wörtlich verstan-
dene ironische Äußerungen fatale Folgen haben. Darum ist es wichtig, im Zweifels-
falle die Ironie beiseite zu lassen und im Jugendstrafverfahren dem Wortwörtlich-
keitsprinzip zu folgen. 

5  Fazit
Für die meisten Kommunikationssituationen im Jugendstrafverfahren gibt es keine 
Patentrezepte. Weder lassen sich das Sprachverhalten auf mikrolinguistischer Ebe-
ne (Beleidigungen, Ironie) noch die ungünstigen Auswirkungen von Normen auf 
Sprachhandeln (Verwarnung, Jugendgerichtshilfebericht) von heute auf morgen 

22 Zum Ironieverständnis von Jugendlichen: Gelke & Neuffer , 1998, S. 101-145. 
23 Hartung , 1998, S. 150 ff.
24 Vgl. zusammenfassend Eisenberg, 2000, § 6 Rn. 22 ff.
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verbessern. Ein bewusster Umgang mit diesen Problemen kann jedoch kommuni-
katives Geschick und eine größere Nachsicht mit dem Gesprächsgegenüber mit sich 
bringen.
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Ist TOA Mediation?

Thomas Trenczek

1  Zum Anlass: Betriebsblindheit allenthalben
Erst in letzter Zeit ist über das Verhältnis von Mediation und TOA verstärkt disku-
tiert worden, leider z.T. eher in Form von Abgrenzungen und Wahrheitsansprüchen, 
denn als offener kritischer Dialog. Wahrzunehmen ist hier eine Betriebsblindheit; 
Schwierigkeiten, die wir aus der Mediationspraxis und Gesprächen mit Kollegen als 
Probleme aller Arbeitsfelder der Mediation kennen (z.B.: Gewährleistung von ŒFrei-
willigkeit•, Vertraulichkeit, Machtungleichgewichte, ...), werden dem TOA kontrast-
gebend (mit Œstärksten Zweifeln•) zugeschrieben. ŒAbweichungen• von der Œreinen• 
Mediation werden als Wesen des TOA beschrieben oder in ihn hineinprojiziert.1

 Wird auf der einen Seite die Kon” iktbearbeitung im Rahmen eines TOA kaum 
als Œechte• oder Œwahre• Mediation wahrgenommen, scheint andererseits auch unter 
den TOA-Praktikern der Mediationsgedanke aufgrund der Belastungen der Alltags-
arbeit, Finanzierungssorgen und Fallaufkommen immer wieder in den Hintergrund 
zu rücken. Dabei wird TOA leichtsinnig als Erziehung oder sonstiges Heilmittel 
verkauft und dabei vergessen, in welche Sackgassen dies führen kann bzw. schon 
geführt hat. 
 Die Zeit ist deshalb reif, das Thema ŒMediation und TOA• zu erörtern, um im In-
teresse der Qualitäts entwicklung die Knackpunkte der Mediation im und außerhalb 
des Strafrechts, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu benennen und damit 
das mitunter schwierige Verhältnis von Mediation und Strafrecht zu klären. 

2  Wesensmerkmale von Mediation und TOA
Mediation ist ein informelles2, nicht öffentliches Verfahren konstruktiver Kon” iktre-
gelung, bei dem die Parteien eines (Rechts-)Streits mit Unterstützung eines unpar-
teiischen Dritten, des Mediators, einvernehmliche Regelungen suchen, die ihren Be-
dürfnissen und Interessen dienen.3 Ziel und Wesensmerkmal der Mediation ist die 
autonome, einvernehmliche Kon” iktregelung, gegebenenfalls sogar Kon” iktlösung 
der Streitfragen durch die beteiligten Parteien mit Unterstützung eines Vermittlers. 
 Der Täter-Opfer-Ausgleich ist ein spezi“ sches Arbeitsfeld der Mediation in (straf-
rechtlich relevanten) Kon” ikten. Ungeachtet einiger spezi“ scher Besonderheiten 
insbesondere im Verfahrens ablauf (z.B. das grundsätzliche, getrennte Vorgespräch 

1 Vgl. z.B. Metzger & Hagedorn , 2003; Mühlfeld , 2003.
2 Die Festlegung auf die außergerichtliche Kon” iktbearbeitung ist … wie internationale Beispie-

le oder die Modellprojekte in Niedersachsen zeigen … nicht zwingendes Wesensmerkmal aber 
wohl hilfreich.

3 Vgl. www.sikk.net/Was_ist_Mediation/was_ist_mediation.html.
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mit den Beteiligten) basieren sie weit gehend auf gleichen Grundsätzen und Verfah-
rensregeln. Der TOA enthält … unabhängig von der strafrechtlichen Relevanz des 
Anlasses … stets ein an Opfer wie Täter gerichtetes Angebot, durch eine außerge-
richtliche Vermittlung aktiv und autonom eine gemeinsame, von allen Beteiligten 
akzeptierte und mitgetragene Regelung oder gar Lösung zu “ nden, die geeignet ist, 
Kon” ikte, Störungen und Ungleichgewichte, die zu der Straftat geführt haben oder 
durch sie verursacht wurden, beizulegen oder zumindest zu entschärfen.4 
 Weder der TOA noch die Idee der Mediation sind davor gefeit, dass ihr weitere 
ŒWesensmerkmale• untergeschoben werden. Problematisch ist insbesondere, wenn 
der TOA in der Praxis des Jugend straf rechts mit einer ŒErziehungsphilosophie• 
überzogen wird, die den ŒVermittler• … ähnlich wie in den Conference-Modellen auf 
dem australischen Kontinent5 … nicht mehr als Mediator, denn eher als mahnenden 
Erzieher erscheinen lässt. Oder wenn im Erwachsenenbereich der TOA … aus wel-
chen Gründen auch immer … als erfolgversprechende Strategie zur Haftvermeidung 
angepriesen wird. Ebenso zu kritisieren ist es, wenn so genannte ŒKon” iktschlich-
ter• den TOA als Œwirklich wehtuende• Sanktion/Strafe verkaufen oder gar als ver-
längerter Arm der Justiz in die staatsanwaltliche Hierarchie eingebunden, weisungs-
unterworfen und berichtsp” ichtig, den TOA mehr zur Abrundung des Sanktions-
katalogs instrumentalisieren, statt einer ergebnisoffenen Kon” ikt bearbeitung Raum 
geben. 
 Andererseits, das, was manche als ein Wesensmerkmal der Mediation ansehen, 
z.B. die ŒTransformation von Beziehungen•,6 unter anderem wird von der übrigen, 
insbesondere internationalen und vielleicht weniger dogmatischen Mediationswelt 
so nicht geteilt. Die so genannte Œtransformative Mediation• wird lediglich als eines 
von mehreren Mediationsmodellen angesehen, welches im Übrigen auch aufgrund 
seines versöhnungsorientierten oder gar zur therapeutischen Intervention tendie-
renden Anspruchs eine geringere Praxisrelevanz aufweist.7

 Transformation in Beziehungen zu bewirken oder gar Harmonie herzustellen, 
sollte nicht das vorgegebene Ziel der Mediation sein. Vielmehr müssen Inhalte und 
das Ergebnis der Mediation ausschließlich in die Autonomie der Parteien gestellt 
bleiben. Wesentlich für die Kon” iktvermittlung ist, dass die Leitung und Moderation 
von Verhandlungen bzw. der Kon” iktbearbeitung unabhängigen und neutral-allpar-
teilichen Vermittlungspersonen (den ŒMediatoren•) übertragen wird, die die Parteien 
dabei unterstützen, die strittigen Themen und Streitpunkte zu identi“ zieren sowie 
Lösungsoptionen zu erarbeiten. Die Mediatoren entscheiden deshalb nicht in der 
Sache, nicht Œfür• oder Œüber• die Parteien. Die Parteien sollen ihre Lösung oder Re-
gelung selbst “ nden (sei die Beziehung transformiert oder nicht), damit ihnen nicht 

4 TOA-Servicebüro , 1995; Trenczek , 1992, S. 130. 
5 Vgl. Trenczek , 2002, S. 393 ff.; Matt , 2002, S. 180 ff.
6 Vgl. Metzger & Hagedorn , 2003, S. 30.
7 Vgl. Boulle , 1996, S. 29.
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eine ŒLösung• durch einen Dritten, z.B. das Gericht oder gar einem schlichten(den) 
ŒMediator• auferlegt wird. Dabei stellt sich dann oft heraus, dass man das Œentwe-
der … oder• überwinden kann und die Parteien … oft über sogar den ursprünglichen 
Streitgegenstand hinaus … Œgewinnen•, d.h. eine Lösung oder Regelung “ nden kön-
nen, die ihren Interessen gleichermaßen dient. Wesentlich ist also die Autonomie 
der Parteien, die Herstellung eines konstruktiven Settings, welches Fairness im 
Verfahren gewährleistet und gegebenenfalls eine Anschluss kommunikation ermög-
licht. 
 Letzt endlich sind ŒTransformation der Beziehung•, ŒErziehung•, ŒHaftvermei-
dung• usw. mehr oder weniger erfreuliche Nebenprodukte, als Ziel der Mediation 
wirken sie aufgepfropft und sind untauglich. Ziel der Mediation wie des TOA ist 
eine verbindliche, in die Zukunft weisende Vereinbarung. Im Vordergrund steht die 
Lösungsorientierung; eine ŒTransformation der Beziehungen• ist nicht ausgeschlos-
sen (insbesondere in Familienkon” ikten oder eben im TOA) aber keine zwingende 
Voraussetzung, um einen solchen Prozess als Mediation beschreiben zu können. 
 Gelegentlich wird ein Gegensatz konstruiert zwischen der (Œhöherwertigen•) Me-
diation (im Strafrecht) und einem davon zu unter scheidenden (Œeinfacheren•) Mo-
dell des TOA.8 Eine solche Unterscheidung richtet sich zu Recht auf die normative 
Verortung des TOA als Rechtsfolgeinstrument des Strafrechts. Ausgeblendet bleibt 
hierbei allerdings die weitverbreitete und vielfach institutionalisierte mediative Pra-
xis der den TOA-Standards verp” ichteten Ausgleichsstellen, was dazu führt, dass 
diese mit dem strafrechtlichen Normenprogramm sowie der z.T. zurecht kritisie-
renswerten Rezeption des TOA im Entscheidungsverhalten der Justiz verwechselt 
wird. Mängel an den gesetzlichen Regelungen und die fehlerhafte Auslegung der 
TOA-Vorschriften durch die Justiz können dann leicht zum Anlass genommen wer-
den, die TOA-Praxis insgesamt zu diskreditieren. … siehe die Kontroverse vor einigen 
Jahren im TOA-Forum aus Anlass des Oberlies -Artikels, in dem dem TOA vorge-
worfen wurde, Opfer zu entmündigen.9

 Freilich, der Begriff ŒTäter-Opfer-Ausgleich• ist kein Gewinn, er bringt für die 
Ausgleichsstellen mehr Nach- als Vorteile mit sich. Täter-Opfer-Ausgleich ist ein 
derart schlechter, leider in Deutschland eingebürgerter Begriff, dass man ihn zu-
mindest nicht auf die Fälle vor- und außerstrafrechtlicher Kon” iktbearbeitung 
übertragen sollte. Dieses teutonische Begriffsungetüm fokussiert wie das Strafrecht 
zunächst auf den ŒTäter•. Er legt externe Zuschreibungen von Rollen fest, die der 
Wahrnehmung der Kon” iktparteien selten so entsprechen. Im Hinblick auf den ŒTä-
ter• ist meistens die Schuldfrage überhaupt noch nicht gerichtlich geklärt, so dass 
allenfalls von einem Beschuldigten die Rede sein kann. Und auch viele Geschädigte 
wollen sich auf eine Opferrolle so nicht festlegen lassen. Die österreichische Praxis 

8 Vgl. z.B Mühlfeld , 2003, S. 137 ff.
9 Vgl. Oberlies , 2000, S. 42 ff. 
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spricht deshalb sensibler von einem ŒAußergerichtlichen Tatausgleich•. In der engli-
schen Sprache wird der beziehungs neutrale Begriff Œrestorative justice•10 verwendet 
sowie von Œvictim-offender-mediation• gesprochen.

3  Historische und aktuelle Entwicklung von TOA und Mediation
In Deutschland blieben die kriminologisch geprägte und international seit einigen 
Jahren mit dem Begriff Œrestorative justice• belegte Debatte über den Täter-Opfer-
Ausgleich einerseits sowie andererseits die Diskussion um Œdie• Mediation weit-
gehend unverbunden. Diese diskursive Berührungsarmut zwischen der zivil- bzw. 
strafrechtlichen Ausrichtung der Mediation ist weder aus internationaler noch rechts- 
und kon” ikttheoretischer Perspektive nachzuvollziehen, haben sie doch im Wesent-
lichen die gleichen Wurzeln.11 So haben die ersten US-amerikanischen Mediations-
programme Anfang der 70er Jahre, z.B. Community Mediation in Massachusetts, 
die so genannten Neighborhood Justice Centers und insbesondere das Community 
Board Programm in San Francisco stets in straf- als auch in zivilrechtlich verorteten 
Kon” ikten vermittelt.12 Der ŒUrsprung• der Mediation als Kon” iktbearbeitungs-
methode in modernen Gesellschaften liegt in einer emanzipatorischen Gemein-
wesenarbeit, für die das juristische Trennungsdogma nicht relevant war und ist. 
Victim-Offender-Mediation wurde in den USA aufgrund der zunehmenden Bedeu-
tung des Opferschutzgedankens bereits Anfang der 70er Jahre von häu“ g religiös-
pazi“ stisch motivierten Gruppen wie z.B. den Mennoniten (die bereits über eine 
lange Tradition in der z.T. deutlich abolitionistisch ausgerichteten Straffälligenhilfe 
verfügten) als spezi“ sches Arbeitsfeld entdeckt und weiterentwickelt.13 Man wollte 
über die in der Justiz praktizierten Restitutionsprogramme hinaus eine friedensstif-
tende Kon” iktvermittlung auch bei strafrechtlich relevanten Verhaltensweisen initi-
ieren. Stand am Anfang der Bewegung vielfach das angestrebte Ziel Œreconciliation• 
im Vordergrund, löste man sich relativ schnell von dieser Überforderung und ver-
lagerte den Blick auf die methodische Komponente des Ausgleichs, der Mediation. 
Die Idee des vermittelnden Ausgleiches wurde dann aus den USA zu einer Zeit nach 
Deutschland reimportiert, als in Deutschland von Mediation zwar gesprochen, aber 
diese in kaum einem Fall praktiziert wurde.

10 In der internationalen Diskussion wird unter Œrestorative justice• freilich zumeist ein über 
das Duo ŒTäter-Opfer• hinaus reichendes, das soziale Umfeld der Beteiligen (die Œcommuni-
ty•) einbeziehendes Konzept verstanden; vgl. hierzu die Informationen des TOA-Servicebüros 
(www.toa-servicebuero.de), des European Forum for Victim-Offender-Mediation and Restorative 
Justice (www.euforumrj.org) sowie Matt , 2002.

11 Vgl. z.B. Wright & Galaway , 1988; Rössner, 1998, S. 42 ff.; Trenczek , 2003, S. 104 ff.
12 Vgl. statt vieler Gottwald , 1981.
13 Coates, 1990, S. 125 ff.; Bussmann, 1986, S. 152 ff.; Herz , 1984, S. 240 ff.; Trenczek , 1989, 

S. 464 ff.
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Die wissenschaftliche Diskussion über den TOA, die Mediation im Strafrecht und 
das Paradigma des Œrestorative justice• hat eine über den TOA hinausreichende 
Relevanz erhalten. Die empirische Forschung zu alternativen Kon” iktbearbeitungs-
mechanismen ist außerhalb des strafrechtlich-kriminologischen Bereiches in 
Deutschland noch sehr unzu reichend. Bislang gibt es in Deutschland … wohl auch 
aus Mangel an Untersuchungsobjekten … nur sehr wenige Arbeiten, die die Media-
tionspraxis unter die Lupe nehmen.14 Die europäische Mediationsdiskussion ist gar 
ohne die grundlegenden kriminologisch-rechtssoziologischen Arbeiten von Autoren 
wie Herman Bianchi , Nils Christie , Arno Plack  oder der österreichischen Kol-
legen um Hanack , Stehr  und Steinert , um nur einige wenige zu nennen,15 wohl 
so nicht denkbar. 
 Während man Mediation in den USA, in Australien und anderen Common-
law-Ländern derzeit vor allem in Familien-, insbesondere in Trennungs- und Schei-
dungskon” ikten, in Wirtschafts- oder sonstigen zivilrechtlichen Streitigkeiten nutzt, 
ist es in Deutschland gerade der strafrechtliche Bereich, in dem Mediation immer 
noch am häu“ gsten angewandt wird.16 Mittlerweile bearbeiten die Fachstellen für 
Täter-Opfer-Ausgleich in Deutschland im Jahr etwa 25 000 Fälle,17 freilich nicht alle 
werden mediativ bearbeitet. Im Bereich der Trennungs- und Scheidungsmediation, 
dem nächst größeren Anwendungsbereich der Mediation, spricht man von ungefähr 
10 000 bis 15 000 Fällen im Jahr.18 In allen anderen Arbeitsfeldern liegen die An-
wendungszahlen noch weit darunter. In diesem Zusammenhang ist bezeichnend, 
dass die TOA-Fachstellen offenbar die einzigen Institutionen sind, die Praktikastel-
len für angehende Mediatoren in einem relevanten Umfang bereithalten (können). 
Von einer Unzahl Mediations instituten werden in einem schon anrüchig zu nen-
nenden Schneeballsystem Massen an (beschäftigungslosen) Mediatoren ausgebil-
det, die sich mangels Praxis um die wenigen Arbeitsstellen und Fälle streiten, wobei 
die Qualitätsstandards im harten Wettbewerb nicht immer eingehalten werden.19 
 Der TOA ist derzeit nicht nur immer noch bei weitem der quantitativ größte 
Anwendungs bereich der Mediation in Deutschland, sondern entwickelt sich immer 
stärker darüber hinaus zu gemeinnützigen, kommunalen Kon” iktbearbeitungsstel-

14 Vgl. z.B. Proksch , 1998. Zum Stand der empirischen Mediationsforschung in Deutschland vgl. 
Alexander, Gottwald & Trenczek , 2003, S. 196 ff.

15 Z.B. Bianchi , 1974, S. 89; 1981, S. 104. Christie ŒCon” icts as property•, 1977, S. 1; Plack ,  
1974; Hanak, Stehr & Steinert , 1989.

16 Hierzu vgl. ausführlich Trenczek , 2003, S. 104 ff.
17 Vgl. Delattre , 2002, S. 3; Trenczek , 2003, S. 104.
18 Vgl. Alexander, Gottwald & Trenczek , 2003, S. 184; vgl. auch Proksch , 1998, S. 15 ff.
19 So haben sich z.B. bei der WAAGE Hannover auf die 12 freien (Ausbildungs- und Praxis)Plätze 

für ehrenamtliche Mediatoren 130 Personen beworben, von denen eine Vielzahl eine abgeschlos-
sene Mediations ausbildung aber keine Praxiserfahrung vorweisen konnten; vgl. Trenczek,
Klenzner & Netzig , 2004, S. 14 ff. 
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len, in denen in strafrechtlich relevanten wie in außerstrafrechtlichen Kon” ikten 
insbesondere im sozialen Nahraum vermittelt wird.20 TOA-Träger in Bremen, Ol-
denburg und Hannover, um nur einige wenige zu nennen, waren und sind immer 
noch maßgeblich an der Ausbildung von Kon” iktlotsen- und so genannten Schü-
lerstreitschlichterprogrammen beteiligt. Man kann in der Tat feststellen, dass sich 
das Kon” iktlotsenmodell an der Mediation im TOA orientiert.21 Zu bedauern ist 
insoweit allerdings, dass manche hier der Dominanz der mit dem Stichwort Ge-
waltprävention verbundenen, völlig überzogen öffentlichen Diskussion und entspre-
chenden Begriffs verwirrung unterliegen.22 Reproduziert wird häu“ g ein Wunsch-
denken, dass mit dem Wundermittel schulischer Kon” iktschlichterprogramme der 
(vermeintlich) steigenden Gewalt an Schulen oder gar in der Gesellschaft begegnet 
werden könnte. 

4  Qualitätsstandards von TOA und Mediation
Es ist gradheraus und ungeschminkt festzustellen, dass sich auch unter dem Label 
ŒTOA• eine Reihe von Projekten und Einrichtungen versammeln, die von höchst 
unterschiedlicher Qualität sind. Einige dieser Projekte verdienen in der Tat weder 
das Siegel ŒMediation• noch des ŒTOA•, erfüllen sie doch nicht im Mindesten die 
anerkannten ŒTOA-Standards•.23 
 Die normative Verankerung des TOA im Strafrecht garantiert nicht per se die 
Erfüllung mediativer Maßstäbe, vielleicht wird dies dadurch sogar eher verhindert. 
Entscheidend für die Frage, ob TOA-Verfahren den Namen Mediation verdienen, ist 
derzeit letztlich die praktische Umsetzung. Damit hängt die Beantwortung bislang 
ganz wesentlich von der Konzeption der TOA-Träger und vom Selbstverständnis der 
damit beauftragten Vermittler ab. Nicht in jedem TOA-Verfahren “ ndet tatsächlich 
eine Mediation statt und nicht jeder ŒTOA-Vermittler• hat bereits die Fähigkeiten zur 
Mediation entwickelt. Hier be“ ndet sich der ŒMediator in Strafsachen• allerdings in 
illustrer Gesellschaft vieler selbsternannter oder -zerti“ zierter Mediatoren.
 Was man für Teile der TOA-Praxis als Mangel und Schwachstellen zu Recht fest-
stellen muss, ist allerdings kein Spezi“ kum des TOA. Nicht überall, wo Mediation 
drauf steht, ist tatsächlich Mediation drin. Und damit meine ich nicht nur die im-
mer wieder anzutreffende Fehlvorstellung, Mediation sei nicht anderes als das, was 
Rechtsanwälte in außergerichtlichen Verhandlungen oder Richter in Vergleichsge-
sprächen ohnehin immer schon gemacht hätten. Die dem TOA zugeschriebenen 
Problembereiche (z.B. Freiwilligkeit, Gewährleistung von Vertraulichkeit, Machtun-

20 Pfeiffer & Trenczek , 1996, S. 396 ff.; Trenczek, Klenzner & Netzig , 2004, S. 14 ff.; Trenczek ,
2003, S. 108 f.

21 Hagedorn & Metzger , 2003, S. 33.
22 Vgl. Mühlfeld, 2003, S. 201 ff.
23 Vgl. www.toa-servicebuero.de.
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gleichgewichte, indirekte Vermittlungen durch shuttle diplomacy u.a.m.) sind keine 
Charakteristika des TOA, sondern betreffen das Mediationsverfahren und die ent-
sprechende Methode insgesamt. Die Frage der Qualitätssicherung ist nicht auf den 
Bereich des TOA beschränkt, sondern ein ernstes Problem in der gesamten Media-
tionslandschaft, zumal diese nicht in allen Arbeitsfeldern über so transparente und 
gültige Standards verfügen und sich jeder Mediator nennen darf, der (nicht einmal) 
einen Wochenendkurs belegt hat. 
 Exemplarisch soll die Frage nach Qualitätsstandards an den Themen ŒFreiwillig-
keit• und ŒVertraulichkeit• angesprochen werden:

a) Zur Freiwilligkeit im TOA und in der Mediation
Eine völlige Freiwilligkeit, was immer das sein mag, gibt es im TOA nicht, freilich 
auch nicht in jedem anderen Mediationsverfahren. Die Teilnahmebereitschaft zur 
Mediation resultiert immer aus einer Abwägung unterschiedlicher Handlungsalter-
nativen. Insofern bedeutet Freiwilligkeit stets nur eine mehr (im Zuweisungskontext 
der Strafjustiz) oder weniger (in der Wirtschaftsmediation) begrenzte Wahlmög-
lichkeit. Das ist in der Mediation nicht anders. Mediation ist in allen Arbeitsfeldern 
nahezu stets in Kontexte eingebunden, in denen mehr oder weniger Strukturen, 
Rahmenbedingungen und Zwänge bestehen. Betroffene von Kon” ikten, seien sie 
strafrechtlich relevant oder aus dem Bereich der Familie, des Arbeitslebens oder der 
Wirtschaft werden an einem Œalternativen• Verfahren nur teilnehmen, wenn die 
Vorteile die Nachteile überwiegen. Genau eine solche Abwägung unterschiedlicher 
Optionen hat ein Mediator in jedem Mediationsverfahren notwendigerweise (spä-
testens in einem ŒBATNA•-Realitätstest = Best Alternative to a negotiated/mediated 
Agreement) zu initiieren und zu unterstützen.24

 Die von manchen erhobene Behauptung, dass ein TOA von einem Schuld-
geständnis abhängig sei,25 ist falsch und re” ektiert lediglich die rechtspolitische 
Diskussion der 90er Jahre. Mittlerweile ist anerkannt und normativ geregelt, dass 
ein formelles Geständnis nicht mehr Voraussetzung für die Durchführung und jus-
titielle Anerkennung eines TOA ist. Notwendig und ausreichend ist vielmehr ein 
Grundkonsens der Beteiligten über den zugrundegelegten Sachverhalt und dass ein 
Beschuldigter seine Verantwortung für das Geschehen nicht völlig abstreitet.26 Ent-
scheidend ist, dass die Betroffenen soweit als möglich ihre Kon” ikte (die zu der Tat 
geführt haben bzw. die aus ihr resultieren) selbstbestimmt regeln wollen und kön-
nen. TOA wie Mediation muss als Option angeboten und genutzt werden können. 
Von darüber hinausgehenden Wunschvorstellungen sollte man sich verabschieden.

24 Boulle , 1996, S. 51; Fisher & Ury , 1981, S. 101 ff.
25 Hagedorn & Metzger,  2003, S. 31.
26 Vgl. Trenczek,  1992, S. 130. Anders ist dies nur soweit dies ausdrücklich vom Gesetz gefordert 

wird, z.B. § 45 Abs. 3 JGG.
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b) Vertraulichkeit im TOA und in der Mediation 
Die Behauptung, es sei im Rahmen eines TOA im Œ Schatten des Gerichts• Œsicher-
lich• schwieriger, eine vertrauliche und offene Atmosphäre herzustellen als im Rah-
men einer außerstrafrechtlichen Mediation,27 klingt zunächst einleuchtend, ist aber 
durch nichts belegt und verkennt, dass auch für den Mediator, sollte er nicht einer 
privilegierten Berufsgruppe wie den Rechtsanwälten angehören, bislang ein gesetz-
lich normiertes, strafprozessuales Zeugnis verweigerungs recht nicht anerkannt ist.28 
Auch für den Zivilprozess muss die Vertraulichkeit in jedem Mediationsverfahren 
hergestellt und insbesondere mit Hilfe von Prozessverträgen abgesichert werden. 
Solche Partei verein barungen sind auch im Rahmen eines TOA möglich und in 
mündlicher Form durchaus üblich, sie gelten freilich ebenso wenig wie die Vertrau-
ensschutzklauseln der Mediationsvereinbarungen in Verfahren vor dem Strafrichter. 
Offenbart z.B. ein Geschäftsführer eines Unternehmens im Rahmen eines Media-
tionsverfahrens illegale Praktiken so können sowohl die Parteien als auch die (nicht-
anwaltlichen) Mediatoren als Zeuge im Rahmen eines Strafprozesses vom Gericht29 
geladen und zur Zeugenaussage gezwungen werden. Der einzige Unterschied ist, 
dass der TOA thematisch näher am Strafrecht liegt als eine zivilrechtliche Mediation,
freilich lässt dies die TOA-Vermittler auch im Umgang mit dem strafrechtlichen Ver-
trauensschutz geübter erscheinen. 
 Zudem, das in diesem Zusammenhang, wie auch an anderer Stelle immer wie-
der bemühte Bild vom ŒSchatten des Strafrechts•30 ist so überzeugend nicht. Viel-
mehr “ ndet der TOA wie jede andere Mediation auch Œim Lichte des Rechts• statt. 
Mediation erlaubt zwar eine außergerichtliche, aber keine außerrechtliche Kon” ikt-
bearbeitung. Das Recht setzt stets den Orientierungsrahmen und schreibt z.T. eben 
verbindlich, nicht-dispositiv fest, was Recht und Ordnung ist.

5  Resümee und Ausblick
Mitunter ist das Verhältnis von Mediation und Strafrecht nicht einfach. Das sollte 
allerdings nicht dazu führen, den TOA als Mediation in strafrechtlich relevanten 
Kon” ikten von der Mediationslandschaft ab- oder auszugrenzen. Notwendig ist eine 
offene, kritische Diskussion über alle Arbeitsfelder der Mediation hinweg.

27 Vgl. Hagedorn & Metzger , 2003, S. 32.
28 Vgl. Hierzu Riekenbrauk , 2003, S. 481 ff.
29 Zwar sind Zeugen gem. § 161a StPO auch verp” ichtet, ihrer Zeugnisp” icht nach §§ 48 ff. St-

PO entsprechend auch auf Ladung der Staatsanwaltschaft zur Vernehmung zu erscheinen und 
grundsätzlich zur Sache auszusagen, der Staatsanwaltschaft stehen aber nicht die gleichen 
Zwangsmittel wie dem Richter zu. Ungeachtet dessen kennen wir keinen Fall, in dem ein TOA-
Mediator von der Staatsanwaltschaft zur Aussage gezwungen wurde.

30 Vgl. Hagedorn & Metzger , 2003, S. 32.
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Wie wohl in keinem anderen Mediationsbereich verfügt das Arbeitsfeld TOA über 
eine bereits 1990 vom TOA-Servicebüro mit den beiden großen Fachverbänden der 
Kriminalrechtsp” ege, dem DBH und der DVJJ, entwickelte, bundesweit anerkannte 
Grundausbildung zum ŒMediator/in in Strafsachen•31 von 120 Std. Darüber hinaus 
sind freilich zusätzliche Quali“ kationen für andere Arbeitsfelder erforderlich, eben-
so wie die spezi“ sch strafrechtlich-viktimo-kriminologischen Erfordernisse eines 
besonderen Trainings bedürfen. Seit ihrem erstmaligen Erscheinen 1995 wurden 
die (kontinuierlich aktualisierten) ŒTOA-Standards• (mittlerweile in der 4. Au” age) 
in der ŒHerbsteiner Erklärung• von der TOA-Praxis allgemein anerkannt und bilden 
die Grundlage des von der BAG TOA in Zusammenarbeit mit dem TOA-Servicebüro 
konzipierten Akkreditierungsverfahren zur Vergabe des TOA-Gütesiegels (welches 
übrigens allein nach fachlichen Kriterien, unabhängig von einer Mitgliedschaft ver-
geben wird). Gegenüber diesen mediationsspezi“ schen ŒBenchmarks• fallen die 
Quali“ zierungsversuche mancher im Schnellballsystem entstandener Mediations-
institute recht bescheiden aus. Nach wie vor gibt es mehr Ausbildungsinstitute als 
tatsächlich in relevanten Umfang praktizierende Mediatoren.
 Ausbildung, Standards und Akkreditierungen sind notwendige aber nicht hin-
reichende Element der Qualitätsentwicklung. Qualitätssicherung ist darüber hinaus 
ein dynamischer Prozess des Dialogs mit möglichst vielen beteiligten Personen und 
Institutionen. Standards zum Beispiel machen nur dann Sinn, wenn sie auch von 
einer größtmöglichen Gruppe mitgetragen und eingehalten werden.
 Es ist unsere Aufgabe, ohne jeden Abstrich daran zu arbeiten, dass dort, wo Me-
diation bzw. TOA drauf steht, auch Mediation bzw. TOA drin ist. Hierzu könnte das 
10. TOA Forum einen wichtigen Beitrag leisten.
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Begrenzte Autonomie
Die biographische Erfahrung von Geschlossenheit zwischen Bindung 
und Bindungslosigkeit

Mechthild Bereswill

Der Freiheitsentzug für straffällige Jugendliche und Heranwachsende gilt als Ultima 
Ratio einer maßvollen, an erziehenden Perspektiven ausgerichteten Kriminalpolitik. 
Dieser beim 26. Deutschen Jugendgerichtstag verabschiedete Standpunkt zu einer 
angemessenen Praxis des Jugendstrafrechts1 kann leider nicht als gesellschaftlicher 
Konsens vorausgesetzt werden. Wo im öffentlichen Diskurs über die ŒGrenzen der 
Erziehung•2 geklagt wird, erschallt zumeist auch der Ruf nach der geschlossenen 
Unterbringung von straffälligen Jugendlichen. Entsprechend polarisiert sind die 
Meinungen über den Freiheitsentzug. Ist das Gefängnis für die einen eine schäd-
liche, zu vermeidende Maßnahme, ist es für andere notwendiges, hartes Durch-
greifen und Ausdruck konsequenter Grenzziehungen. Betonen seine Kritiker die 
gewaltförmigen, grausamen und schädlichen Seiten des Freiheitsentzugs, verlangen 
Befürworter nach genau diesem Eingriff in die Lebensentwürfe von … mehrheitlich 
männlichen3 … Jugendlichen und Heranwachsenden. Der kurze scharfe Schock soll 
beilegen, was zuvor versäumt wurde … so das gängige Klischee von der Strafe als 
Erziehung.
 Trotz grundsätzlicher Übereinstimmungen in der Ablehnung einer repressiven 
Ausgestaltung des Jugendstrafrechts ist auch der Dialog zwischen Praktikerinnen 
und Praktikern in diesem Feld nicht frei von Polarisierungen, nur meistens unter 
umgekehrten Vorzeichen. Im Gegensatz zum populären Härtediskurs wird der Ju-
gendstrafvollzug hier als generell schädlich und andere Formen der sozialen Kon-
trolle als grundsätzlich förderlicher für die Legalbewährung von Jugendlichen be-
trachtet. Solche Frontstellungen verwischen die widersprüchlichen Praxisbedingun-
gen aller Interventionen sozialer Kontrolle und Hilfe. Die Wirkung des Gefängnisses 
ist in eine komplexe Institutionenlandschaft eingebettet, und junge Inhaftierte sind 
entsprechend institutionenerfahren, wenn sie im Gefängnis aufgenommen werden. 
Der offenkundig gewaltförmige Charakter der Œtotalen Institution•4 sollte also den 

1 DVJJ, 2004, S. 5 ff.
2 Zur Denk“ gur der ŒGrenzen der Erziehung• und ihren inhaltlichen Verkehrungen im Mei-

nungsstreit über den angemessenen Umgang mit Jugendlichen vgl. von Wolffersdorff , 
2004, S. 57 ff. sowie DVJJ, 2004, S. 9.

3 Zum Verhältnis zwischen Devianz und Geschlecht vgl. Bruhns , 2002; Meuser, 2002; Beres-
will , 2003a.

4 Goffman , 1973.
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Blick auf folgenreiche Wechselwirkungen zwischen gegensätzlich angelegten In-
terventionen verschiedener Institutionen der Jugendhilfe und Justiz nicht trüben. 
Ebenso wichtig ist es, den forschenden Blick auf das Gefängnis für die widersprüch-
lichen, paradoxen oder unerwarteten Effekte eines Freiheitsentzugs offen zu halten, 
statt pauschal von einer zerstörerischen Wirkung auf die Identität von Heranwach-
senden auszugehen. Schon aus Untersuchungen zu geschlossenen Einrichtungen 
der Jugendhilfe wissen wir, dass vermeintlich klare Gegensätze wie Geschlossenheit 
und Offenheit aus der Perspektive der Jugendlichen wie aus der ihrer Betreuungs-
personen sehr unterschiedlich wahrgenommen und gestaltet werden.5 
 Die Frage nach den Auswirkungen sozialer Kontrolle auf die weitere Entwicklung 
von Jugendlichen muss also bei der Komplexität solcher Maßnahmen ansetzen. Wie 
wirkt ein Freiheitsentzug im Zusammenspiel mit anderen institutionellen Interven-
tionen? Wie interagiert diese Dynamik mit den individuellen Handlungsgeschichten 
von Jugendlichen und Heranwachsenden, die von solchen Eingriffen betroffen sind? 
Die zweite Forschungsfrage zielt auf eine biographische Untersuchungsperspektive, 
um die tief greifende Wirkung eines Freiheitsentzugs umfassend zu verstehen. Wird 
die Erfahrung von Gefängnis ohne Bezug zu den lebensgeschichtlichen Erfahrun-
gen Jugendlicher und Heranwachsender betrachtet, kann ihr langfristiger Ein” uss 
auf deren weitere Entwicklung nur ungenügend beurteilt werden. Konzeptionell 
notwendige Differenzierungen in allen Bereichen der Arbeit mit straffälligen Ju-
gendlichen sollten zukünftig, so die Argumentationsrichtung der folgenden Unter-
suchung, viel stärker an den biographischen Potenzialen und Kon” ikterfahrungen 
von Jugendlichen ansetzen. Dies setzt einen verstehenden, interpretativen Zugang 
zu deren lebensgeschichtlichen Selbstdeutungen voraus. Welchen sozialen Sinn 
schreiben Jugendliche und Heranwachsende ihren Handlungen zu? Wie deuten sie 
ihre Lebenserfahrungen und welche Handlungspotenziale und Handlungsbarrie-
ren emp“ nden sie? Solche Fragen weisen über die anamnestisch oder diagnostisch 
ausgerichtete Erfassung von Lebensgeschichten hinaus auf eine hermeneutisch 
angelegte Praxis des biographischen Verstehens. Im Mittelpunkt eines solchen 
Verstehensprozesses steht die Aufmerksamkeit dafür, wie Menschen über ihre Er-
fahrungen erzählen, wie sie ihre Lebensgeschichte selbst rekonstruieren und ihr 
Handeln für sich und andere plausibel machen. Das damit verbundene Konzept des 
Fallverstehens zielt auf die Deutung und Interpretation sozialen Handelns, nicht 
auf dessen Klassi“ zierung und Subsumtion unter vorgefertigte Kategorien oder 

5 Zur Komplexität und gleichzeitigen Unschärfe des Begriffs Geschlossenheit vgl. von Wolf-
fersdorff, Sprau-Kuhlen & Kersten , 1996, S. 58 f. Sie betonen, dass Zwang kein spezi“ sches 
Merkmal von geschlossenen Einrichtungen sei, sondern sich im Zusammenspiel verschiedens-
ter Kontroll- und Sozialisationsinstanzen aufbaut (S. 342). Solche Differenzierungen verleugnen 
nicht die spezi“ schen Formen von Zwang und Kontrolle, die im Gefängnis zum Tragen kom-
men. Sie verweisen aber darauf, dass die ŒSchmerzen des Freiheitsentzugs• (Sykes, 1958/1999), 
die jemand durch eine Inhaftierung zugefügt werden, nicht losgelöst von anderen Erfahrungen 
verarbeitet und bewältigt werden. 
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etwa Störungsbilder. Fallverstehen, im Sinn der Traditionen einer interpretativen 
Sozialforschung, reduziert die Handlungs- und Kon” iktgeschichte eines Menschen 
nicht auf einen handhabbaren Fall, der in einer Akte niedergelegt werden kann. 
Fallverstehen deckt vielmehr die Wechselwirkung zwischen solchen institutionellen 
Praktiken der sozialen Kontrolle und den biographischen Handlungshorizonten von 
Menschen auf: Wie deuten Jugendliche und Heranwachsende ihre Erfahrungen mit 
Institutionen? Wie erleben sie ihre eigenen Handlungsspielräume?
 Im folgenden Text wird diese biographische Untersuchungsperspektive aufge-
nommen und an drei Fallinterpretationen durchgespielt.6 Im Mittelpunkt steht die 
Rekonstruktion der lebensgeschichtlichen Verarbeitung eines Freiheitsentzugs aus 
der Perspektive inhaftierter Jugendlicher und Heranwachsender. Den Ausgangs-
punkt der Untersuchung bilden die Gefängniserfahrungen und Gefängnisdeutun-
gen junger Männer, die im Rahmen einer Längsschnittuntersuchung des Krimino-
logischen Forschungsinstituts Niedersachsen über sich erzählt haben.7 Ihre Erzäh-
lungen werden nicht als Tatsachenberichte, sondern als Interpretationen sozialer 
Wirklichkeit begriffen. Soziale Wirklichkeit, so die mit diesem Zugang verbundene 
Überzeugung, tritt uns immer schon als interpretierte Wirklichkeit entgegen, deren 
Sinnzusammenhänge in Interaktionsprozessen ausgehandelt und gemeinsam ge-
deutet werden.8 Solche Deutungen “ nden sich auch in Interviewgesprächen und las-
sen sich mit Hilfe regelgeleiteter Interpretationsverfahren am Text rekonstruieren.9 
Das Ziel eines Verstehens am Text ist nicht die lückenlose Rekonstruktion von Tat-

6 Zur ausführlichen Darstellung der Fälle vgl. Bereswill , 2005.
7 Es handelt sich um den qualitativen Teil der Studie ŒGefängnis und die Folgen•, die zwischen 

1997 und 2004 im Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen durchgeführt und von 
der Volkswagen-Stiftung “ nanziert wurde. Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen offene, 
leitfadengestützte Interviewgespräche mit insgesamt 43 jungen Inhaftierten. Mit 30 von ihnen 
konnten wir auch nach ihrer Inhaftierung weiter sprechen. Daraus ergibt sich die einmalige Ge-
legenheit, den Ein” uss eines Freiheitsentzugs über einen längeren Zeitraum zu untersuchen. 
Wie erleben Heranwachsende ihre geschlossene Unterbringung während der Strafhaft? Wie bli-
cken sie auf diese Erfahrung zurück? Wie wird eine Inhaftierung biographisch verarbeitet? Wel-
che Veränderungen und welche Kontinuitäten zeigen sich dabei? Zur Anlage der Studie vgl. Be-
reswill , 1999, 2003b; zur Anlage der quantitativen Untersuchung vgl. Greve & Hosser, 1998. 

8 Bereswill , 2003c.
9 Zur hermeneutischen Arbeit mit Interviewtexten vgl. den Überblick bei Flick , 1996. S. 218 ff. 

In der hier vorgestellten Untersuchung wird mit einer Kombination verschiedender Auswer-
tungsmethoden gearbeitet. Alle eröffnen einen regelgeleiteten Zugang zu den Sinngehalten von 
Interviewerzählungen (zu grundsätzlichen Fragen einer gegenstandsangemessenen Methoden-
kombination vgl. Ehlert et al. , 1991; Hildenbrand , 1999; Mey, 1999. Die hier vorgestellten 
Fälle sind sowohl sequenzanalytisch (Oevermann, 1983; Hildenbrand , 1999; als Überblick: 
Wernet , 2000) als auch mit dem Kodierverfahren der Grounded Theory (Strauss, 1994) so-
wie mit Arbeitsschritten aus der Tiefenhermeneutik ausgewertet worden (vgl. Lorenzer , 1988; 
Morgenroth , 1990).
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sachen oder etwa Kausalitäten. Vielmehr steht die Erfassung von Sinnzusammen-
hängen, die die Handlungsorientierungen von Menschen prägen, im Mittelpunkt 
eines hermeneutischen Ansatzes.
 Biographien sind die aktive Gestaltung gesellschaftlicher Strukturvorgaben, wie 
sie sich in den Institutionen des Lebenslaufs zeigen. Biographien zeugen von der 
subjektiven Aneignung und aktiven Bearbeitung sozialer Erfahrungen und sind als 
lebenslang offener Prozess zu begreifen. Neue Erfahrungen können demnach dazu 
beitragen, dass die bestehenden Selbst- und Weltbilder von Menschen sich weiter 
festigen oder umgeschrieben werden.10 Die Adoleszenz stellt dabei einen Knoten-
punkt individueller und gesellschaftlicher Entwicklungsanforderungen dar. Dabei 
handelt es sich weniger um eine fest umrissene Alters- oder Entwicklungsspanne, 
sondern viel mehr um einen Œpsychosozialen Möglichkeitsraum•11. Dieser Raum 
erlaubt die Entwicklung von neuem und verspricht ein Mehr an Autonomie und 
Handlungsspielräumen. Die Interaktionsbezüge zwischen Heranwachsenden und 
den Personen ihres sozialen Umfelds verändern sich, verbunden mit Ablösungspro-
zessen und neuen Bindungen. Es handelt sich aber weder um einen kon” iktfreien, 
noch um einen Raum unbegrenzter Möglichkeiten. Die Adoleszenz ist auch eine 
ŒChancenstruktur•12, in deren Kontext nicht nur Transformationsprozesse in Gang 
kommen, sondern auch die Reproduktion sozialer Ungleichheit Raum greift. Vor 
diesem Hintergrund ist die Adoleszenz ein Angelpunkt weiterer biographischer 
Entwicklungen. Dieser Gedanke lässt sich auf die konkrete Situation hafterfahrener 
junger Männer übersetzen: Das Gefängnis ist eine soziale Schwelle. Diese Hürde 
zeichnet sich durch die intensive Spannung zwischen sozialer Desintegration und 
Integration aus. Zugespitzt gesagt, werden Jugendliche und Heranwachsende hier 
aus der Gesellschaft ausgeschlossen, um sich langfristig besser in sie zu integrieren. 
Diese paradoxe Bewegung zwischen Integration und Ausschluss korrespondiert mit 
dem Widerspruch, dass die geschlossene Struktur der Institution die biographi-
schen Adoleszenzkon” ikte von Heranwachsenden weiter zuspitzt und ihre Möglich-
keiten, diese Entwicklungskon” ikte auf kreative und eigensinnige Weise zu lösen, 
gleichzeitig extrem einschränkt. In diesem Zusammenhang ist das Gefängnis ein 
hermetischer Raum, in dem die biographischen Handlungsmuster und die ungelös-
ten Kon” ikte von Menschen heraus gefordert werden. Wie diese Herausforderung 
verarbeitet wird, ist eine offene Frage, die sich für jede zu untersuchende Biographie 
neu stellt.
 Mit dem hier vertretenen, qualitativen Untersuchungsansatz wird an eine Tra-
dition der Soziologie sozialer Kontrolle und sozialer Probleme angeknüpft, die ge-
genwärtig in der deutschsprachigen Forschung zum Jugendstrafvollzug unterreprä-

10 Vgl. Dausien, 1996, S. 547; Bereswill , 2000, S. 5.
11 King , 2002 S. 32 ff.
12 Vgl. King , 2002 S. 32 ff.
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sentiert ist.13 Es wird zwar vermehrt darauf hingewiesen, dass wir Phänomene ab-
weichenden Verhaltens nur analysieren können, wenn wir sie auch mit offenen und 
sinnverstehenden Methoden untersuchen.14 Seit Joachim Kersten  und Christian 
von Wolffersdorff-Ehlert  ihre in den 1970er Jahren in Süddeutschland durch-
geführte Studie ŒJugendstrafe. Innenansichten aus dem Knast•15 veröffentlichten, 
hat es aber keine qualitative Untersuchung mehr gegeben, die sich so grundlegend 
mit den Mechanismen der totalen Institution aus der Perspektive ihrer jugendlichen 
Insassen beschäftigt hat.16 Die von den Forschern in verschiedenen Gefängnissen 
durchgeführten Gruppendiskussionen mit Gefangenen können einerseits als ein 
Zeitdokument betrachtet werden: seither hat sich im Jugendstrafvollzug vieles ver-
ändert. Andererseits geben sie Einblicke in die Strukturen der geschlossenen In-
stitution Gefängnis, deren rigide Struktur trotz aller Reformen nicht grundlegend 
aufgehoben werden kann.17 Auch unsere aktuellen Interviews mit Inhaftierten aus 
verschiedenen Jugendanstalten zeigen die ungebrochene Bedeutung der Subkultur 
und sie weisen das Gefängnis als eine autoritäre Institution aus, die Adoleszenten 
einen engen Rahmen steckt und ihre Autonomiekon” ikte künstlich in die Höhe 
treibt.18 

13 Vgl. den Überblick und die Diskussion bei Löschper , 2000, sowie bei Meuser & Löschper, 
2002.

14 Weyers, 2004; Gadd & Farral , 2004; Spindler & Tekin , 2003; Stelly & Thomas, 2002, 2003; 
Sutterlüty , 2002; Meyer, 2001; Maruna , 2001, 2003; Rössner et al. , 1998; Sutter et al. , 
1998.

15 Kersten & von Wolffersdorff-Ehlert , 1981. Zu einem kritischen Rückblick auf die Hand-
lungsforschung und der Frage, was aus dieser Tradition geworden ist siehe außerdem: von 
Wolffersdorff , 2004, S. 54-57. 

16 Es gibt aber verschiedene qualitative Untersuchungen zu einzelnen Gruppen von jugendlichen 
Inhaftierten oder zu Fragestellungen, die auch den Jugendstrafvollzug berühren. Zu nennen 
sind hier die Forschungen von Spindler & Tekin  (2001, 2003) zu inhaftierten Migrantenju-
gendlichen, die Hallenser Gewaltstudie von Rössner et al.  (1998) (vgl. auch Meyer, 2001) so-
wie die qualitative Begleitforschung zum Just Community Projekt in Adelsheim. Diese zeigt ein-
drucksvoll, wie fruchtbar ein verstehender Untersuchungsansatz für die Strafvollzugsforschung 
ist (Sutter et al. , 1998; Weyers, 2004).

17 Der US-amerikanische Soziologe Gresham Syke schreibt 1958 in seiner Studie zu einem Hoch-
sicherheitsgefängnis ein ernüchterndes Nachwort an die Reformer des Gefängnis: Œthe prison 
is an authoritarian community and it will remain an authoritarian community no matter how 
much the fact of the custodians• power may be eased by a greater concern for the inmates better-
ment• (S. 133). Diese Aussage lässt sich auch gegenwärtig unterstreichen. So stellt sich die Fra-
ge, wie bewusst in der gegenwärtigen Alltagspraxis des Jugendstrafvollzugs damit umgegangen 
wird, dass eine geschlossene Institution autoritäre Strukturen reproduziert. 

18 Vgl. hierzu ausführlich Bereswill , 2001, 2004. In der vorliegenden Studie wird aber ein ande-
rer Weg eingeschlagen als Kersten  und von Wolffersdorff-Ehlert  ihn beschritten haben. So 
wird auch nach den ŒAuswirkungen der Hafterfahrung auf das Leben strafgefangener Jugend-
licher• (1980, S. 15) gefragt, aber unter einer biographischen Perspektive, in deren Mittelpunkt 
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Trotz der Kritik, die viele unserer Gesprächspartner an den rigiden Umgangsformen 
in der geschlossenen Institution artikulieren, fallen ihre Urteile über das Gefängnis 
weit widersprüchlicher aus, als dies in den Gruppengesprächen der 1970er Jahre der 
Fall war. Kritik, Wut und positive Erwartungen an die Institution stehen in unseren 
Interviewgesprächen oftmals nebeneinander.19 Ein Freiheitsentzug, so lässt sich zu-
sammenfassen, wird nicht nur als Erfahrung von Zwang und Gewalt, er wird auch 
als Erfahrung von Fürsorge und Unterstützung erlebt. Viele junge Männer erleben 
eine Inhaftierung als vertane Zeit und räumen gleichzeitig ein, dass der Jugendstraf-
vollzug ihnen auch sinnvolle Angebote macht. Ihre Selbstdarstellungen in den Inter-
views schwanken zwischen der Klage über die Autonomieeinschränkungen und der 
Einschätzung, mehr Handlungsfähigkeit zu gewinnen … eine Konstellation, in der 
sich die Spannung zwischen Strafe und Erziehung spiegelt, die von jedem Einzelnen 
unterschiedlich aufgenommen wird. 

Das Gefängnis zwischen Erziehungsinstanz, geringem Ein�  uss und 
letzter Chance – die biographische Verarbeitung eines Freiheitsentzugs
Die folgenden, längeren Interviewpassagen geben Einblick in unterschiedliche 
Deutungsmuster des Freiheitsentzugs und entstammen Interviewgesprächen, die 
im Jugendstrafvollzug geführt wurden. Die beiden Inhaftierten, die zuerst zu Wort 
kommen, sind in der gleichen ostdeutschen Institution untergebracht, der dritte In-
haftierte spricht über seine Inhaftierung in einer westdeutschen Jugendanstalt.20

 Das ist so, hm ich will ja nicht sagen wie •ne Vaterperson, so die Beamten, aber 
das sind eben die Erwachsenen hier, die noch auf einen aufpassen wie die Erzie-
hungsberechtigten, so ungefähr sehe ich das mal. (Freddy Grote)

ein fallverstehender und fallvergleichender Ansatz der qualitativen Sozialforschung steht. Kers-
ten  und von Wolffersdorff-Ehlert  lehnten die Untersuchung individueller Biographien aus 
der Perspektive einer kritischen Handlungsforschung ab. Ihrer Auffassung nach macht eine sol-
che Strategie ŒErfahrung in Form von Einzelschicksalen konsumierbar; Erfahrung wird medien-
gerecht aufbereitet• (ebenda, S. 68). Sie fürchteten, dass die Darstellung der Lebensgeschichten 
von Inhaftierten diese in Schicksalsgeschichten verwandeln würde, deren Einbettung in soziale 
Zusammenhänge verloren ginge (ebenda, S. 405, Endnote 10). Die folgenden Fallanalysen ste-
hen im Gegensatz zu dieser harschen Kritik an Einzelfalldarstellungen in der Tradition einer Bi-
ographieforschung, die keine Schicksals-, sondern Handlungs- und Kon” iktgeschichten unter-
sucht und dabei am Wechselspiel zwischen institutionellen und individuellen Dynamiken an-
setzt. 

19 Dieser Unterschied kann auf zwei Gründe zurückgeführt werden. Zum einen haben Gruppen-
gespräche eine andere Dynamik als dialogisch angelegte Interviews, in denen der Einzelne sei-
ne ambivalenten Einschätzungen zum Gefängnis ungeschützter äußern kann als in der Grup-
pe. Zum anderen hat der Jugendstrafvollzug sich seit den 1970er Jahren sehr verändert.

20 Die Namen der Erzähler sind selbstverständlich frei erfunden.

Fortsetzung Fußnote 18
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Hier oben lebt man eigentlich wie •n König, ich denke, wenn ich arbeiten gehen wür-
de dann [würde das Gefängnis] schon mehr [erziehen], weil die nehmen auch •n gro-
ßen Ein” uss mit drauf. Aber ich bin hier hoch gekommen und da schon feststand, 
dass ich bald entlassen werde, hab ich schon gar keine Arbeitsstelle mehr antreten 
können. Alles, ich kann jeden Tag ausschlafen, kann machen was ich will, ganzen 
Tag ist die Tür offen, kann mich vor •n Fernseher hauen, ich weiß nich. Ist eigentlich 
wie draußen. Bloß dass man halt nicht die Freunde um sich hat. (Hannes Imker )
 Hier drinne, man hat ja hier so seine Zeit, man kann hier alles machen. Wenn 
man hier nix macht, dann ist man selber schuld, selten dämlich und ich weiß nicht, 
dann hat man ausgeschissen würd ich sagen so. Ich hab hier drinne jetzt Zeit, ich 
kann mich hier drin konzentrieren, ich kann alles mögliche auf•e Beine stellen. 
Wenn ich das nicht nutze, diese wirklich allerletzte Chance ist das, ne, hab schon 
viele Chancen gehabt, Heim und dann Auslandsprojekt und wieder Betreuung, al-
les. Das ist die allerletzte Chance hier. (I: Ja) Und ja und hier habe ich sie leider erst 
gesehen, so ne. (Clemens Dettmer )
 Der erste Erzähler, Freddy Grote , beschreibt eine Erwachsenen-Kind-Bezie-
hung. Er bezieht sich dabei sehr positiv auf einen generellen Effekt von geschlos-
senen Institutionen: die Regression ihrer Insassen in eine infantilisierte Position. 
Diese Erfahrung des enormen Autonomiekon” ikts löst Krisen aus und weckt hefti-
ge Widerstände. Im Gegensatz zu diesen Reaktionen auf den Eingriff in die eigene 
Handlungsökonomie fühlt Freddy Grote sich behütet und akzeptiert die Rolle des 
Kindes, das erzogen wird, unumwunden. Es handelt sich um eine außergewöhnli-
che und irritierende Selbstdarstellung. 
 Im Gegensatz zum ersten Sprecher erkennt Hannes Imker  den Erziehungsauf-
trag des Gefängnisses zwar an und hat auch eine Alltagstheorie, wie Erziehung funk-
tioniert … über Arbeit. Er selbst fühlt sich von dieser Intervention aber nicht berührt. 
Ganz im Gegenteil: Er entwirft sich als unabhängigen kleinen Monarchen … eine 
Größenphantasie, hinter der seine tatsächliche Abhängigkeit von den Regeln der In-
stitution einfach verschwindet. Das Gefängnis, so seine Selbstdarstellung, kann ihm 
nicht wirklich etwas anhaben. Im Gegensatz zu Freddy Grotes kindlicher Haltung 
fällt seine überzogene Darstellung von Unabhängigkeit und Selbstbestimmung auf. 
Hannes Imkers Erzählung steht beispielhaft für eine rationale und zugleich abge-
grenzte Haltung dem Gefängnis gegenüber.
 Clemens Dettmer  betont seine grenzenlosen Möglichkeiten, sich zu verändern. 
Seine Beschwörung der Haft als einer Œallerletzten Chance• gewinnt ihre Bedeutung 
in Beziehung zu seinem früheren Scheitern. Daran lässt er keinen Zweifel, wenn 
er auf seine Erfahrungen in der Jugendhilfe anspielt. Die Inhaftierung verbindet 
sich für Clemens mit der Hoffnung auf eine grundlegende Veränderung in seinem 
Leben. Er identi“ ziert sich ungebrochen mit dem Resozialisierungsangebot der In-
stitution und hat hohe Erwartungen an seinen eigenen Willen, Œetwas auf die Beine• 
zu stellen. Seine Darstellung steht beispielhaft für die Hoffnungen, die eine Inhaf-
tierung bei vielen jungen Männern weckt.
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Die biographischen Längsschnittinterviews mit den drei zitierten jungen Männern 
zeigen, wie fein die institutionelle Erfahrung von Geschlossenheit und lebensge-
schichtliche Erfahrungskonstellationen ineinander greifen. Dabei zeichnen sich un-
terschiedliche biographische Verarbeitungsmuster eines Freiheitsentzugs ab. Diese 
werden im Folgenden für alle drei Fälle ausführlicher betrachtet.

Freddy Grote: Autonomie in Beziehung
Der einundzwanzigjährige Freddy Grote  wird 1999 in einer ostdeutschen Haft-
anstalt interviewt. Wie in seiner eingangs zitierten Aussage schon deutlich wurde, 
erlebt er seine Inhaftierung als eine erzieherische Intervention in sein Leben. Er-
ziehungserfahrungen und Beziehungserfahrungen sind dabei eng verbunden: Er 
spricht wertschätzend über einzelne Beamte und seinen Ausbildungsmeister, am 
ausführlichsten erzählt er aber über seine Bezugspersonen draußen. Es sind seine 
Mutter und seine Freundin, von denen er sagt: ŒDas ist der Halt, die mich immer 
irgendwo wieder aufpäppeln.• ŒMensch es ist bald vorbei du schaffst es, wir krie-
gen das alles hin• (I).21 Die Interviewsequenz ist typisch für Freddy Grotes Selbst-
darstellung während der Haft: Er fühlt sich unterstützt, versorgt und als Teil eines 
Beziehungsgefüges (Œwir•), in dem er aufgefangen wird. Dabei sieht er sich in einer 
kindlichen Position … er wird aufgepäppelt, gehalten und aufgebaut, aber auch ange-
feuert durchzuhalten. 
 Auch ein halbes Jahr nach seiner Entlassung, im Längsschnittinterview, betont 
er den Zusammenhang zwischen seiner persönlichen Veränderung und seinen Be-
ziehungen. Er zieht eine positive Bilanz, wenn er sagt: ŒEs war alles irgendwie zu-
sammengewachsen• (III). Damit bringt er auf den Punkt, dass nicht nur er, sondern 
seine Beziehungen sich während der Inhaftierung verändert haben. 
 Wie thematisiert Freddy diesen Prozess während des Interviews in der Vollzugs-
anstalt? Seine gesamte Erzählung ist von der Überzeugung geprägt, dass er aktiv 
an seiner Veränderung arbeitet. Dabei zeigen sich mehrere Motive als sinnstiftend. 
Es ist die Beziehungsarbeit mit seiner Freundin: Freddy erzählt lebhaft über ihren 
Briefkontakt und die Erfahrung eines gemeinsamen Klärungsprozesses, der die Be-
ziehung intensiviert. 
 Neben seiner ausgeprägten Beziehungsorientierung erweisen sich zwei weitere 
Motive als zentral für Freddys Hafterleben. Er identi“ ziert sich intensiv mit seiner 
Arbeit in einem Handwerksbereich des Vollzugs und er beschäftigt sich mit seinem 

21 Im Folgenden wird aus mehreren Interviews mit jedem der drei Inhaftierten zitiert. Die Ziffern 
hinter den Interviewpassagen kennzeichnen den Erhebungszeitpunkt und den Interviewtyp. 
Das erste Interview im Gefängnis ist ein themenzentriertes Gespräch über die Inhaftierung (I); 
das zweite Interview, ein bis zwei Wochen später ein biographisches Leitfadeninterview (II); das 
dritte Interview “ ndet ein halbes Jahr nach der Entlassung statt (III) und das vierte ein weiteres 
Jahr später (IV). Mit Freddy Grote und Clemens Dettmer liegt jeweils ein Längsschnittinterview 
vor (III), bei Hannes Imker wird Bezug auf zwei Längsschnittinterviews genommen (III * IV). 
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Körper, indem er Body Building betreibt. Zu seiner Auseinandersetzung mit Arbeit 
meint er Œwas früher, ooch arbeiten nee, ich nicht früher• (I) und spielt damit auf 
seine Zeit in einer Party- und Drogenclique junger Männer an. Nun streicht er den 
Wert seiner Arbeit und die damit verbundene Anerkennung heraus: ŒUnd wenn 
auch andere kommen und sagen •oh, das sieht fetzig aus• •(I). 
 Die intensive Körperarbeit ist gleichzeitig eine Auseinandersetzung mit seinem 
vergangenen Konsum von Partydrogen, wenn er sagt: ŒJa, ich bin hier rein gekom-
men, mit 58 Kilo, bin auf 70 Kilo hoch und das ist mein Ziel eben, dass ich schön 
Muskeln wachsen lasse• (I). 
 Der Perspektivewechsel zwischen früher und heute ist typisch für Freddy Grotes 
Blick auf die eigene Situation: Sein erstes Interview über die Inhaftierung ist ganz 
auf seinen adoleszenten Veränderungsprozess konzentriert. Besonders bemerkens-
wert ist, dass er den regressiven Beziehungsmodus im Gefängnis als autonomie-
fördend erlebt … trotz seiner Überzeugung, dass er nicht hätte eingesperrt werden 
müssen. Wie lässt sich diese Konstellation biographisch umfassender verstehen?
 Freddy Grotes lebensgeschichtlicher Rückblick ist auf ein kritisches Lebensereig-
nis konzentriert. Für ihn resultiert seine Inhaftierung aus dem plötzlichen Zerfall 
eines gut funktionierenden Familiensystems und seinen gleichzeitigen Adoleszenz-
kon” ikten mit Erwachsenen. Immer wieder hebt er den Kontrast zwischen einer 
geborgenen Kinderzeit und einer bedrohten Adoleszenz hervor. So auch gegen Ende 
seiner biographischen Rückschau. Ich zitiere ihn: ŒAls Kind war alles behütet so, wo 
wo ich dann so fünfzehn sechzehn war, da “ ng alles an und von da an ging•s nur 
noch bergab• (II). 
 Seine Zeit als Kind schildert er unter der Obhut von Bezugspersonen, die alle 
Œimmer da• waren. Zu den verlässlichen Figuren zählen neben der Mutter die Groß-
mutter und der leibliche Vater von Freddys Bruder, den er als Vater bezeichnet. Er 
betont, sie hätten Œ•ne richtige Vater-Sohn-Beziehung•(II) gehabt. Die Anwesenheit 
und Fürsorge erwachsener Personen mit unterschiedlichen Rollen und Zuständig-
keiten bricht jäh zusammen, als zuerst die Großmutter und kurz darauf der Vater 
plötzlich sterben. Zurück bleiben die Mutter, die bisher nur eingeschränkt Verant-
wortung übernehmen musste, und zwei Söhne im Alter von zwölf und achtzehn 
Jahren.
 In Freddy Grotes Erinnerung wird die Familie nicht nur kleiner, auch das Bezie-
hungsklima verändert sich, indem der Freund der Mutter hinzukommt. Der Verlust 
des Vaters verschärft die strikte Ablehnung des Mannes und seiner Erziehungsvor-
stellungen. Auch die Beziehung zwischen Mutter und Sohn verschlechtert sich. 
 Gemeinsam mit seinem Bruder ” ieht Freddy aus den Kon” ikten in das hedonis-
tische Technomilieu und genießt die Erfahrung grenzenloser Freiheit und Lust. Er 
ist den belastenden Autonomiekon” ikten entkommen und experimentiert mit Dro-
gen und mit illegalem Autofahren. Hier hat das Leben … wie er sagt … plötzlich einen 
Œganz anderen Sinn• (II). Diese berauschenden Erfahrungen mit den ŒKumpels• 
werden schon vor der Inhaftierung durch die mit seiner Freundin abgelöst. Nun 
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“ ndet er durch sie, so meint er, zum Œwahren Sinn des Lebens• … eine sprachliche 
Parallele, die die Intensität der Erfahrung mit den ŒKumpels• und der Verliebtheit 
gleichsetzt. 
 Im Interview nach seiner Entlassung (III) stellt Freddy sich als beziehungsorien-
tierten und erfolgreichen jungen Mann mit Aufstiegsambitionen dar, der sich strikt 
von seinem früheren Hedonismus abgrenzt. Seine Rigidität verweist darauf, dass 
sein innerer Veränderungsprozess noch längst nicht abgeschlossen ist. Im Gegen-
satz zum Gefängnis will Freddy nun aber nicht mehr über seine persönlichen Kon-
” ikte sprechen. Er betrachtet seine Delinquenz ebenso wie seinen Drogenkonsum 
als eine abgeschlossene Episode und entzieht sich konsequent weiteren Interviews. 
 Der Fall ist ein prototypisches Beispiel für eine männliche AdoIeszenzkrise, die 
durch eine schrittweise Integration in Arbeit und in eine Partnerschaft überwunden 
wird. Der Freiheitsentzug interveniert in einen bereits begonnenen Veränderungs-
prozess. Die bedrohliche Wirkung einer Inhaftierung wird von Menschen außerhalb 
der Institution aufgefangen. Geschlossenheit wird für eine Zeitlang in ein familiäres 
Beziehungsnetz integriert, während dieses Netz sich gleichzeitig restrukturiert. Die 
Autonomiekrise des Inhaftierten relativiert sich in Bindung an andere. Der Freiheits-
entzug wird als ein Schritt zurück in eine kindliche Position erlebt, bei dem gleich-
zeitig zu einem biographischen Schritt nach vorn angesetzt wird … in Richtung eines 
traditionellen Lebensentwurfs als erwerbszentrierter und partnerschaftsorientierter 
Mann. Das Gefängnis fungiert dabei als ein Übergangsraum, dessen geschlossener 
Charakter von Freddy Grote nur deshalb nicht als bedrohlich erlebt wird, weil seine 
Beziehungen außerhalb der Institution sich gleichzeitig restrukturieren und ihre 
Qualität verändern, woran er aktiv beteiligt ist. 

Hannes Imker: Abhängige Selbständigkeit
Der siebzehnjährige Hannes Imker  ist ebenfalls in einer ostdeutschen Haftanstalt 
untergebracht. Das Gefängnis ist für ihn ein bequemer Übergangsraum zwischen 
Delinquenz und Legalbewährung: Er will aus dem Drogenhandel aussteigen und 
“ ndet, dass die Strafhaft genau zum richtigen Zeitpunkt gekommen ist. Während 
seiner Haft sagt er: ŒAlso •s war nich zuviel aber auch nicht zu wenig. Also war ei-
gentlich genau richtig• (I). Diese Haltung, die damit verbunden ist, dass die Inhaf-
tierung seinen übermäßigen Kokainkonsum gestoppt hat, verändert sich auch im 
Längsschnitt … über mehrere Interviews hinweg … nicht. Auch nach seiner Inhaftie-
rung betont Hannes, das Gefängnis habe in eine Dynamik interveniert, aus der er al-
lein nicht ausgestiegen wäre. Im dritten Interview draußen, zweieinhalb Jahre nach 
seiner Entlassung, sagt er: ŒMan hatte an gar nichts anderes mehr gedacht … von da-
her hätten andere Ein” üsse kommen müssen, um mich dazu zu zwingen• (III). Er 
spricht hier über seine vergangenen Geschäfte und seinen Kokainkonsum. 
 Das Gefängnis ist für Hannes ein funktionaler Ort ohne nennenswerte Kon” ikte. 
Während seiner Inhaftierung “ ndet er alle seine Beziehungen Œeinwandfrei• … auch 
die zu seiner Mutter, die ihn besucht. Seine Angst vor Opfererfahrungen im Gefäng-
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nis ver” üchtigt sich, weil er schon bei seiner Ankunft die richtigen Leute trifft und 
sich schließlich einen sicheren Platz in der Subkultur erobert, wo er gemeinsam mit 
dem ŒHauptdealer• (I) der Station mit Drogen handelt. Damit knüpft er an seine Er-
fahrungen in der Subkultur vor seiner Inhaftierung an. 
 Hannes Entschluss, auszusteigen wird also von einem Doppelleben22 im Gefäng-
nis ” ankiert. Während er angibt, er wolle nach seiner Inhaftierung eine Lehrstelle 
antreten, dealt er gleichzeitig weiter und sichert sich so ein gutes Leben. Seine Inter-
viewerzählungen während der Haft sind durch eine pointierte Selbstdarstellung als 
erfolgreicher Geschäftsmann auf dem Drogenmarkt geprägt, wobei die Schilderung 
eines hedonistischen und von viel Geld bestimmten Lebensstils die stof” iche Abhän-
gigkeit von Kokain in den Hintergrund drängt. Das Dealen im Gefängnis begreift 
Hannes als eine vernünftige Strategie dort, wie er es sagt, Œmit dem Arsch an die 
Wand zu kommen• (I). Dafür ist er auch bereit, Gewalthandeln in Kauf zu nehmen, 
allerdings nur, wenn dies strategische Vorteile hat. 
 Hannes biographisches Selbstbild zum Zeitpunkt der Inhaftierung lässt sich wie 
folgt zusammenfassen: Er erzählt die Geschichte eines selbstständigen Geschäfts-
manns, der nach einer Phase des Erfolgs die zukünftigen Risiken auf dem Markt ab-
wägt und eine vernünftige Entscheidung trifft: Er wird sich umorientieren, weil die 
Geschäfte zu gefährlich geworden sind. So lange seine Geschäftsbeziehungen aber 
funktional sind, hält er an seinem Doppelleben fest. Kon” ikte oder Unsicherheiten 
bleiben aus diesem Bild ausgeblendet oder werden rationalisiert. 
 In welchem lebensgeschichtlichen Kontext stehen diese Rationalisierungen und 
Größenvorstellungen eines Siebzehnjährigen, der das Gefängnis als einen luxuriö-
sen Ort stilisiert und sein Doppelleben als ebenso angemessen erlebt wie seine In-
haftierung? 
 Hannes biographische Erzählung legt eine Strukturparallele zwischen familia-
len Abhängigkeitsmustern und seinen strategischen Handlungsorientierungen frei. 
Im Rückblick sieht er sich als Teil eines polarisierten Familiengefüges, in dem gute 
und schlechte Positionen eindeutig zugeordnet sind. Dabei erlebt er sich einerseits 
als Opfer eines autoritären und gewalttätigen Stiefvaters und andererseits als ŒLieb-
lingsenkel• (II) seines Großvaters … in Konkurrenz zu seinem Bruder und seinen 
Cousins. 
 Die Familienbeziehungen sind von Anfang an durch Heimlichkeiten im Um-
gang mit Gefühlen und mit Geld geprägt. So verschweigen seine Eltern ihm, dass 
der Vater nicht sein leiblicher Vater ist, bis dies durch einen Zufall herauskommt. 
Gleichzeitig gibt es zwischen seiner Mutter und seinem Stiefvater Kon” ikte, in die 
die Großeltern mütterlicherseits eingreifen, indem sie ihr und Hannes heimlich 

22 Die Kategorie des Doppellebens stammt aus der Bremer Längsschnittstudie zur Delinquenz von 
Hauptschülerinnen und Hauptschülern und bezeichnet ein Muster, bei dem junge Männer pa-
rallel zu ihrer Eingliederung ins Erwerbsleben einer regelmäßigen und umfangreichen Delin-
quenz nachgehen (Matt , 1995).
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Geld zustecken und die Mutter zur Scheidung drängen. Solche materiellen und af-
fektiven Allianzen, die immer auf Ausschluss einer Partei durch die andere basieren, 
ziehen sich durch die gesamte lebensgeschichtliche Erzählung. Kon” ikte werden da-
bei aus der mütterlichen Familie hinaus auf den Vater geschoben, dessen autoritäres 
und gewaltförmiges Verhalten genügend Anlass für dieses Muster bietet. 
 Mit seinem Doppelleben als Lehrling, guter Enkel und Dealer ” ieht Hannes aus 
den familiären Spannungen in wechselnde Jugendkulturen und den Konsum von 
Drogen. Gleichzeitig reiht er sich in die familiäre Praxis heimlicher Austauschbezie-
hungen ein und entwickelt sie im großen Stil und mit entsprechendem Risikover-
halten weiter. Als er sechzehn ist, gibt er seine Ausbildung auf, geht in die Großstadt 
und kehrt als protziger ŒGeschäftsmann• (II) mit dicken Autos und viel Geld nach 
Hause zurück, um seine Mutter und den Bruder zu besuchen und sie zu beeindru-
cken. 
 Rückblickend gibt Hannes seinem Stiefvater die Schuld an seiner Entwicklung 
und idealisiert seine Mutter als hil” oses Opfer. Kon” ikte zwischen Mutter und Sohn 
zeichnen sich erst im zweiten Längsschnittgespräch ab, also eineinhalb Jahre nach 
der Entlassung. Die Mutter hat eine neue Familie gegründet und lebt mit dieser an 
einem anderen Ort. Hannes Imker sieht sie kaum und seine Distanzierung von ihr 
resultiert aus einem Betrug. Seine Mutter hat heimlich Schulden auf seinen Namen 
gemacht. Die Großeltern zahlen die Schulden für ihn und maßregeln ihre Tochter.
 In dieser Szene bündeln sich die familialen Abhängigkeitsbeziehungen. Heim-
lichkeiten und materielle Größen werden zum Dreh- und Angelpunkt für Kon” ikte, 
die zum Bruch, nicht aber zur Klärung führen. Ein Jahr später hat dieser Bruch sich 
verstärkt. Hannes geht seiner Mutter vollkommen aus dem Weg, weil sie ihm Geld 
gestohlen hat. Das Œeinwandfreie• (I) Verhältnis ist ins Gegenteil gekippt, die Bezie-
hung aufgekündigt. 
 Übrig bleiben Hannes und seine Großeltern. Sie unterstützen ihn fortlaufend 
“ nanziell und binden ihn damit auch an sein Vorhaben, aus seinen illegalen Ge-
schäften auszusteigen. Hannes möchte sich ihre Zuwendung nicht verscherzen und 
verlässt sich auf ihre materielle Versorgung. Zugleich bricht er verschiedene Ausbil-
dungsmaßnahmen ab und lebt weiterhin auf einen Entwurf als selbstständiger Ge-
schäftsmann hin: Er würde am liebsten einen Musikklub eröffnen. Tatsächlich lebt 
er von staatlichen und großelterlichen Zuwendungen und von Jobs, die ihm Geld 
unter der Hand verschaffen … sein Doppelleben hat sich entschärft, aber nicht grund-
sätzlich verändert. Sein Abhängigkeitskon” ikt hat sich verschoben, aber nicht gelöst. 
Seine unrealistische Identi“ kation mit dem Ideal des selbständigen Geschäftsmanns 
korrespondiert mit einem intergenerationalen Ablösungskon” ikt, den zu bewälti-
gen für ihn noch aussteht: Er möchte “ nanziell unabhängig sein und ist zugleich in 
die fortdauernden “ nanziellen Abhängigkeitskon” ikte seiner Familie eingebunden 
… hier zeigt sich eine Strukturparallele zwischen seinem langsamen Ausstieg aus 
dem Dealen und den familiären Abhängigkeiten, die ebenfalls zäh ausgehandelt 
werden.
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Im Fall von Hannes Imker stößt das Gefängnis den langsamen und über Jahre 
verlaufenden Ausstieg aus der Delinquenz an. Die Institution wird als eine äußere 
Infrastruktur für die eigene Umorientierung betrachtet. Im Vergleich mit Freddy 
Grote, der die regressiven Beziehungsmodi in der Institution aktiv aufgreift, ver-
stärkt Hannes Imker sein phantastisches Selbstbild als kalkulierender, vernünftiger 
und erwachsener Mann. Seine betonte Selbständigkeit und Selbstbestimmung, auch 
unter den Bedingungen von Geschlossenheit, korrespondiert mit gravierenden bi-
ographischen Abhängigkeitskon” ikten, die seine tatsächliche Selbständigkeit auch 
nach der Haft weiter ausbremsen. Trotz dieser ungelösten Abhängigkeitskon” ikte 
repräsentiert Hannes Imkers Entwicklung ein sehr gutes Beispiel für den langsa-
men Prozess des Ausstiegs aus der Delinquenz, obwohl der Erziehungsauftrag des 
Jugendstrafvollzugs ihn nicht erreicht hat. 

Clemens Dettmer: Autonomie ohne Bindung
Für den zwanzigjährigen Clemens Dettmer , der in einer westdeutschen Jugend-
vollzugsanstalt inhaftiert ist, ist der Freiheitsentzug ein existenzieller Einschnitt in 
sein Leben. Nach seinem Emp“ nden verändert die Haft ihn grundlegend, was in der 
folgenden Passage aus dem ersten Interview deutlich wird: ŒWeil ich war nen ande-
rer Mensch, bevor ich in den Knast gekommen bin, wirklich. Abgefuckter Typ so, 
kann man sagen• (I). Clemens gesamte Erzählung ist auf diesen Kontrast zwischen 
seinem Leben drinnen und draußen abgestimmt. Der Kontrast gewinnt im Längs-
schnitt an Brisanz, wenn Clemens nach einer Reinhaftierung sagt: ŒDrinnen bin ich 
ein anderer Mensch als draußen• (III) und schließlich vorwurfsvoll resümiert, ich 
zitiere ihn erneut:
 Ich denke, wenn man mich vorher schon zur Abschreckung in den Knast ge-
steckt hätte, wär es glaube ich gar nicht so weit gekommen. Dann hätte ich vorher 
schon ein bisschen mehr Zeit zum Nachdenken gehabt so. Wäre ich heute schon ein 
Stückchen weiter. (III) 
 Im Längsschnitt und unter dem Eindruck seines Rückfalls verstetigt sich Cle-
mens Emp“ nden, dass die geschlossene Institution einen tief greifenden Ein” uss 
auf ihn nimmt. Mit seinem Vorwurf an die Instanzen sozialer Kontrolle, sie hätten 
schon früher zu diesem Mittel greifen sollen, delegiert er sein Scheitern an Profes-
sionelle: Sie haben versagt und seine Entwicklung aufgehalten, weil sie ihn zu spät 
eingesperrt haben. Der vorwurfsvolle Wunsch nach früherer Härte und Abschre-
ckung verweist eindrucksvoll auf Clemens Dettmers Erfahrung, sich in der geschlos-
senen Institution wesentlich handlungsfähiger zu fühlen als außerhalb.
 Wie hat Clemens den Ein” uss des Freiheitsentzugs während seiner ersten Inhaf-
tierung, etwa zwei Jahre vor dem zuletzt zitierten Interview erlebt? In seinem ersten 
Interview betrachtet er das Gefängnis als eine Institution, die ihn zwingt, sich zu 
verändern. Dieser existenzielle Ein” uss hängt eng mit seiner Abstinenz von Drogen 
zusammen. Er sagt: 
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Im Kopf bin ich klarer geworden. Ich mach meine Schule hier alles Einsen, Zweien, 
das ist überhaupt kein Thema. Und ich brauch keine Drogen. Deswegen ist auch so 
ein Pluspunkt, dass ich in den Knast gekommen bin, denke ich mal. Draußen ich 
hätte Drogen genommen, wahrscheinlich immer noch mit Sicherheit, ich wär nicht 
davon losgekommen, ist klar. (I)
 Das Gefängnis hat Clemens ernüchtert und ermöglicht ihm Erfahrungen mit 
seiner eigenen Leistungsfähigkeit. Bemerkenswert ist dabei die Absolutheit, mit der 
er zwischen drinnen und draußen unterscheidet. Zugespitzt lässt sich sagen: Das 
Gefängnis ist der einzige Ort, an dem er nüchtern werden kann. Dabei liegt es aus 
seiner Sicht zukünftig nur an ihm, ob sein Streben nach einer radikalen Verände-
rung erfolgreich sein wird. Er sagt: ŒIch werd mein eigenes Ding durchziehen• (I). 
Mehrfach betont er, dass er nach der Entlassung auf niemanden angewiesen sein 
möchte, wobei vor allem Vertreter der Jugendhilfe gemeint sind. Ich zitiere ihn noch 
einmal: ŒIch weiß es selber, da braucht keiner neben mir stehen und mir zu sagen, 
was ich wohl machen muss, ne• (I).
 Clemens Dettmer antizipiert seine Haftentlassung als einen Schritt in die ab-
solute Unabhängigkeit. Dabei tritt dieses überschwengliche Ideal stärker hervor 
als konkrete Pläne für die Zeit nach der Entlassung. Dies zeigt sich besonders im 
Kontext von Ausbildung und Arbeit, wo seine Pläne und Wünsche vage bleiben und 
schnell wechseln. Er sagt: ŒIch werd alles mögliche mal so ausprobieren• (I). Wich-
tiger als die Ausbildungsrichtung ist der Wunsch nach einer Lehrstelle Œauf dem 
freien Markt• (II). Eine sozialpädagogisch begleitete Ausbildungsmaßnahme asso-
ziiert er mit Stigmatisierung und betont: ŒIst man immer so abgestempelt• (II). Hier 
zeigt sich erneut das Streben nach Unabhängigkeit von institutioneller Begleitung, 
Kontrolle oder Unterstützung, verbunden mit dem Wunsch, dem ŒStempel• des
Klienten oder Hilfebedürftigen zu entgehen. 
 Die einzige Bezugsperson, die er nach seiner Entlassung in Anspruch nehmen 
möchte, ist seine Mutter. Bei ihr möchte er vorübergehend wohnen, bis er eine 
eigene Wohnung “ ndet. Wie geht es nun nach der Entlassung tatsächlich weiter? 
Clemens Dettmer schildert schon den Entlassungstag als eine direkte Rückkehr zu 
seinen alten Gewohnheiten. Er betrinkt sich zuerst im Kreis der mütterlichen Fami-
lie, um anschließend mit einem alten Kumpel Kokain zu konsumieren. Schließlich 
kommt es zu Gewaltkon” ikten und einer erneuten Inhaftierung vier Monate nach 
seiner Entlassung. 
 Seinen Rückfall erklärt er sich selbst mit einer unüberbrückbaren Diskrepanz 
zwischen seinem Verhalten und dem der anderen und sagt: ŒIch für meinen Teil 
hatte mich verändert, aber die Leute draußen haben sich nicht verändert• (III). Hier 
zeigt sich die Kehrseite des Autonomieideals, alles alleine schaffen zu wollen … es 
ist die umfassende Abhängigkeit vom Ein” uss anderer. Dabei beschreibt Clemens 
seinen Übergangskon” ikt von Œdrinnen• nach Œdraußen• als eine Konfrontation mit 
Differenz: Die spürbare Kluft zwischen seiner Verfassung und den Erwartungen an-
derer überfordert ihn. Dieser Bruch in Clemens Selbsterleben ist zugleich Ausdruck 



Bereswill  |  Begrenzte Autonomie254

einer Kontinuität: Sein Handeln richtet sich nach äußeren Anforderungen und ist 
den wechselnden Kontexten angepasst. So löst er Handlungskon” ikte auf, die er 
nicht aushalten kann. 
 Im Mittelpunkt dieser Handlungsorientierungen steht die Verarbeitung lebens-
geschichtlicher Brüche, verbunden mit gegenläu“ gen Bindungserfahrungen. Die 
psychodynamische Brisanz solcher Kon” ikte wird durch die Inhaftierung reaktua-
lisiert und gleichzeitig verfestigt: Inhaftierung und Entlassung sind abrupte Wech-
selschritte zwischen Œdrinnen• und Œdraußen•. Sie haben tatsächlich den Charak-
ter von übergangslosen Brüchen, die im inneren Erleben des Subjekts überbrückt 
werden müssen. Im Fall von Clemens Dettmer stiftet die rigide äußere Struktur der 
Institution ein Gefühl von innerer Strukturierung, das dem Moment der Entlassung 
nicht standhält. Clemens vollzieht den abrupten Umschwung zwischen Œdrinnen• 
und Œdraußen• nach, ohne auf einen inneren Übergangsraum oder intersubjektive 
Strukturierungsangebote zurückgreifen zu können. Die damit verbundene Belas-
tung kann er nur durch erneute Anpassung und Betäubung bewältigen. 
 Sein Handlungsmuster verweist auf einen biographischen Entwicklungsprozess, 
bei dem ein hohes Maß an diskontinuierlichen Beziehungen und Aufenthaltsorten 
sowie wechselnde Beziehungsmodalitäten einander verstärken. Er selbst schildert 
diese Entwicklung, indem er seiner Mutter als einziger Person eine exklusive Be-
deutung in seinem Beziehungsgefüge zugesteht. Dies “ ndet seinen Ausdruck darin, 
dass seine gesamte Jugend durch ein stetes Pendeln zwischen dem mütterlichen 
Haushalt und wechselnden Einrichtungen der Jugendhilfe geprägt ist: ŒJa und dann 
hat•s mich zu meiner Mutter gezogen immer wieder• (II).
 Die idealisierte, aber wenig konkrete Beziehung zwischen Mutter und Sohn steht 
von Anfang an unter dem Ein” uss sozialer Kontrolle. Als Grund dafür nennt Cle-
mens Dettmer das geringe Alter seiner Mutter und deren fortgesetzten Alkoholkon-
sum, den er mal als lockeren Lebenswandel idealisiert, mal bagatellisiert. In seinem 
biographischen Rückblick übernimmt er die Sicht der Mutter und sieht sich mit ihr 
gemeinsam als Opfer des Jugendamtes, das ihn sehr früh in einer P” egefamilie un-
tergebracht hat. Er sagt: ŒWenn man einmal in den Klauen vom Jugendamt ist dann 
ist es schwer wieder rauszukommen. Also für meine Mutter war es nicht möglich, 
mich da wieder rauszuholen• (II). Er übernimmt damit die ohnmächtige Perspekti-
ve seiner Mutter gegenüber der Behörde. Die Tatsache, dass er von der P” egemutter 
misshandelt wurde, verstärkt Clemens Opferbündnis mit seiner leiblichen Mutter 
und stützt seine idealisierte Sicht auf deren Lebensentwurf. Seinen Umzug aus der 
P” egefamilie ins Heim … als er dreizehn Jahre alt ist … schildert er aber nicht nur als 
eine Befreiung aus der Gewaltbeziehung. Vielmehr betont er rückblickend seine Ir-
ritation über den veränderten Umgang mit Grenzen: ŒJa dass es da nicht unbedingt 
irgendwelche Grenzen gibt, ne, kann machen was man will. Selbst wenn man Mist 
baut, die Leute holen einen da wieder raus• (II).
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Diese Irritation über den verständnisvollen Umgang von Pädagoginnen und Päda-
gogen mit dem eigenen abweichenden Verhalten wird ergänzt durch Clemens Dett-
mers Rückblick auf seinen häu“ gen Wechsel zwischen Einrichtungen der Jugend-
hilfe, deren Erwartungen an ihn er nicht erkennen konnte. In der folgenden Passage 
spricht er über eine Übergangsregelung, die in einer solchen Situation für ihn ge-
funden wurde. Auf diese Szene kommt er in jedem Interview wieder zurück. Seine 
Kernaussage bleibt dabei immer gleich und lässt zwischen den Zeilen einen Vorwurf 
gegenüber den Vertretern sozialstaatlicher Versorgungsmaßnahmen erkennen.
 Als ich im Heim war und so, ich hab nen halbes Jahr im Hotel gewohnt, die 
Nacht nicht unter 70,- DM, 69,- DM meine ich, halbes Jahr, besonders war nen schö-
nes Leben für nen 15-Jährigen, ne. Klar, Jugendamt hat gezahlt, ich hab gegessen da, 
bin aufgestanden wann ich wollte und immer machen, die Leute haben immer ge-
macht für mich, ne. Ich hatte nicht viel zu tun eigentlich. Es war immer was da, dass 
ich mich wohl fühlen konnte (I).
 Der latente Vorwurf zeigt sich in der überbetonten Freiheit und der Verwöhnung 
durch Luxus und Vollversorgung, die Clemens Dettmer rückblickend aufs Korn 
nimmt. Seine Anklage, die auch in der zuvor zitierten Passage zu den losen Gren-
zen schon anklingt, richtet sich also gegen die Arbeit des Jugendamts. Dabei fallen 
zwei Aspekte besonders auf: seine eigene Passivität (ŒIch hatte nicht viel zu tun•) 
und die Betonung des materiellen Aspekts, bei gleichzeitiger Abwesenheit konkreter 
Bezugspersonen (Œdie Leute•). Der Grundton der Erinnerung bleibt zwiegespalten. 
Einerseits scheint Clemens Dettmer stolz auf seine komfortablen Erfahrungen, an-
dererseits sieht er genau in diesen Erfahrungen die Wurzel für sein Scheitern. Dabei 
spitzt seine kritische Sicht auf die verständnisvolle und versorgende Haltung von 
Seiten der Jugendhilfe sich im Verlauf der Längsschnittinterviews immer weiter zu 
… bis er schließlich zu dem Schluss kommt, sie hätten ihn eben früher einsperren 
sollen, dann wäre er heute schon weiter.
 Wie stellt sich seine Gefängniserfahrung vor diesem Hintergrund dar? Das Ge-
fängnis bietet einen rigiden Rahmen, in dem Clemens sich strukturieren kann. Die 
äußere Struktur bietet ihm aber keinen inneren Halt, sobald er den engen Rahmen 
der Institution verlässt. Die biographische Erfahrung des Bruchs wiederholt sich er-
neut. Eine Institution wie das Gefängnis kann ihm keine Chance eröffnen, vergan-
gene Krisenerfahrungen auf eine andere Weise zu verarbeiten als bisher, auch wenn 
er selbst dies während seiner Inhaftierung so emp“ ndet. Auf diese enttäuschende 
Erfahrung der Wiederholung nimmt Clemens Bezug, wenn er nach Abschreckung 
verlangt. Hinter seinem Wunsch nach mehr Rigidität zeigt sich der nach einer struk-
turierenden und haltenden Umgebung, die ihm eine andere Entwicklung ermög-
licht. Es ist auch der Wunsch nach kontinuierlichen Beziehungs- und Erziehungser-
fahrungen, aus denen Entwicklungschancen und Autonomiepotenziale erwachsen, 
die den wechselnden Anforderungen gesellschaftlicher Integration standhalten, statt 
immer wieder zusammenzubrechen. 
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Fallverstehen zwischen institutionellen Ritualen der Macht und der 
Selbstermächtigung von Jugendlichen und Heranwachsenden – 
ein Ausblick
Ausgangspunkt der Untersuchungen war die Frage nach der biographischen Ver-
arbeitung eines Freiheitsentzugs. Werden die drei Fälle unter dieser Perspektive 
verglichen, zeigen sich markante Unterschiede, was die Erfahrung der Œbegrenzten 
Autonomie• sowie der regressiven und zugleich autoritären Beziehungsstrukturen 
in der Institution angeht. Gemeinsam ist allen drei Fällen, dass die Heranwachsen-
den mit biographischem Eigensinn auf den Eingriff in ihre Handlungsautonomie 
reagieren. 
 Freddy Grote  greift ihn auf und emp“ ndet ihn als hilfreich. Seine kindliche 
Haltung lässt sich aber nur nachvollziehen, wenn wir seine Bindungen außerhalb 
der Anstalt untersuchen. Nur vor dem Hintergrund haltender und sich wandelnder 
Beziehungen ist er in der Lage, Lern- und Anleitungsbeziehungen im Gefängnis 
aktiv zu gestalten und seinen Adoleszenzkon” ikt weiter zu bearbeiten. Es handelt 
sich um einen Ausnahmefall, an dem wir nachvollziehen können, wie fein die Ab-
lösungsdynamik der Adoleszenz und kritische Lebensereignisse biographisch inein-
ander greifen. Außerdem sehen wir, dass ein kindlich-regressives Verhalten nicht 
generell im Widerspruch zur Entfaltung biographischer Autonomie steht … so lange 
es in tätige Lern- und Unterstützungsbeziehungen eingebunden ist. 
 Hannes Imker  hingegen schottet sich gegenüber den Interventionen der In-
stitution ab und rettet sein Selbstbild als heranwachsender Mann, der alles unter 
Kontrolle hat. Trotz dieser Abgrenzung vom pädagogischen Auftrag des Jugendstraf-
vollzugs postuliert er seinen Ausstieg aus der Delinquenz … nach den Regeln der 
Subkultur und nicht nach denen der Institution. Er orientiert sich auch während der 
Haft an den Regeln der Gleichaltrigengruppe, die ihm Sicherheit und Anerkennung 
garantieren, auch für die Zeit nach der Entlassung. Sein biographischer Abhängig-
keitskon” ikt bleibt vorerst bestehen.
 Clemens Dettmer  erlebt die geschlossene Institution als einen unmittelbaren 
Eingriff in sein Emp“ nden. Seine Handlungsspielräume sind für ihn direkt durch 
den äußeren Rahmen determiniert. Am Ende scheint nur noch Geschlossenheit 
zu bleiben, um handlungsfähig zu sein. Im Gegensatz zu Freddy Grote, der seine 
regressiven Erfahrungen im Gefängnis in Richtung von mehr Autonomie ausba-
lanciert, steht Clemens Dettmer mit seinem Streben nach grenzenloser Autonomie 
allein … ohne Bindung an und in gleichzeitiger Abhängigkeit von anderen. 
 Damit repräsentiert der dritte Fall ein Dilemma, das sich in vielen Biographien 
junger Inhaftierter “ ndet. Der Gefängnisaufenthalt ist eine Fortsetzung institutio-
neller Wechsel und biographischer Brüche. Die Intervention des Freiheitsentzugs 
reiht sich nahtlos in solche biographischen Entwicklungsmuster ein. Das Gefängnis 
vermittelt eine Œbegrenzte Autonomie• und verstärkt zugleich lebensgeschichtlich 
vorgängige Bindungs- und Abhängigkeitskon” ikte. Diese Kon” ikte können in ei-
nem geschlossenen Rahmen nicht gelöst und nach einer Entlassung nicht angemes-
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sen aufgefangen werden. Die Praxis des Jugendstrafvollzugs kann solches lebens-
geschichtliche Dilemma von Heranwachsenden nicht au” ösen. Sie kann aber bei 
der Frage ansetzen, was zu tun ist, um solche Konstellationen nicht immer weiter 
zuzuspitzen. Das bedeutet, die harsche und zugleich verführerische Erfahrung von 
Geschlossenheit schon während einer Inhaftierung zu relativieren und zugleich 
mehr haltende Kontexte außerhalb des Strafvollzugs zu schaffen. 
 Es bedeutet auch, sich den biographischen Selbstdeutungen Heranwachsender 
zuzuwenden und ihre Sicht auf eine Inhaftierung umfassender und im Wechselspiel 
mit anderen Erfahrungen zu verstehen. Wie schon zu Beginn dieser Untersuchung 
wird auch zum Schluss noch einmal für einen hermeneutischen, deutenden Zugang 
zu den lebensgeschichtlichen und aktuellen Selbstthematisierungen von inhaftierten 
Jugendlichen und Heranwachsenden plädiert. Ein solcher Ansatz des Fallverstehens 
fordert den klassi“ zierenden Fallbegriff der Strafvollzugsgeschichte heraus. Dieser 
zielt darauf, einen Menschen in seiner Individualität zu beschreiben, abzuschätzen, 
zu messen und mit anderen zu vergleichen. ŒDer Fall ist ... das Individuum, das man 
zu dressieren oder zu korrigieren [hat].•23 Dies schreibt Michel Foucault  über die 
Mittel der guten Abrichtung und fährt fort: ŒDie Chronik eines Menschen, die Er-
zählung seines Lebens, die Geschichtsschreibung seiner Existenz gehörten zu den 
Ritualen seiner Macht. Die Diszplinarprozeduren nun kehren dieses Verhältnis um, 
die setzen die Schwellen der beschreibbaren Individualität herab und machen aus 
der Beschreibung ein Mittel der Kontrolle und eine Methode der Beherrschung.•24

 Wenn in der vorliegenden Untersuchung für einen interpretativen Zugang zu 
den Biographien von Inhaftierten plädiert wird, dann nicht in der naiven Hoffnung, 
dass die von Foucault  beschriebenen, historisch gewachsenen Muster sozialer Kon-
trolle damit außer Kraft gesetzt würden. Die hermeneutische Annäherung an Œdie 
Erzählung eines Lebens• bleibt im Kontext des Gefängnisses ambivalent. Das gilt 
auch für die qualitative Sozialforschung. Biographische Ansätze in Forschung und 
Praxis kehren die beschriebene Verwandlung menschlicher Autonomie zum Fall 
nicht um. Sie verfangen sich auch selbst in den Mechanismen, die sie aufzudecken 
suchen. Dies spricht aber nicht gegen Ansätze, die mehr Raum für die eigensinni-
gen Autonomiepotenziale Heranwachsender versprechen und mit der Selbstre” e-
xion von Professionellen verknüpft sind. Im Gegensatz zu Forschung, die hand-
lungsabstinent argumentieren kann, besteht die Herausforderung für Praktiker und 
Praktikerinnen des Jugendstrafvollzugs und der Jugendhilfe darin, bewusst mit den 
Widersprüchen ihres Felds umzugehen. Sie können sich nur zwischen der Diszipli-
nierung und der Stärkung heranwachsender Individuen bewegen. Dies gilt für den 
geschlossenen Jugendstrafvollzug ebenso wie für offene Angebote an Jugendliche 
und Heranwachsende.

23 Foucault , 1975/1994, S. 246.
24 Foucault, 1975/1994, S. 246 f.



Bereswill  |  Begrenzte Autonomie258

L I T E R A T U R V E R Z E I C H N I S

Bereswill, M.  (1999). Gefängnis und Jugendbiographie. Qualitative Zugänge zu Jugend, 
Männlichkeitsentwürfen und Delinquenz. (JuSt-Bericht Nr. 4; KFN-Forschungsbe-
richte, Nr. 78). Hannover: Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen.

Bereswill, M.  (2000). Ins Abseits geraten … Ausgrenzungserfahrungen in der Fa-
milie als biographischer Dauerkon” ikt. Hermeneutische Annäherungen an die 
Selbstdeutungen eines Jugendlichen. sozialer sinn. Zeitschrift für hermeneutische 
Sozialforschung, 5-27.

Bereswill, M.  (2001). Die Schmerzen des Freiheitsentzugs … Gefängniserfahrun-
gen und Überlebensstrategien männlicher Jugendlicher und Heranwachsender. 
In M. Bereswill & W. Greve  (Hrsg.), Forschungsthema Strafvollzug (S. 253-285). 
(Interdisziplinäre Beiträge zur kriminologischen Forschung, Band 21). Baden- 
Baden: Nomos.

Bereswill, M.  (2003a). Gewalt als männliche Ressource? … Theoretische und empi-
rische Differenzierungen am Beispiel junger Männer mit Hafterfahrungen. In 
S. Lamnek & M. Boatca (Hrsg.), Geschlecht Gewalt Gesellschaft (S. 123-137). (Otto-
von-Freising-Tagungen der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt, Band 
4). Opladen.

Bereswill, M.  (2003b). Von draußen nach drinnen und wieder zurück? Integration 
als biographischer und psychosozialer Prozess. Eine Längsschnittperspektive. In 
M. Bereswill (Hrsg.), Entwicklung unter Kontrolle? Biographische Entwürfe und 
all-tägliche Handlungsmuster junger Inhaftierter (S. 176-198). (Interdisziplinäre 
Beiträge zur kriminologischen Forschung, Band 25). Baden-Baden: Nomos.

Bereswill, M.  (2003c): Die Subjektivität von Forscherinnen und Forschern als 
methodologische Herausforderung. Ein Vergleich zwischen interaktionstheore-
tischen und psychoanalytischen Zugängen. sozialer sinn. Zeitschrift für hermeneu-
tische Sozialforschung, (3), 515-536.

Bereswill, M.  (2004). Inside … out: resocialisation from prison as a biographical 
process. A longitudinal approach to the psychodynamics of imprisonment. Jour-
nal of Social Work Practice. Psychotherapeutic approaches in health, welfare and the 
community, Vol. 18 (No. 3), 315-336.

Bereswill, M.  (2005). Die biographische Verarbeitung eines Freiheitsentzugs. Eine 
Längsschnittstudie zu den Gefängniserfahrungen männlicher Jugendlicher und Her-
anwachsender. (Interdisziplinäre Beiträge zur kriminologischen Forschung, Band 
29). Baden-Baden: Nomos. (In Druck).

Bruhns, K.  (2002): Gewaltbereitschaft von Mädchen … Wandlungen im Geschlech-
terverhältnis. In R.-M. Dackweiler & R. Schäfer  (Hrsg.), Gewalt-Verhältnisse. 
Feministische Perspektiven auf Geschlecht und Gewalt (S. 171-197). Frankfurt am 
Main/New York.

Dausien, B. (1996). Biographie und Geschlecht. Zur biographischen Konstruktion sozia-
ler Wirklichkeit in Frauenlebensgeschichten. Bremen.



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.5 259

DVJJ (2004). Verantwortung für Jugend. Ergebnisse des 26. Deutschen Jugendgerichtstags, 
Leipzig, 25. bis 28. September 2004. (Sonderdruck). Hannover: DVJJ.

Ehlert, M., Müller, H. & Nölke, E.  (1991). Der Absturz des Über” iegers … Bio-
graphie- und psychoanalytische Überlegungen zur Geschichte eines Scheiterns. 
In A. Combe & W. Helsper (Hrsg.), Hermeneutische Jugendforschung: theoretische 
Konzepte und methodologische Ansätze (S. 129-156). Opladen.

Flick, U.  (1996). Qualitative Forschung. Theorie, Methoden, Anwendung in Psychologie 
und Sozialwissenschaften. Hamburg.

Foucault, M.  (1975/1994). Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses. 
Frankfurt am Main.

Gadd, D. & Farral, S. (2004). Criminal careers, desistance and subjectivity: Inter-
preting men•s narratives of change. Theoretical Criminology, 8 (2), 123-156.

Goffman, E. (1960). On the Characteristics of Total Institutions: The Inmate World/ 
On the Characteristics of Total Institutions: Staff-Inmate Relations. In D.R. Cres-
sey (Hrsg.), The Prison. Studies in Institutional Organization and Change (S. 15-
106). New York.

Goffman, E.  (1973). Asyle. Über die soziale Situation psychiatrischer Patienten und an-
derer Insassen. Frankfurt am Main.

Greve, W. & Hosser, D. (1998). Psychische und soziale Folgen einer Jugendstrafe: 
Forschungsstand und Desiderate. Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsre-
form, 81, 83-103.

Hildenbrand, B.  (1999). Fallrekonstruktive Familienforschung: Anleitungen für die 
Praxis. Opladen: Leske + Budrich.

Kersten, J. & von Wolffersdorf-Ehlert, C.  (1980). Jugendstrafe. Innenansichten 
aus dem Knast. Frankfurt am Main.

King, V. (2002). Die Entstehung des Neuen in der Adoleszenz. Individuation, Generati-
vität und Geschlecht in modernisierten Gesellschaften. Opladen.

Lorenzer, A.  (1988). Tiefenhermeneutische Kulturanalyse. In H. König  (Hrsg.), 
Kulturanalysen. Psychoanalytische Studien zur Kultur. Frankfurt am Main.

Löschper, G. (2000, Januar). Kriminalität und soziale Kontrolle als Bereiche qua-
litativer Sozialforschung. (12 Absätze]. Forum Qualitative Sozialforschung, 1 (1). 
(Abrufbar über: http://qualitative-research.net/fqs.htm [3.09.200]).

Maruna, S.  (2001). Making Good. How Ex-Convicts Reform and Rebuild their Lives. 
Washington, D.C.

Maruna, S. & Farrall, S.  (2003). Desistance from Crime: A Theoretical Reformula-
tion. In D. Oberwittler & S. Karstedt  (Hrsg.), Soziologie der Kriminalität. Son-
derheft der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 43, 233, 170-194.

Matt, E. (1995). Episode und ŒDoppel-Leben•: Zur Delinquenz Jugendlicher. Mo-
natsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, 78 (3), 153-164.



Bereswill  |  Begrenzte Autonomie260

Meuser, M. (2002). ŒDoing Masculinity• … Zur Geschlechtslogik männlichen Ge-
walthandelns. In R.-M. Dackweiler & R. Schäfer  (Hrsg.), Gewalt-Verhältnisse. 
Feministische Perspektiven auf Geschlecht und Gewalt (S. 53-78). Frankfurt am Main 
& New York.

Meuser, M. & Löschper, G. (2002, Januar): Einleitung: Qualitative Forschung in 
der Kriminologie [26 Absätze]. Forum Qualitative Sozialforschung, 3 (1). (Abrufbar 
über: http://qualitative-research.net/fqs.htm [18.06.2002]).

Mey, G. (1999). Adoleszenz Identität Erzählung. Theoretische, methodologische und em-
pirische Erkundungen. Berlin.

Meyer, A. (2001). Qualitative Forschung in der Kriminologie. Die Hallenser Biographie-
studie zur Jugendgewalt. Frankfurt am Main.

Morgenroth, C.  (1990). Sprachloser Widerstand. Zur Sozialpathologie der Lebenswelt 
von Arbeitslosen. Frankfurt am Main.

Oevermann, U. (1983): Zur Sache. Die Bedeutung von Adornos methodologischem 
Selbstverständnis für die Begründung einer materialen soziologischen Struktur-
analyse. In L. von Friedeburg & J. Habermas (Hrsg.), Adorno-Konferenz (S. 235-
288). Frankfurt am Main.

Rössner, D., Meyer, A. & Diedrich, I.  (1998). Gesellschaftliche Ausgrenzung und 
Jugendgewalt. Eine biographieanalytische Studie. In J. Reichertz  (Hrsg.), Die 
Wirklichkeit des Rechts. Rechts- und sozialwissenschaftliche Studien (S. 68-86). Op-
laden.

Spindler, S. & Tekin, U.  (2001). Ethnisierung und Selbstethnisierung von Jugend-
lichen in der Haft. In M. Bereswill & W. Greve  (Hrsg.), Forschungsthema Straf-
vollzug (S. 287-316). (Interdisziplinäre Beiträge zur kriminologischen Forschung, 
Band 21). Baden-Baden: Nomos.

Spindler, S. & Tekin, U.  (2003). Biographieforschung als Methode der Rekon-
struktion und Deutung von Lebensgeschichten. In W.-D. Bukow, K. Jünschke, 
S. Spindler & U. Tekin  (Hrsg.), Ausgegrenzt, eingesperrt und abgeschoben. Migra-
tion und Jugendkriminalität (S.91-103). Opladen.

Strauss, A.L. (1994). Grundlagen qualitativer Sozialforschung. München.
Stelly, W. & Thomas, J. (2002). Wege aus schwerer Jugendkriminalität … ausgewählte 

Ergebnisse. (Eberhard Karls Universität Tübingen, Arbeitsberichte aus dem Insti-
tut für Kriminologie, 2). Tübingen.

Stelly, W. & Thomas, J. (2003). Forschungsnotizen aus dem Projekt ŒWege in die Un-
auffälligkeit• … Ziele und Arbeitsprogramm der Studie. (Eberhard Karls Universität 
Tübingen, Arbeitsberichte aus dem Institut für Kriminologie, 2). Tübingen.

Sutter, H.-J., Baader, M. & Weyers, S. (1998). Die ŒDemokratische GemeinschaftŽ 
als Ort sozialen und moralischen Lernens. Der Modellversuch in der Justizvoll-
zugsanstalt Adelsheim … eine Zwischenbilanz. Neue Praxis, 4, 383.

Sutterlüty, F.  (2002). Gewaltkarrieren. Jugendliche im Kreislauf von Gewalt und Miss-
achtung. (Institut für Sozialforschung. Frankfurter Beiträge zur Soziologie und 
Sozialphilosophie, Band 2). Frankfurt am Main.



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.5 261

Sykes, G.M. (1958/1999). The Society of Captives. A Study of a Maximum Security Pri-
son. Princeton & New Jersey.

Sykes, G.M. & Matza, D. (1957). Techniques of Neutralization: A Theory of Delin-
quency. American Sociological Review, 22, 664-670.

von Wolffersdorff, C.  (2004): Kriminelle Jugendliche verstehen? Forschungser-
fahrungen, kriminalpolitische Kontroversen und die Frage nach den Grenzen 
der Erziehung. In U. Liedtke, G. Robert & H. Wagner  (Hrsg.), Neue Lust am 
Strafen? … Umbrüche gesellschaftlicher und pädagogischer Konzepte im Umgang mit 
abweichendem Verhalten (S. 51-63). (Forschungsreihe des apfe e.V. der Evangeli-
schen Hochschule Dresden, Band 1). Dresden.

von Wolffersdorff, C., Sprau-Kuhlen, V. & Kersten, J.  (1996). Geschlossene Un-
terbringung. Kapitulation der Jugendhilfe? Weinheim & München.

Walkenhorst, P.  (2002). ŒGute Schulen im Jugendstrafvollzug … Jugendstrafvoll-
zug als Œgute Schule•. Überlegungen zu Voraussetzungen und Möglichkeiten. 
In M. Bereswill & T. Höynck  (Hrsg.), Jugendstrafvollzug in Deutschland … Grund-
lagen, Konzepte, Handlungsfelder. Beiträge aus Forschung und Praxis (S. 319-355). 
Bonn: Forum.

Wernet, A.  (2000). Einführung in die Interpretationstechnik der Objektiven Hermeneu-
tik. (Qualitative Sozialforschung, Band 11). Opladen.

Weyers, S. (2004). Moral und Delinquenz. Moralische Sozialisation und Entwicklung 
straffälliger Jugendlicher. Weinheim.



Chancen im Jugendstrafvollzug

Christiane Jesse

Einleitende Worte
Ich freue mich als Praktikerin in diesem Arbeitskreis beitragen zu dürfen zum 
Thema Chancen im Jugendstrafvollzug. Die Überschrift für den Arbeitskreis ist im 
Programm mit einem Fragezeichen versehen. Für mich gibt es kein Fragezeichen an 
dieser Stelle, da der Jugendvollzug in Deutschland Chancen eröffnet. Hier geht es 
darum, unter welchen Bedingungen und mit welchen qualitativen Mindeststandards 
im Jugendvollzug Chancen eröffnet werden können.
 Ich halte ein Praktikerreferat. Frau Bereswill  hat bereits über einen Ausschnitt 
aus der Forschung zum Thema vorgetragen. Ich werde Ihnen zunächst über unsere 
Konzepte in der Jugendanstalt Hameln berichten, die aus meiner Sicht erforderli-
chen professionellen Standards für die Betreuungsarbeit im Jugendvollzug schil-
dern und mit einigen Thesen schließen.

1  Einige Angaben zur Jugendanstalt Hameln
Die Jugendanstalt Hameln ist die einzige geschlossene Jugendanstalt in Niedersach-
sen und zugleich die größte Jugendstrafvollzugseinrichtung in Deutschland. Sie ver-
fügt über 668 Haftplätze, von denen sich 72 in einer räumlich getrennten Abteilung 
des offenen Vollzuges in einem Gewerbegebiet in Hameln be“ nden. Niedersachsen 
verfügt in Göttingen über eine große offene Jugendvollzugsabteilung als Teil der JVA 
Rosdorf, in die zu einer Jugendstrafe bis 3½ Jahren verurteilte Erstverbüßer gemäß 
Vollstreckungsplan eingewiesen werden.
 Mit ihren 343 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die Jugendanstalt Hameln 
ein bedeutender Arbeitgeber in der Region.
 Die jungen Gefangenen stammen aus mehr als 30 Ländern. Der Ausländeranteil 
beträgt zur Zeit 27%, der Anteil der jungen Gefangenen, die selbst Spätaussiedler 
sind oder aus Spätaussiedlerfamilie stammen, zusätzlich 12%. Während der Auslän-
deranteil in den letzten Jahren in etwa gleich blieb, verzeichneten wir vor zwei bis 
drei Jahren einen Anteil von knapp 20% bei den Spätaussiedlern. 
 Die Inhaftierten sind zwischen 14 und 24 Jahren und im Durchschnitt 21 Jahre 
alt. Sie verbüßen Haftstrafen von 6 Monaten bis 10 Jahren, im Durchschnitt 2,8 Jah-
re. Die durchschnittliche Verweildauer beträgt 1½ Jahre.
 50% der Strafgefangenen sind unseren Einschätzungen aus der Aufnahmeabtei-
lung zufolge behandlungsbedürftig alkohol- oder drogenabhängig.
 Zu 75% verfügen die jungen Gefangenen bei ihrer Aufnahme über keinen Schul-
abschluss und zu 95% über keine abgeschlossene Berufsausbildung.
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2  Kernelemente unseres Behandlungskonzeptes
Ich möchte drei Säulen unserer Behandlungskonzeption näher erläutern:

r   die verbindliche und ” ächendeckende Erziehungs- und Behandlungsplanung 
für alle jungen Strafgefangenen mit hochfrequenten Fortschreibungen,

r   die vor allem am Kriterium der Mitarbeitsbereitschaft orientierte Differenzie-
rung des Vollzuges,

r   das umfassende und breitgefächerte Angebot an Bildungs- sowie Behandlungs-
nahmen.

Alle jungen Strafgefangenen durchlaufen zunächst die Aufnahmeabteilung. Am 
Aufnahmetag wird ein Erstgespräch geführt, in dem die aktuelle psychische Verfas-
sung des jungen Gefangenen eingeschätzt und er vor seinen ersten Kontakten mit 
Mitgefangenen auf die Begegnung vorbereitet wird.
 Es wird ein strukturiertes Aufnahmeverfahren durchgeführt. Teil des Verfahrens 
sind die Behandlungsuntersuchung, die Behandlungsplanung und eine ausführli-
che Information über die Jugendanstalt Hameln einschließlich ihrer Angebote.
 Die Diagnostik umfasst psychologische Persönlichkeits- und Leistungstests, 
Schuldiagnose, Werkdiagnose, ausführliche Anamneseerhebung und Verhaltensbe-
obachtung.
 Im Anschluss an die Diagnostik wird ein individueller und ausführlicher Erzie-
hungs- und Behandlungsplan erstellt, der in einer Konferenz unter Beteiligung des 
jungen Gefangenen verabschiedet wird. Die Aufnahmeabteilung hat das Mandat, 
nach der Planverabschiedung in eine der Abteilungen der Anstalt zu verlegen. Das 
Verlegungsmandat schließt die Zuweisung zu den sozialtherapeutischen Abteilun-
gen ein.
 Der Plan enthält neben der Entscheidung über die Zuweisung zu einer Abteilung 
verbindliche Angaben über

r  schulische oder beru” iche Bildungsmaßnahmen oder einen Arbeitseinsatz,

r  die erforderlichen Hilfs-, Trainings- oder Behandlungsmaßnahmen,

r   die Voraussetzungen für die Gewährung von Vollzuglockerungen und Urlaub 
bzw. der Verlegung in die Abteilung des offenen Vollzuges und 

r  die erforderlichen Maßnahmen zur Entlassungsvorbereitung.

Entsprechend den Vorgaben der VVJug, die Fortschreibung des Vollzugsplanes an 
der Entwicklung der jungen Gefangenen zu orientieren, “ nden häu“ ger als im Er-
wachsenenvollzug … nämlich je nach Strafdauer alle 2 bis 4 Monate … Fortschreibun-
gen des Vollzugplans statt. 
 Eine gezielte Förderung und Erziehung der jungen Gefangenen setzt voraus, 
dass mitarbeitsbereite und veränderungswillige junge Gefangene nicht von subkul-
turellen und noch nicht zur Mitarbeit bereiten Mitgefangenen in ihrer Entwicklung 
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behindert werden. Dieser Grundgedanke hat in der Jugendanstalt Hameln zu einer 
abgestuften Differenzierung der Unterkunftsbereiche geführt. Neben zwei sozial-
therapeutischen Abteilungen und einer stationären Einheit für Suchtbehandlung 
gibt es Abteilungen für junge Gefangene, die rasch auf Vollzugslockerungen und 
Urlaub und möglicherweise auf eine Verlegung in den offenen Vollzug vorbereitet 
werden sollen. In einer weiteren Abteilung werden junge, haftunerfahrene Gefange-
ne zusammen mit Opfern oder potentiellen Opfern von Unterdrückungshandlun-
gen zusammen untergebracht und durch spezielle soziale Trainingsmaßnahmen 
gefördert.
 Die P” icht zur Mitwirkung an der Erreichung der Vollzugsziele, wie sie im Re-
ferentenentwurf für ein Jugendstrafvollzugsgesetz vorgesehen ist, entspricht ganz 
unserer Linie. Die jungen Gefangenen werden während ihrer gesamten Vollzugszeit 
zur Mitarbeit aufgefordert. Sollten im Aufnahmeverfahren Zweifel an der Mitarbeits-
bereitschaft bestehen oder sollte aktuell eine Mitarbeitsbereitschaft nicht vorliegen, 
werden die Gefangenen entsprechenden Abteilungen zugewiesen. Je weniger Mitar-
beitsbereitschaft ein junger Gefangener zeigt, desto enger sind die Freiräume, die in-
nerhalb des Vollzuges gewährt werden. Mangelnde Mitarbeitsbereitschaft zeigt sich 
beispielsweise daran, dass ein junger Gefangener andere zu unterdrücken versucht, 
Körperverletzungshandlungen begeht, sich Weisungen von Bediensteten hartnäckig 
widersetzt oder jegliche Arbeitsaufnahme verweigert.
 Die Mitarbeitsbereitschaft wird in allen Fortschreibungen des Vollzugsplans, in 
den Bereichen für noch nicht mitarbeitsbereite junge Gefangene zum Teil in monat-
lichen Gesprächen mit der Abteilungsleitung überprüft. 
 Auf Entwicklungen der jungen Gefangenen hin zu mehr Mitarbeit an der Er-
reichung der Vollzugsziele wird mit der Zuweisung zu einer anderen Wohngruppe 
oder Abteilung reagiert. Junge Gefangene, die zunächst als mitarbeitsbereit einge-
stuft wurden und später durch Körperverletzungen oder Drogenhandel auffallen, 
werden ebenfalls verlegt. 
 Mit der Binnendifferenzierung der Anstalt stellen wir sicher, dass veränderungs-
bereite junge Gefangene ein Umfeld vor“ nden, in dem sie sich mit gleichermaßen 
zur Veränderung bereiten jungen Gefangenen gemeinsam weiterentwickeln kön-
nen. Insassen, die zur Veränderung noch nicht bereit sind, werden sicher unterge-
bracht und gleichzeitig zur Mitarbeit aufgefordert.
 Die Jugendanstalt Hameln bietet dank ihrer Größe die Möglichkeit, ein breit 
gefächertes Angebot an schulischen und beru” ichen Maßnahmen vorhalten zu kön-
nen.

An schulischen Maßnahmen werden neben Kursen für Analphabeten 

r  Trainingskurse zur Vorbereitung auf Schulabschlusskurse,

r  Sonderschulabschlusskurse unterschiedlicher Dauer,

r  Hauptschulanschlusskurse unterschiedlicher Dauer,
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r  Realschulkurse,

r  Kurse für Ausländer und Aussiedler sowie

r  eine Unterstützung bei der Vorbereitung auf das Fernabitur angeboten.

Beru” iche Bildung einschließlich Fachstufenausbildung “ ndet statt in den Berufen 
Metallbauer, Industriemechaniker, Kfz-Mechatroniker, Zerspannungsmechaniker, 
Maurer, Elektroinstallateur, Maler und Lackierer, Gärtner, Tischler, Frisör und Koch. 
Ferner können die jungen Gefangenen an einer Umschulung zum Schweißer teil-
nehmen.
 Die Jugendanstalt Hameln verfügt derzeit über insgesamt 517 Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze.

3  Die Vorbereitung der Entlassung
Die Entlassungsvorbereitung beginnt mit der Erziehungs- und Behandlungspla-
nung. Stand ein neu aufgenommener junger Insasse bereits unter Bewährung, so 
nimmt die Aufnahmeabteilung Kontakt zum Bewährungshelfer oder zur Bewäh-
rungshelferin auf und bringt dortige Kenntnisse in die Planung ein.
 In Niedersachsen gibt es eine spezialisierte Jugendbewährungshilfe. Alle Jugend-
bewährungshelferinnen und -helfer des Landes Niedersachsen wurden im vergange-
nen Jahr nach und nach in die Jugendanstalt Hameln eingeladen. Ihnen wurden die 
Anstalt sowie ihre Angebote und Arbeitsweisen vorgestellt, Formen der Zusammen-
arbeit vereinbart. Anlässlich dieser Besuche haben die Angehörigen der Jugendbe-
währungshilfe die Möglichkeiten und Grenzen der Arbeit in der Jugendanstalt und 
verantwortliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kennen gelernt. 
 Seit letztem Jahr erhalten die Jugendbewährungshilfen den Erziehungs- und 
Behandlungsplan sowie dessen Fortschreibungen, sobald der Entlassungsort eines 
Insassen bekannt und eine bedingte Entlassung geplant ist.
 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendbewährungshilfen nehmen be-
reits während der Inhaftierung so früh wie möglich Kontakt zu den Inhaftierten und 
den sie betreuenden Bediensteten auf. 
 Bei der Entlassungsplanung arbeiten die Jugendbewährungshilfen und die Voll-
zugsabteilungen wann immer möglich eng zusammen.
 Die Entlassungsvorbereitungen und die Maßnahmen zur Wiedereingliederung 
bedürfen aus unserer Sicht weiterer Verbesserung. Der Übergang vom Vollzug in 
die Freiheit bedeutet für die jungen Gefangenen häu“ g eine Überforderung. Hier 
muss über neue Wege nachgedacht werden.
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4  Thesen
1.  Die Unterbringung im geschlossenen Jugendvollzug muss die Ultima Ratio blei-

ben.

2.  Eine gesetzliche Regelung des Jugendstrafvollzuges ist erforderlich, Überregulie-
rung muss dabei vermieden werden.

3.  Mit der Erwartung eines künftigen Lebens ohne weitere Delinquenz wird ein 
realistisches und zugleich anspruchsvolles Vollzugsziel formuliert.

4.  Die P” icht zu Mitwirkung an der Erreichung des Vollzugsziels bezieht die jun-
gen Gefangenen in die Verantwortung für ihre Zukunft ein. Jugendvollzug kann 
nicht nur unverbindlichen Angebotscharakter haben.

5.  Eine sichere Unterbringung muss einhergehen mit einem umfassenden Bil-
dungs- und Betreuungsangebot, um Chancen eröffnen zu können.

6.  Eine verbindliche Vollzugsplanung mit kurzen Fortschreibungsfristen für alle 
jungen Strafgefangenen sorgt für transparente und strukturierte Abläufe.

7.  Die Besonderheiten des Jugendstrafvollzuges erfordern entsprechende bauliche, 
personelle und “ nanzielle Ressourcen.

8.  Die vorhandenen Nachsorgemaßnahmen müssen so ausgebaut werden, dass der 
Übergang vom Vollzug in die Freiheit abgefedert werden kann.



Was kann, was darf die Justiz von Ambulanten 
Maßnahmen erwarten?

Christian Scholz

So wie es aussieht, be“ nde ich mich hier als Jugendrichter, also als Vertreter der 
Strafjustiz, auf fremdem oder vielleicht sogar feindlichem Gebiet. Ich habe den Auf-
trag für dieses Referat angenommen gewissermaßen aus Verärgerung. Wieso Ver-
ärgerung? Als Jugendrichter verhänge ich Jugendstrafe oder Arrest, ermahne oder 
verwarne, erteile straffällig gewordenen Jugendlichen Weisungen oder Au” agen. 
Das alles sind Sanktionen, die mir nach dem JGG zur Verfügung stehen. 
 Dazu gehören auch die Maßnahmen des § 10 JGG, nämlich die sozialpädago-
gisch begleitete Arbeitsleistung, der soziale Trainingskurs bzw. die soziale Gruppen-
arbeit, die Betreuungsweisung und in gewissem Sinne der Täter-Opfer-Ausgleich, 
die ambulanten Maßnahmen also ƒ
 Überrascht war ich nun, als ich in der Beschreibung des Themas dieses Arbeits-
kreises die folgende Bemerkung fand: ŒInsbesondere die Justiz ist in spezieller Wei-
se Kunde dieser ambulanten Maßnahmen.•
 Kein Mensch würde auf die Idee kommen, das die Justiz, also der erkennende 
Richter, etwa ŒKunde• der Jugendarrest- bzw. Jugendstrafanstalten sein könnte. In 
§ 82 JGG heißt es unmissverständlich: ŒVollstreckungsleiter ist der Jugendrichter•. 
Wie also kann ich ŒKunde• einer angeordneten Sanktion sein, für deren Vollstre-
ckung ich verantwortlich bin?
 Und damit sind wir schon mittendrin in dem grundsätzlichen Problem. Vollzug 
der Jugendstrafe und des Arrestes folgt justitiellen Regelungen … bei der Jugendstra-
fe hoffentlich bald nach einem längst überfälligen Jugendstrafvollzugsgesetz. Die 
Vollzugsbehörden sind aber auch heute schon fest in justitieller Hand.
 Die Durchführung und Ausgestaltung der ambulanten Maßnahmen hingegen 
liegen im Bereich der Jugendhilfe, vermittelt, angeschoben und “ nanziert durch 
das Jugendamt, dies wiederum repräsentiert durch die Jugendgerichtshilfe … so die 
noch geltende Terminologie des JGG. Aber offenbar will sie dem Gericht nicht hel-
fen, sondern sieht sich als ŒAnbieter von Leistungen•, deren ŒKunde• unter anderen 
die Justiz sein soll. Und, wie allgemein bekannt, ist der ŒKunde keineswegs immer 
der König•. Wie Sie alle wissen, ist dieses Problem nicht neu. Spätestens mit dem 
1. JGG-ÄndG von 1990 und dem gleichzeitig ins Leben gerufenen KJHG … besser 
VIII. Buch des SGB … ist es relevant geworden. 
 Bevor wir jedoch die Themenfrage genauer angehen, ist es angezeigt, eine Vor-
frage zu stellen: Wer ist denn eigentlich Œdie Justiz•? 
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Ich empfehle dazu die Lektüre eines Beitrags von Ostendorf : ŒDer straffällig gewor-
dene Jugendliche aus der Sicht der Justiz•.1 Ostendorfs  verblüffend einfache Ant-
wort ist: ŒEs sind viele Menschen•, die in unterschiedlichen Funktionen wie Staats-
anwaltschaft oder Gericht tätig sind. ŒAllein die sich widersprechenden und die auf-
hebenden Urteile weisen auf vielfältige Ansichten in der Justiz hin•, so Ostendorf 
weiter. Im Folgenden stellt er dann die gesetzlichen Vorgaben des JGG als notwen-
dige Handlungsmaxime der Justiz dar, verhehlt aber nicht, dass die Justizpraxis die 
gesetzgeberischen Leitlinien höchst unterschiedlich befolgt. ŒDie Umsetzung•, so 
Ostendorf , Œist offensichtlich personenabhängig, sie ist aber auch abhängig von ... 
den Angeboten der Jugendhilfe.• ŒSoll und Istzustand klaffen auseinander.•
 Nach Abklärung dieser Vorfrage möchte ich nun meine weiteren Ausführungen 
in drei Fragestellungen kleiden:

1.)  ŒWas muss die Justiz von den ambulanten Maßnahmen erwarten dürfen?
2.)  ŒWas kann die Justiz tatsächlich von den ambulanten Maßnahmen erwarten?•
3.) ŒWas sollte sie erwarten dürfen?•

Bevor ich mich nun der Beantwortung der ersten Frage widme, erscheint es mir 
notwendig, wiederum eine Vorbemerkung zu machen. Mein Konzept dieses Vor-
trags war Anfang September erarbeitet. Dann erhielt ich … wie Sie alle auch … Mitte 
September die aktuelle Ausgabe der ZJJ und las unter der Rubrik ŒAnalysen und 
Kommentare• die kontroversen Beiträge von Ostendorf und Sonnen .2 Dabei fuhr 
mir der Schreck durch die Glieder. 
 Das, was ich Ihnen unter der Fragestellung zu 1) (also: ŒWas muss die Justiz von 
den ambulanten Maßnahmen erwarten dürfen?) vortragen wollte, entspricht inhalt-
lich genau dem, was Ostendorf ausgeführt hat. In der Hoffnung, dass nicht alle von 
Ihnen den Beitrag von Ostendorf schon gelesen haben, andererseits in der Gewiss-
heit, dass ich nunmehr einen namhaften Mitstreiter in meiner Einschätzung habe, 
möchte ich Ihnen nun meine Auffassung vortragen.
 Bei der Frage: ŒWas muss die Justiz von den ambulanten Maßnahmen erwarten 
dürfen?• geht es um die gesetzlichen Vorgaben. Ich stelle diese Frage natürlich nicht 
nur deshalb an den Anfang, weil sie sich verhältnismäßig leicht beantworten lässt, 
sondern, weil ich glaube, dass die Antwort der Schlüssel zu allen weiteren Fragen 
ist.
 Es ist auch keine subjektive Antwort, denn sie ergibt sich nach heute ganz herr-
schender Meinung aus der Zielsetzung des JGG … ja vielleicht in nicht allzuferner 
Zukunft sogar expressis verbis aus dessen Gesetzeswortlaut selbst. Der vor kurzem 
vorgelegte Referentenentwurf3 zu einem 2. JGGÄndG enthält nämlich eine aus-

1 Ostendorff , 2004, S. 9 ff.
2 Ostendorf, 2004, S. 294; Sonnen, 2004, S. 296.
3 www.dvjj.de -> Themenschwerpunkte -> Gesetzgebung -> 15. Legislaturperiode.
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drückliche Zielbeschreibung in einem neuen § 2 Abs. 1, der lautet: ŒDie Anwendung 
des Jugendstrafrechts soll vor allem erneuten Straftaten eines Jugendlichen oder He-
ranwachsenden entgegenwirken. Zur Erreichung dieses Ziels sind die Rechtsfolgen 
... am Erziehungsgedanken auszurichten.•

Damit ist eins klar, wenn das Jugendgericht eine ambulante Maßnahme anordnet, 
erwartet es … und muss es erwarten können, dass diese ausgerichtet ist an dem zu 
erstrebenden Ziel, die Jugendlichen von weiteren Straftaten abzuhalten. Das also ist 
die notwendige Erwartung der Justiz nach den gesetzlichen Vorgaben.
 Aber, so eindeutig und so richtig diese im Grunde simple Antwort ist, so unklar 
bleibt ihr Inhalt. Viele Jugendgerichte erwarten das gleiche von der Vollstreckung 
des Jugendarrestes und der Jugendstrafe. Wir alle aber wissen, dass diese Erwartung 
in 4/5 der Fälle nicht erfüllt wird, während es bei den ambulanten Maßnahmen 
durchaus positivere Ergebnisse zu vermelden gibt. 
 Das eigentliche Problem liegt darin, dass die ambulanten Maßnahmen gemäß 
§ 10 JGG vom Jugendgericht angeordnet werden, inhaltlich aber Teil der Jugendhilfe 
sind. Deren Zielrichtung ist jedoch nicht das JGG mit seinem Ziel der Legalbewäh-
rung, sondern bestimmt sich nach den Vorschriften des KJHG/SGB VIII. Danach 
soll Jugendhilfe in erster Linie zur Verwirklichung des Rechts auf Förderung der 
Entwicklung und Erziehung des jungen Menschen zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit beitragen (§ 1 SGB VIII). Dazu bedient sie 
sich gewisser Leistungen und anderer Aufgaben zugunsten junger Menschen und 
Familien (§ 2 SGB VIII). 
 Zu den Œanderen Aufgaben• gehören die ŒMitwirkung in Verfahren nach dem 
JGG gemäß § 52 SGB VIII•. Hierbei handelt es sich um originäre Erziehungsaufga-
ben, abgeleitet und nachrangig vom bzw. zum elterlichen Erziehungsrecht aus Art. 6 
Grundgesetz. 
 Daraus ist nun vielfach der Schluss gezogen worden, die Jugendhilfe habe nach 
ihren eigenen Kriterien zu bestimmen, wie die ŒMitwirkung im Verfahren nach dem 
JGG• auszusehen habe. Kein Jugendgericht habe zu bestimmen, wie die Jugendhilfe 
diese Mitwirkung ausgestaltet, ob sie eine ambulante Maßnahme überhaupt anbie-
tet bzw. im konkreten Fall “ nanziert.

Dies ist richtig und falsch zugleich.

Richtig ist, dass die pädagogische Ausgestaltung einer ambulanten Maßnahme 
allein Sache der Jugendhilfe ist. Das erkennende Jugendgericht hat auch keinerlei 
Befugnisse, auf die Ausgestaltung des Jugendarrestes oder des Jugendstrafvollzugs 
Ein” uss zu nehmen. Zwar gibt es dafür (bisher unzureichende!) gesetzliche bzw. 
Verordnungsbestimmungen, konkrete Ein” ussmöglichkeiten des Gerichts jedoch 
nicht. 
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Unrichtig hingegen ist, dass es der Jugendhilfe freistehe, ob sie denn überhaupt die 
im JGG enthaltenen ambulanten Maßnahmen anbietet oder nicht. Hier handelt es 
sich ganz klar um eine P” ichtaufgabe der Länder bzw. der Kommunen zur Ausfüh-
rung eines Bundesgesetzes. 
 Dass diese nicht immer in ausreichendem Maße wahrgenommen wird, ist ein 
beklagenswerter Missstand, der von der Justiz regelmäßig angeprangert werden soll-
te, zu deren Abhilfe sie jedoch kaum in der Lage sein dürfte. Hier gelten politische 
und “ nanzielle Realitäten auf zudem noch unterschiedlichen Entscheidungsebenen. 
(Länder/Kommunen/Verfügbarkeit freier Träger).
 Unrichtig ist aber auch, wenn sich die Jugendhilfe weigert, eine vorhandene am-
bulante Maßnahme im konkreten Einzelfall zu “ nanzieren, nachdem das Jugend-
gericht sie angeordnet hat. Weder kann sie eine ambulante Maßnahme deshalb ab-
lehnen, weil die Erziehungsberechtigten einen entsprechenden Antrag nicht gestellt 
haben oder erzieherischer Bedarf nicht gesehen wird. 
 Diese Voraussetzungen gelten nämlich nach verständiger Würdigung de lege la-
ta, also nach dem gegenwärtigen Rechtszustand, nur für die so genannten ŒLeistun-
gen• nach § 2 Abs. 2 SGB VIII, jedoch nicht für die Œanderen Aufgaben• gemäß § 2 
Abs. 3 SGB VIII. Wenn hier Œdie Mitwirkung in Verfahren nach dem JGG• benannt 
ist, so muss daraus geschlussfolgert werden, dass das auch für die Durchführung 
der vom Gericht angeordneten Maßnahmen gilt, wohlgemerkt grundsätzlich, nicht 
inhaltlich.
 Mir ist dabei durchaus bewusst, dass sich die ŒMitwirkung im Verfahren• ja 
ausdrücklich auf den § 52 SGB VIII bezieht, nach dessen Abs. 2 das Jugendamt zu 
prüfen hat, ob für den Jugendlichen oder den jungen Volljährigen ŒLeistungen der 
Jugendhilfe• in Betracht kommen. Daraus könnte man schlussfolgern … und so wird 
es ja auch vielfach gemacht … dass hier die letzte Entscheidung eben doch bei der 
Jugendhilfe liegt. Wenn dies so richtig sein sollte, haben wir ein unau” ösliches Patt 
zwischen JGG und SGB VIII. Das wird von nicht wenigen auch so gesehen. Es ist 
auch nicht absehbar, dass dieses in naher Zukunft durch den Gesetzgeber aufgelöst 
werden wird. 
 Die ursprüngliche Ausgangsfrage: ŒWas kann die Justiz von den ambulanten 
Maßnahmen erwarten?•, müsste daher bezogen auf den Extremfall, dass die Jugend-
hilfe kein Angebot unterbreitet oder “ nanziert, lapidar dahin beantwortet werden 
mit: ŒNichts!• Anordnungen nach § 10 JGG wären daher von der Bereitschaft der 
Jugendhilfe abhängig. Das mögen Dogmatiker der Jugendhilfe begrüßen, indessen, 
es wäre nach dem gegenwärtigen Rechtszustand wohl verfassungswidrig.
 Es hat vor mehr als 10 Jahren schon einmal eine ähnliche Diskussion gegeben 
angesichts der vom 1. JGGÄndG 1990 neu normierten Vorschrift des § 12 JGG. 
Damals war die gerichtliche Anordnung einer Erziehungsbeistandschaft, Heimun-
terbringung oder betreuten Wohnens vom ŒEinvernehmen mit dem Jugendamt• 
abhängig gemacht worden. Nachdem dagegen vielerorts verfassungsrechtliche 
Bedenken erhoben wurden, korrigierte der Gesetzgeber 1993 … bevor es zu einer 
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verfassungsgerichtlichen Auseinandersetzung kam … diese Bestimmung dahin, dass 
nunmehr lediglich eine ŒAnhörung des Jugendamtes• vorgesehen ist. Das gleiche 
Schicksal könnten bei der oben dargestellten Interpretation die ambulanten Maß-
nahmen erleiden.
 Ich will gar nicht verhehlen, dass ich damals wie heute große Sympathien für 
eine Neuordnung eines Jugenddelinquenzrechts hatte und habe, in welchem eine 
strikte Trennung strafrechtlicher Funktionen der Justiz einerseits und hilfebezoge-
ner sozialpädagogischer Maßnahmen der Jugendhilfe andererseits erwogen wird 
… und zwar auch schon auf der ŒAnordnungsebene•. Solange jedoch eine solche 
Zweiteilung der Verantwortlichkeiten … wie etwa in Schweden … bei uns nicht be-
steht, müssen wir uns mit den aktuellen gesetzlichen Gegebenheiten ab“ nden. 
 Diese aber beinhalten, dass die Justiz Maßnahmen nach § 10 JGG anordnet und 
daher auch deren Ausführung … in welcher inhaltlichen Ausformung auch immer 
… muss erwarten können. Dies ist schlichtweg eine Folge des verfassungsrechtlichen 
Grundsatzes der richterlichen Unabhängigkeit, der besagt, dass der Richter im Ge-
setz vorgesehene Maßnahmen unbeschadet anderer Institutionen anordnen und 
damit auch durchführen lassen kann. Der Gesetzgeber hat es bisher unterlassen, 
den sich dadurch ergebenden Gegensatz zu den Intentionen des KJHG/SGB VIII 
aufzulösen. Solange das nicht der Fall ist, muss der Kon” ikt, da die ambulanten 
Maßnahmen ja nun einmal im JGG zu verorten sind, verfassungskonform im Sinne 
der Justiz gelöst werden. 
 Damit widerspreche ich auch der Auffassung Trenczeks, der meint, dass jedwe-
de Mitwirkung der Jugendhilfe unter dem ausschließlichen Primat des SGB VIII ste-
he. Natürlich sieht auch Trenczek die Problematik dieser Auffassung. Hinsichtlich 
der gemäß § 15 JGG angeordneten Arbeitsau” agen verweist er … insoweit durchaus 
diskussionswürdig … auf die Möglichkeit einer bei der Justiz anzusiedelnden Institu-
tion. Bei den ambulanten Maßnahmen nach § 10 JGG steht dieser Ausweg allerdings 
nicht zur Verfügung.4

 Ostendorf weist zu Recht auf die Gefahren hin, die vor einer unter Umständen 
langwierigen verfassungsrechtlichen Klärung auf das Jugendstrafrecht zukommen, 
wenn er resümiert: ŒVor diesem Hintergrund droht das Pochen auf Autonomie der 
Jugendhilfe bei der Umsetzung jugendstrafrechtlicher Sanktionen dazu zu führen, 
dass in Zukunft in Jugendstrafverfahren noch weniger sozialpädagogisch helfende 
und betreuende Maßnahmen zum Einsatz kommen und stattdessen noch mehr re-
pressive Sanktionen angeordnet werden.•
 Dem Schlusssatz Ostendorfs : ŒDas wäre ein Eigentor für das Jugendstrafrecht 
durch Selbstverweigerung der Jugendhilfe•, kann ich mich nur vollen Umfangs an-
schließen.

4 Trenczek, 2004, S. 57.
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Ich bin damit am Ende des dogmatischen Teils, nämlich der vorgelagerten Frage: 
ŒWas muss die Justiz von den ambulanten Maßnahmen erwarten dürfen?• Die gege-
bene Antwort mag für viele von Ihnen niederschmetternd sein. Sie ist auch nicht das 
letzte Wort. Ich bin sogar der Auffassung, dass sich durch diesen vom Gesetzgeber 
bisher nicht aufgelösten Widerspruch zwischen JGG einerseits und das SGB VIII 
andererseits Chancen sowohl für die Justiz als auch für die Jugendhilfe ergeben, die 
ich im Folgenden erläutern will.
 Ich komme nun zu den beiden anderen Fragen und damit zu dem, was Sie sich 
wahrscheinlich als eigentliche Problematik in diesem Arbeitskreis vorgestellt haben. 
Jetzt geht es nämlich um die Fragen:  ŒWas kann die Justiz tatsächlich von den am-
bulanten Maßnahmen erwarten?• ŒWas sollte sie erwarten dürfen?• Beide Fragen 
zielen auf die Praxis. Voraussetzung ist, dass Einrichtungen vor Ort vorhanden sind, 
die die entsprechenden Maßnahmen anbieten.

Zunächst zur ersten der beiden Fragen: ŒWas kann die Justiz tatsächlich von den am-
bulanten Maßnahmen erwarten?•
 Sehen wir einmal von der dargestellten Verweigerungshaltung ab … die natürlich 
auch diese Fragestellung zu Fall bringen kann … so ist die vielleicht etwas überra-
schende Antwort die: Das hängt davon ab, wie sich die Justiz verhält. 

Was bedeutet das? Zur Erklärung muss ich noch einmal auf die unterschiedlichen 
ŒErziehungsziele• der beiden hier interessierenden Gesetze verweisen:

a)  Mit dem Instrumentarium des KJHG soll die Jugendhilfe versuchen, den jungen 
Menschen zu fördern und die Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlichkeit voranzutreiben. Dazu gehört ohne Zweifel ja 
auch, Straftaten aus dem Leben eines solchen jungen Menschen zu verbannen, 
zumindest zu minimieren. 

b) Und dies gerade ist das Ziel des JGG.

Mit anderen Worten: Die Zielsetzung des JGG stellt einen Teil dessen dar, was die 
Jugendhilfe nach dem KJHG/SGB VIII verfolgen soll. Es handelt sich also nicht um 
gegensätzliche Zielsetzungen, was häu“ g übersehen wird, sondern um solche, die 
teilkongruent sind.
 Noch deutlicher: Justiz und Jugendhilfe gehen ein Stück des Weges gemeinsam, 
wenn es zu Straftaten eines Jugendlichen oder Heranwachsenden gekommen ist, bei 
dem erzieherischer Bedarf im Sinne des SGB VIII festgestellt wird. Niemand wird 
behaupten wollen, es lasse sich ein junger Mensch zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit erziehen, ohne dass auf die Abwesenheit 
von Straftaten geachtet wird. 
 Nun sind die Ursachen für die Begehung von Straftaten vielschichtig. Abgesehen 
von ubiquitärer, episodenhafter Bagatellkriminalität beruhen Straftaten junger Men-
schen häu“ g auf fehlender oder mangelhafter Sozialisation, deren Ursachen wieder-
um vielfältig sind. 
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In den meisten Fällen sind diese Befunde auch Grund für die Notwendigkeit, dass 
Jugendhilfe mit dem Instrumentarium des SGB VIII eingreifen muss. Das zeigt sich 
in der Praxis schon häu“ g dadurch, dass bei vielen jungen Menschen, die vor Gericht 
erscheinen müssen, das Jugendamt an dem Jugendlichen bzw. seiner Familie schon 
längst Œdran• ist, wie man so schön sagt. Die Sanktionierung von bedeutsamen oder 
sich wiederholenden Straftaten junger Menschen, bei denen Sozialisa tionsde“ zite 
nicht vorhanden sind, ist in der Praxis eher die Ausnahme.
 Auf dem häu“ g also gemeinsamen Weg von Jugendhilfe und Justiz ist noch ein 
weiterer Punkt von Bedeutung: Der Jugendrichter ist und bleibt letzten Endes Straf-
richter. Die anzustrebende Legalbewährung steht bei ihm nicht unter der Prämisse 
des § 1 SGB VIII, sondern zunächst einmal unter dem Gesichtspunkt des Rechts-
güterschutzes der Bevölkerung. Sicherlich, Generalprävention ist im Jugendrecht 
als Täterstrafrecht ausgeschlossen, die Ziele des Gesetzes sind ausschließlich spe-
zialpräventiv, also täterbezogen anzustreben. Gleichwohl hat das JGG-Ziel (Legalbe-
währung) eine geringere Halbwertzeit … oder anders ausgedrückt ein kürzeres Ver-
fallsdatum … als das von der Jugendhilfe nach dem KJHG/SGB VIII anzustrebende 
Erziehungsziel. Dies schafft unterschiedliche Sichtweisen. 
 Der Weg eines jungen Menschen hin zu einer gemeinschaftsfähigen und eigen-
verantwortlichen Persönlichkeit mag mit eingeleiteten Maßnahmen der Jugendhilfe 
kontinuierlich voranschreiten. Wenn gleichwohl über das ubiquitäre Maß hinaus-
gehende Straftaten zunächst nicht ausbleiben, ist eine kurzfristige Intervention der 
Justiz erforderlich. Die so begangenen Straftaten machen auch deutlich, dass ange-
botsorientierte Maßnahmen offensichtlich nicht ausreichen bzw. zunächst einmal 
nicht greifen. Hier muss die zwangsbewehrte Anordnungskompetenz des Gerichts 
in Funktion treten. 
 Dieser Zwang … und das ist ganz wichtig … kann aber nicht, soweit er sich auf 
Weisungen gemäß § 10 JGG bezieht, ein Erfolgszwang in dem Sinne sein, dass ein 
sozialpädagogischer Erfolg eintreten muss. Das wäre in der Tat eine … unzulässige 
… Indienstnahme der Jugendhilfe durch die Justiz.

Was jedoch erforderlich ist, ist ein justitiell zu überwachender ŒAnfangszwang•.

Ich habe schon zu früheren Zeiten immer wieder darauf hingewiesen, dass auch 
Jugendhilfe unter dem 1990 vollzogenen Paradigmenwechsel zwischen der Freiwil-
ligkeit eines Angebots nach dem SGB VIII und der Bereitschaft des Jugendlichen, 
diese Angebote anzunehmen unterscheiden muss. Nur allzu häu“ g sind Straftaten 
Jugendlicher auf deren Unfähigkeit zurückzuführen, ihnen bereits zuvor angetra-
gene Hilfsangebote anzunehmen. Hier muss … notfalls mit Druck, vor allem aber 
mit Kontrolle … zunächst erst einmal die Bereitschaft hergestellt werden, auf deren 
Grundlage dann freiwillige Angebote überhaupt eine Chance haben, wahrgenom-
men und dann auch gegebenenfalls angenommen zu werden. Hier müssen Jugend-
hilfe und Justiz an einem Strang ziehen.
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Ein Beispiel: Wenn ich eine Betreuungsweisung anordne, will ich wissen, ob der Ju-
gendliche in der Einrichtung überhaupt erscheint … und das mehr als einmal. Ich 
erwarte insoweit auch eine Rückmeldung der Einrichtung bzw. des Jugendamtes. 
Gegebenenfalls können dann Probleme durch eine richterliche Anhörung gelöst 
werden. Auch die Justiz benötigt bei delinquenten Jugendlichen häu“ g einen langen 
Atem. 
 Ein Ungehorsamsarrest kommt jedoch bei solchen erzieherisch bzw. sozialpäda-
gogisch intendierten Weisungen nicht in Betracht. Gegebenenfalls muss das Gericht 
die angeordnete Maßnahme ändern in der Erkenntnis, hier die falsche Sanktion an-
geordnet zu haben. Ich bin mir durchaus bewusst, dass das vielen Richtern schwer-
fällt. (ŒIch irre mich nicht.• ŒIch muss konsequent bleiben, der Jugendliche tanzt mir 
ja sonst auf der Nase herum.•)
 Um derartige Anfangsschwierigkeiten von vornherein zu vermeiden, sollte die 
JGH, wenn sie denn im Hauptverhandlungstermin eine solche Betreuungsweisung 
vorschlagen will, einen Mitarbeiter der in Frage kommenden Einrichtung bitten, 
ebenfalls am Termin teilzunehmen. Das erspart manche Mühe und Anfangskompli-
kation.
 Nun, wir sind immer noch bei der Frage: ŒWas kann die Justiz tatsächlich von den 
ambulanten Maßnahmen erwarten?• Meine Antwort war: ŒDas hängt davon ab, wie 
sich die Justiz verhält.• Dies bedarf nun noch der Erläuterung.
 Ich halte es für unabdingbar, dass vor Ort ein Kommunikationsnetz besteht zwi-
schen Polizei, Justiz, den Jugendämtern, der Bewährungshilfe und den freien Trä-
gern. Hier muss sich die Justiz mit ihren Erwartungen einbringen und gleichzeitig 
die Abgrenzung, den anderen Ansatz der Jugendhilfe lernen. Der Erfolg ambulanter 
Maßnahmen hängt von der Akzeptanz der Justiz ab. 
 Noch so gute Einrichtungen leisten nichts, wenn sie nicht von der Justiz bedient 
werden. Wenn ambulante Maßnahmen nicht den Erwartungen der Justiz entspre-
chen, wird die Justiz in die stationären Maßnahmen ausweichen. Daher liegt das 
Aushandeln der Erwartungen in ambulanten Maßnahmen seitens der Justiz im vor-
rangigen Interesse der Jugendhilfe. 
 Ich habe die Erfahrung gemacht, dass durch ständige Kommunikation die Er-
wartungen der Justiz gar nicht so weit von dem entfernt liegen, was Jugendhilfe aus 
ihrem Selbstverständnis heraus zu leisten willens und im Stande ist. 
 Und im Gegenzug kann auch die Justiz von der Sinnhaftigkeit des Jugendhilf-
eansatzes … auch für das Ziel der Legalbewährung … überzeugt werden, wenn man 
im Dialog aufeinander zugeht. Natürlich ist diese Kommunikation unterschiedlich 
zu organisieren, je nachdem, ob es sich um ländliche, kleinstädtische oder großstäd-
tische Strukturen handelt. In den ersten beiden ist der direkte Kontakt möglich und 
vorzuziehen. In Ballungszentren wird dem Jugendamt als öffentlichem Träger der 
Jugendhilfe eine besondere Koordinationsfunktion zukommen. 
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Hier ist auf die nach meiner Kenntnis häu“ g viel zu wenig beachteten Bestimmun-
gen der §§ 76, 79-81 SGB VIII zu verweisen. Danach kommt den Jugendämtern 
quasi eine Managementstellung zu im Hinblick auf alle vor Ort be“ ndlichen Ange-
botsträger. 
 Vielerorts betreiben auch die Jugendämter selbst ambulante Maßnahmen. Ich 
halte das nicht für so glücklich, da es in den Augen der Jugendlichen immer eine 
Verquickung mit der JGH gibt und außerdem die ŒSchwelle eines Amtes• zu über-
schreiten ist, was auf nicht wenige Jugendliche Œhemmend• wirkt, um es vorsichtig 
auszudrücken.
 Ich komme nun zur letzten Fragestellung, über die ich mich nur kurz äußern 
will, weil ich der Meinung bin, dass sich die Justiz da so weit wie möglich raushalten 
sollte.

ŒWas sollte die Justiz erwarten dürfen?•

Es ist natürlich die Frage nach ŒQualität• oder ŒWildwuchs•. Hier ist zunächst auf die 
von der BAG ŒAmbulante Maßnahmen• in der DVJJ verfassten ŒMindeststandards• 
zu verweisen. Natürlich habe ich mir diese bei der Vorbereitung meines Referats 
noch einmal durchgelesen und dabei festgestellt, dass ich hier als Referent aus dem 
Lager der Justiz eigentlich fehl am Platze bin. Ich persönlich kann diesen Mindest-
standards ohne große Bedenken zustimmen. 
 Dennoch gibt es natürlich aus Sicht des Justizangehörigen einige Anmerkungen 
zu dieser Frage, vor allem in Zeiten der leeren Kassen, und es gilt auch einige in den 
Mindeststandards enthaltenen Gedanken besonders herauszustreichen.
 Ein ganz wichtiger Gesichtspunkt ist, sicherzustellen, dass wirklich die Ziel-
gruppe erreicht wird, auf die die Maßnahme ausgerichtet ist. Gerade in der augen-
blicklichen engen “ nanziellen Situation könnte es sich anbieten, auch nicht in das 
Setting passende Probanden aufzunehmen. Das wäre zum Scheitern verurteilt und 
die künftige Nichtberücksichtigung seitens der Justiz wäre vorprogrammiert.
 Speziell beim TOA müssen ausreichende Kapazitäten vorhanden sein, damit ein 
Ausgleich zeitnah über die Bühne gehen kann. Das ist einmal von der Sache her an-
gezeigt. 
 Zum anderen … und diese Erfahrung habe ich selbst in dem sonst vorbildlich 
funktionierenden Kooperationsge” echt in Lüneburg feststellen müssen … nimmt die 
Bereitschaft der Staatsanwaltschaft ab, im Rahmen der Diversion einen TOA anzure-
gen. Im Regelfall scheinen mir 3 Monate die äußerste Zeitspanne.
 Glücklicherweise habe ich dann doch noch einen Punkt, der in den Mindeststan-
dards nicht enthalten ist: Als ausgesprochen positiv … und deshalb nachahmenswert 
… hat sich nämlich in Lüneburg herausgestellt, dass eine Einrichtung mit langer Tra-
dition und großer Erfahrung unterschiedliche Angebote ambulanter Maßnahmen 
anbietet und damit bündelt. 
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Das hat zum einen den Vorteil, dass sich die Ansprechpartner für das Jugendamt, 
die Justiz, die Polizei und die Bewährungshilfe auf wenige Personen reduzieren, die 
nach kurzer Zeit allen bekannt sind. Zum anderen … und das ist noch viel wichtiger 
… gelingt es auf diese Weise, Ressourcen zu bündeln. 
 In Lüneburg beispielsweise werden unter dem Dach eines renommierten Trä-
gers sowohl Betreuungsweisungen (=soziale Trainingskurse) in Form von Einzel- 
und Gruppenbetreuung als auch TOA, sozialpädagogisch betreute Arbeitsweisun-
gen und Untersuchungshaftvermeidung angeboten. 
 Dabei sind die Weisungseinrichtungen integriert in die teilstationär organisierte 
U-Haftvermeidung, die angeschlossene Tischlerwerkstatt bietet sowohl ŒWeisungs-
jugendlichen• als auch solchen, die betreute Arbeitsweisungen zu erledigen haben, 
eine Heimstatt. Darüber hinaus werden hier auch arbeitsintegrative Maßnahmen im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsamt angeboten.
 Gerade in Zeiten “ nanzieller Enge scheint diese Konzeption zukunftsträchtig, 
aber auch in der Sache selbst ergeben sich mannigfache Vorteile durch die mögliche 
Flexibilität der Angebote.
 Der Zugang zu Jugendlichen ist nicht standardisierbar. Der Schlüssel zu einem 
Jugendlichen muss individuell angepasst sein, einen ŒDietrich• gibt es dafür nicht. 
Je mehr unterschiedliche Sichtweisen und Angebote unter einem Dach vereint sind, 
desto eher wird es möglich sein, einen verstockten und bisher unzugänglichen Ju-
gendlichen zu öffnen. 
 Eine letzte Bemerkung, die eigentlich schon dargestellt wurde: Wichtig für alle 
Einrichtungen scheint mir, dass sie ihre Konzepte gegenüber der Justiz offen legen. 
Wir alle wissen, wie neue Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte in ihr Amt kom-
men. Sie kennen … wenn es hoch kommt … das justitielle Instrumentarium, der Be-
reich der Jugendhilfe, das KJHG/SGB VIII ist ein unbekanntes Terrain. Diesen Kon-
text im JGG der Justiz klar zu machen, muss zurzeit noch Aufgabe der Jugendhilfe 
sein. Das ist bedauerlich, aber Realität.
 Die langjährige Forderung der DVJJ nach einer interdisziplinären Aus- und 
Fortbildung aller am JGG-Verfahren Beteiligten ist bis heute nicht erfüllt und wird 
angesichts leerer Kassen und bestimmter politischer Überzeugungen, die in erster 
Linie auf Freiheitsentzug setzen auch in überschaubarer Zukunft Wunschdenken 
bleiben. 
 Abschließend möchte ich einige Thesen zur Diskussion und eventuell zur Ab-
stimmung stellen, die die Quintessenz meiner Ausführungen sind. 

(1)  Gerichtlich angeordnete ambulante Maßnahmen werden von der Jugendhilfe 
durchgeführt, um die Ziele des KJHG/SGB VIII unbeschadet justitieller (= frei-
heitsentziehender) Sanktionen zu erreichen.
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(2)  Ambulante Maßnahmen orientieren sich am anzustrebenden Legalverhalten 
Jugendlicher, richten sich in ihrer Durchführung und Ausgestaltung aber aus-
schließlich nach sozialpädagogischen Grundsätzen. Sie berücksichtigen das 
Prinzip der Freiwilligkeit, respektieren und nutzen aber justitiellen Anfangs-
zwang.

(3)  Ambulante Maßnahmen müssen sich ausrichten an regionalen Notwendigkei-
ten und können daher nur im kommunalen Netzwerk sinnvoll arbeiten.

(4)  Träger ambulanter Maßnahmen müssen sich mit ihrer Zielsetzung in die örtli-
che justitielle Landschaft aktiv einbringen. Dabei ist eine genaue Zielgruppenbe-
stimmung zu treffen.

(5)  In Zeiten leerer Kassen und der dadurch notwendigen Ressourcenbündelung 
emp“ ehlt es sich, vielfältige Angebote bei einem Träger zu installieren.

(6)  Die Justiz kann im Sinne des Rechtsgüterschutzes der Bevölkerung nur dauer-
haft erfolgreich sein, wenn sie in Kenntnis des Angebots der ambulanten Maß-
nahmen diese zielgenau … das heißt, wo immer möglich und verantwortbar … als 
die bessere Alternative zu Freiheitsentzug nutzt.

Ich würde mich freuen, wenn die eine oder andere dieser Thesen als Forderung 
aus diesem Arbeitskreis an das Plenum gehen könnte und vielleicht sogar Eingang 
“ nden würde in die Botschaften, die von diesem JGT an die Öffentlichkeit und die 
Politik ausgesendet werden. 
 Die Gesellschaft weiß wenig von den Erkenntnissen der Jugendkriminalwissen-
schaft. Medial beein” usst sind die jugendlichen Straftäter für die nicht fachlich in-
formierte Öffentlichkeit ŒMonsterkids•, Nichtsnutze, unverstanden, auszugrenzen 
und wegzusperren.
 Die Politik hat sich in der Vergangenheit nicht in der Lage gesehen, trotz Kennt-
nis der Wirklichkeit wissenschaftliche Erkenntnisse in die Gesellschaft zu importie-
ren. Es ist auch Aufgabe dieses JGT, das Informationsde“ zit der Öffentlichkeit zu 
beseitigen … oder zumindest Nachdenklichkeit aufkommen zu lassen. Die Gesell-
schaft muss wissen, dass der von der Politik favorisierte verstärkte Freiheitsentzug 
im Hinblick auf den Rechtsgüterschutz ein … wissenschaftlich belegter … Irrweg ist. 
 Wenn wir Jugendkriminalität eindämmen wollen … abschaffen können wir sie 
ohnehin nicht …, so geht das nur über den Weg der ambulanten Maßnahmen, aber 
auch nur dann, wenn Justiz und Jugendhilfe vertrauensvoll zusammenarbeiten und 
die Träger der Jugendhilfe “ nanziell angemessen ausgestattet sind.
 Arbeiten Justiz und Jugendhilfe gegeneinander (aus dogmatischen Gesichts-
punkten) oder werden die Träger ambulanter Maßnahmen kaputtgespart, bleibt der 
notwendige Rechtsgüterschutz der Bevölkerung auf der Strecke.
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Dies zu verhindern, ist unsere gemeinsame Aufgabe, wenn es auch für die Jugend-
hilfe ein … wie ich meine allerdings notwendiges … Zwischenziel ist. Sich dem zu 
verweigern aus Gründen der Eigenständigkeit (hinter der in vielen Fällen ja nichts 
anderes als “ nanzielle Not steht) ist in der Tat eine Missachtung des ohnehin gesell-
schaftlich abgekoppelten Jugendlichen.
 Den Œguten Menschen• kann weder die Justiz und … bei allem sozialpädagogi-
schen Engagement … auch nicht die Jugendhilfe hervorbringen. Das ist seit Alters 
her die Sisyphos-Aufgabe der Gesellschaft, insbesondere die der Eltern bzw. Erzie-
hungsberechtigten … warum eigentlich nicht Erziehungsverp” ichteten?
 Weit über mein Thema hinaus … und ohne den Impetus, irgendwelche Verant-
wortung abwälzen zu wollen … geht meine letzte Feststellung, die ich in eine abschlie-
ßende Frage kleiden will: Beinahe für alles und jedes benötigen wir in Deutschland 
eine Erlaubnis, einen Führerschein, in vielen Fällen gekoppelt mit einem speziellen 
Wissens- oder Qualitätsnachweis, außer wenn ich Jugendrichter oder Jugendstaats-
anwalt werden will und schon gar nicht, wenn wir als Eltern Kinder groß ziehen, die 
ein normiertes Recht haben auf Förderung ihrer Entwicklung und auf Erziehung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.

Warum also wundert sich die Gesellschaft über Jugendkriminalität?

Wie man sieht, sind viele Fragen offen. 

Wenden wir uns ihnen zu ohne dogmatische Scheuklappen und in dem Bewusst-
sein, dass wir vieles anprangern können, helfen aber können wir nur, wenn wir in 
unserem kleinen regionalen Arbeitsbereich Dinge anschieben und durchsetzen, die 
man sich dogmatisch, überregional und medial überhaupt nicht vorstellen kann.
 Letztlich gibt es ja auch immer nur das Individuum des einzelnen mit dem Ge-
setz in Kon” ikt kommenden Jugendlichen und nicht den typisierten jugendlichen 
Straftäter.
 Halten wir uns immer vor Augen, dass das JGG kein Tatstrafrecht beinhaltet, 
sondern ein Täterstrafrecht ist. Um ihn, den Täter geht es, ihn zu resozialisieren ist 
die gemeinsame Aufgabe von Justiz und Jugendhilfe. Auch der Jugendhilfe … vor 
allem ihren Geldgebern muss klar sein: Nur so können künftige Opfer vermieden 
werden. 
 Jugendhilfe im Bereich von Straffälligkeit ist daher nicht nur Unterstützung 
sozial benachteiligter Jugendlicher, sondern vor allem Opferschutz und zwar … wie 
wissenschaftlich erwiesen … ein besserer als Freiheitsentzug.



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.6 279

L I T E R A T U R V E R Z E I C H N I S

Ostendorf, H.  (2004). Der straffällig gewordene Jugendliche aus der Sicht der Jus-
tiz. Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe, 15 (1), 9-14.

Ostendorf, H.  (2004). Eigentor für das Jugendstrafrecht durch Selbstverweigerung 
der Jugendhilfe? Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe, 15 (3), 294-
296.

Sonnen, B.-R. (2004). Spielgestaltung statt Eigentor. Anmerkungen zum Beitrag 
von Heribert Ostendorf. Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe, 15 (3), 
296-297.

Trenczek, T.  (2004). Jugendstrafrechtliche Arbeitsleistungen … Grenzen der Zuläs-
sigkeit und Beteiligung der Jugendhilfe. Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und 
Jugendhilfe, 15 (1), 57-67.



Regionale Bezüge und Spezialisierung in Sozialer 
Arbeit und Justiz
Diskussionsthesen zum Arbeitskreis

Joachim Merchel

Die inhaltliche Skizzierung des Arbeitskreis-Themas im Programmheft bleibt im 
Hinblick auf die Jugendhilfeaufgabe ŒJugendhilfe im Strafverfahren• unklar. Irgend-
wie scheint es um die Bedeutung von Sozialraumkonzepten in der Jugendhilfe im 
Hinblick auf die Aufgabe ŒJugendhilfe im Strafverfahren• zu gehen. Dabei sind zwei 
verschiedene Aspekte zu unterscheiden:

r   die inhaltliche Dimension mit der Frage: ŒWorin zeigen sich die inhaltlichen An-
forderungen für die öffentliche Jugendhilfe, wenn man von ihr die Umsetzung 
sozialraumorientierter Konzepte fordert?• und damit verbunden die nachfolgen-
de Frage: ŒIst damit eine Herausforderung an die bisherigen Jugendgerichtshil-
fe-Dienste (JGH) verbunden und wenn ja, wie wären solche fachlichen/methodi-
schen Herausforderungen zu konkretisieren?•

r   die Frage der Organisationsgestaltung: ŒMuss mit der Ausrichtung des Jugend-
amtes auf sozialraumorientierte Konzepte auch die lange schwelende Frage des 
organisatorischen Zuschnitts bzw. der organisatorischen Behandlung der fach-
lichen Konstituierung der Aufgabe •Jugendhilfe im Strafverfahren• neu auf die 
Tagesordnung gesetzt werden?•

Beide Aspekte haben zwar miteinander zu tun, sollten aber nacheinander erörtert 
werden.

Zum Prinzip „Sozialraumorientierung“ und seiner Bedeutung für die 
Dienste der Jugendgerichtshilfe
(1) Der Begriff ŒSozialraumorientierung• enthält zurzeit vielfältige Interpretationen 
und Sichtweisen, bei denen noch nicht absehbar ist, was tatsächlich handlungsver-
ändernd in Jugendämtern wirkt und was nur als ein neues (Modernität signalisieren-
des) Etikett verwendet wird, ohne dass sich im Alltag des ASD viel verändert. Unter 
dem Etikett ŒSozialraumorientierung• können sich sehr verschiedenartige Perspek-
tiven entwickeln, in denen sich die Bearbeitung von Einzelfällen produktiv verbin-
den lassen mit einzelfallübergreifenden, mit der unmittelbaren räumlichen Lebens-
welt verknüpften Handlungsansätzen und in denen die Gestaltungsaufgaben für die 
Akteure im ASD nicht nur eine kompetente fachliche Bearbeitung des Einzelfalls 
beinhaltet, sondern gleichermaßen eine infra strukturbezogene Steuerungsaufgabe 
(einschließlich der Modalitäten einer “ nanzbezogenen Steuerung) einschließen. 



26. Deutscher Jugendgerichtstag  |  Arbeitskreis 1.7 281

Diese drei Aspekte … der methodische Aspekt der Hilfegestaltung, die zunächst vom 
Einzelfall abgehobene Arbeit an sozialen ŒNetzwerken• und der infrastrukturbezo-
gene, die Ressourcensteuerung mitre” ektierende Aspekt der Steuerung der Erzie-
hungshilfen … markieren die Herausforderungen des Sozialraumgedankens für den 
ASD. In diesen drei Aspekten lassen sich verschiedene methodische und organisa-
tionsstrukturelle Anforderungen, die mit dem Begriff ŒSozialraumorientierung• in 
Verbindung gebracht werden, bündeln, wobei im Übrigen zu beachten ist, dass die 
mit ŒSozialraumorientierung• skizzierten Vorstellungen nicht identisch sind mit 
dem … auf den ersten Blick in eine ähnliche Richtung zielenden … Konzeptbegriff der 
Lebensweltorientierung.1 

(2) Wie sich die Arbeit eines ŒFachdienstes Jugendhilfe im Strafverfahren• als ei-
nes spezialisierten Dienstes in eine stärker sozialraumorientierte Arbeitsweise 
des ASD einbeziehen ließe, ist nicht absehbar. Auch die Aussagen in den von der 
DVJJ herausgegebenen ŒGrundsätzen: Jugendhilfe im Strafverfahren•2 bleiben hier 
merkwürdig nebulös und können aufgrund eines bemerkenswert unklaren Begriffs-
verständnisses zu keinen einigermaßen präzisen Aussagen über die mögliche Ver-
ortung der Jugendgerichtshilfe in sozialräumlichen Konzepten vordringen. In der 
Tendenz bringt eine Re” exion der organisationsbezogenen Grundsätze einer ŒSozial-
raumorientierung• mit sich, dass 

r   das Prinzip der umfassenden (und einheitlich wahrgenommenen) Fallverant-
wortung und

r   die Ausrichtung an der P” ege und Nutzung sozialräumlicher Bezüge

für spezialisierte, auf spezielle Ereignisse eines Einzelfalls ausgerichtete Hilfeaktivi-
täten, wie sie die JGH realisiert, kaum Platz lassen dürften. Mit der Ausrichtung des 
ASD auf den Sozialraum erleidet die Spezialisierung der Fachaufgabe ŒJugendhilfe 
im Strafverfahren• weitere Legitimationseinbußen.

(3) Eine stärkere Sozialraumorientierung der Jugendhilfe (insbesondere des ASD) 
führt dazu, dass ein Spezialdienst wie die JGH, die nur auf spezielle Jugendliche in 
spezi“ schen Situationen (Delinquenz) ausgerichtet ist, noch stärker in eine Sonder-
situation innerhalb der Jugendhilfe gerückt wird. Damit wird die Strukturproblema-
tik der JGH, einerseits organisatorisch Teil der Jugendhilfe zu sein, aber andererseits 
in einem Terrain zwischen Jugendhilfe und Justiz (mit jeweils unterschiedlichen 
Aufgaben und Organisationslogiken) zu wirken, insofern zugespitzt, als die JGH 
von ihrer Aufgabenstellung her eine Organisationseinheit im Jugendamt böte, die 
sich in ihrer organisatorischen Ausrichtung stärker von der Œnormalen• Jugendhilfe 
entfernte. Die Gefahr, der Jugendhilfe zwar organisatorisch zuzugehören, aber nicht 

1 Vgl. Merchel , 2001, S. 371-378.
2 DVJJ, 2004, S. 11.
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als ein inhaltlicher Bestandteil der ŒOrganisationseinheit Jugendamt• empfunden zu 
werden und damit in der Jugendhilfe inhaltlich und organisatorisch marginalisiert 
zu werden, würde wachsen.

(4) Die bereits bisher geführte Debatte um die einheitliche Fallverantwortlichkeit 
in der Jugendhilfe erfährt durch den Grundsatz sozialraumorientierten Handelns 
in der Jugendhilfe für die JGH insofern eine Zuspitzung, als eine organisatorische 
Sonderstellung der Fachaufgabe ŒJugendhilfe im Strafverfahren• angesichts der so-
zialräumlich ausgerichteten breiten Zuständigkeiten noch schwerer legitimierbar 
ist. Der Versuch, den organisatorischen Sonderstatus der JGH zu retten durch das 
Plädoyer für eine stadtteilorientierte Organisationsform der JGH Œbei gleichzeitiger 
Aufrechterhaltung (zumindest teil-)spezialisierter, fachkompetenter Aufgabenwahr-
nehmung•,3 überzeugt bei Regelungen umfassender sozialräumlicher Zuständig-
keiten nicht. Das Prinzip der einheitlichen Fallverantwortung schließt Delinquenz-
situationen ein, denn sie sind Bestandteil der pädagogisch zu bewertenden und zu 
gestaltenden Lebenssituation des Jugendlichen. Die erzieherische Situation ist ein 
zentraler Bezugspunkt der Tätigkeit im Kontext von § 52 KJHG, und es bestehen we-
nig Gründe, dies als Sondersituation von der sonstigen Fallbearbeitung abzutrennen 
und damit wiederum Kooperationsprobleme mit dem sozialräumlich agierenden 
ASD und Probleme der Eingliederung in das ansonsten sozialräumlich ausgerichte-
te Konzept zu erzeugen. Auch der Hinweis auf Œerhöhte methodische und kommu-
nikative Anforderungen im Kooperationsfeld vor allem mit Polizei und Justiz•4 ver-
mag als Begründung für eine (Teil-) Spezialisierung des JGH nicht zu überzeugen. 
Denn schließlich vollzieht sich z.B. die Mitwirkung vor dem Familiengericht auch 
im Handlungsbereich des ASD. Die Bewältigung von Kooperationsaufgaben ist ei-
ne durchgängige Handlungsanforderung an den ASD; warum die Kooperation zum 
Jugendgericht eine andere organisatorische Logik erfordert als andere institutionel-
le Kooperationsbezüge, ist nicht ohne weiteres nachvollziehbar. Die konzeptionelle 
Leitnorm ŒSozialraumorientierung• spitzt also die bisherigen Kontroversen um eine 
angemessene organisatorische Handhabung der Fachaufgabe ŒJugendhilfe im Straf-
verfahren• insofern zu, als die durch diese konzeptionelle Leitformel ausgelöste Ten-
denz eine organisatorische Spezialisierung der Aufgabe noch weniger Legitimation 
erhält.

Die Lösung des Problems der Kooperation von Jugendhilfe und Justiz: 
Organisationsanalytische Überlegungen
(1) Organisationen versuchen häu“ g, das Problem der Ausdifferenzierung ihrer 
Aufgaben mit einer Ausdifferenzierung ihrer Struktur zu lösen, wobei die struk-
turbezogene Differenzierung meist eine Spezialisierung von Aufgabenbündeln bei 

3 Müller & Trenczek , 2001, S. 870.
4 Müller & Trenczek , 2001, S. 870.
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spezi“ schen Organisationsmitgliedern zur Folge hat. Mit der Ausdifferenzierung 
von Strukturen als Antwort auf eine Komplexität von Aufgaben handelt sich eine 
Organisation aber auch zwei Probleme ein:

r   das Problem der Zusammenführung verschiedener Aufgabensegmente, also der 
innerorganisatorischen Integration und

r   die Schwierigkeit, dass bei der Aufgabenstrukturierung die Bearbeitungslogik 
der Organisation im Vordergrund steht und gegenüber der Klientensicht domi-
niert, in deren Logik möglicherweise andere Zusammenhänge bedeutsamer sind 
als in der Innenlogik der Organisation. Diese Divergenz kann sich negativ auf die 
Effektivität der Problembearbeitung auswirken.

(2) Die spezialisierte Organisationsform der Jugendgerichtshilfe innerhalb des Ju-
gendamtes erleichtert die Bewältigung der Kooperationsprobleme mit der Justiz. 
Die Kooperation zwischen beiden Institutionsbereichen ist ein schwierig zu bewälti-
gendes Problem, weil Jugendhilfe und Justiz verschiedenartigen Logiken gehorchen 
müssen: Die Justiz hat neben der Wahrheits“ ndung die Aufgabe, unter Beachtung 
des Erziehungsgedankens des JGG Straftaten von Jugendlichen und Heranwachsen-
den zu sanktionieren, während die Jugendhilfe den Anforderungen von Erziehung, 
Förderung und Betreuung im Hinblick auf die Ziele des § 1 KJHG verp” ichtet ist. 
Die schwierige Aufgabe der Kooperation zwischen zwei Institutionsbereichen mit 
unterschiedlichen Aufgaben und Bearbeitungslogiken wird erleichtert, indem das 
Jugendamt ein Organisationssegment durch Spezialisierung partiell herauslöst und 
dieses stärker auf die Logik der Justiz einstellt. Diese partielle organisatorische He-
rauslösung bringt jedoch problematische (Neben-)Folgen für das Jugendamt (und 
seine Art der Bearbeitung von Jugendhilfeaufgaben) mit sich:

r   Eine mögliche Folge liegt in einer allmählich wachsenden Distanz des speziali-
sierten Organisationssegments zu den Diskursen des Jugendamtes (als der ŒBa-
sis-Organisation•).

r   Die arbeitsteilige Bearbeitung von Problemen Jugendlicher kann das Problem 
mangelnder Ganzheitlichkeit und Kooperationsschwierigkeiten auf einer ande-
ren Ebene erzeugen, nämlich zwischen den Organisationssegmenten und den 
Organisationen innerhalb der Jugendhilfe.

(3) Die Spezialisierung und damit eine drohende partielle Herauslösung der JGH 
aus der Organisationsgesamtheit (und damit auch aus der Organisationskultur) des 
Jugendamtes können dazu führen, dass … gleichsam unter der Hand und wenig 
bemerkt von den Akteuren der Jugendhilfe … Justiz und JGH aufgrund langjähri-
ger (und Œvertrauensvoller•) Zusammenarbeit ihre jeweiligen Routinen, Interpreta-
tionsschemata und Handlungslogiken einander annähern und dadurch Irritationen, 
die aus der Logik zweier unterschiedlicher Organisationen stammen (und für die 
ŒIdentität• beider Organisationen wichtig sind), kaum mehr entstehen. Zugespitzt 
könnte eine Entwicklung darin münden, dass die JGH (trotz of“ zieller Verankerung 
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im Jugendamt) eine faktische Nähe zur Justiz entwickeln würde (oder gar, wie die 
Bewährungshilfe, in die Nähe eines Bestandteils der Justiz geriete) bzw. zu einem 
ŒBrückenkopf• der Justiz in die Jugendhilfe würde. Unter diesem Aspekt ist die Fra-
ge kritisch zu diskutieren: Wie eingebunden in die Organisationspolitik des Jugend-
amtes ist die JGH faktisch bzw. in welcher Form führt sie ein organisatorisches Ei-
genleben, eine Art Nischenexistenz im Zwischenraum von Jugendhilfe und Justiz?

(4) Zwischenfazit: Die Lösung, das schwierige Kooperationsproblem zwischen Ju-
gendhilfe und Justiz durch eine partielle organisatorische Herauslösung eines Or-
ganisationsteils der Jugendhilfe zu bewältigen, hat für die Jugendhilfe (neben dem 
Vorteil der Bewältigung des Kooperationsproblems) auch Nachteile: die Gefahr einer 
Distanz zur Jugendhilfe und zu deren Diskursen sowie die arbeitsteilige Bearbeitung 
von Problemen Jugendlicher. Organisationen, die die Ausdifferenzierung ihrer Auf-
gaben mit einer Ausdifferenzierung ihrer Strukturen (Spezialisierung) bearbeiten, 
handeln sich das Problem der innerorganisatorischen Integration und das Problem 
einer möglichen Divergenz zur Klientensicht ein. Eine stärkere sozialräumliche Aus-
richtung des Jugendamtes würde, wenn der ŒFachdienst Jugendhilfe im Strafverfah-
ren• als Spezialdienst aufrechterhalten würde, das Problem der potenziellen Distanz 
dieses Spezialdienstes zur Jugendhilfe noch verstärken. Dieses Problem würde auch 
nicht durch das Modell einer ŒSpezialdienst-Person• in regionalisierten ASD-Teams 
gelöst. Denn die inhaltliche und organisationsbezogene Orientierung dieser Person 
wäre vermutlich ihre ŒHeimat Spezialdienst•, wodurch die Marginalisierung nicht 
aufgehoben, sondern personalisiert wäre.

Perspektiven
(1) An einer veränderten organisatorischen Konzipierung der Fachaufgabe ŒJugend-
hilfe im Strafverfahren• führt wohl, wenn sozialraumorientierte Konzepte im ASD 
stärker zur Geltung kommen, kein Weg vorbei … es sein denn, man akzeptierte die 
Entwicklung einer Marginalisierung oder gar langfristigen partiellen Herauslösung 
der ŒJugendhilfe im Strafverfahren• aus der Organisation der Jugendhilfe: eine Per-
spektive, die angesichts der markanten Schwerpunktsetzungen auf die ŒJugendhilfe 
im Strafverfahren• wohl offenkundig aus guten Gründen bisher keine Befürworter 
gefunden hat.

(2) Die ŒGrundsätze• der DVJJ5 gehen bei der Proklamation von ŒRahmenbedingun-
gen• … ohne eine nachvollziehbare Begründung zumindest anzudeuten … von der 
Notwendigkeit einer bestimmten Organisationsform aus, nämlich dem Fachdienst 
ŒJugendhilfe im Strafverfahren• als einem spezialisierten Dienst. Demgegenüber 
wäre es angemessen, die inhaltliche Ausrichtung, also die ŒAufgaben der Jugendhil-
fe im Strafverfahren• in den Mittelpunkt der Grundsätze zu stellen und auf dieser 

5 DVJJ, 2004, S. 15.
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Basis Überlegungen nach Organisationsformen und nach adäquaten Organisations-
mustern unter differenzierten organisatorischen Bedingungen in Gang zu setzen. In 
welcher Organisationsform bei welchen jeweiligen Bedingungen in Organisationen 
diese Fachaufgaben am besten zu strukturieren und dann zu erfüllen sind, bedarf 
einer weiteren Diskussion, in die auch umfassendere Organisationsgesichtspunkte 
der Jugendhilfe und Organisationsentwicklungen in Jugendämtern Eingang “ nden 
müssen.

(3) Für eine künftige organisatorische Strukturierung der Fachaufgabe ŒJugendhilfe 
im Strafverfahren• werden auch jugendhilferechtliche Veränderungen bedeutsam, 
die zurzeit diskutiert werden. Diskutiert wird zurzeit ein Änderungsentwurf des 
Bundesministeriums für das KJHG, bei dem in einem neuen § 36a die Steuerungs-
verantwortung des öffentliches Trägers der Jugendhilfe herausgestellt wird: ŒDer 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur 
dann, wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hilfe-
plans unter Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts erbracht wird; dies gilt auch in 
den Fällen, in denen Eltern durch das Familiengericht oder Jugendliche und junge 
Volljährige durch den Jugendrichter zur Inanspruchnahme von Hilfen verp” ichtet 
werden.• Eine solche Hervorhebung der elementaren Steuerungsverantwortung 
des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe hat insofern (indirekte) Auswirkungen auf 
die Kooperation von Jugendhilfe und Justiz, als zum einen die Eigenständigkeit der 
Hilfe-Entscheidungen des Jugendamtes hervorgehoben wird. Zum anderen wird er-
kennbarer gefordert, dass im Vorfeld einer richterlichen Entscheidung im Strafver-
fahren eine Hilfeplanung durch die Jugendhilfe erfolgen muss. Die Zuständigkeit 
für solche Hilfeplanungen liegt beim ASD, woraus unmittelbar die Frage resultiert, 
aus welchem Grund dann noch ein ŒSpezialdienst JGH• erforderlich sein soll.

L I T E R A T U R V E R Z E I C H N I S

DVJJ (2004). Grundsätze: Jugendhilfe im Strafverfahren. Hannover.
Merchel, J.  (2001). Beratung im ŒSozialraum• … Eine neue Akzentsetzung für die 

Verortung von Beratungsstellen in der Erziehungshilfe? Neue Praxis, (4), 369-
387.

Müller, S. & Trenczek, T. (2001). Jugendgerichtshilfe … Jugendhilfe und Strafjus-
tiz. In H.-U. Otto & H. Thiersch  (Hrsg.), Handbuch Sozialarbeit/ Sozialpädago-
gik (2. Au” .; S. 857-873). Neuwied/Kriftel: Luchterhand.



Jugend im Abseits 1

Jutta Roitsch

Ein Viertel Jahrhundert lang wähnten sich die Deutschen auf der sicheren Seite. An-
fang der siebziger Jahre, genau 1972, hatte sich die Bundesrepublik zum letzten Mal 
an einem internationalen Schultest der westlichen Industriestaaten beteiligt. Die 
Gymnasiasten lagen im oberen Drittel und dieses Wissen genügte den West-Deut-
schen, um ihr gegliedertes Bildungssystem mit einer Schule von acht Uhr morgens 
bis mittags zu stabilisieren. Den ständigen Mahner, dieses veraltete wie teure System 
aus der Klassengesellschaft des 19. Jahrhunderts aufzulösen und in eine zeitgemä-
ße demokratische Schule für alle Kinder umzuwandeln, schafften sich die Länder 
1975 vom Hals: Mit ihrer CDU/CSU-Mehrheit ließen sie das Mandat des Deutschen 
Bildungsrats auslaufen und liquidierten damit die vielleicht wichtigste bundesdeut-
sche Beratungsinstanz für die Bildungspolitik. Mitte der siebziger Jahre wollten die 
Länder in ihrer Mehrheit weder beraten noch mit den regelmäßigen Empfehlungen 
des unabhängigen Bildungsgremiums konfrontiert werden, schon gar nicht mit 
Empfehlungen für eine ganztägige Gesamtschule, in die alle Kinder und Jugendli-
che bis zur Klasse 10 gehen sollten, um mit dem so genannten Abitur I, einem für 
alle weiteren Bildungs- und Ausbildungswege gleichwertigen ersten Abschluss, die 
Schule schon verlassen zu können.
 Dennoch: Der Bildungsrat hinterließ Spuren. Aus den Expertisen und For-
schungsaufträgen, die er über Jahre hinweg vergeben hatte, entstanden neue For-
schungsrichtungen, die sich in den Universitäten und in Instituten etablierten. Bil-
dungsforscher und Bildungsplaner, Bildungsökonomen sowie Berufs- und Arbeits-
marktforscher eroberten Lehrstühle und beforschten das System, soweit sie dazu 
von den Länderkultusministern oder gar der Konferenz der Kultusminister (KMK) 
einen Auftrag erhielten. Wieder und wieder drehte sich über zehn Jahre lang die For-
schung nahezu ausschließlich um eine Frage, die allerdings stets neu verpackt wur-
de: was leistet die Gesamtschule, in die nur ein Bruchteil der Kinder hier zu Lande 
geht, und was leistet dagegen das Gymnasium, das rund dreißig Prozent eines Jahr-
gangs besuchen? Jeder Blick über den deutschen Tellerrand, gar den der deutschen 
Provinz ging dabei verloren. Ergebnisse einer vergleichenden Bildungsforschung 
verstaubten in den Schubladen. Dass zum Beispiel in Skandinavien in den achtziger 
Jahren ein radikaler Umbau stattfand, der den Kommunen die Verantwortung für 
die Schulen übertrug, den Beruf des Lehrers gesellschaftlich aufwertete, die Förde-
rung und gesellschaftliche Integration jedes einzelnen Kindes zum Erziehungsziel 
erhob, ignorierte die bundesdeutsche Politik. Sie musste von europäischen Nach-

1 Der Text ist eine erweiterte und aktualisierte Fassung des kurzen mündlichen Vortrags in der Ar-
beitsgruppe 1.8 in Leipzig.
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barn nichts lernen: Das Aussortieren der Kinder mit zehn Jahren, das gegliederte 
und hierarchische Schulsystem von der Sonderschule für Lernbehinderte bis zum 
Berufsgymnasium sowie die anschließende Lehrlingsausbildung im Betrieb und der 
Berufsschule (das so genannte duale System) wurden in der behäbigen Ära der acht-
ziger Jahre zu einem Bildungssystem stilisiert, um das uns die Welt beneide.
 Der Traum immerwährender Sicherheiten ging Mitte der neunziger Jahre zu 
Ende, nicht zuletzt durch die deutsche Vereinigung. Auch konservativsten CDU-
Regierungen gelang es im Osten nicht, die Hauptschule als Hauptschule zu restau-
rieren. Es etablierten sich zwei Schulformen, das Gymnasium und eine Sekundar-
schule. Aber vor allem gelang es in keinem neuen Bundesland, das duale System 
mit Lehrstellen in den Betrieben zu verankern. Der Staat erkauft sich Plätze oder 
bildet außerhalb der Unternehmen aus. Damit wurde über den Osten die Brüchig-
keit und die Bruchlinie des deutschen Bildungssystems deutlich: Das gegliederte 
Schulsystem zog und zieht seine Legitimation nicht etwa aus den Begabungen und 
Bildungsansprüchen der Kinder, sondern aus seiner besonderen Funktion für das 
deutsche Ausbildungssystem. Es ist ein System des Zulieferns. Es weist Haupt- und 
Realschülern eine beru” iche Zukunft über das duale System zu, Abiturienten über 
die Hochschule. Diese Zuweisung von Berufs- und damit Lebenschancen üben Leh-
rerinnen und Lehrer in der vierten Grundschulklasse aus und folgen dabei den sozi-
alen Herkünften ihrer Schülerinnen und Schüler: Wer aus der Unterschicht kommt, 
wird an die rangniedrigsten Schulen verwiesen; wer aus einem noblen Viertel und 
einer Akademikerfamilie kommt, hat das Ticket für das Gymnasium sicher. Ende 
der achtziger, Anfang der neunziger Jahre legten Bildungsforscher aus Essen (Klaus 
Klemm) und Berlin (Rainer Lehmann ) erste Befunde zur nach wie vor hohen so-
zialen Selektion des deutschen Schulsystems vor und stießen auf breite Abwehr bei 
den Kultusministern, den Lehrerverbänden und der Lehrergewerkschaft. Dennoch 
waren Zweifel gesät, so dass sich die Deutschen erstmals wieder an den internati-
onalen Test- und Leistungsvergleichen der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit (OECD) beteiligten: den Beschluss fasste die Kultusministerkonferenz 
zwar einstimmig, aber die Hintergedanken waren in Ost und West vielfältig. Ein 
Wahlkampf spielte immer eine Rolle. 
 So rollten über die Schülerinnen und Schüler, die internationale Vergleichsar-
beiten nicht gewohnt und von überwiegend misstrauischen bis offen ablehnenden 
Lehrern auch nicht vorbereitet worden waren, in immer kürzerer Folge Testlawinen 
hinweg: Die dritte internationale Mathematikstudie (TIMSS), die Leistungs- und 
Kompetenzstudien der 15-Jährigen (Pisa 2000, Pisa E, Pisa 2003), die Grundschul-
studie Iglu. Was wissen wir aus allen diesen Untersuchungen? Was können wir wis-
sen?
 Das deutsche Bildungssystem ist im internationalen Vergleich dasjenige System, 
das die Kinder und Jugendlichen am stärksten nach der sozialen Herkunft und der 
ökonomischen Lage der Familie selektiert. Und zwar nicht erst am Ende der all-
gemeinen Schulp” icht, sondern bereits im Kindergarten und in der Grundschule. 



Roitsch  |  Jugend im Abseits288

Die gesellschaftliche Abschottung und Spaltung, französische Soziologen sprechen 
von Segregation und einer neuen Gettoisierung vor allem in den Großstädten und 
Ballungsgebieten, trifft in Westeuropa mehr oder weniger stark alle Länder mit har-
ten ökonomischen Strukturbrüchen in den so genannten alten Industriezweigen 
(insbesondere Bergbau) und hoher Migration. Die Folgen spüren überall am schärfs-
ten die Kinder und Jugendlichen, in Frankreich aus den ehemaligen arabisch-afri-
kanischen Kolonien, in Holland aus Indonesien, in Portugal aus Angola oder Moz-
ambique, in England aus Pakistan. Dennoch versuchen in allen diesen Ländern die 
Lehrerinnen und Lehrer, diese Kinder über das Bildungssystem in die Gesellschaf-
ten zu integrieren: durch Sprache, durch besondere Förderung in sozialen Brenn-
punkten, durch Öffnung der Schulen für Sozialarbeiter, Jugendhelfer, Psychologen, 
manchmal sogar Polizisten. Schließlich auch mit einem staatlichen Programm für 
den Œnationalen Zusammenhalt• (Frankreich). 
 Nicht so in Deutschland. Hier zu Lande beginnt erst zaghaft eine Wahrneh-
mung, dass es eine neue Unterschicht sowie eine nicht gelungene Integration der 
Migranten gibt und dass das Bildungssystem bei der Verfestigung eine zentrale Rol-
le gespielt hat und immer noch spielt. Der Frankfurter Erziehungswissenschaftler 
Frank-Olaf Radtke  spricht von einer institutionellen Diskriminierung. Für die Zu-
weisung zu bestimmten Schulformen spielen vier Faktoren eine Rolle: Die soziale 
Schicht der Eltern, das Wohnumfeld oder der Stadtteil, die ökonomische Lage der 
Familie oder der allein Erziehenden und schließlich die ethnische Herkunft. Wäh-
rend sich die deutschen Wissenschaftler mit der Benennung dieser Faktoren immer 
noch abmühen, p” egen ihre englischen Kollegen eine kurze und bündige Sprache. 
Die Merkmale der neuen Œunderclass• sind: race, class und gender. 
 Was die deutsche Schule den Kindern aus diesen Milieus und diesen Stadtvier-
teln mitgibt, wissen wir seit den Pisa-Studien: viel zu wenig, um sich in der viel be-
schworenen Wissensgesellschaft zu behaupten. Schärfer noch: die Studien belegen, 
dass sich diese neue Unterschicht im letzten Jahrzehnt verfestigt hat. Das ŒBildungs-
proletariat•, wie es 2000 der damalige Bundespräsident Johannes Rau nannte und 
damit ein Tabu durchbrach, wird durch das System stabilisiert: durch Selektion und 
Ausgrenzung. Das deutsche Bildungssystem integriert Kinder unterschiedlicher 
sozialer Milieus nicht, sondern sondert sie aus in die Hauptschule, die Realschule, 
die Gesamtschule, das Gymnasium. Eher fassungslos stellten die Pisa-Forscher vor 
fünf Jahren fest, dass die Kinder der heutigen neuen Unterschicht genau so wenig 
Bildungschancen haben wie 1970 die klassischen Arbeiterkinder oder das bekannte 
katholische Mädchen vom Lande. Kommen zwei von drei Kindern aus der von den 
Pisa-Forschern so genannten oberen Dienstklasse wie selbstverständlich ins Gymna-
sium, so landen zwei von drei Kindern der Unterschicht in Sonderschulen, Haupt-
schulen oder deren Zweigen in der Sekundarschule. Von individueller Förderung 
des einzelnen Kindes, von Durchlässigkeit nach oben, von Aufstieg durch Leistung 
kann keine Rede sein. Im Gegenteil: Auch nach der einschneidenden Weichenstel-
lung nach der vierten Grundschulklasse setzt sich das Aussieben von oben nach 
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unten weiter fort. Jeder dritte Schüler wird in seinem Schulleben entweder einmal 
zurück gestellt, Œquer versetzt• (d.h. auf eine Schulform tiefer geschickt) oder bleibt 
sitzen. 
 Das Sortieren der Kinder und Jugendlichen nach der sozialen Herkunft hat in 
Deutschland aber noch eine weitere, nicht minder dramatische Folge: je geringer 
das Ansehen der Schulform ist, um so weniger verfügen die Kinder und Jugendli-
chen über den Wissensstandard und die Kompetenzen, die in den OECD-Studien zu 
Grunde gelegt worden sind. Jeden vierten Pisa-getesteten Jugendlichen zählen die 
deutschen Forscher um Jürgen Baumert  vom Max-Planck-Institut für Bildungs-
forschung in Berlin zur ŒRisikogruppe•. Mit ihren 15 Jahren verfügt diese Gruppe 
zum Zeitpunkt der Pisa-Tests über den Wissensstand der Grundschule. Weitere 15 
Prozent liegen unterhalb der Kompetenzstufe, die heute die meisten gesetzlich ver-
ankerten Ausbildungsordnungen voraussetzen. Das heißt, in den Schulen, in denen 
sich die Kinder der neuen deutschen Unterschicht be“ nden, gelingt es den Lehre-
rinnen und Lehrern nicht, die Begabungsreserven zu entdecken und zu fördern. Auf 
die Gründe und Ursachen gehen die internationalen Studien nicht ein, schließlich 
sind es Momentaufnahmen. Auch über die Folgen sagen sie nichts aus, weil sie die 
getesteten Jugendlichen nicht weiter wissenschaftlich begleiten, sondern sich zwei, 
drei Jahre später wieder den nächsten Jahrgang der 15-Jährigen vornehmen. Schnei-
den diese vor allem im Gymnasium auch nur wenig besser ab, sonnen sich die Kul-
tusminister in großer Einmütigkeit in Selbstzufriedenheit. Kaum einer prüft, ob sich 
das Verhalten der Pädagogen gegenüber den internationalen Tests geändert haben 
könnte. Kaum einer fragt, was das Testbimsen noch mit gutem Unterricht zu tun 
hat, der landauf, landab beschworen wird. 
 Und damit setzt sich in Deutschland der ignorante Blick der Politik, der Öffent-
lichkeit und der Medien fort. Wer fragt schon, was aus den im Jahr 2000 getesteten 
Jugendlichen inzwischen geworden ist, welche Chancen jene Risikogruppe hatte 
und hat? Wer es wissen will, könnte es wissen, denn die jährlichen Berufsbildungs-
berichte, die das Bundesbildungsministerium der Bundesregierung vorlegt, geben 
Aufschluss: Die deutsche Schule, die für den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sor-
tiert, kann sich nicht mehr darauf verlassen, dass dieses System funktioniert. Die 
Zahl der Unternehmen, die überhaupt noch neue Lehrverträge abschließen, sinkt 
von Jahr zu Jahr: 2001/2002 waren es in Ost und West noch 310 000 Betriebe, ein 
Jahr später 290 000. Kleine Betriebe nehmen einen Lehrling, mittlere im Durch-
schnitt vier, die Großen 22. Das Berufsspektrum für die Mädchen ist schmal, für die 
Mädchen ohne einen deutschen Pass noch schmaler. Der Hauptschüler ist längst 
nicht mehr der Hauptlehrling. Die Ausbildungsbetriebe erwarten von den Jugendli-
chen mittlere Reife, einen Notendurchschnitt von 2,5 in Mathe und Deutsch. Junge 
Männer aus der Unterschicht und mit Migrationshintergrund haben es besonders 
schwer: Sie landen in der Regel in Sonderprogrammen für benachteiligte Jugendli-
che und Maßnahmen der Arbeitsverwaltung, die sich in den letzten zehn, fünfzehn 
Jahren als Puffer, als Auffangbecken, als Warteschleifen etabliert haben: mit einem 
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hohen Aufwand an Personal und Geld. Dennoch: Für bestimmbare Gruppen von 
Jugendlichen “ ndet eine Integration in die Gesellschaft über Ausbildung und Ar-
beitsmarkt kaum noch oder nur unter sehr erschwerten Bedingungen statt. Damit 
ist dem deutschen Bildungssystem die zentrale Frage zu stellen: Ist es bereit, seine 
bisherige Funktion des Zulieferns aufzugeben? Und ist es bereit, die Verantwortung 
und Aufgabe der Integration aller Kinder zu übernehmen? Was bedeutet das für die 
Professionalität des Lehrerberufs und für die Organisation von Schule? Wie schließ-
lich sehen die Folgen für die Kinder der neuen Unterschicht aus?
 Die Arbeiterkinder aus dem Jahr 1970, die die Pisa-Forscher mit Erschrecken 
wieder entdeckten, hatten einen Vorteil, den die heutigen Kinder der Unterschicht 
so nicht mehr haben: Sie hatten eine damals noch starke politische Lobby in einer 
politischen Partei, der Sozialdemokratie, die das Bürgerrecht auf Bildung (Ralf 
Dahrendorf ) für ihre Kinder einforderte, und in den Gewerkschaften, die eine 
Chance sahen, aus dem Bildungssystem der Zuweisung auszubrechen. Die Kämp-
ferischste im DGB war damals eine Frau aus der CDU, tief geprägt von der katho-
lischen Soziallehre: Maria Weber . Dieser Lobby aus den siebziger Jahren, zu der 
auch überzeugungsstarke Kultusminister wie Carl Heinz Evers , Ludwig von 
Friedeburg , Peter von Oertzen  oder Jürgen Girgensohn  gehörten, verdanken 
Arbeiterkinder, katholische Mädchen, Jungarbeiter ihren Aufstieg über Bildung wie 
den zweiten Bildungsweg, das Abendgymnasium, die Bildungsstätten der Gewerk-
schaften, die Fernuniversität, die Akademie der Arbeit oder die Hochschule für Po-
litik: Bundeskanzler Gerhard Schröder  gehörte dazu ebenso der Daimler-Chef 
Jürgen Schrempp  oder der ehemalige Arbeitgeberpräsident und Bestseller-Autor 
Hans-Olaf Henkel .
 Doch welche Schlüsse zieht die heutige politische Klasse aus ihren eigenen Erfah-
rungen? Wenig erkennbare. So fehlt den Kindern und Jugendlichen aus der neuen 
Unterschicht eine politische Lobby. Ihre traditionellen Interessenorganisationen lei-
den an personeller und intellektueller Auszehrung, neue Vertretungsformen für sie 
aus der so genannten Zivilgesellschaft sind nicht in Sicht. Weder die Sozialdemokra-
tie noch die Gewerkschaften verfolgen mit einer überzeugenden programmatischen 
Linie eine Politik der Emanzipation und des sozialen Zusammenhalts. Doch selbst 
wenn sich eine solche Linie “ nden ließe (Ansätze neuer Nachdenklichkeit sind da): 
Die Gewerkschaften kämpfen um Mitglieder und ihren schwindenden Ein” uss, die 
SPD hat die Durchsetzungsfähigkeit, die praktische Machtbasis in den Ländern ver-
loren. Über diese Ebene aber wird letztlich entschieden, wie es bildungspolitisch in 
Deutschland weiter geht und welche Chancen den Kindern aus dem unteren Drittel 
der Gesellschaft eingeräumt werden.
 Trübe Aussichten, es sei denn, politisch Verantwortliche wagen jenseits von 
Wahlkämpfen und Machteroberung doch den Blick über den deutschen Zaun und 
räumen ein, dass es andere besser machen. In dem sie zum Beispiel kein Kind aus-
grenzen, demütigen oder zurück lassen und Schulen für Kinder formen, nicht um-
gekehrt.
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Nach PISA: Schulreform ohne Jugendhilfe?

Michael Franzke

Das Motto des 26. Jugendgerichtstages ŒVerantwortung für Jugend• ist glücklich ge-
wählt. Aber was machen wir mit der Verantwortung? Diese Frage ist noch nicht ent-
schieden. Nehmen wir sie an oder entledigen wir uns ihrer? Den Initiatoren schien 
die Antwort wohl selbstverständlich. Wie die Antwort aber ausfällt, hängt nicht nur, 
aber auch, von uns ab, von den Ergebnissen dieser Tagung und dem was ihr fol-
gen wird. Akteur-Sein setzt eingreifendes Denken voraus, das … um mit Brecht  zu 
sprechen … von tatsächlichen Problemen ausgeht und auf machbare Veränderungen 
orientiert.

Mit diesen Worten möchte ich Sie in Leipzig willkommen heißen. 

Schule kontrovers
Verantwortung für Jugend schließt Verantwortung für ihre schulische Bildung ein. 
ŒDie Verteilung von Bildung und Wissen ist in jedem Land von entscheidender poli-
tischer, sozialer und wirtschaftlicher Bedeutung. Die umfangreiche Literatur zu die-
sem Thema zeigt, dass Investitionen in schulische und beru” iche Bildung sowohl 
dem Einzelnen als auch den Unternehmen nützen. Im Durchschnitt gesehen genie-
ßen Erwachsene mit einem höheren Bildungsstandard bessere Beschäftigungs- und 
Gehaltsaussichten, eine bessere Gesundheit, eine höhere Lebenserwartung und lau-
fen weniger Gefahr, straffällig zu werden.•1 
 Wenngleich die informelle Bildung einen immer größeren Ein” uss auf die he-
ranwachsende Generation ausübt, Fernsehen und Computer der Schule ernsthafte 
Konkurrenz machen, bleibt Schule für Kinder und Jugendliche ein herausragendes 
Sozialisationsfeld. Was der Mensch ist, so das Vermächtnis des Humanismus, ist er 
erst durch Bildung und Erziehung. Gute Schulabschlüsse sind zwar keine Garantie 
mehr für einen gelingenden Übergang ins Berufsleben. Und nach Schulnoten be-
misst sich schon lange nicht mehr die künftige Teilhabe am gesellschaftlichen Reich-
tum. Doch werden nach wie vor durch sie Biographien nachhaltig geprägt. 
 Aber sie steht derzeit nicht gut da, unsere Schule. Sie ist (wieder einmal) in Miss-
kredit geraten. Die Stichwörter sind hinlänglich gekannt: PISA-2000,2 Tatort ŒSchu-
le•, Gewalt an Schulen, Schulmüdigkeit, Schulschwänzen und Schulverweigerung. 

1 Bildungspolitische Analyse , 2001; OECD, 2001. S. 85.
2 Die PISA-Studie 2000 beinhaltet die Ergebnisse einer internationalen Schulleistungsbemes-

sung in 32 Staaten in der 15-jährige Schüler getestet wurden. In der Bundesrepublik Deutsch-
land waren dies knapp 50 000 an fast 1 300 Schulen.
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Die PISA-Studie brachte uns erneut zu Bewusstsein: 

r   Die deutschen Schüler liegen in den Lese- und naturwissenschaftlichen Kompe-
tenzen unter internationalem Durchschnitt. Um die Eliteförderung ist es kaum 
besser bestellt.

r   Im deutschen Schulsystem sind Selektion und Auslese so stark ausgeprägt, dass 
soziale Unterschiede während der Schulzeit nicht nur nicht abgebaut, sondern 
noch verstärkt werden.

r   Je nach Kompetenz gehören 20 bis 25 Prozent der 15-Jährigen zu einer Risiko-
gruppe, deren Grundbildung nur bedingt ausreicht, erfolgreich in eine Berufs-
ausbildung einzusteigen bzw. sie abzuschließen. 

r   Die Förderung von lernschwachen Schülern ist völlig unzureichend entwickelt. 
Statt sie individuell zu fördern, werden sie als Schulversager in die nächst untere 
Stufe des Bildungssystems abgeschoben. 

r   Zwar liegt die Bundesrepublik hinsichtlich der Finanzierung der allgemeinbil-
denden Schulen ebenfalls unter Durchschnitt. Bedeutender scheinen allerdings 
die Beseitigung struktureller De“ zite und das Erstreiten einer zukunftsträchti-
gen Philosophie der Bildung, die mehrheitsfähig ist. 

Die Sozialisationskraft der Schule schwindet. Das ist ein Befund, mit dem wir uns 
auseinander zu setzen haben. Der 11. Kinder- und Jugendbericht 2001 geht davon 
aus, dass 15 Prozent aller Schüler von Beginn der Pubertät an Schulschwänzer 
sind.3 Die Schätzungen über das Ausmaß der Intensivschwänzer in der Bundes-
republik schwankt von 200.000 Schülern bis 400 000, d.h. von 2 bis 4 Prozent 
aller Schüler.4 Lag der Anteil der Schüler, die nach Erfüllung ihrer Schulp” icht ohne 
Hauptschulabschluss die Schule verließen, gemessen an der Gesamtzahl der Schul-
abgänger im Jahre 1997 noch bei 7,5 Prozent, so waren es im Jahre 2000 bereits 9,2 
Prozent.5 Werden die Hauptschulabsolventen gesondert betrachtet, so liegt hier der 
Anteil bei 25 Prozent.6 Nach der Shell-Jugendstudie 2002 waren von den Jugend-
lichen im Alter von 12 bis 25 Jahren, die die Schule verlassen hatten, 12 Prozent 
arbeitslos. Unter den arbeitslosen Jugendlichen waren jedoch 45 Prozent, die ohne 
Schulabschluss blieben.7 

3 Vgl. Richter , 2003, S. 18.
4 Vgl. Elfter Kinder und Jugendbericht , 2002. S. 154. Vgl. Simon & Uhlig , 2002. S. 12. Vgl. 

auch Haas-Rietschel , 2001, S. 11. 
5 Vgl. Schreiber-Kittl & Schröpfer , 2002. S. 19.
6 Vgl. Richter , 2003, S. 18 f.
7 14. Shell Jugendstudie , 2002. S. 74.
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Ingo Richter , der diese und andere empirische Befunde zur sozialen Lage der Kin-
der und Jugendlichen ausgewertet hat, kommt zu dem Schluss, dass rund 15 Prozent 
der heranwachsenden Generation jene Gruppe darstellt, deren kon” iktfreie und so-
zial verträgliche Integration in die Gesellschaft in Frage steht.8

Das Interesse der Jugendrechtsp�  ege am Schuldiskurs
Dass die Schule an sozialer Integrationskraft verliert, geht an der Jugendstrafrechts-
p” ege nicht spurlos vorüber: 

r   Der öffentliche Diskurs erweckt den Eindruck, dass Schulverweigerung und 
Schulschwänzen kriminalisiert werden.

r   In den Vorschlägen zu einer Verschärfung des Jugendstrafrechts wird in Erwä-
gung gezogen, Schulp” ichtverletzungen nicht mehr als Ordnungswidrigkeit, 
sondern als Straftatbestand zu ahnden.

r   Die Polizei wird ermächtigt, Schüler, die ihrer Schulp” icht nicht nachkommen, 
der Schule zuzuführen.

r   In Jugendstrafverfahren wirkt sich das Bekanntwerden von Schulp” ichtverlet-
zungen negativ auf die Sozialdiagnose und damit negativ auf Strafzumessung, 
also strafverschärfend aus.

Es setzt sich im Diskurs der Jugendstrafrechtsp” ege die Auffassung durch, dass es 
bei der Diskussion des Verhältnisses von Schule und Jugendkriminalität nicht um 
das Ausloten monokausaler Ursache-Wirkungs-Beziehungen geht, sondern um die 
Tatsache, dass unzureichende Schulleistungen, Schulp” ichtverletzungen, Jugendar-
beitslosigkeit und Jugendkriminalität auf gemeinsame Ursachen rückbezogen wer-
den können und sie sich wechselseitig in negativer Weise begünstigen. 
 Das Risiko der Straffälligkeit bzw. eines Misslingens des Ausstiegs aus der Ju-
gendkriminalität erhöht sich, je mehr Formen der sozialen Desintegration sich 
Kinder und Jugendliche zu eigen machen und sich bei ihnen als standardisierte Ver-
haltensmuster verfestigen. Diese Erkenntnis allein macht Schule und Jugendrechts-
p” ege zu Partnern, verbietet gegenseitige Schuldzuweisungen.
 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die durch Straffälligkeit in Erschei-
nung treten und schulische Sozialisationsde“ zite aufweisen, sind gekennzeichnet 
durch: 

r  einen Mangel an Selbstwertgefühl,

r  Versagensängste,

r  leistungsbezogene Demotivation,

r  De“ zite an sozialintegrativen Kompetenzen und 

r  unerlaubtes Fernbleiben von der Schule bis hin zur Totalverweigerung. 

8 Vgl. Richter , 2003, S. 18 f.
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Sie “ nden in ihrem sozialen Umfeld selten positive Vorbilder, ihre Eltern sind kaum 
in der Lage, ihrem Erziehungsauftrag nachzukommen, ihre materiellen Ressourcen 
reichen zur gleichberechtigten Teilhabe an außerschulischen Bildungsangeboten 
nicht aus. 
 Wir wissen, dass sich junge Menschen, die sich durch standardisierte Normer-
füllung keine sozialen Bindungen aufbauen und Anerkennung verschaffen können, 
sich diese durch gezielte Normverletzungen zu Œerkämpfen• suchen.
 Es wäre zu überprüfen, ob sich die Beziehungen zwischen Schule und Jugend-
kriminalität in folgende drei Ebenen klassi“ zieren lassen. Schule trägt zur Erhö-
hung der Wahrscheinlichkeit von Jugendkriminalität bei, wenn sie:

r   an sozialer Bildungskraft verliert und Schüler in Krisen ihrer Identität und Orien-
tierung allein lässt (Verlust an Bindungs- und Integrationskraft),

r   selbst zum Ort der Erfahrung von verweigerter Anerkennung, Selbstwertverlust, 
Stigmatisierung und Ausgrenzung wird (Identitätsverlust),

r   über Praktiken des Mobbing, der Erpressung, der Ausländerfeindlichkeit, des 
Rechtsradikalismus, der Anwendung physischer Gewalt und des Konsums ver-
botener Drogen hinweg sieht, sie indirekt oder gar direkt toleriert und sich ihnen 
gegenüber als ohnmächtig erweist (Gewalterfahrung). 

Die Jugendrechtsp” ege, insbesondere die Jugendhilfe, die mit der erzieherischen 
Betreuung von straffällig gewordenen Jugendlichen beauftragt ist oder die Mög-
lichkeit einräumt, präventiv zu arbeiten, hat ein sehr starkes Interesse am Schulre-
formdiskurs. Wie kann und soll die Schule wieder an Sozialisationskraft gewinnen? 
Werden ihre Möglichkeiten steigen, Schülern in Identitäts- und Orientierungskrisen 
eine bedarfsgerechte Förderung zuteil werden zu lassen? Wird der Vermittlung so-
zialer Kompetenzen, wie der gewaltfreien Lösung von Kon” ikten, der Toleranz und 
Eigenverantwortlichkeit ein neuer Stellenwert zugemessen?

Schulreform im Treibsand
Der PISA-Studie folgte eine nahezu unübersehbare Anzahl von Reformvorschlägen. 
Ihnen auf den Fuß folgten Warnungen vor einem überzogenen Optimismus. Beson-
nenes Vorgehen wird angemahnt. Reformen des Schulwesens hätten nur Aussicht 
auf Erfolg, wenn ihr eine Diskussion des Bildungsbegriffs vorausgehe, dieser sei erst 
wieder zu gewinnen.
 Was diese Wortmeldungen zu Tage treten lassen ist, dass tatsächlich Grundsatz-
entscheidungen auf der Tagesordnung stehen. Ein konstruktiver Beitrag seitens der 
Jugendrechtsp” ege zum öffentlichen Diskurs über das ŒKon” iktfeld Schule•, setzt 
eine Analyse der angebotenen Reformvorschläge voraus. Eine solche Analyse kann 
ich hier nicht leisten. Dennoch möchte ich einen groben Überblick versuchen. Mich 
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interessieren dabei vor allem die Reformansätze. Zu fragen wird sein, ob sich die 
oben in aller Kürze skizzierte Sicht auf Schule in den Reformvorschlägen wieder“ n-
den lässt (s. Tabelle 1).

Auffällig scheint mir am Diskurs zu sein, dass er das Thema der sozialen Integra-
tion von sozial benachteiligten und individuell beeinträchtigten Jugendlichen weit-
gehend ausblendet. 

ŒDer verstörendsten Enthüllung von PISA•, so Hartmut von Hentig , 
Œweicht man aus: der in Deutschland fortbestehenden •Kopplung von sozialer 
Lage der Herkunftsfamilie und dem Kompetenzerwerb der nachwachsenden 
Generation•, altmodisch gesprochen von Milieu und erreichter/erreichbarer 
Schulleistung. Diese Kopplung sei in Deutschland •ungewöhnlich straff•. 
Zwar ist sie in allen Ländern nachweisbar, aber in vielen gelingt es … bei ähn-
licher Sozialstruktur …, deren Auswirkung zu begrenzen, ohne das Niveau 
der Anforderung zu senken: indem den Kindern und Jugendlichen aus den 
schwächeren Schichten besondere Förderung zuteil wird.•9

Die Kritik am Schulreformdiskurs, die sich bis ins gehobene Wirtschaftsmanage-
ment hineinverfolgen lässt, bringt drei grundlegende Einwände hervor:

r   Der Diskurs über die Schulreform sei pragmatisch-technokratisch dominiert. 
Über die Fragen der Formen und Organisation geraten die Fragen der Adressa-
ten, der Ziele und der Inhalte ins Hintertreffen. Die Schule wird strikt nach dem 
Paradigma der Wissensgesellschaft ausgerichtet. Dass Schule angesichts der 
Gefahren der Risikogesellschaft neue curriculare Lern- und Sozialisationsinhal-
te entwickeln muss, um die Gefahren überhaupt als Chancen wahrnehmen zu 
können, scheint nicht ihr Thema zu sein. Die Schule reproduziere den Trend der 
Privatisierung gesellschaftlicher Lebensrisiken. Diesmal seien nicht die Erwach-
senen und ihre Familien direkt betroffen, sondern unvermittelt die Kinder und 
Jugendlichen selbst.

r   Der Reformdiskurs sei geprägt durch das Paradigma der ŒÖkonomisierung von 
Schule•. Ökonomisierung der Schulbildung wird in drei Richtungen gedacht: 
Unterwerfung des Schulsystems unter die Gesetze des freien Marktes; Fokussie-
rung des Menschenbildes auf den Produzenten und Konsumenten und Ausrich-
tung der Schulbildung auf die Verwertbarkeit der Schulabgänger in einer sich 
globalisierenden Marktwirtschaft. Zur beschleunigten Durchsetzung dieser Ent-
wicklungstrends gebe es angesichts knapper werdender “ nanzieller Ressourcen 
keine Alternative. Eine Œbetriebswirtschaftliche Engführung• der Bildung und 

9 von Hentig , 2004, S. 299 f.
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Reformansatz angenommene Hypothese ausgewählte Forderungen

Zeit Lernleistungen hängen entscheidend 
von der Lernzeit ab.

Ausfallstunden drastisch verringern,
Ganztagsschule ausweiten,
bereits im Kindergarten mit Inhalten 
schulischer Bildung beginnen

Tugend Verinnerlichte Tugenden prägen die 
Lernhaltung am nachhaltigsten.

Anerziehung von Fleiß, Ordnung, 
Disziplin, Toleranz

Leistungsziele Werden die Leistungsziele 
erhöht, verbessern sich auch die 
Lernleistungen.

Orientierung der Lernziele an den 
internationalen Bestleistungen, 
stärkere Kontrolle der Leistungen

Wirtschaft als Modell Die Schulen werden nur 
international konkurrenzfähig, wenn 
sie nach Managementmethoden der 
Wirtschaft geleitet werden.

Finanzierung der Schulen nach den 
in ihnen erbrachten Lernleistungen, 
Schulen müssen sich auf dem 
Bildungsmarkt durchsetzen

Lernstoff Der direkte Bezug zur Wirtschaft 
steigert die Lernmotivation.

Einführung des Lernfachs 
Ökonomie, Anpassung der 
Lerninhalte am wissenschaftlich-
technischen Fortschritt

Selbstverwaltung Eine stärkere Selbstverwaltung der 
Schulen steigert die Identi“ kation 
der Lehrer mit ihrem Bildungs- und 
Erziehungsauftrag.

Stärkung der Autonomie der 
Schulen, Wettbewerb der Schulen 
fördern

Bürgerliches Engagement Bürgerliches Engagement setzt neue 
erzieherische Ressourcen frei und ist 
geeignet, den Lebensweltbezug von 
Schule zu erhöhen.

Eltern sollen sich stärker für die 
Schule ihrer Kinder engagieren und 
mehr Rechte und P” ichten in der 
Mitgestaltung haben

Bildungsstandards Nur über die Einführung von 
Bildungsstandards kann die Qualität 
der Schulbildung abgesichert 
werden. 

es sind verbindliche nationale 
Bildungsstandards einzuführen 

Pluralisierung Mit einer Pluralisierung der 
Bildungsangebote werden 
Begabungen in einer größeren Breite 
gefördert.

Durchsetzung einer größeren 
Pluralität bei den Schulträgern, 
Schularten, Lerninhalten und Lehr- 
und Lernmethoden

Tabelle 1:
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ihre Unterwerfung unter das Kriterium der Effektivität sei, so Daniel Goeude-
vert , irreführend und füge der Gesellschaft … und damit auch der Wirtschaft 
… irreversiblen Schaden zu.10 

r   Das Prinzip der Bildungsgerechtigkeit werde in dem Maße aufgegeben, wie die 
Frage der Bildungsverlierer verdrängt wird. Aus der Sicht der OECD basiert ein 
modernes Schulsystem auf drei tragenden Säulen, es fördert das Humankapi-
tal, das Sozialkapital und wahrt die Chancengleichheit.11 Im bundesdeutschen 
Diskurs scheinen die letzten beiden Grundsätze gegenüber dem der wirtschaftli-
chen Nützlichkeit und Verwertbarkeit als nachrangig deplaziert zu werden.

Die Kernfrage des Schulreformdiskurses ins Politische gewendet lautet: Kann am 
Prinzip der Chancengleichheit im Bildungssystem überhaupt noch festgehalten wer-
den, oder sollte man sich angesichts knapper werdender “ nanzieller Mittel künftig 
besser auf eine immer teurer werdende Förderung der Elite und eines international 
wettbewerbsfähigen Facharbeiterstamms konzentrieren, um zumindest dem Wirt-
schaftsstandort Deutschland eine Überlebenschance offen zu halten? Diese Fragen 
schwingen im Diskurs mit und werden als existenziell ausgewiesen.

Die Herausforderung
Für die Versuche, die Veränderungen unserer Gesellschaft zu erfassen, steht mittler-
weile ein ganzes Arsenal von Begriffen zur Verfügung: Pluralisierung der Lebensla-
gen, Individualisierung der Lebensmuster, Patchwork-Familien, Kinder als Karriere- 
und Armutsrisiko, Neue Armut, Bildungsarmut, Kinderarmut usw. usf.
 Ebenso vielfältig sind die Begriffe, mit denen wesentliche Merkmale unserer 
Gesellschaft zum Ausdruck gebracht werden: Risikogesellschaft, Spaßgesellschaft, 
Erlebnisgesellschaft, Informationsgesellschaft, Wissensgesellschaft, Mediengesell-
schaft, multikulturelle Gesellschaft, Gewaltgesellschaft, Zwei-Drittel-Gesellschaft, 
Konkurrenzkapitalismus, Manchesterkapitalismus, Turbokapitalismus usw. usf.
 Alle diese Begriffe deuten darauf hin, dass sich unsere Gesellschaft in einer bis-
her nicht bekannten Dynamik be“ ndet. In der Schule vermittelte Wissensbestände 
sind bereits veraltet, wenn die Schüler die Schule verlassen. Berufsbilder, an denen 
sich Schulabgänger orientieren, stimmen bei Aufnahme der Ausbildung schon nicht 
mehr. Die Karriere- und Wahrnehmungsmuster von Eltern sind für ihre Kinder 
kaum mehr zu gebrauchen.
 Die Last an Orientierung und Selbstentwurf, die der heranwachsenden Genera-
tion aufgebürdet wird, ist keine Angelegenheit von Randgruppen mehr, trifft sie aber 
immer noch am härtesten.

10 Vgl. Goeudevert , 2001, S. 36 ff.
11 Vgl. Bildungspolitische Analyse , 2001; OECD, 2001, S. 84.
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Die Herausforderung, vor der Schule steht, ist mehrdimensional: (a) Erneuerung 
des humanistischen Bildungsideals in Konkurrenz zu den Massenmedien und den 
Verlockungen der Spaßgesellschaft, (b) die Wahrung von Bildungsgerechtigkeit als 
Antwort auf die neu sich stellende soziale Frage, (c) die Entlassung von Schülern, die 
vorbereitet sind, den Wirtschaftsstandort Deutschland in einer sich globalisierenden 
Welt wettbewerbsfähig zu halten, (d) die Befähigung der heranwachsenden Genera-
tion zum friedlichen miteinander unterschiedlicher Kulturen und Völker sowie zur 
Übernahme von Verantwortung für nachfolgende Generationen. 
 Diese Aufzählung mag genügen, um deutlich hervortreten zu lassen, dass Schu-
le allein dieser Herausforderung nicht gerecht werden kann. Auf sich allein gestellt 
ist sie bei einer noch so guten Reform überfordert. Dieser Herausforderung ist nur 
zu begegnen, mit einer Bündelung von Ressourcen an Bildung und Erziehung der 
verschiedensten gesellschaftlichen Institutionen. Die Verantwortung für die heran-
wachsende Generation ist nicht teilbar. Kooperationen und Netzwerke sind zu knüp-
fen, die getragen sind von gegenseitiger Achtung und Anerkennung. Die zwischen 
Jugendhilfe und Schule ist eine ihrer Formen.

Jugendhilfe und Schule 
Die pädagogische Antwort auf die soziale Frage des 19. Jahrhunderts hieß: Die Pä-
dagogik ist sozial oder sie ist nicht. Im damaligen Schulreformdiskurs wurde der 
Begriff der Sozialpädagogik geprägt. Die Sozialpädagogik verselbständigte sich je-
doch im 20. Jahrhundert als Randgruppenpädagogik, gefördert durch die Einrich-
tung der Jugendämter. Die Institutionen Schule und Jugendhilfe entwickelten sich 
nebeneinander, getrennt durch eigenständige Gesetze, Verwaltungszuständigkeiten, 
Finanzhoheiten, Haushalte und Professionalisierungen. Die seit den 70er Jahren 
des 20. Jahrhunderts währenden Versuche einer Wiederannäherung in Form der 
Etablierung von Schulsozialarbeit und Schuljugendarbeit sind über Anfänge nicht 
hinausgekommen. Eine enge Kooperation von Jugendhilfe und Schule ist dort mög-
lich … aber auch nur dort , wo sich Œsozialer Sprengstoff• ansammelt, der soziale 
Friede bedroht zu sein scheint. Sie wird immer noch als eine Lösung in der Not, eine 
Notlösung angesehen. Wie in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts bereits, wird ei-
ne ŒSozialpädagogisierung• von Schule abgelehnt. Diesmal, so scheint es jedenfalls, 
nicht aus Gründen des Bedarfs, sondern aus “ nanziellen Gründen. 
 Sozialpädagogik, so Hans Thiersch , Œpraktiziert ihr allgemeines gesellschaft-
liches Mandat innerhalb des neuzeitlichen Projektes Sozialer Gerechtigkeit, indem 
sie Hilfen als Hilfen zur Lebensbewältigung inszeniert; indem sie versucht, in den 
lebensweltlichen Verhältnissen mit ihren Selbstverständlichkeiten, Problemen und 
Offenheiten, Menschen so zu stützen und zu provozieren, dass sie in stabilen •guten• 
Verhältnissen sich als Subjekt ihrer selbst erfahren können, dass sie ihre Lebens-
bedürfnisse ohne Ängste und problematische Bewältigungsmuster gestalten kön-
nen.•12 

12 Thiersch , 2004, S. 6.
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Das Verhältnis von Jugendhilfe und Schule ist dadurch gekennzeichnet, dass zuerst 
von multiprofessionellen Teams ein Hilfebedarf, sprich: Interventionsbedarf, festge-
stellt werden muss. Dann folgt die Nachweisführung seitens der Schule, dass sie mit 
ihren pädagogischen Mitteln und Ressourcen Œam Ende• ist. Und erst dann kann 
eine Hilfeleistung in Auftrag gegeben werden, deren Umfang und Intensität sich 
wiederum nach den noch bereitstehenden “ nanziellen Mitteln richtet. Mein Plädoy-
er lautet: Prävention vor Intervention. Zur Begründung möchte ich etwas näher auf 
die Arbeit mit Schulverweigerern eingehen.
 Schulverweigerung begreife ich als ein Form des unerlaubten Fernbleibens von 
der Schule, der in der Regel Schulmüdigkeit (lernleistungsbezogene Demotivation) 
und Schulschwänzen (sich subjektiv als Entwürdigung empfundenen Situationen 
entziehen) vorausgehen und das sich als Verhaltensmuster verfestigt hat. Die Grün-
de sind zumeist sehr vielschichtig. Diese können sein: unzureichende familiäre 
Erziehungsressourcen, mangelndes Selbstwertgefühl und psycho-soziale Mehrfach-
belastungen (existentielle Bindungsverluste, Gewalterfahrung, sexueller Mißbrauch, 
Delinquenz ...). Schule ist auf die Bearbeitung dieser Problemlagen nicht vorbereitet. 
Schüler in diesen Problemlagen sind nicht in der Lage, die Verhaltens- und Leis-
tungserwartungen seitens der Schule zu erfüllen und fallen auf durch psychische 
Abwesenheit, Ungep” egtheit, Leistungsverweigerung, Nervosität, Aggressivität. Sie 
halten dem Leistungsdruck nicht stand und sind dafür prädestiniert, Opfer von Mob-
bing zu werden. Sie erleben, dass Schule ihnen nicht nur nicht helfen kann, sondern 
dass sie für ihr ŒAnderssein• nochmals bestraft werden. Schule macht für sie in die-
ser Situation keinen Sinn. 
 Es ist richtig, dass die Schulen … auch in Zusammenarbeit mit der Polizei … die 
Kontrollen über die Einhaltung der Schulp” icht verstärken. Sie können dazu beitra-
gen, Anzeichen schuldistanzierenden Verhaltens schnell zu erkennen und ein Hin-
überwachsen von Schulschwänzen in Schulverweigerung zu vermeiden. Nicht die 
Androhung von Strafe ist eine adäquate Antwort auf Schulverweigerung, sondern 
Erziehung. 
 Es steht außer Zweifel, dass Schulverweigererprojekte seitens der Kinder- und 
Jugendhilfe notwendig sind. Wir sollten uns aber nicht mit ihnen ab“ nden, sondern 
präventive Maßnahmen entwickeln, die geeignet sind, sie über” üssig zu machen. 

Folgende Argumente sprechen dafür:

r   verfestigt sich schuldistanzierendes Verhalten als Reaktionsform auf Krisensitua-
tionen, so bedeutet dies ein Verlust an ohnehin schon schwach ausgeprägten 
sozialintegrativen Kompetenzen und eine Verminderung schulischen Leistungs-
vermögens,

r   Nicht-zur-Schule-gehen heißt ein erhöhtes Risiko an sozialer Desintegration, wo-
von Jugendkriminalität nur eine unter vielen Formen darstellt,
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r   Schulverweigerung ist nicht selten begleitet von Erfahrungen der Diskriminie-
rung, der Missachtung und Verletzung der Würde des Menschen,

r   die Bemühungen einer gelingenden Sozialintegration von Schulverweigerern, 
die über mehrere Monate bis zu mehreren Jahren hinweg nicht zur Schule ge-
gangen sind, sind bei einer nicht überragenden Erfolgsaussicht sehr aufwendig 
und kostenintensiv. 

Möglichkeiten der Kooperation von Jugendhilfe und Schule sowie der Schulver-
weigerung präventiv zu begegnen, sucht man im Schulreformdiskurs vergebens. 
Verantwortung für Jugend präzisiert sich dahin, auf diesen Befund aufmerksam zu 
machen. 
 Die Kinder- und Jugendhilfe hat mit dem § 13 SGB VIII die Möglichkeit, Schüler 
bei der Erfüllung ihrer Schulp” icht zu unterstützen, insoweit ein Hilfebedarf vor-
liegt. 
 Im § 13 SGB VIII ist festgeschrieben, dass die Kinder- und Jugendhilfe zum Aus-
gleich sozialer Benachteiligungen und individueller Beeinträchtigungen die schu-
lische und beru” iche Ausbildung von jungen Menschen zu fördern hat. Stellte die 
PISA-Studie fest, dass Schule (noch) nicht in der Lage ist, soziale Benachteiligungen 
auszugleichen, so scheint es geboten, die Leistungen nach § 13 SGB VIII nicht nur 
aufrecht zu erhalten, sondern weiter auszubauen und zu quali“ zieren. Die Reform 
des Arbeitsförderungsgesetzes und der Neuausrichtung der Agenturen für Arbeit 
wird jedoch in Erwägung gezogen, den § 13 SGB VIII gegenüber dem SGB III als 
nachrangig einzustufen, die Leistung der Jugendberufshilfe oder sogar den ganzen 
§ 13 SGB VIII zu streichen. 
 Der § 13 SGB VIII ist nach meiner Kenntnis für die Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule der entscheidende Leistungsparagraph. Nach ihm werden von zahlrei-
chen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe die Schulsozialarbeit und die arbeitswelt-
bezogene Jugendsozialarbeit gefördert. Er ermöglicht es, seitens der Kinder- und 
Jugendhilfe, in Schulen an sozialen Brennpunkten ein positives Lernumfeld zu 
fördern, Schulverweigererprojekte dort anzubieten, wo die Schule keinen Ein” uss 
mehr auf Schüler hat und in Problemfällen den Übergang von der Schule ins Be-
rufsleben zu begleiten. Diese Leistungen werden zunehmend nachgefragt. Der § 13 
SGB VIII darf nicht gekippt werden. Die Reform der Arbeitsförderung gibt keine 
berechtigte Hoffnung, dass diese Leistungen in Kürze über” üssig werden. 

Wohin treibt die Jugendhilfe?
Im Verlaufe der Diskussion über die Bedeutung der informellen Bildung für die 
heranwachsende Generation wird dem Bildungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
eine größere Bedeutung beigemessen. Das entspricht dem wiedergewonnenen Bil-
dungsbegriff.
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Es scheint mir jedoch angebracht, zwei Tendenzen auf den Prüfstand zu stellen. Was 
würde es bedeuten, die Leistungen des SGB VIII allen Kindern und Jugendlichen 
zugänglich zu machen? Betrachtet man z.B. die offene Jugendarbeit, die politische 
Bildungsarbeit oder die Jugendverbandsarbeit, dann ist dies in der Praxis bereits so. 
Würde es aber nicht einem Paradigmenwechsel gleichkommen, wenn die beson-
dere Adressatengruppe der sozial benachteiligten und individuell beeinträchtigten 
Kinder und Jugendlichen aus dem SGB VIII herausgenommen werden würde? Die 
Kinder- und Jugendhilfe könnte allein wegen der Finanzlage der Kommunen De“ zi-
te einer unzureichenden Schulreform nie abfangen.
 Wäre es andererseits anzuraten, Kinder und Jugendliche, die die Schule nicht 
mehr erreicht, grundsätzlich in Angebote der Kinder- und Jugendhilfe zu separieren 
und ihnen eine Bildung angedeihen zu lassen, die von vornherein das Niveau des 
Angebots auf die Bewältigung des täglichen Lebens begrenzt?
 Das Spannungsfeld Jugendhilfe und Schule sollte nicht weiter aufgeladen, son-
dern abgebaut werden. Eine Kooperation zwischen ihnen birgt die Chance, dass 
Schule ihre Problemkinder nicht einfach bis zur Kinder- und Jugendhilfe Œdurch-
reicht•, Schule sich weiterhin nur auf Wissensvermittlung beschränkt, weil die Kin-
der- und Jugendhilfe Œdas andere• übernimmt (Krisenintervention, Vermittlung von 
sozialen Kompetenzen, Medienerziehung usw.), sondern die von der Kinder- und 
Jugendhilfe betreuten Schüler, die Lernangebote der Schule weiterhin auf einem ho-
hen Niveau wahrnehmen können. Es geht darum, dass in Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule die eingangs genannte Risikogruppe so betreut wird, dass sie ihre 
Schulp” icht mit bestmöglichen Leistungen beendet. Denn ein guter Schulabschluss 
ist keine Garantie für einen gelingenden Einstieg ins Berufsleben, aber eine unab-
dingbare Voraussetzung dafür. Gleichzeitig hat ein Schulabschluss einen nicht zu 
unterschätzenden Ein” uss auf das Selbstwertgefühl und die eigene Lebensplanung. 
Wer wolle leugnen, dass ein hohes Niveau der Beherrschung von Kulturtechniken 
dazu beiträgt, ein Leben in Würde führen zu können?
 Bekanntlich wird die Kooperation von Jugendhilfe und Schule schon seit langem 
sehr kontrovers diskutiert. Wo sie tatsächlich statt“ ndet, mangelt es den Ergebnissen 
nicht an Überzeugungskraft. Die Frage der Kooperation erscheint in einem neuen 
Licht, wenn folgende drei Annahmen zumindest hypothetisch unterstellt werden: 

r   Der gemeinsame Bildungs- und Erziehungsauftrag ist von der sozialen Frage her 
zu begreifen. Soziale Gerechtigkeit ist ohne Bildungsgerechtigkeit nicht denk-
bar. 

r   In Zeiten der Unübersichtlichkeit und der enormen Beschleunigung von Ent-
wicklungen in allen Lebensbereichen ist nicht mehr die Vermittlung eines fest 
gefügten Wissenskanons die beste Lebensorientierung, sondern die Aneignung 
von Fähigkeiten, sich in diesen Zeiten selbst zu orientieren. Urteilsfähigkeit, 
Lernstrategien, Problemlösungsstrategien, Kreativität sind Kompetenzen, die 
gegenüber den eingepaukten Lehrsätzen an Bedeutung gewinnen. 
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r   Schule und Jugendhilfe werden ihrer Verantwortung nicht gerecht, wenn sie 
Schülergruppen nach Leistungen und Förderbedarf voneinander separieren, 
sondern das gemeinsame Lernen durch eine individuelle Förderung ergänzen 
und unterstützen. 

Kooperationsprojekt arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit
Die Schule sucht Möglichkeiten, über individuelle Bildungswege demotivierte Schü-
ler aufzufangen, sie zur Erfüllung der Schulp” icht in der Schule zu befähigen und 
ihren Übergang in die Erwerbstätigkeit trotz schlechter Abschlussnoten zu fördern. 
Praxislernen ist ein vielversprechender Ansatz, der in diese Richtung zielt. Dieser 
pädagogischen Konzeption liegt die Annahme zugrunde, dass es neben den kog-
nitiv orientierten sprachlichen und mathematischen Wegen zum Lernen Zugänge 
gibt, die vielen Kindern näher liegen, die ihnen das Lernen außerordentlich er-
leichtern und auch den Zugang zum Abstrakten eröffnen: handwerkliche Tätigkeit, 
technisches Konstruieren, ästhetisches Gestalten, ökonomisches Handeln, soziales 
Lernen. Sie alle sind zugleich Zugangsweisen zum Lernen überhaupt, auch zu den 
hochgradigen Abstraktionen, die zu unserer Kultur gehören.13 

Die arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit ist eine Form, Praxislernen in Koopera-
tion von Jugendhilfe und Schule zu arrangieren. 

Das Projekt ŒArbeit statt Strafe• der Zukunftswerkstatt e.V. Leipzig hat dazu einen 
außerschulischen Lernort für schulmüde Jugendliche eingerichtet. Ziel ist es, schul-
müde Jugendliche frühzeitig (in der Regel ab dem 7. P” ichtschuljahr) aufzufangen, 
ihre schulische Sozialisation zu fördern und langfristig auf den Einstieg ins Berufs-
leben vorzubereiten. Die Ergebnisse einer Begleitung über zwei Jahre hinweg sind: 
keine Schulabbrüche, Entwicklung einer Lernmotivation, die zu überdurchschnittli-
chen Abschüssen führt und gelingende Einstiege in die Berufsausbildung. Für die-
sen außerschulischen Lernort wurden u.a. folgende Qualitätsstandards entwickelt:

r   die Aufnahme von Schülern in das Projekt erfolgt bei den ersten sicheren An-
zeichen für Nachlassen von Lernmotivation, sinkende Lernleistungen und Ver-
haltensauffälligkeiten aufgrund nicht bewältigter sozialer, familiärer, schulischer 
oder individueller Kon” ikte,

r   der Aufnahme ins Projekt stimmt das Lehrerkollegium zu und ist in einem indi-
viduellen Bildungsplan verankert,

r   die gemeinsame Verantwortung und Zusammenarbeit der delegierenden Schu-
le, des Projektes sowie der Erziehungsberechtigten wird in einem Praktikums-
vertrag festgeschrieben, 

13 Vgl. Preiß & Wahler , 2002, S. 18 f.



Franzke  |  Nach PISA: Schulreform ohne Jugendhilfe?304

r   die Aufenthaltszeit und das Projektdesign sind so zu gestalten, dass sich die 
Schüler den schulischen Rhythmus und den Lernanforderungen nicht entwöh-
nen,

r   das Projekt bietet den Jugendlichen einen Raum, sich selbst neu zu erfahren, 
Selbstwertgefühl zu entwickeln, Lernerfolge zu vermitteln, Kon” iktlösungskom-
petenzen herauszubilden und eine realistische Zukunftsplanung aufzubauen, 

r   das Projektteam führt die Profession des Sozialpädagogen, des Anleiters und des 
Lehrers in einem abgestimmten Betreuungskonzept zusammen,

r   gearbeitet wird in Kleingruppen von je vier Jugendlichen, das Projekt wird für die 
Teilnehmer überschaubar gestaltet.

Das Projekt bietet gegenüber der Schule folgende Vorteile:

r   der enge soziale Bezug, die individuelle Förderung und die handwerklichen Tä-
tigkeiten stiften bei den Jugendlichen Sinn und schaffen so Voraussetzungen für 
eine aktive Teilnahme am Projekt und das Erreichen der Projektziele, 

r   die unmittelbare Nähe von handwerklicher Tätigkeit und schulbezogenem Un-
terricht ermöglicht es, den Sinnzusammenhang von aktueller schulischer Bil-
dung und späterem Berufsleben zu erschließen,

r   die Arbeit in Kleingruppen ermöglicht einen sehr intensiven Lernprozess und 
ein individuelles Bearbeiten von De“ ziten bzw. vorbereiten auf schulische Leis-
tungskontrollen,

r   über die frühe beru” iche Orientierung werden Berufswünsche herausgebildet, 
die sich in eine Lernmotivation ummünzen lassen, von der Schule pro“ tiert,

r   die intensive sozialpädagogische Begleitung ermöglicht schnelle und bedarfsge-
rechte Hilfen in besonderen Lebenslagen. 

Diese Vorteile des Projektes sind tatsächlich nur Vorteile und keine Notlösungen, 
wenn sie die schulischen Sozialisationsleistungen nicht ersetzen müssen, sondern 
ergänzend wirken. 

Gemeinsam lernen
Die Kooperation von Jugendhilfe und Schule liegt einerseits im Interesse der Kinder 
und Jugendlichen, da sie darauf orientiert, die Stärken der jeweiligen Erziehungsin-
stanz zum gegenseitigen Vorteil zu nutzen.
 In der tagtäglichen Kooperationspraxis ist ein gemeinsamer Lernprozess zu beob-
achten, indem sowohl Jugendhilfe als auch Schule gewinnen. Lehrer werden durch 
die Kontakte zu Sozialpädagogen für die sozialen Problemlagen ihrer Schüler sensi-
bilisiert. Gemeinsam begeben sie sich in eine kooperative Beratung. Sozialpädago-
gen ihrerseits entwickeln einen neuen Zugang zu den Bildungsanteilen ihrer Arbeit, 
werden angehalten, diese herauszuarbeiten und zu quali“ zieren. 
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Wenn gefragt wird, wie Schule es denn überhaupt schaffen kann, sich den Lebens-
welten ihrer Schüler mit all ihren Risiken und Chancen zu öffnen, das Leben in die 
Schule zu bekommen und selbst ins Leben hinauszugehen, dann wäre eine der Ant-
worten: durch die Kooperation mit Jugendhilfe. 

Thesen
1 Das Interesse der Jugendrechtsp�  ege an Schule wächst
Schule ist auch als Ort der Kriminalprävention zu identi“ zieren. Dabei geht es nicht 
darum, polizeiliche Zwangsmaßnahmen einzufordern, sondern jene pädagogischen 
Bestrebungen zu stärken, die auf ein soziales Lernen zielen, das die Schule zu einem 
Ort gewaltfreier Kon” iktlösung quali“ ziert, eine positive Identitäts“ ndung der Schü-
ler fördert und sie befähigt, konstruktiv mit den Orientierungskrisen der Moderne 
umzugehen. Dieser Prozess wird nur gelingen, wenn den lebens- und arbeitswelt-
relevanten Kompetenzen neben der Wissensvermittlung ein noch größerer Raum 
zugemessen wird. 

2 Der Schulreformdiskurs hat eine Schie�  age
Der Diskurs über die anstehenden Schulreformen wird derzeit pragmatisch-techno-
kratisch verengt. Er berücksichtigt nur ungenügend jene Schüler, die wegen ihrer 
Sozialisationsde“ zite und mangelnden Verfügbarkeit individueller und familiärer 
Ressourcen einen erhöhten Förderbedarf haben. Die Bildungsgerechtigkeit ist auf 
den Prüfstand gestellt. Sie anzumahnen scheint eine wesentliche Aufgabe der Ju-
gendrechtsp” ege zu werden. Gelingende schulische Sozialisation, bestmögliche 
Schulabschlüsse, Vermittlung in Ausbildung und beru” iche Quali“ zierung min-
dert das Potenzial an Kinder- und Jugendkriminalität, wirkt dem Einmünden von 
Jugend- in Erwachsenenkriminalität entgegen. 

3 Die Verantwortung für Bildung ist unteilbar
Lehrer wehren sich zu Recht, zum Sündenbock misslingender Sozialisation von Kin-
dern und Jugendlichen gemacht zu werden. Schule ist von ihrer derzeitigen Funk-
tionszuschreibung her nicht in der Lage, allein auf sich gestellt, Abhilfe zu schaf-
fen. Unsere Risikogesellschaft ist für die heranwachsende Generation ebenso eine 
Grunderfahrung ihres Lebens, wie sie sich als Konsumenten in eine Spaßgesell-
schaft hineingezogen fühlt. Als Ersatz für den Verlust an sozialen Bindungen steht 
eine multimediale Welt für sie bereit, in der Gewalt und Perversion zum Lustemp“ n-
den avancieren. Die Verantwortung für die soziale Integration der heranwachsenden 
Generation ist unteilbar.

4 Kooperation ist angesagt
Ein neuer Dialog zwischen den unterschiedlichen pädagogischen Professionen und 
Institutionen scheint dringend geboten. Die Kooperation von Jugendhilfe und Schu-
le ist als lernende Gemeinschaft auszugestalten, in der die Partner die Stärken der 
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anderen anerkennen und sich gemeinsam auf den Weg zu neuen Methoden und 
Standards der Bildung und Erziehung machen. Es wäre wenig erfolgversprechend, 
eine sofortige Aufhebung der systematisch betriebenen Trennung der einst in der 
Œsozialen Pädagogik• vereinten Schul- und Sozialpädagogik zu fordern, das stellt 
aber ihre Annäherung keineswegs in Frage. 

5 Der § 13 SGB VIII gewinnt an Bedeutung
Vorschulerziehung, Schulsozialarbeit und arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit 
sind als die entscheidenden Eckpfeiler der Kooperation zu festigen und gegen 
Sparpläne zu verteidigen. Durch die Reform der Arbeitsförderung werden Pläne 
geschmiedet, den § 13 SGB VIII nicht nur als gegenüber dem SGB III nachrangig 
zu betrachten, sondern längerfristig ganz zu streichen. Wenn diese Pläne umgesetzt 
werden sollten, so würde das eine enorme Verschlechterung der sozialintegrativen 
Hilfeangebote insbesondere für strafgefährdete und straffällig gewordene Kinder 
und Jugendliche bedeuten.
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Was bringt’s?
Stand und Erkenntnisse der Wirkungsforschung

Dieter Rössner

Die wissenschaftliche Kriminalprävention hat in empirischer Hinsicht immer noch 
Nachholbedarf. Es fehlt bis heute eine systematische Evaluation praktizierter krimi-
nalpräventiver Maßnahmen. Meist existieren nur Projektberichte und theoretische 
Konzepte ohne eine verlässliche Wirkungsforschung. Die Gründe hierfür sind viel-
fältig und reichen von mangelnden Forschungsressourcen über ein geringes Enga-
gement der Kriminologie in diesem schwierigen Bereich bis zur Angst der Praxis 
vor der Konfrontation mit dürftigen Ergebnissen des Bemühens. In dieser Situation 
ist es sinnvoll, zumindest die vorhandenen empirisch gesicherten Ergebnisse der 
Wirkungsforschung ähnlich wie im amerikanischen ŒSherman-Report• speziell für 
die Bundesrepublik Deutschland zu erfassen, um so repräsentative Leitlinien für die 
Kriminalprävention zu umreißen. Wir haben diesen Versuch im Auftrag der Stadt 
Düsseldorf unternommen1 und eine breite Sekundäranalyse nationaler und inter-
nationaler Wirkungsforschung mit dem Ziel durchgeführt, deutlich zu erkennende 
Wirkungsfaktoren herauszuarbeiten. Auf diese Weise sollen die kriminalpräventiven 
Kräfte konzentriert und die “ nanziellen Mittel für die kommunale Kriminalpräven-
tion möglichst effektiv eingesetzt werden. Die wesentlichen Ergebnisse wollen wir 
hier darstellen.

1  Die Ausgangssituation: Fehlende Wirkungsforschung
Als Schlussfolgerung aus den vielfältigen Ursachenanalysen zur Kriminalität und 
nach theoretischen Konzepten zur primären, sekundären und tertiären Kriminal-
prävention erwuchsen unzählige praktische Ansätze, zunächst in den USA, dann im 
benachbarten europäischen Ausland und später auch in Deutschland. Es zeigt sich 
durchgehend die Vernachlässigung einer fundierten Evaluationsstrategie präventi-
ver Projekte, ohne deren Ergebnisse die empirische Wirksamkeit der Kriminalitäts-
reduktion nicht nachgewiesen werden kann. Nur auf das gutgemeinte Argument zu 

1 Empirisch gesicherte Erkenntnisse über kriminalpräventive Wirkungen; Eine Sekundäranalyse 
der kriminalpräventiven Wirkungsforschung des Instituts für Kriminalwissenschaften der Uni-
versität Marburg (D. Rössner & B. Bannenberg) in Zusammenarbeit mit dem Institut für Sozi-
alpsychologie der Universität Marburg (U. Wagner, R. van Dick & O. Christ ), dem Institut für 
Kriminologie der Universität Tübingen (M. Coester & U. Gossner), dem Institut für Krimino-
logie der Universität Heidelberg (C. Laue) und der Gesellschaft für praxisorientierte Kriminali-
tätsforschung Berlin (G. Gutsche); erscheint 2002. Die folgenden Ausführungen beruhen auf 
dem Gutachten. Auf einen ausführlichen Nachweis der Quellen wird mit Blick auf den hier nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden Raum verzichtet. 
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setzen, jede Prävention sei besser als Repression, ist auch angesichts der möglicher-
weise fehlinvestierten Kosten und Mühen oder gar nicht erkannter kriminalitätsför-
dernder Effekte durch die Verfestigung krimineller Strukturen die falsche Strategie. 
Auch der im Juli 2001 erschienene Erste Periodische Sicherheitsbericht der Bundes-
regierung bilanziert:

ŒDerzeit “ ndet eine systematische Evaluation von kriminalpräventiven Maß-
nahmen, Projekten und Initiativen in Deutschland so gut wie nicht statt. Sie 
ist aber auf Dauer (...) entschieden zu fordern, um einen tatsächlichen Fort-
schritt in diesem komplexen Feld auf gesicherter Grundlage zu erreichen.•2

Die Analyse des aktuellen Standes der Kriminalprävention und ihrer Evaluation 
sieht sich einer nur schwer zu bewältigenden, komplexen und durch unterschied-
liche Rechts- und Sozialordnungen unübersichtlichen Materialfülle gegenüber. So 
mussten zunächst die breit gestreuten Modelle mit Wirkungsforschung weltweit 
gesammelt, geordnet und gewichtet werden. Im Gang der Untersuchung stellte sich 
aber heraus, dass sich die inhaltliche, zeitliche und räumliche Vielfalt der Wirkungs-
forschung im Überblick auf relativ klare Strukturen und funktionale Äquivalente zu-
rückführen lässt. Freilich bleibt im Einzelnen vieles offen und ist weiterer differen-
zierter Erprobung zugänglich. Die Grundzüge wirkungsvoller Kriminalprävention 
werden durch unsere Analyse aber deutlich.
 Das Gutachten basiert auf einem Mehr-Ebenen Konzept, um übereinstimmende 
Grundfunktionen wirkungsvoller Kriminalprävention zu erfassen. Im ersten Teil 
werden 61 Studien zur Kriminalprävention ausgewertet, die sich durch interessante 
und aktuelle Ansätze und vor allem durch eine valide empirische Begleitforschung 
auszeichnen. Die Kommunalpolitik kann sich an solchen konkreten und erfolgrei-
chen Vorbildern orientieren und diese gegebenenfalls auf die lokalen Verhältnisse 
ausrichten.3 Der zweite Teil enthält Auszüge aus dem Sherman-Report,4 der im 
Auftrag der amerikanischen Regierung mit aufwendiger Unterstützung ein empi-
risch fundiertes Resumée der Wirkungsforschung in den USA gezogen hat. Teil drei 
enthält die spezi“ schen Ergebnisse der Wirkungsforschung zur fremdenfeindlichen 
und rechtsextremen Gewalt.5 Dieses aktuelle und politisch besonders beachtete 

2 Bundesministerium des Inneren, Bundesministerium der Justiz , 2001.
3 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass streng genommen nur die Projekte zur Nachahmung emp-

fohlen werden könnten, die sich im experimentellen Test an verschiedenen Orten als signi“ -
kant und dauerhaft wirksam erwiesen haben, vgl. zu den methodischen Voraussetzungen Schu-
mann, 2001, S. 435 ff. Andererseits gibt es in Deutschland solche methodisch streng geprüften 
Projekte nicht, so dass sich emp“ ehlt, die erfolgreichen Projekte hier zu erproben und zukünf-
tig wissenschaftlich zu untersuchen.

4 Sherman u.a., 1998; www.preventingcrime.org.
5 Wagner, van Dick & Christ : Möglichkeiten der präventiven Einwirkung auf Fremdenfeind-

lichkeit / Antisemitismus und fremdenfeindliche / antisemitische Gewalt; Teil III des Gutach-
tens.
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Problem der Kriminal- und Kommunalpolitik in Deutschland erfährt damit eine 
erste Gesamtdarstellung mit Ergebnissen, die die bisher häu“ g hil” osen und eher 
aktionistischen Präventionsbemühungen nach spektakulären Taten weiter führen. 
Schließlich wird im vierten Teil analysiert, welche kriminalpolitischen Konsequen-
zen aus der vorwiegend amerikanischen Debatte über Œbroken windows• und Œzero 
tolerance• für deutsche Großstädte zu ziehen sind.6 Nach Abzug der lauten und pla-
kativen Argumente verbleiben empirische Erkenntnisse, die eine realistische Politik 
beachten muss.
 Aus den Ergebnissen dieser vier Teile lassen sich Grundstrukturen einer reali-
tätsbezogenen Kriminalprävention ableiten, die im Folgenden dargestellt werden.

2   Möglichkeiten und Grenzen der Wirkungsforschung
bei der Kriminalprävention

Die Ertragsanalyse der Wirkungsforschung weist zunächst auf eine bisher kaum 
beachtete, aber für die Evaluation kriminalpräventiver Bemühungen entscheidende 
Differenzierung, die folgende Eingangsfrage aufwirft: Zielt die Maßnahme eher all-
gemein und unspezi“ sch auf gedeihliche Sozialisations- und Enkulturations- oder 
Erziehungsbedingungen, die natürlich die Basis für die Aneignung von Verhaltens- 
und Wertorientierungen sowie von Kenntnissen und Gefühlen für soziale Situatio-
nen und damit auch konformen Verhaltens sind, oder geht es um planvoll ausgerich-
tete spezi“ sche Maßnahmen zur Reduktion von Kriminalität? Bei der Beantwortung 
ist schnell zu erkennen, dass die primäre Sozialisation und Erziehung sowie die 
sekundären Erziehungsträger in Kindergärten und Schulen erheblichen Ein” uss auf 
Kriminalitätsentwicklungen haben, solche allgemeinen Grundlagen des gelingen-
den Hineinwachsens in die Gemeinschaft aber kaum mess- oder feststellbar sind. 
Der gesellschaftliche Wandel, der sich aktuell vor allem in Lockerungs- und Auf-
lösungsprozessen familiärer Strukturen und des Zusammenhalts im sozialen Nah-
raum sowie der Entbindung aus gesellschaftlichen Institutionen wie z.B. Kommune, 
Kirche und Verein niederschlägt, und so eine unabänderliche Größe darstellt, ist von 
punktuellen Bemühungen spezi“ scher Kriminalprävention nicht zu beein” ussen. 
Es ist weiter zu berücksichtigen, dass intensive und verfestigte Kriminalität unter 
den verschiedensten gesellschaftlichen Bedingungen ein relativ stabiles Œ5%-Pro-
blem• ist. Nicht Œdie• Kinder, Jugendlichen oder Menschen sind intensiv kriminell, 
sondern vornehmlich die Minderheit der Intensivtäter (etwa 5% bei männlichen 
Gruppen, bei Mädchen und Frauen deutlich weniger, zeigt ein Syndrom sozialer 
De“ zite, das offenbar ihr Verhalten beein” usst: funktional gestörte Familie; fehlende 
Kontrolle und Zuwendung in der Familie; wechselndes oder gewaltorientiertes Er-
ziehungsverhalten der Eltern; wechselnde Aufenthaltsorte; erhebliche Auffälligkei-

6 Laue: Broken windows und das New Yorker Modell … Vorbilder für die Kriminalprävention in 
deutschen Großstädten? Teil IV des Gutachtens.
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ten wie Schwänzen und Aggressivität in der Schule; kein Schulabschluss und keine 
Lehre; negative Arbeitseinstellung; unstrukturiertes Freizeitverhalten; keine tragen-
den menschlichen Beziehungen; Unfähigkeit zur emotionalen Kommunikation).7 
 Insgesamt zeigt sich, dass unspezi“ sche Maßnahmen der Kriminalprävention in 
dem komplexen Sozialisationsgeschehen nicht zu isolieren und deshalb der geziel-
ten Wirkungsforschung kaum zugänglich sind. Das heißt natürlich nicht, dass Œun-
spezi“ sche• Kriminalprävention durch positive Gestaltung der strukturellen gesell-
schaftlichen Bedingungen oder durch Beseitigung der angeführten De“ zite in der 
Basissozialisation keine Wirkung hätte. Im Gegenteil! Nur können diese globalen 
Rahmenbedingungen nicht Gegenstand spezi“ scher Wirkungsforschung sein.
 Selbst auf kommunaler Ebene zeigen sich recht feste und kaum beein” ussba-
re Randbedingungen unterschiedlicher Kriminalitätsausprägungen in Gemeinde-
teilen. So ist davon auszugehen, dass sich der sozioökonomische Status und der 
Lebensstil der Bewohner bestimmter Gemeindegebiete als weitgehend resistent ge-
gen kriminalpräventive Bemühungen erweist.8 Man muss sich also auf die relative 
Wirkungslosigkeit präventiver Anstrengungen gerade in den kommunalen Brenn-
punkten der Kriminalität gefasst machen. 
 Die relative Effektlosigkeit allgemeiner Maßnahmen dürfte darauf beruhen, dass 
punktuelle Maßnahmen der Kriminalprävention bei Episodentätern, die sich von 
sozial Unauffälligen nicht unterscheiden, ebenso wenig spürbaren Ein” uss auf das 
sonstige übergewichtige Gesamtgeschehen der grundsätzlich gelingenden Soziali-
sation haben wie auf das der 5% Intensivtäter mit ausgebildetem Syndrom sozialer 
Auffälligkeit. Letztere sind durch allgemeine, nicht auf ihre Auffälligkeit gerichteten 
Maßnahmen kaum zu erreichen.
 Spezi“ sche Wirkungen der Kriminalprävention lassen sich deshalb vorrangig 
im Rahmen der unterschiedlichen sozialen Kontrolle erkennen. Der unmittelbare 
Zusammenhang mit der Kriminalprävention liegt auf der Hand: Soziale Verantwort-
lichkeit ist das sich gegenseitig beein” ussende Resultat äußerer Regel(durch)setzung 
und innerer Auseinandersetzung damit, das zur Normverinnerlichung führt. Soziale 
Normen werden zunächst einmal in der Außenwelt erschaffen und reproduziert. Ex-
terne soziale Kontrolle durch Regelsetzung und Überwachung ist damit unabhängig 
von allen anderen nur schwer zu beein” ussenden Basisbedingungen der Sozialisa-
tion elementare Voraussetzung spezi“ scher Kriminalprävention.9

7 Göppinger , 1997, S. 252 ff.; Kaiser, 1996, S. 523 ff.; Marneros, Ullrich & Rössner , 2000, 
S. 5 ff.

8  So Wikström , P.O., Universität Cambridge, im mündlichen Bericht über die breit angelegte 
Pittsburgh-Studie.

9 Eingehend Rössner, 2001, S. 76 ff.














































































































































































































































































































































































































































































































































































